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Jeder einzelne ist oufgerufen

Der gemelnsame Besdrluo von Bundeskanzler Willy Brandt und den Länder-lnnen'

m¡n¡stern - sie nennen lhn Exlremlsten-Er,laß, Es hat n¡cht über eln Jahr selner

Anwendung bedurft, um atlen Denrokraten dieses Landes vor Augen zu lühren, wer

hler gemilnt ¡st m¡t,,Exttemisten": nlcirt NPD-Bundesvorstandsm¡tglied Professor

Koslei, nic*rt der redrisradikale H¡stor¡ker Rub¡n, n¡cht d¡e Hunderte von Neonazþ

Funktlónären ¡m öffentl¡chen Diensl, deren Namensllsle d¡e Demokratlsdte Aktlon

unlängst veröffentlicfite - geme¡nt ¡st der Wissensc*raltler, det erkennt, daß ¡r¡an

Marxiãmus nur ln der dialektisdren E¡nheit von Theorie und Praxis begrelfen kann,

der sozialdemokratlsdte Lehrer, der für Reform des Deutschunterricits e¡ntrllt, dle

parte¡lose Studentin, die ihre Kommilitonen mit der Vertretung Shrer lnteressen be'

it"r"n. Gemeint ist - wie oft haben w¡r es gesagl, w¡e oft hat es s¡ch bewiesen -
jeder, der aktiv für Demokratie eintrltt.

,Ein kluges Wort, und sdron ist man Kommun¡st" w¡tzelt ein poppiges Posler. Allzu

unrecht ñat es nicl|t. Obwohl es natürlidr tatsäc*rlidr ¡n erster Llnie die organis¡erten

Marxisten sind, die vom Berufsverbot betrolfen werden sollen: die Mitglieder der

DKP, der SDAJ, des MSB SPARTAKUS - Verfassungsbrudr.

Daß der Erlaß verfassungswidrlg ¡st, lnzw¡scien lst es selbst flir den ,,spiegel" ein

Allgemeinplatz: ,,Fraglos verstößt er gegen Leitsälze des Bundesverfassungsgerlchts".

Oaã fUagãzin, das sic{r lm Ruf elnes publizist¡scfien Gewissens sonnt, registrierl's

und - geht zur Tagesordnung über.

Nicht só dle 20 (Xlo Bürger, die am 14. April in Dorlmund ihre Forderungen nac*t

,,Freiheit im Beruf - Demokratie im Betrieb" manifest¡erten und ihre Demonstrallon

åur größten und breitesten Massenaktion gegen die Berulsverbote werden ließen.

Aufgãrufen hatten hunderte Betr¡ebsräle, Gewerkscfiaftsfunktionäre, Jugend' und

Stuãentenvertreter, Repräsentanten demokratisdler Organisationen. Der Kreis zeigte:

Der M¡n¡sterpräsidenten-Erlaß ist ke¡ne Sache der Sclrulen und Hochschulen allein'

¡st es n¡e gewesen. Und n¡dtt umsonst fand diese Demonstration in Dortmund statt'

dort, wo d',e Arbe¡tet von Hoescfi durci solidariscte Akt¡on, in direkter Konfrontatlon

mit ihren Bossen, d¡e Entlassung von acht Kollegen - aklive Sozialdemokraten und

Kommunisten - verhinderten,
20 000 forderten: ,,Dieset BescfiluB muß weg!"
Wörtlich den gleiclen Satz hat Juso-Ghef Wolfgang Roth (lür F. J. Strauß selbst ein

,Linksradikater') gesagt, Docfi Wolfgang Roth war nlcht in Dorlmund. Er war ln

Hannover, lriscfrgebackenes SPD-Parte¡vorstandsm¡tglied - er gab sicfi auf seinem
parteitag mit einer Modil¡zierung des Berufsverbote-Erlasses zufrieden. Aber ein

Verfassungsbrudr läßt siclr nicfit verfeinern. ,D¡eser Beschluß muß weg!"

E¡n schwedisdrer Re¡c,hstagsabgeordneter, Sozialdemokrat, staunte ungläubig, als

man ihm ber¡c'htete, daB es in der BRD Berufsverbote gibt - w¡eder Berulsverbote
glbl. Er will nlc{rt glauben, daß ¡n d¡esem Staat Ze¡tungen auf Leserbrlefe und andere

Meinungsäußerungen demokrat¡scfier Lehrer durchforstet und arc{riviert werden, da8

es Fragebogen zur Gesinnungstreue gibt, daß es elnen Sctrleß-Erlaß gibt, der nacfi

dem Willen des baden-württemberg¡scfien lnnenm¡n¡sters Sch¡eß die Grundlage zur

politisc{ren überpri,ifung iedes elnzelnen Bediensteten des öffentlicfien D¡enstes und

iedes Bewerbers vors¡eht - er will nicht glauben, daß es das alles wieder glbl.

Der 8. Mai ist der Tag der Befreiung vom Fascfiismus. Für die Autoren derart¡ger

Erlasse ¡st d¡eses Dalum der ,,Zusammenbruc*r".
Da lst längst nic{rt altes zusammengebrodren von der allen Ordnung und sie bauen

flelßlg wleder auf. Sie höhlen das Grundgeselz aus, sie bauen demokratlsche Rechte

ab. Wle we¡t s¡e damit kommen, liegt an iedem e¡nzelnen von uns, liegt an der

Bereitschaft, Solidarität zu beweisen, zu handeln. Nadr dem Be¡splel der Hoesc*t'

Arbeiter, nadr dem Beispiel der Aktlonen, die die Verbeamtung von llse Jacob, Anne

Lenharl, Rolf Geffken und anderen docfi durcfisetzlen.

Am 12. Mal werden der sc{wedische Reichstagsabgeordnete und mit lhm Vertreter

der demokralisclren Uflentlicfikeit des ln- und Auslands nadr Hamburg kommen, der

Sladt mit dem SPD/FDP-Senat, der Vorreiter filr die Berufsverbole war. Sle werden

tellnehmen an der Konferenz ,,Funktion und Folgen der undemokratischen Berufs-

verbote". Dieser Kongreß wird ein welterer Ansto8 sein, den Kampt gegen den
Abbau demokratischer Reclrte und für sozialen Fortsdrritt verstärkt we¡terzuführen.

Jeder einzelne isl aufgerufen.

STEFFEN LEHNDORF:

l\ 'ì\

lnhalt
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Fast alle Genossen der Hamburger spartakus-Gruppen haben akt¡v bei der

sc,hen vorbereitung und Durchführung des Kongresses mitgeholfen. Nicht

kräfte und überselzer arbeitelen - wie hier auf dem Foto - oft bis spät

organ¡sator¡-
nur Schreib-
in die Nadrt.

Ihnen allen sei an dieser Stelle nochmals herzlicher Dank gesagt'

O b e n : Die Lenin-Büste ist ein Geschenk der sowietischen Genossen. lhre Übergabe

hat sich um zwei Tage verzögert: Bei der Zollkontrolle ¡st sie ,,aus Versehen" zerbrochen.

Ein Restaurator hat sie wieder zusammengefügt; sein Name soll nicùt genannt werden -
er hat Angst vor Berufsverbot.
U n t e n : Das Geschenk der FDJ-Delegalion war eine komplette Songgruppen-Aus-
stattung. In einer Abstimmungs-Pause wurde sie gleich ausprob¡erl.

Wi¡ können sagen, daß wir in den hinter
uns iiegenden Tagen gute Arbeit gelei-
stet haben. Der Verlauf und die Ergeb-
nisse unserer Diskussionen zeigen, daß

wir keine satzungsmäßig fäIlige Pflicht-
ùbung absolviert haben, sondern unselen
2. Bundeskongreß bewußt zu einer ent-
scheidenden Station für die Entwicklung
unserer Verbandspolitik gemacht haben."

Das konnte der neugewählte Vorsitzende
des MSB Spartakus, Christoph Strawe'
am Ende dès 2. Bundeskongresses der
Organisation der marxistischen Studenten
in der Bundesrepublik feststellen. Vom
19. bis 22. Fetrruar kamen in Hamburg'
der Stadt Ernst Thälmanns, 369 Delegier-
te aus 66 ordentlichen Gruppen zusam-
men, um über die nächsten Aufgaben
des Verbandes innerhalb der gesamten

demokratischen Studentenbewegung so-

wie über die Probleme, die sidr heute
dem MSB Spartakus als einer marxisti- -
l"lr"L*'::1"#i,"'iålîïå'"'î;1'åå:?t)
zahl auf 3000 verdreifachen konnte, stel-
len, zu diskutieren und Besdrlüsse zu

fassen,
Im Mittelpunkt der Beratungen stand
die Diskussion um das ,,Programm für das

gemeinsame Handeln der Studenten" un-
ter dem Titel: ,,Für die eigenen Interes-
sen kämpfen - mit der Arbeiterklasse
verbünden",
Nach wochenlanger intensiver Arbeit mit
dem Programmentwurf und nach Ver'
arbeitung hunderter Anderungsanträge
und VerbesserunEsvorschläge - nicht nur
aus den Reihen der Mitglieder des MSB

SPARTAKUS - wurde das Programm

Voranzeige

ln Kürze erscheint das

Der neue Bundesvorstand

Der Bundesvorstand wählte auf seiner ersten Sitzung das neue Sekretariat. Auf dem

Foto - nach langen Sitzungen etwas abgeschlafft: Karl-Heinz Heinemann, Klaus Görke
(stellvertretender Vorsitzender), Steffen Lehndorff (stellv.), Christoph Strawe (Vorsitzen-

der), Paul Schäfer (stellv.), Jürgen Büscher (stellvert.), Hartmut Schulze, Gunter Riechey,

Klaus-Peter Zyweck, Andreas Mölich und Heiner Blasenbrei. Nicht auf dem Bild: Frairz
Hutzfeld und Michael Held.
Die weiteren Mitglieder des Bundesvorstands: H. Bolle, W. Breuer, O. Cernavin, P. Cipa,
H. Dahldrup, P. Degkwitz, G. Dieckmann, Th. Ferber, M' Garthe, G. Grotz' R. Hauschild,
B. Hesselmann, L Janys, W. Klostermeier, J. Kort, B. Kosch, R. Krings, D' Krüger, W.

Kümpel, B. Landefeld, R. Lüth, A. Macht, Michael Maercks (Foto links), der jetzt nach

seiner erlolgreichen Arbeit als stellvertretender Vorsitzender seit der Gründung wieder
ans Studieren geht, E. Mars, J. Meye'r, Ch. Meyer, W. Müller, U. Müllerleile, B. v. Mutius,

K. Naumann, M. Pfaab, Ch. Freiss, G. Riegel, Se¡fert, H. Siebold' D. Sommerfeld, U.

Schofer, H. Schweer, J. Tautz, T. Voss, P. Wahl, F. Weigel, M. Weniger, G' Wenke'

H. Wienert und M. Zimmermann. Kooptiert wurde'der Genosse R. Pfeifer.
Mitglieder der Schiedskommission: die Genossen Ney, Planer und Proft; Mitglieder der
Revisionskommission: die Genossen Priester, Schwehla und Fornoni.

Protokoll
2. Bundeskongreß
des MSB Spartakus

lnhalt:

Politischer Bericht des Bundesvorstands,
die wichtigsten Referate und Diskus-

sionsbeiträge. Berichte aus den Arbeits-
gruppen, Anträge und Resolutionen'
Grußworte und -schreiben, Pressespie-
gel

Bestellungen an:
facit, 53 Bonn,
Poppelsdorfer Allee 58 a

nadr langer intensiver abschließender
Diskussion am ,späten Abend des 21. Fe-
bruar vom 2. Bundeskongreß einstimmig
verabsctiedet.
Als zentrale Aussage dieses Kongresses
soll dieses Programm den Studenten der

-Bundesrepublik 
Hilfe sein im Kampf ge-

Du" die ieaktionäre Hochschulpolitik der
'-Flerrschenden, gegen Sdrmalspurausbil-

dung, Studienreglementierung und antide'
mokratisdreLehrinhalte, für eine materiell
abgesidrerte Wissenschaft und Ausbil-
dung im Dienste der arbeitenden Bevöl-
kerung und des gesellsdraftlichen Fort-
sdrritts. In diesem Sinne werden der MSB
SPARTAKUS und das ,,Programm für das
gemeinsame Handeln der Studenten" ent-
sdreidend dazu beitragen, den studenti-
schen Massenkampf, der in den letzten
Monaten ein nie gekanntes Ausmaß er-
reichte, weiter zu vereinheitlichen, zu
effektivieren und zu intensivieren.
Folgende weitere Anträge und Resoluti-
onen wurden u.'a. verabschiedet:

- Solidarität mit den palästinensischen
Arbeitern und Studenten anläßlich des
israelischen Terroraktes vom 21.2.73.

* Solidarität mit den griechischen Stu-
denten im KamPf gegen den Faschis-
mus.

'- Sotidarität mit den vom Berufsverbot
bet¡offenen Studenten und Lehrern.

- Solidarität mit den am 15, 2.7973 ver'
urteilten Heidelberger Studenten.

- Anträge zur Vorbereitung der X. Welt-
festspiele der Jugend und Studenten
in BerIin/DDR.

- Resolution zum KamPf der Völker
Indodrinas gegen den US-Imperialis-
mus,

Satzungsgemäß wählte der 2. Bundeskon-
greß des SPARTAKUS seine politischen
Leitungsorgane neu. Nach ausführlicher
Diskussion gaben die Delegierten ein ein-
mùtiges Votum für den 59köpfigen neu-
en Bundesvorstand und für die Schieds-
sowie für die Revi'sionskommission ab.

Auf seiner ersten Tagung wählte der
Bundesvorstand anschließend einstimmig
den Vorsitzenden und das Sekretariat.
Alle seine Entsdreidungen hat der Kon-
greß nach ausführlichen und offenen Dis-
kussionen getroffen, Dies und die gründ-
liche Vorbereitung des Kongresses in den
Gruppen unter Einbeziehung aller Mit-
glieder erklärt die Einmütigkeit, mit der
in Hamburg politische Besdrlüsse gefaßt
wurden,
Eine Atmosphäre der offenen, kritischen
Diskussion herrschte audr in den Debat-
ten der drei Arbeitskreise, die sich mit
hochschulpolitischen Fragen, mit Fragen
des ideologischen Kampfes an den Hoch-
schulen und der internationalen Solidari-
tät beschäftigten.
Internationale Solidarität - das war ein
wichtiger Schwerpunkt der Kongreß-Be-

ratui-gen, vor allem im Hinblick auf die
X, Weltfestspiele der Jugend und Studen-
ten. An erster Stelle 'steht hier d'ie Ver-
bundenheit mit den kämpfenden Völke¡n
Indochinas. Auf einem Solidaritätsmeeting
wu¡de bekanntgegeben: Innerhalb von
vier Monaten haben Spartakisten runde
87 000 DM für das Ngyen Van Troi Kin-
de¡krankenhaus gesammelt. Inzwischen
hat der Bundesvorstand des MSB be-
schlossen, das Sammelziel bis zum Beginn
des Festivals auf 100 000 DM zu erhöhen'
Um seine Aufgaben der antiimperialisti-
schen Solidarität in Zukunft noch effek-
-tiver wahrnehmen zu können, beschloß
der MSB Spartakus auf dem Kongreß ein-
stimmig, einen Antrag auf Aufnahme in
den Weltbund der Demokratischen Ju-
gend zu stellen, So wurde auch der Ver-
t¡eter des WBDJ, Ivo Vranja, dem die
Behörden der Bundesrepublik zunächst
die Einreise verweigerten, von den De-
legierten begeistert begrüßt. Ivo Vranja'
der Vertreter des Internationalen Studen-
tenbunds und die zahlreichen Gäste von
Bruderorganisationen aus dem sozialisti-
schen und kapitalistischen Ausland doku-
mentierten durch ihre Anwesenheit ein-
dringlich, welches internationale Ansehen
die junge Organisation MSB Spartakus
be¡eits genießt. Unter anderem richteten
Genossen aus der Sowjetunion, aus der
DDR, der CSSR, aus Bulgarien, Rumåinien,
aus Flnnland, Dänemark, Spanien, Portu-
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in die Nadrt.

Ihnen allen sei an dieser Stelle nochmals herzlicher Dank gesagt'

O b e n : Die Lenin-Büste ist ein Geschenk der sowietischen Genossen. lhre Übergabe

hat sich um zwei Tage verzögert: Bei der Zollkontrolle ¡st sie ,,aus Versehen" zerbrochen.

Ein Restaurator hat sie wieder zusammengefügt; sein Name soll nicùt genannt werden -
er hat Angst vor Berufsverbot.
U n t e n : Das Geschenk der FDJ-Delegalion war eine komplette Songgruppen-Aus-
stattung. In einer Abstimmungs-Pause wurde sie gleich ausprob¡erl.

Wi¡ können sagen, daß wir in den hinter
uns iiegenden Tagen gute Arbeit gelei-
stet haben. Der Verlauf und die Ergeb-
nisse unserer Diskussionen zeigen, daß

wir keine satzungsmäßig fäIlige Pflicht-
ùbung absolviert haben, sondern unselen
2. Bundeskongreß bewußt zu einer ent-
scheidenden Station für die Entwicklung
unserer Verbandspolitik gemacht haben."

Das konnte der neugewählte Vorsitzende
des MSB Spartakus, Christoph Strawe'
am Ende dès 2. Bundeskongresses der
Organisation der marxistischen Studenten
in der Bundesrepublik feststellen. Vom
19. bis 22. Fetrruar kamen in Hamburg'
der Stadt Ernst Thälmanns, 369 Delegier-
te aus 66 ordentlichen Gruppen zusam-
men, um über die nächsten Aufgaben
des Verbandes innerhalb der gesamten

demokratischen Studentenbewegung so-

wie über die Probleme, die sidr heute
dem MSB Spartakus als einer marxisti- -
l"lr"L*'::1"#i,"'iålîïå'"'î;1'åå:?t)
zahl auf 3000 verdreifachen konnte, stel-
len, zu diskutieren und Besdrlüsse zu

fassen,
Im Mittelpunkt der Beratungen stand
die Diskussion um das ,,Programm für das

gemeinsame Handeln der Studenten" un-
ter dem Titel: ,,Für die eigenen Interes-
sen kämpfen - mit der Arbeiterklasse
verbünden",
Nach wochenlanger intensiver Arbeit mit
dem Programmentwurf und nach Ver'
arbeitung hunderter Anderungsanträge
und VerbesserunEsvorschläge - nicht nur
aus den Reihen der Mitglieder des MSB

SPARTAKUS - wurde das Programm

Voranzeige

ln Kürze erscheint das

Der neue Bundesvorstand

Der Bundesvorstand wählte auf seiner ersten Sitzung das neue Sekretariat. Auf dem

Foto - nach langen Sitzungen etwas abgeschlafft: Karl-Heinz Heinemann, Klaus Görke
(stellvertretender Vorsitzender), Steffen Lehndorff (stellv.), Christoph Strawe (Vorsitzen-

der), Paul Schäfer (stellv.), Jürgen Büscher (stellvert.), Hartmut Schulze, Gunter Riechey,

Klaus-Peter Zyweck, Andreas Mölich und Heiner Blasenbrei. Nicht auf dem Bild: Frairz
Hutzfeld und Michael Held.
Die weiteren Mitglieder des Bundesvorstands: H. Bolle, W. Breuer, O. Cernavin, P. Cipa,
H. Dahldrup, P. Degkwitz, G. Dieckmann, Th. Ferber, M' Garthe, G. Grotz' R. Hauschild,
B. Hesselmann, L Janys, W. Klostermeier, J. Kort, B. Kosch, R. Krings, D' Krüger, W.

Kümpel, B. Landefeld, R. Lüth, A. Macht, Michael Maercks (Foto links), der jetzt nach

seiner erlolgreichen Arbeit als stellvertretender Vorsitzender seit der Gründung wieder
ans Studieren geht, E. Mars, J. Meye'r, Ch. Meyer, W. Müller, U. Müllerleile, B. v. Mutius,

K. Naumann, M. Pfaab, Ch. Freiss, G. Riegel, Se¡fert, H. Siebold' D. Sommerfeld, U.

Schofer, H. Schweer, J. Tautz, T. Voss, P. Wahl, F. Weigel, M. Weniger, G' Wenke'

H. Wienert und M. Zimmermann. Kooptiert wurde'der Genosse R. Pfeifer.
Mitglieder der Schiedskommission: die Genossen Ney, Planer und Proft; Mitglieder der
Revisionskommission: die Genossen Priester, Schwehla und Fornoni.

Protokoll
2. Bundeskongreß
des MSB Spartakus

lnhalt:

Politischer Bericht des Bundesvorstands,
die wichtigsten Referate und Diskus-

sionsbeiträge. Berichte aus den Arbeits-
gruppen, Anträge und Resolutionen'
Grußworte und -schreiben, Pressespie-
gel

Bestellungen an:
facit, 53 Bonn,
Poppelsdorfer Allee 58 a

nadr langer intensiver abschließender
Diskussion am ,späten Abend des 21. Fe-
bruar vom 2. Bundeskongreß einstimmig
verabsctiedet.
Als zentrale Aussage dieses Kongresses
soll dieses Programm den Studenten der

-Bundesrepublik 
Hilfe sein im Kampf ge-

Du" die ieaktionäre Hochschulpolitik der
'-Flerrschenden, gegen Sdrmalspurausbil-

dung, Studienreglementierung und antide'
mokratisdreLehrinhalte, für eine materiell
abgesidrerte Wissenschaft und Ausbil-
dung im Dienste der arbeitenden Bevöl-
kerung und des gesellsdraftlichen Fort-
sdrritts. In diesem Sinne werden der MSB
SPARTAKUS und das ,,Programm für das
gemeinsame Handeln der Studenten" ent-
sdreidend dazu beitragen, den studenti-
schen Massenkampf, der in den letzten
Monaten ein nie gekanntes Ausmaß er-
reichte, weiter zu vereinheitlichen, zu
effektivieren und zu intensivieren.
Folgende weitere Anträge und Resoluti-
onen wurden u.'a. verabschiedet:

- Solidarität mit den palästinensischen
Arbeitern und Studenten anläßlich des
israelischen Terroraktes vom 21.2.73.

* Solidarität mit den griechischen Stu-
denten im KamPf gegen den Faschis-
mus.

'- Sotidarität mit den vom Berufsverbot
bet¡offenen Studenten und Lehrern.

- Solidarität mit den am 15, 2.7973 ver'
urteilten Heidelberger Studenten.

- Anträge zur Vorbereitung der X. Welt-
festspiele der Jugend und Studenten
in BerIin/DDR.

- Resolution zum KamPf der Völker
Indodrinas gegen den US-Imperialis-
mus,

Satzungsgemäß wählte der 2. Bundeskon-
greß des SPARTAKUS seine politischen
Leitungsorgane neu. Nach ausführlicher
Diskussion gaben die Delegierten ein ein-
mùtiges Votum für den 59köpfigen neu-
en Bundesvorstand und für die Schieds-
sowie für die Revi'sionskommission ab.

Auf seiner ersten Tagung wählte der
Bundesvorstand anschließend einstimmig
den Vorsitzenden und das Sekretariat.
Alle seine Entsdreidungen hat der Kon-
greß nach ausführlichen und offenen Dis-
kussionen getroffen, Dies und die gründ-
liche Vorbereitung des Kongresses in den
Gruppen unter Einbeziehung aller Mit-
glieder erklärt die Einmütigkeit, mit der
in Hamburg politische Besdrlüsse gefaßt
wurden,
Eine Atmosphäre der offenen, kritischen
Diskussion herrschte audr in den Debat-
ten der drei Arbeitskreise, die sich mit
hochschulpolitischen Fragen, mit Fragen
des ideologischen Kampfes an den Hoch-
schulen und der internationalen Solidari-
tät beschäftigten.
Internationale Solidarität - das war ein
wichtiger Schwerpunkt der Kongreß-Be-

ratui-gen, vor allem im Hinblick auf die
X, Weltfestspiele der Jugend und Studen-
ten. An erster Stelle 'steht hier d'ie Ver-
bundenheit mit den kämpfenden Völke¡n
Indochinas. Auf einem Solidaritätsmeeting
wu¡de bekanntgegeben: Innerhalb von
vier Monaten haben Spartakisten runde
87 000 DM für das Ngyen Van Troi Kin-
de¡krankenhaus gesammelt. Inzwischen
hat der Bundesvorstand des MSB be-
schlossen, das Sammelziel bis zum Beginn
des Festivals auf 100 000 DM zu erhöhen'
Um seine Aufgaben der antiimperialisti-
schen Solidarität in Zukunft noch effek-
-tiver wahrnehmen zu können, beschloß
der MSB Spartakus auf dem Kongreß ein-
stimmig, einen Antrag auf Aufnahme in
den Weltbund der Demokratischen Ju-
gend zu stellen, So wurde auch der Ver-
t¡eter des WBDJ, Ivo Vranja, dem die
Behörden der Bundesrepublik zunächst
die Einreise verweigerten, von den De-
legierten begeistert begrüßt. Ivo Vranja'
der Vertreter des Internationalen Studen-
tenbunds und die zahlreichen Gäste von
Bruderorganisationen aus dem sozialisti-
schen und kapitalistischen Ausland doku-
mentierten durch ihre Anwesenheit ein-
dringlich, welches internationale Ansehen
die junge Organisation MSB Spartakus
be¡eits genießt. Unter anderem richteten
Genossen aus der Sowjetunion, aus der
DDR, der CSSR, aus Bulgarien, Rumåinien,
aus Flnnland, Dänemark, Spanien, Portu-
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gal und Griechenland herzlidre Worte der
SolÍdarität und Freundschaft an die DeIe-
gierten.
Die 2, Bundesvorstandstagung konnte
dann feststellen:
,,Alle auf dem Kongreß anwesenden aus-

Iändischen Gäste waren überzeugt davon'
daß hier die richtigen Aufgaben für den

Verband und für die gesamte Studenten-
bewegung formuliert wurden. Die offene
und kritische Diskussion der eigenen Pra-

xis, der Versuch, die in zwei Jahren
Kampf gewonnenen Erfahrungen gültig
zu verallgemeinern und die Praxis des

Hochschulkampfes ständig weiterzuent-
wickeln, wurde von unseren Bruderorga-
nisationen mit Zustimmung aufgenommen'
Das fand seinen Niedersdrlag auch in den

Berichten der Presse der sozialistischen
Länder über unseren Kongreß"'
Ausführliche Artikel veröffentlichten zum

Beispiel die FDJ-Zeitschriften,, JungeWelt"
und ,,Forum". Auch das ,,Neue Deutsch'
land.", die ,,Kornsomolskaja Pravda" und-
sozialistische Fernsehanstalten berichtete!¡
vom Kongreß'

Besonders herzlich begrüßten die Dele-

g¡erten unter den inländischen Gästen die

Vertreter der Deutschen Kommun¡stischen
Parlei, Gerd Deumlich, Mitglied des Präsi-

diums, und der SDAJ, den Vorsitzenden
Rolf-Jürgen' Priemer, Der DKP-Vorsitzende
Kurt Bachmann schrieb an die Delegierten:

,,Die bürgertiche Presse ñtselt oft über das

,Geheimnis' der Erlolge des MSB' Nun,

es gibf hier gar kein Geheimnis, keine

Tricks und Patentrczepte: Der Marxismus

ist Anleitung zum Handeln, und ìm MSB

sehen wir ihn in Aktion.
Dahe¡ rührt die Fähigkeit, konsequenten
Kampt um studenflsche /nfe¡essen mit kla-
ren Þerspektiven zu verbinden. Und dahør

tührt das Kamptziel: Studenten gehören

an die Se¡te der Arbeiterklasse!

":;,2 

Ã: :l:i :: i"i,',i :': :' *' ;,i"Xif iåCI'
zukunttsbest¡mmenden gesch¡chtlichen

Kratt tt¡tt, diese Zielstellung nützt auch

der Arbeiterklasse, denn im Kampf gegen

die Monopole sind yl/issenschatt und Hoch'
schule ein wichtiges Feld, aut dem ieder
Veúündete zählt. Der MSB ,e¡sfet so

einen wiclttigen BeÍtrag zur Entfaltung
des Kampîes um eine antimonopol¡stische
DemokratÍe und den Sozìalismus ., ."
Aus einem weiteren Grußschreiben, aus

einem sechsseitigen handschriftlichen Brief
von Professor Wolfgang Abendroth, soll
hier ein kurzer Auszug zitiert werden:

,,Die GegenoÍtensive der Hocltschul'Reak-
tion kann nur du¡ch ein Bündnis der Stu'
denten m¡t dq Arbe¡teúewegung abge'
wiesen werden. Ein Ertolg der Studenten'
bewegung - demokratische (und also nicht
tech nokr ati scll e ) Rat i on al i si e r u ng d e r H o ch-

schulen und des Studiums, BeseÍtigung
des Numerus c/ausus und Wahrnehmung
der materiellen und beruÍlichen lnteressen
der Studierenden, gleichberechtigte E¡nbe'
z¡ehung des Marxismus in Lehrkörper und

Studium - läge ìm Interesse der vom

,,BuF" so v¡el beschworenen ,,Obiektivie-
rung der lryissenschaff", weil er helten
wü¡de, die ant¡kommunistischen, lediglich
den sozialen Sfafus guo der gegenwärt¡-
gen Klassengesellschatt sçhützenden Vor-
urteile ¡n de¡ Wssenschatt zu unterbinden.
Er läge auch ¡m /nteresse der Arbeiter-
klasse und des sozialen Fottschr¡tts, we¡l
er hülÍe, der A¡beiterþewegung neue Krâtte
zuzutühren und ihre theoretischen und
sttateg¡schen Konzeptionen zu verbessern.
Es isf das Verdienst des MSB SqARTA-
KUS, dies Grundproblem verstanden zu
haben und zu versuchen, gemeinsam mit
anderen student¡schen Gruppen, die sich
diesen Einsichten annähetn, die Masse de¡
Studenten durch seine propaganda uncl
seine Aktionen zum Verständnis dieser
Lage zu führen und sie zur Kooperat¡on
m¡t der orga:nisierten Arbeiterbewegung,
der gew.erkschattl¡chen wie der politischen
anzuhalten."
Besondere Aufmerksamkeit widmeten die

tf,:f i::.3i;.i'l.i:å",xi.',Tï::å:1"f"?ä
Nordhoff, der .deutlich machte, daß auch
für den Sozialdemokratischen Hochschul-
bund die Frage des Bündnisses m¡t dem
MSB eine' prinzipielle ist und nicht etwa
eine von wahltaktischen überlegungen be-
st¡mmte. Die Hamburger Jungsozialisten
übermittelten dem Kongreß einen Beschluß
ihres Landesarbeitsausschusses, in dem
die Hoffnung ausgedrückt wird, daß von
ihm aus ,,der Kampf von Studenten, Wis-
senschaftlern und allen anderen Hoch-
schulangehörigen für Ausbau und demo-
kiatische Reform des Bildungswesens in
der Bundesrepublik weitere lmpulse er-
hä1t".

Die zahlreiche Teilnahme von Vertretern
demokratischer Organisationen und Ver-
bände wie vds, BAK, Bund Demokratischer
W¡ssenschaftler, VAN, Arbeitskreis Festi-
val, DFU und vieler anderer wurde zum
Beweis für die konsequente Arbe¡t des
MSB bei der Herstellung des Bündnisses

lller Hochschulangehörigen im Kampf ge-
Uten die Formieruig.

,,Auf der Grundlage des Programms für
das gemeinsame Handeln der Studen-
ten", so die 2. Bundesvorstandstagung,
,,werden wir im nächsten Semester daran-
gehen, dem Kampf der Studenten gegen
Ländergesetze und Hochschulrahmenge-
setz, materiellen Bildungsnotstand, Kurz-
studium und reaktionäre Prüfungsordnun-
gen, Berufsverbote und politische Diszi-
plinierung neue lmpulse zu geben, die
Masse der Studenten in den Kampf für
demokratische Alternat¡ven einbeziehen.
Daneben steht die aktive Vorbereitung der
Weltfestspiele, Verstärkung der anti¡mpe-
rial¡stischen Solidar¡tät.,,

Für die lnteressen der
Studenten!
Für das Bündnis m¡t der
Arbeiterklasse!
Für die Solidarität im anti-
imperialistischen Kampfl
tVlacht den Spartakus étarkl

SDAJ und MS rtakus

Besiegelte Freundschaft mit Komsomol
UNd FDJ

Während einer gemeinsamen Veranstaltung von Spartakus und SDAJ ,,125 Jahre
Kommun¡stisches Manifest" am 22. Februar unterzeichnete Christoph Strawe für den
MSB Spartakus mit Boris Namestnikow, Vizepräsident des Studentenrates der UdSSR
und Leiter der Jugendabteilung des Zentralkomitees des Komsomol, und mit Hans
Jagenow, Sekretär des Zentralrats der FDJ, Abkommen zur weiteren Vertiefung der
Freundschaft und Zusammenarbeit zwischen dem Spartakus und seinen Bruderorgani-
sationen in der Sowjetunion und der DDR.
ln beiden Protokollen werden ein regelmäBiger lnformationsaustausch und gegensei-
tige Einladungen von Delegationen vereinbart. Die Unterzeichner beide rAbkommen be-
grüßen die abgeschlossenen Verträge der UdSSR und der VR Polen mit der BRD
sowie den Grundlagenvertrag zwischen der DDR und der BRD, bekunden ihren
Willen, sich mit aller Kraft für das Stattfinden einer europäischen Sicherheitskon-
ferenz einzusetzen, bekräftigen ihre Solidarität mit der für Demokratie und Sozialis-
mus kämpfenden, Jugend d'er ganzen Welt und vor allem mit dem kämpfenden Volk
von Vietnam. ln beiden Vereinbarun'gen werden die X. Weltfestspiele der Jugend
und Studenten in diesem Jahr in Berlin/DDR besonders gewürdigt.
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An einer Gedenktafel für die Ermordeten des Hamburger Zweiges der Weißen Rose

legten die Deleg¡erten rote Nelken und weiße Rosen nieder. Auf dem Foto: Czaba

Kiss, ein Genosse.aus Ungarn.

Ehrung fär die Weiße Rose

Anläßlich des 30. Jahrestages der Ermordung der Geschwister Scholl und Christoph

Probst' nahmen die Delegierten des Bundeskongresses und die Gäste (unter ihnen

auch der FDP-Bürgerschaftsabgeordnete Gerhard Weber) an einer Gedenkstunde

für die weiße Rose teil. ursel Ertel von der VAN sagte in ihrem Beitrag: ,,' ; ' wir

sehen heute auf dem Gebiet von Staat und Recht Erscheinungen und Entscheidungen'

die sich nicht am Grundgesetz, sondern eher an den Verhältnissen vor dem 8. Mai

1945 orientieren, wie zum Beispiel die Wiedêreinführung del Berufsverbote, die Ver-

schleppung der Prozesse wegen NS-Massenmordes, die einer Amnestie auf kaltern

Wege'glei-chkommt, der Fall des Widerstandskämpfers Fie'te Schulze, dessen 1935

von Oei NS-Just¡z verkündetes und vollstrecktes Todesurteil 1972 durch ein bundes-

deutsches Ger¡cht für rechtens erklärt wurde . . ." Christoph Strawe forderte auf :

,,Lernen aus der Geschichte! Das ¡st für uns keine Phrase, sondern Aufforderung

ium gemeinsamen Handeln ... Mit den Worten der Geschwister Scholl, zum Kampf

õ"g"n-O"n ,,imperialistischen Machtgedanken", Kampf für eine Gesellschaftsorndung,

inïer ,,je¿és Volk, jeder einzelne sein Recht auf die Güter der Welt"'verwirklichen

kann."
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tVlacht den Spartakus étarkl

SDAJ und MS rtakus
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UNd FDJ
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An einer Gedenktafel für die Ermordeten des Hamburger Zweiges der Weißen Rose

legten die Deleg¡erten rote Nelken und weiße Rosen nieder. Auf dem Foto: Czaba

Kiss, ein Genosse.aus Ungarn.

Ehrung fär die Weiße Rose

Anläßlich des 30. Jahrestages der Ermordung der Geschwister Scholl und Christoph

Probst' nahmen die Delegierten des Bundeskongresses und die Gäste (unter ihnen

auch der FDP-Bürgerschaftsabgeordnete Gerhard Weber) an einer Gedenkstunde

für die weiße Rose teil. ursel Ertel von der VAN sagte in ihrem Beitrag: ,,' ; ' wir

sehen heute auf dem Gebiet von Staat und Recht Erscheinungen und Entscheidungen'

die sich nicht am Grundgesetz, sondern eher an den Verhältnissen vor dem 8. Mai

1945 orientieren, wie zum Beispiel die Wiedêreinführung del Berufsverbote, die Ver-

schleppung der Prozesse wegen NS-Massenmordes, die einer Amnestie auf kaltern

Wege'glei-chkommt, der Fall des Widerstandskämpfers Fie'te Schulze, dessen 1935

von Oei NS-Just¡z verkündetes und vollstrecktes Todesurteil 1972 durch ein bundes-

deutsches Ger¡cht für rechtens erklärt wurde . . ." Christoph Strawe forderte auf :

,,Lernen aus der Geschichte! Das ¡st für uns keine Phrase, sondern Aufforderung

ium gemeinsamen Handeln ... Mit den Worten der Geschwister Scholl, zum Kampf

õ"g"n-O"n ,,imperialistischen Machtgedanken", Kampf für eine Gesellschaftsorndung,

inïer ,,je¿és Volk, jeder einzelne sein Recht auf die Güter der Welt"'verwirklichen

kann."
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6000 Gäste
beim Meeting

Die Großkundgebung wurde zu elnem
Höhepunkt der Festivalvorbereitungen
der bundesdeutschen Jugend. Alle Red-
ner kamen darauf zu sprechen: lvo
Vranja, der Vertreter des Weltbundes
der demokratischen Jugend, dem die
Behörden der Bundesrepublik zunächst
die E¡nre¡se verweigern wollten, bis die
Intervention zahlreicher Jugendverbän-
de schlíeßlic{r das Visum erzwang, be-
r¡chtete von den Aktivitäten der Ju-
gendlichen in allen Ländern, die sicfi
auf ihre Fahrt nach Berlin vorbereilen;
Horst Dietzel vom Zentralrat der FDJ
übermillelte die Grüße von den Gast-
gebern der X. Weltfestspiele. ,,Frieden,
Freundschaft, Solidarität dafür
kämpft die Jugend der Welt", sang
die FDJ-Singegruppe aus Karl-Marx-
Stadt, und der ganze Saal sang
mit, Bege¡sterung für Boris Nameslni-
kow, den stellvertretenden Vors¡tzenden
des Studentenrats der UdSSR und Lel,
ter der Abtê¡lung Studenteniugendf,
beim ZK des Komsomol: ,,Drushba,
drushba!" Nac{r Boris Namesl{lkow
spielte das Lutschina-Ensemble, inter-
nat¡onal bekannte Folklore-Gruppe aus
der Sowjetun¡on.

Chistoph Slrawe ordnete in seinen
Be¡trag dþ Solidaritätsakt¡onen des
MSB Spartakus und der demokrati-
schen Jugend in der Bundesrepublik
in die antiimperialistische Beuregung
der Welt ein: Solidarität mit den na-
tionalen Befieiungsbewegungen fn
Asien, Afr¡ka und Lateinamerika; Soll-
darität mit der Jugend und allen De-
mokraten der kap¡tal¡stischen Welt, die
gegen Faschismus und Reaktíon und
für demok¡atisc,hen Fortsdtritt kämpfen.
Vor allem aber: Solidar¡tät m¡t den
Völkern lndochinas, die zwar dem Im-
perialismus e¡ne der größten Niederla-
gen seit der Zersdrlagung des Hitler-
faschismus beigebracht haben, die deo-
dauerhaften Frieden aber noch erkämf,
fen müssen. Mit den Woñen der Singe--
gruppe Karl-Marx-Sladl:,,Die Kraler-
landschaft, die eln Vietnamese Heimat
nennt, I die erste ruhige Nacht, dle er
se¡t v¡elen Jahren kennt, / die braudren
unsere Kraft und unsere Solidarität, /
weil der Kampf ja weltergeht. / Die
Solidarität geht weiter, mit dem Volk
von Vietnam."

Während der Veranstaltung erhiell der
MSB Spartakus ein Telegramm des
Südvietnamesischen Studentenverban-
des, in dem es heißt: ,,,. .. Unser auf-
r¡chtiger Dank gilt lhnen, den fortscfir¡tt-
líchen Jugendlic-lren und Menschen In
der BRD, für die akliven, vielfältigen
Sol¡daritätsaktionen mit dem Volk Vlet-
nams, d¡e wir als e¡nen wertvollen Bei-
trag zum großen Sieg der Bevölkerung
und Studenten Südvietnams in ihrem
Kampf gegen die US-Aggression zur
nal¡onalen Rettung betrac{rten."

Auch Gerd Deumlich, Mitglied des Prä-
sidiums der DKP, kcinnte in seinem Bei-

trag herzlicfie Kampfesgrüße aus Viet-
nam überbringen, telegraphisch übe¡-
m¡ttelt von Mitgliedern einer DKP-Dele-
gafion, die sich gegenwärt¡g auf Einla-
dung der Partei der Werktätígen Viet-
nams ¡n der ÐRV aufhält. Ein Mitglied
dieser Delegat¡on ist Franz Hutzfeld,
neugewähltes Sekretariatsmitglied des
MSB Spartakus.
Das Kulturprogramm dieses Nacimít-
tags riß alle von den Slühlen. Viele
waren vielleicht nur gekommen, um die
,,Slars" der Veranslallung, Dieter Sü-
verkrüp und Floh de Cotogne, zu hören;
aber auch die anderen inlernationalen
Gruppen rissen schließlich alle mlt. Sie
gaben ein eindruc*svolles Bild von der
Breite demokratischen Kulturschaffêns:
Die Bonner Songgruppe mit alten und
neuen Kampfliedern, die italienische
Spitzengruppe ll Gontemporaneo, die
an der Seite der KPI gegen den Neo-
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fasclrismus kämpft, Dieter Süverkrüp,
der exlra für dieses Meeting seine in-
tensive Arbeit an einer neuen Kinder-
oper unlerbrochen hatte. Die Lokomo-
tlve Kreuzberg, die Westberliner Band,
dle mit hartem Rod< für die Aktions-
einhe¡t agitiert, die schon erwähnten
Gruppen aus der DDR und der UdSSR,
Ghristiane und Frederick mit ,,progres-
siven Kinderliedern", die finnisdre
Songgruppe von SOL, der Bruderorga-
n¡sat¡on des MSB Spartakus, d¡e im Nu
alle ihre mitgebrachten Platten verkau-

. fen konnte, und natürlich der Floh aus
Köln, der zum Abschluß mit Ausschnit-
ten aus seiner ,,Rock.Jazz-Rakete
Lucky Streik" den Saal zum Kochen
und m¡t dem Löwenthal-Song - ,,Die
lìilllch wird sauer, das Bier wird schal,
lm Fernsehen sprlc{rt der Löwenthal,,
- sogar zum M¡tschunkeln brachte.

Von roten Blumen
und E¡chhörnchen

Pressekonferenz nach dem Kongreß

,,. . . sein Aktionsprogramm unter dem Ti-
tel ,Für die eigenen /nteressen kämplen,
mit det A ... - mit der Arbeiterklasse
verbünden,. . ."
Ja, mit der Berichterstattung über den
Kongreß hatten es die Kollegen von der
bürgerlichen Presse nicht leicht. Der oben
zit¡ette Nachrichtensprecher vom Nord-
deutschen Rundfunk, tür cten die Arbei-
terklasse der Sfern des Ansfoßes war,
lietette hÍertür noch das niedlichste Bei-
spiel.
Erst wollten sie den Kongreß ¡a ganz tot-
schweigen, iedenf alls oltensichttich die
Kollegen von der sogenannten tiberalen
Presse. Aber dann preschten am ersten
Kongreßtag die ,,Welt" und das ,,Handels-
blatt" m¡t groß autgemachten, vom Stand-
punkt der Herrschenden sauberen Ein-
schätzungen des MSB Sparfakus vor. Die
Kamptblätter det Monopole reagierten, wie
man es von ihnen etwartet: Beschimptung
und Diftamierung der demokratischen Stu-
dentenbewegung, streckenweise grenzen-
/oses Unverständnis aber auch Einge-
sfändnls der Stärke des MSB Spafiakus.
Zum Beispie/ RCDS-Boss Langguth. Er,

stärker als beim Gründungskongreß war das presseecho auf den 2. Bundes-
kongreß des MSB Spartakus. Rund 80 Journalisten aus der BRD - vom ZDF-
Magazin bis zu Spontan, von der UZ bis zu ¿lan -, aus dem kapitalistischen
Ausland - z.B. der holländische Rundfunk oder die Zeitung der dänischen
KP - und aus dem sozialistischen Ausland - von der Komsomolskaja Pravda
bis zur Jungen Welt - waten anwesend. Hier ein kurzer überblick über die
Reaktion der Presse der Reaktion - als vorgeschmack auf den ausführlichen
Pressespiegel im Protokoll-Buch.

So etwas hat es in der Bundesrepublik noch nicht gegeben, und kaum
e¡ner hatte erwartet, daß 6000 kommen wlirden. 6000 Teilnehmer beim
großen Solidaritäts-Meeting des MSB Spartakus zurn Abschluß seines
2. Bundeskongresses in Hamburg: Arbe¡ter, Lehrlinge und Studenten,
Mitglieder und Freunde des MSB Spartakus aus der ganzen Bundes'
republ¡k haben sich am 24. Februar in Hamburgs zweitgrößtem Saal,
der Halle I von Planten un Blomen, getroffen, um ¡hre Zugehörigkeit
zur weltweiten antiimper¡al¡st¡schen Bewegung der Jugend zu doku'
ment¡eren.

das Patteivorstandsmitglied der CDU, be-
hauptete im,,Deutschland-Union-Dienst",
die jüngsten SP-Wahlen hätten bewiesen,
daß ,,der zunehmend aktiver werdende
MSB Spartakus" über ,,ungeheure Geld-
summen veriügt, die sich nur aus einer
Finanizerung von seiten der DKP oder
der DDR erklären /assen". Das slnd a/so
die einzigen Argumente der Beaktion, Bis
heute hat der ÂCDS aut das Sparfakus-
Angebot einer gegenseitigen Einsichtnah-
me der Bilanzen nicht reag¡ett
GiÍt und Galle spuckten Michael H. Spteng
und se¡n Komplize Kimmich - berüchtigt
wegen Kumpanei mit Neonazis als Ham-
burger RCDS-Chet - in der Welt; ein be-
sonderer Dorn im Auge ist ihnen die
konsequente Bündn¡spol¡t¡k des Sparfakus

- verständlich. ,,MSB Spartakus tre¡bt Be-
schäftigungstherapie mangels politischer
Kontrovercen" lautete eine Welt-Schlag-
zeile. Nun ja, diese Therapie wird die
Springer-Journaille und Co noch genü-
gend beschättigen.
Eine andere Taktik schlug die Presse eÌn,
die sich selbst liberal nennt. Hier waren

Fortsetzung auf Seite 20
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Vom bloßen antiautorität-
demokratischen Protest or 

ter konsequent antimoho-zu eln
polistischen Bewegung

Freiheit strebenden Massen ist für sie
nachvollziehbar geworden.
Es gelang dem SPARTAKUS in den er-
sten zwei Jahren seines Bestehens, mehr
als 3000 Studenten für den Marxismus,
für die Organisierung im MSB zu ge-
winnen, und die ideologisdre Festigung
des SPARTAKUS in der Auseinanderset-
zung mit dem rechten und linken Oppor-
tunismus herzustellen,
Die Voraussetzungen dafùr, daß auf dem
2. Bundeskongreß festgestellt werden
konnte: die Aufgabe, auf die wir unsjetzt konzentrieren müssen, heißt, die
Mehrheit der Studenten für den demokra-
tischen Kampf zu gewinnen, den SpAR-
TAKUS stärker unter den studentischen
Massen zu verankern, die Massenarbeit
des Ve¡bandes umfassender zu entwik-
keln, wurden im Kampf selbst geschaffen.
JMenn eine marxistische Organisation sich
auf die Massenarbeit konzentrieren kann,
dann ist das ein Ausdruck der Tatsache,

üi,i:i ;"?;',äTåi iå',ä,',"l,i 
r e sture

Während der 1. Bundeskongreß gezeigt
hatte, daß sich der SPARTAKUS eine
Strategie des Hochschulkampfes erarbei-
tet hatte, demonstrierte der 2, Bundes-
kongreß, daß der SP¡ARTAKUS in der
Lage ist, auf der Grundlage dieser Stra-
tegie den ,,Kampf der Studenten an der
Seite der Arbeiterklasse" praktisch herzu-
stellen, d. h. nicht nur die Avantgarde,
sondern die Massen selbst zu politischem
Handeln zu veranlassen. Nur durch die
Einbeziehung der Massen in den demokra-
tischen Kampf können die objektlvenVor-
aussetzungen für die Verwirklichung der
Ziele der Grundsatzerklärung geschaffen
werden; die Theorie wird eben erst dann
zur materiellen Gèwalt, wenn sie die Mas-
sen ergreift. Eine Veränderung der Macht-
und Herrschaftsr4erhältnisse in der BRD
kann nur von den Massen selbst durch-
gesetzt werden.

-pie 
Massenaktionen des letzten Semesters

ftna sowohl Ergebnis des verschärften
-Angriffs des Monopolkapitals und seines

Staates auf die sozialen und politischen
und die Ausbildungsinteressen der Stu-
denten, als auch das Resultat einer wach-
senden Erkenntnis unter den Studenten,
daß die Misere an den Hochsdrulen gesell-
sdraftlid¡e Ursadren hat, etwas zu tun
hat mit den Besitz- und Madrtverhältnis-
,sen in der BRD,
Damit mußte der Versuch sdreitern, die
Studenten an die Kette einer sozialde-
mokratischen Reformpolitik zu legen, ih-
nen weiszumachen, die Unterstützung der
Sozialdemokralie, z.B. Ím Wahlkampf sei
ausreidrend, um eine positive Verände-
rung ihrer eigenen Lage zu er¡eichen.
An diesen Versudren hatte es nicht ge-
fehlt. Im Wahlkampf von SpD und FDp
wa¡en alle Weichen auf ,,Integration,, ge-
stellt. Auch die Jungsozialisten waren da-
bei. Unter der Uberschrift ,,Rettet die
Bildungsreform Klaus von Dohnanyis,,
warben sie in ihrer Wahlkampfzeitung
für Willy Brandt und die SpD.
Doch die EuphorÍe einesWalter Scheel, der
cler Studentenbewegung schon den Toten-

schein ausgeschrieben hatte, verflog sehr
schnell. Die Studentenbewegung erwies
sich jetzt als ein stabileres politisctres
Element als nodr in ihrer antiautoritären
Plase. Die ideologisdr-politische Reife der
Studentenbewegung war gewachsen, und
zwar deshalb gewachsen, weil diese Be-
wegung sich stärker von einer radikal-
demokratisdlen zu einer antimonopolisti-
schen Bewegung entwickelt hatte: Grö-
ßere Teile der Studenten verstehen heute
ihren Kampf um Demokratie in Wissen-
schaft und Ausbildung als Kampf gegen
die ökonomische und politische Macht des
Großkapitals.
So wie vorläufig der sozialdemokratische
Versuch der Integration gescheitert ist,
so erwiesen sich ebenfalls alle .A,nstren-
gungen der äußersten Reaktion als ver-
geblich, unter den Studenten verloren ge-
gangenes Terrain zurückzue¡obern. Das
manifestierte sich am deutlichsten in de¡
im Sande steckengebliebenen großange-
legten antikommunistischen Offensive des
RCDS,

Inzwisdren sind zwei Tendenzen für das
Herangehen der herrschenden Klasse an
ihr Problem,,Studentenbewegung" kenn-
zeichnend: 1. Es soll auf jeden Fall ver-
hindert werden, daß Arbeiter und Studen-
ten gemeinsam vorgehen. Die reale Ge-
fahr eines antimonopolistischen Bündnis-
ses von Arbeiterklasse und Intelligenz
beschäftigt die Gazetten der Unternehmer-
verbände immer stärker.
2. Es soll auf jeden Fall dafür gesorgt
werden, daß der dringend benötigte Nadr-
wuchs an beliebig verwendbaren und ge-
gen die Arbeiterklasse einsetzbaren intel-
lektuellen Handlangern gesichert wird.
Die Verschärfung des Konkurrenzdrucks,
das Rechnen auf die Angst um den Ar;
beitsplatz gehören dabei zum KalküI.
Schon aus dieser kurzen und deshalb not-
wendigerweise unvollständigen Einschät-
zung ergeben sidr eine ganze Reihe wich-
tiger Schlußfolgerungen.
1. Eine Verschärfung der Lage an den
Hochschulen, eine gestiegene Kampfbe-
reitschaft de¡ Studenten erfordert vom

L
-gP
:(E
I

-og
I

)
Eine S[andortbestimmung des Kampfes der Studenten und die Aufgaben, die der 2. Bundes'

kongreß des MSB Spartakus formulierte

,,Die entsche¡dende Aufgabe dieses Kongresses urar es' den Kampf-für
á¡e Z¡ele unserer Grundsatzerklärung in eine neue Etappe e¡nzule¡ten
und d¡e Frage zu beantworten, w¡e es uns gel¡ngen kann, die Masse der
Studenten ¡ñ Aen demokratist*ten Kampf einzubeziehen' mehr Studenten
als Mitglieder und Anhänger für den MSB zu gew¡nnen' noch besser zu

lernen,-dem Kampf der Studenten, der in diesen Monaten überall in der
Bundeirepublik dinen nie gekannten Aufschwung n¡mmt, Richtung und
Ziel zu geben."
(Schlußwort des Kongresses)'
òer folgende Be¡trag soll d¡ese Aufgaben konkretisieren:

Um das, was auf dem 2. Bundeskongreß
des MSB SPARTAKUS diskutiert und be-
schlossen wurde, in seiner Bedeutung
richtig einsdrätzen zu können, ist es not-
wendig, den Entwicklungsstand 'der Stu-

dentenbewegung zu reflektieren und zu

bestimmen, welche Phase der Entwicklung
der SPARTAKUS selbst erreicht hat.
Die positive Entwicklung des MSB SPAR-
TAKUS ist vor allem darauf zurückzufüh-
ren, daß von dieser Organisation Ant-
wort auf Fragen gegeben werden konnte,
die sich für die Studentenbewegung nach
dem Scheitern einer politischen Konzep'
tion stellten, die den Studenten eine Rolle
zugewiesen hatte, die sie gewaltig ùber-
fordern mußte, nämlich den Kampf aller
Ausgebeuteten und Unterdrückten aus-
zufüh¡en. Dazu kam, daß der Studenten-
bewegung zu dieser Zeit eine politische
Theorie fehlte, mit deren Hilfe eine Ana-
lyse der gesellschaftlidren VerhäItnisse
möglich gewesen wäre, die die Ausarbei-
tung einer Strategie zur Uberwindung
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des kapitalistischen Systems ermöglicht
hätte.
Die Klärung der historischen Rolle der
Arbeiterklasse, die Uberwindung aller
Ideologien, die die revolutionäre Kraft der
Arbeiterklasse leugneten und die Erar-
beitung der Strategie des antimonopoli-
stischen Kampfes waren notwendig, um
die Antwort auf folgende Fragen geben
zrt können: Welchen Beitrag können
Studenten im Kampf gegen das kapitali-
stische System leisten? Was sind die ge-
genwärtigen Aufgaben sozialistischer Stu-
denten? Können sie mehr tun, als das

kapiialistisdre System zu entlarven und
den Sozialismus zu proPagieren?

,,Mit SPARTAKUS, im SPARTAKUS'
Kampf der Studenten an der Seite der
Arbeiterklasse, für eine demokratische
Hochschule, für Frieden, Demokratie und
Sozialismus". - In dieser Losung des
1. Bundeskongresses spiegelten sich die
¿llgemeinen Aufgaben eines marxisti'schen
Studentenbundes wider. Wir sammelten

wichtige Erfahrungen bei der Entwidr-
Iung von Forderungen, bei'der Organisie-
rnng vott Aktionen, die dem Kampf der
Studenten fi.ir die Durdrsetzung ihrer so-

zialen und politischen Interessen deshalb

eine wirkliche Perspektive gaben, weil
es antimonopolistische Forderungen wa-
ren und weil diese Aktionei die Erkennt'

:ï"Jl'*"""1:,x ,tË"'ili Jläi åiälitr
pole keinerlei Verbesserung der Lage

zu erreichen ist,

Diese Strategie des antimonopolistischen
Kampfes erlaubte es uns also, Studenten
über den Kampf um unmittelbare Interes-
sen an die Erkenntnis über die Notwen-
digkeit grundlegender antimonopolisti-
scher Umgestaltung heranzuführen; auf
diese Weise konnten wir Studenten von
der Notwendigkeit der Brechung der Mo-
nopolmacht und der Errichtung der sozia-
Iistischen Gesellsdraftsordnung überzeu-
gen. Die eigenen Kampferfahrungen und
unsere politisch-ideologisdre Arbeit füh-
ren dazu, daß heute eine große Zahl von
Studenten mit uns, mit den Marxisten
davon überzeugt íst,, daß Demokrati.e für
die Massen und Herrschaft des Monopol-
kapitals unvereinbar'sind, Das heißt nicht,
daß diese Studenten alle überzeugte So-

zialisten sind, aber.der erste Sdtritt da-
hin ist getan, denn der grundlegende
Widerspruch zwischen dem die Demokra-
tie negierenden Imperialismus und den
nach mehr demokratischen Rechten und
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Wenn Sie die roten blätter nicht am Büchertisch des MSB SPARTA-
KUS in der Hochs,chule erhalten können, bestellen Sie ein Abonne-
ment bei

rote blättern MSB SPARTAKUS,53 Bonn'1, Postfach

Name:
Hochschule:
Ort:
Straße:

Unterschrift:



Vom bloßen antiautorität-
demokratischen Protest or 

ter konsequent antimoho-zu eln
polistischen Bewegung

Freiheit strebenden Massen ist für sie
nachvollziehbar geworden.
Es gelang dem SPARTAKUS in den er-
sten zwei Jahren seines Bestehens, mehr
als 3000 Studenten für den Marxismus,
für die Organisierung im MSB zu ge-
winnen, und die ideologisdre Festigung
des SPARTAKUS in der Auseinanderset-
zung mit dem rechten und linken Oppor-
tunismus herzustellen,
Die Voraussetzungen dafùr, daß auf dem
2. Bundeskongreß festgestellt werden
konnte: die Aufgabe, auf die wir unsjetzt konzentrieren müssen, heißt, die
Mehrheit der Studenten für den demokra-
tischen Kampf zu gewinnen, den SpAR-
TAKUS stärker unter den studentischen
Massen zu verankern, die Massenarbeit
des Ve¡bandes umfassender zu entwik-
keln, wurden im Kampf selbst geschaffen.
JMenn eine marxistische Organisation sich
auf die Massenarbeit konzentrieren kann,
dann ist das ein Ausdruck der Tatsache,

üi,i:i ;"?;',äTåi iå',ä,',"l,i 
r e sture

Während der 1. Bundeskongreß gezeigt
hatte, daß sich der SPARTAKUS eine
Strategie des Hochschulkampfes erarbei-
tet hatte, demonstrierte der 2, Bundes-
kongreß, daß der SP¡ARTAKUS in der
Lage ist, auf der Grundlage dieser Stra-
tegie den ,,Kampf der Studenten an der
Seite der Arbeiterklasse" praktisch herzu-
stellen, d. h. nicht nur die Avantgarde,
sondern die Massen selbst zu politischem
Handeln zu veranlassen. Nur durch die
Einbeziehung der Massen in den demokra-
tischen Kampf können die objektlvenVor-
aussetzungen für die Verwirklichung der
Ziele der Grundsatzerklärung geschaffen
werden; die Theorie wird eben erst dann
zur materiellen Gèwalt, wenn sie die Mas-
sen ergreift. Eine Veränderung der Macht-
und Herrschaftsr4erhältnisse in der BRD
kann nur von den Massen selbst durch-
gesetzt werden.

-pie 
Massenaktionen des letzten Semesters

ftna sowohl Ergebnis des verschärften
-Angriffs des Monopolkapitals und seines

Staates auf die sozialen und politischen
und die Ausbildungsinteressen der Stu-
denten, als auch das Resultat einer wach-
senden Erkenntnis unter den Studenten,
daß die Misere an den Hochsdrulen gesell-
sdraftlid¡e Ursadren hat, etwas zu tun
hat mit den Besitz- und Madrtverhältnis-
,sen in der BRD,
Damit mußte der Versuch sdreitern, die
Studenten an die Kette einer sozialde-
mokratischen Reformpolitik zu legen, ih-
nen weiszumachen, die Unterstützung der
Sozialdemokralie, z.B. Ím Wahlkampf sei
ausreidrend, um eine positive Verände-
rung ihrer eigenen Lage zu er¡eichen.
An diesen Versudren hatte es nicht ge-
fehlt. Im Wahlkampf von SpD und FDp
wa¡en alle Weichen auf ,,Integration,, ge-
stellt. Auch die Jungsozialisten waren da-
bei. Unter der Uberschrift ,,Rettet die
Bildungsreform Klaus von Dohnanyis,,
warben sie in ihrer Wahlkampfzeitung
für Willy Brandt und die SpD.
Doch die EuphorÍe einesWalter Scheel, der
cler Studentenbewegung schon den Toten-

schein ausgeschrieben hatte, verflog sehr
schnell. Die Studentenbewegung erwies
sich jetzt als ein stabileres politisctres
Element als nodr in ihrer antiautoritären
Plase. Die ideologisdr-politische Reife der
Studentenbewegung war gewachsen, und
zwar deshalb gewachsen, weil diese Be-
wegung sich stärker von einer radikal-
demokratisdlen zu einer antimonopolisti-
schen Bewegung entwickelt hatte: Grö-
ßere Teile der Studenten verstehen heute
ihren Kampf um Demokratie in Wissen-
schaft und Ausbildung als Kampf gegen
die ökonomische und politische Macht des
Großkapitals.
So wie vorläufig der sozialdemokratische
Versuch der Integration gescheitert ist,
so erwiesen sich ebenfalls alle .A,nstren-
gungen der äußersten Reaktion als ver-
geblich, unter den Studenten verloren ge-
gangenes Terrain zurückzue¡obern. Das
manifestierte sich am deutlichsten in de¡
im Sande steckengebliebenen großange-
legten antikommunistischen Offensive des
RCDS,

Inzwisdren sind zwei Tendenzen für das
Herangehen der herrschenden Klasse an
ihr Problem,,Studentenbewegung" kenn-
zeichnend: 1. Es soll auf jeden Fall ver-
hindert werden, daß Arbeiter und Studen-
ten gemeinsam vorgehen. Die reale Ge-
fahr eines antimonopolistischen Bündnis-
ses von Arbeiterklasse und Intelligenz
beschäftigt die Gazetten der Unternehmer-
verbände immer stärker.
2. Es soll auf jeden Fall dafür gesorgt
werden, daß der dringend benötigte Nadr-
wuchs an beliebig verwendbaren und ge-
gen die Arbeiterklasse einsetzbaren intel-
lektuellen Handlangern gesichert wird.
Die Verschärfung des Konkurrenzdrucks,
das Rechnen auf die Angst um den Ar;
beitsplatz gehören dabei zum KalküI.
Schon aus dieser kurzen und deshalb not-
wendigerweise unvollständigen Einschät-
zung ergeben sidr eine ganze Reihe wich-
tiger Schlußfolgerungen.
1. Eine Verschärfung der Lage an den
Hochschulen, eine gestiegene Kampfbe-
reitschaft de¡ Studenten erfordert vom
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Eine S[andortbestimmung des Kampfes der Studenten und die Aufgaben, die der 2. Bundes'

kongreß des MSB Spartakus formulierte

,,Die entsche¡dende Aufgabe dieses Kongresses urar es' den Kampf-für
á¡e Z¡ele unserer Grundsatzerklärung in eine neue Etappe e¡nzule¡ten
und d¡e Frage zu beantworten, w¡e es uns gel¡ngen kann, die Masse der
Studenten ¡ñ Aen demokratist*ten Kampf einzubeziehen' mehr Studenten
als Mitglieder und Anhänger für den MSB zu gew¡nnen' noch besser zu

lernen,-dem Kampf der Studenten, der in diesen Monaten überall in der
Bundeirepublik dinen nie gekannten Aufschwung n¡mmt, Richtung und
Ziel zu geben."
(Schlußwort des Kongresses)'
òer folgende Be¡trag soll d¡ese Aufgaben konkretisieren:

Um das, was auf dem 2. Bundeskongreß
des MSB SPARTAKUS diskutiert und be-
schlossen wurde, in seiner Bedeutung
richtig einsdrätzen zu können, ist es not-
wendig, den Entwicklungsstand 'der Stu-

dentenbewegung zu reflektieren und zu

bestimmen, welche Phase der Entwicklung
der SPARTAKUS selbst erreicht hat.
Die positive Entwicklung des MSB SPAR-
TAKUS ist vor allem darauf zurückzufüh-
ren, daß von dieser Organisation Ant-
wort auf Fragen gegeben werden konnte,
die sich für die Studentenbewegung nach
dem Scheitern einer politischen Konzep'
tion stellten, die den Studenten eine Rolle
zugewiesen hatte, die sie gewaltig ùber-
fordern mußte, nämlich den Kampf aller
Ausgebeuteten und Unterdrückten aus-
zufüh¡en. Dazu kam, daß der Studenten-
bewegung zu dieser Zeit eine politische
Theorie fehlte, mit deren Hilfe eine Ana-
lyse der gesellschaftlidren VerhäItnisse
möglich gewesen wäre, die die Ausarbei-
tung einer Strategie zur Uberwindung
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des kapitalistischen Systems ermöglicht
hätte.
Die Klärung der historischen Rolle der
Arbeiterklasse, die Uberwindung aller
Ideologien, die die revolutionäre Kraft der
Arbeiterklasse leugneten und die Erar-
beitung der Strategie des antimonopoli-
stischen Kampfes waren notwendig, um
die Antwort auf folgende Fragen geben
zrt können: Welchen Beitrag können
Studenten im Kampf gegen das kapitali-
stische System leisten? Was sind die ge-
genwärtigen Aufgaben sozialistischer Stu-
denten? Können sie mehr tun, als das

kapiialistisdre System zu entlarven und
den Sozialismus zu proPagieren?

,,Mit SPARTAKUS, im SPARTAKUS'
Kampf der Studenten an der Seite der
Arbeiterklasse, für eine demokratische
Hochschule, für Frieden, Demokratie und
Sozialismus". - In dieser Losung des
1. Bundeskongresses spiegelten sich die
¿llgemeinen Aufgaben eines marxisti'schen
Studentenbundes wider. Wir sammelten

wichtige Erfahrungen bei der Entwidr-
Iung von Forderungen, bei'der Organisie-
rnng vott Aktionen, die dem Kampf der
Studenten fi.ir die Durdrsetzung ihrer so-

zialen und politischen Interessen deshalb

eine wirkliche Perspektive gaben, weil
es antimonopolistische Forderungen wa-
ren und weil diese Aktionei die Erkennt'

:ï"Jl'*"""1:,x ,tË"'ili Jläi åiälitr
pole keinerlei Verbesserung der Lage

zu erreichen ist,

Diese Strategie des antimonopolistischen
Kampfes erlaubte es uns also, Studenten
über den Kampf um unmittelbare Interes-
sen an die Erkenntnis über die Notwen-
digkeit grundlegender antimonopolisti-
scher Umgestaltung heranzuführen; auf
diese Weise konnten wir Studenten von
der Notwendigkeit der Brechung der Mo-
nopolmacht und der Errichtung der sozia-
Iistischen Gesellsdraftsordnung überzeu-
gen. Die eigenen Kampferfahrungen und
unsere politisch-ideologisdre Arbeit füh-
ren dazu, daß heute eine große Zahl von
Studenten mit uns, mit den Marxisten
davon überzeugt íst,, daß Demokrati.e für
die Massen und Herrschaft des Monopol-
kapitals unvereinbar'sind, Das heißt nicht,
daß diese Studenten alle überzeugte So-

zialisten sind, aber.der erste Sdtritt da-
hin ist getan, denn der grundlegende
Widerspruch zwischen dem die Demokra-
tie negierenden Imperialismus und den
nach mehr demokratischen Rechten und
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Name:
Hochschule:
Ort:
Straße:

Unterschrift:
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SPARTAKUS ein anderes Herangehen.an
die Arbeit unter den Massen als in einer
Phase relativer Ruhe. Wer da im alten
Trott weitermacht, der wi¡d die gewach-
senen Möglichkeiten, Aktionen zu initiie-
ren, nicht nutzen können und wird sich,
statt an der Spitze der Bewegung schnell
an ihrem Schwanz wiederfinden; die
Mehrheit der Studenten für den demokra-
tischen Kampf zu gewinnen, heißt also
zuerst und vor alleni in der gegenwärti-
gen Phase: Massenaktionen zu initiieren
und zu organisieren.
2. Wenn es richtig ist, daß sich die Stu-
dentenbewegung stärker von einer radi-
kal-demokratischen zu einer antimonopo-
listischen Bewegung entwickelt hat, so

bedeutet das für den SPARTAKUS: In der
Agitation und Propaganda klar den anti-
monopolistischen Charakter unserer Poli-
tik herauszuarbeiten; keinen Zweifel
daran zr: lassen, daß demokratischer
Kampf heute, unter den Bedingungen des

,¡staatsmonopolistischen Kapitalismus'
(u,i.t tt arrdeies heißen kann als kampf der

Arbeiterklasse und der verbündeten Klas-
sen und Schichten gegen die ökonomische
und politische Macht der Monopole, daß

Demokratie im Imperialismus nichts ande-
res heißen kann als mehr Rechte für die
lohnabhängigen Massen und andererseits
Einschränkung und schließliche Uberwin-
dung der Macht des Monopolkapitals, daß

also der Kampf um demokratische Rechte
und Freiheiten, um eine demokratische
Ausbildung, um die materielle Absiche-
rung des Studiums nicht loègelöst gese-

hen werden kann von den Klassenwider-
sprüchen in dieser Gesellschaft, daß die-

ser Kampf heute TeiI der Klassenausein-
andersetzung in der BRD geworden ist'

Würden wir diese Erkenntnisse den stu-
dentischen Massen verschweigen, würden
wir nicht nur unseren Aufgaben als re-
volutionärer marxistischer Organisation
der Studenten nicht gerecht werden, näm'

-Iich 
eine politisch-ideologische Erziehungs-

tro"r, unter den >ruoenten zu IeISten, wrruwùrden sogar hinter dem sich entwickeln-
den Bewußtsein der Massen zurückblei-
ben,
3. Gerade durdr die Entwicklung {er
Massenkämpfe wer,den sich immer mehr
Studenten, die von diesen politischen und
sozialen Massenbewegungen erfaßt wer-
den, die Frage stellen: was können wir
Studenten wirklich durchsetzen, hat unser
Kampf überhaupt einen Sinn? Diese Fra-
gen werden auch deshalb entstehen, weil

- wie wir feststellen können - der
Angriff des Monopolkapitals und seines
Staates auf die politischen, sozialen und
Ausbildungsinteressen der Studenten
fortgesetzt werden wird und die Lage an
den Hochschulen sich weiter verschlech-
tern kann, und zwar trotz der Massen-
kämpfe. In diesen Fragen, in dieser Skep-
sis spiegelt sich ja durchaus eine richtige
Erkenntnis wider, nämlich daß die Stu-
denten ohne das Bündnis mit der Ar'
beiterklasse ihre Interessen nicht durch-
setzen können, Doch die einzig rich-
tige politische Schlußfolgerung aus dieser
Erkenntnis, daß die Studenten ihren Mas-

senkampf dazu benutzen müssen, das
Bündnis mit der Arbeiterklasse herzustel-
len, entsteht nicht spontan. Spontan wird
sich eher Resignation oder sektiererischer
VoluntarÍsmus einstellen. Also ist es
unsere Aufgabe, wie auf dem Kongreß
formuliert wurde, dafür zu arbeiten, daß
die Aktionen der Studenten von dem Ziel
bestimmt sind, die Gleichgerichtetheit der
Interessen aufzuzeigen, Ve¡ständnis und
Unterstützung der arbeitenden Bevölke-
rung für die Forderungen der fortschritt-
lichen Studenten zu wecken. Dabei wer-
den wir die Versuche der herrschenden
Klasse und ihrer Ideplogen zu berück-
sichtigen haben, die Unterstùtzung der
Werktätigen für ihre Hochschul- und Bil-
dungspolitik herzustellen. Ihre zu diesem
Zweck betriebene Demagogie hat in der
Ietzten Zeit ein kaum gekanntes 'Ausmaß
erreicht.
4. Daß vom Kongreß die Weiterentwick-
Iung des MSB SPARTAKUS auch quanti-
tativ als der marxistischen Massenorga-
nisation der Studenten auf die Tagesord'

. nung gesetzt wurde, ist nicht nur Resul-
tat der inne¡en Entwicklung des MSB.
Wie in der Arbeiterklasse so ist auch
in der Studentenbewegung die Organi-
siertheit der.entscheidende Faktor für die

..Stärke der Bewegung.

Wenn sich die Studentenbewegung in den

vor uns liegenden schwierigen und lang-
wierigen Kämpfen kontinuierlich politisch
und ideologísch weiterentwickeln soll,
wenn die zu erwartenden Massenbewe-
gungen zu dieser Weiterentwicklung bei-
tragen sollen, dann ist das nur dann
sicherzustellen, wenn es uns gelingt, den
MSB SPARTAKUS in den MassenkämP-
fen zu stärken und damit den Grad
der Organisiertheit der Studentenbewe-
gung entscheidend zu erhöhen'

Die Studentenbewegung wird stark durch

die Kampfbereitschaft der Studenten
selbst und durch den weiteren Ausbau
der Positionen ãer marxistischen Organi-
sation der Studenten. Massenkampf und

Organisiertheit sind kein Widerspruch'
sondern bedingen einander. Die Massen'
kämpfe selbst sind es doch, die die Frage
aufwerfen: wie soll es nach der Aktion
weitergehen,
Die Organisierung im MSB SPARTAKUS
muß deshalb über die Beteiligung an den
Massenaktionen hinaus zu de¡ entschei-
denden Kampfperspektive f ortschrittlicher
Studenten werden. Nur so kann die Ge-

fahr iermieden werden, daß die Periode
des Aufschwungs der Massenkämpfe ohne
eine wirkliche Veränderung des Kräfte'
verhåiltnisses zuEnde geht. Deshalb wurde
der Diskussion über die verschiedenen
Methoden und Formen, wie fortschrittliche
Studenten an den SPARTAKUS herange'
führt werden können, wie sich der SPAR-
TAKUS noch stärker unter den studen-
tischen Massen verankern kann, auf dem

Kongreß eine zentrale Bedeutung zuge-

messen.
5, Ebenfalls intensiv diskutiert wurde eine
andere Kampfperspektive, von der sich
schon jetzt abzeichnet, daß sie in Zukunft
an Bedeutung gewinnen wird. Studium
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lnhalt u, a.: e¡n Aufsa z von Heinz
Schäfer:

o,Was ist
staatsmonopol ist¡scher
Kapitalismus?rr
der auch als Sonderdruck beim Ver-
lag angefordert werden kann

Zwei weitere Buchempfehlungen aus
dem Verlag Marxistische Blätter:

Walter Hollitscher:
Séxualität und Revolution
112 Seiten, DM 4,50

f^l

Oskar Neumann:
,,Sicher ins Jahr 2OOO"?
Dieses Buch stellt konkrete Un'
tersuchungen an über einzelne
wichtige Bereiche (Rüstung oder
Sicherheitspo¡¡tik, Medien für
Massen oder für die MonoPole,
Umwelt, Automatisierung, Fre¡-
ze¡t, B¡ldung) wo Fortschritt nur
durch Veränderung der Macht'
verhältn¡sse zugunsten der Ar-
beitenden zu erz¡elen ist und
nicht durch technokratische ,,Lö'
sungenrr à la SPD-Langze¡tpro-
gramm.

Reihe Marxismus akluell, 150 S. DM 6,50

Verlag Marxistische BIätter
6 Frankfr¡rt/Main
Heddernhe¡mer
Landstraße 78a

adsnr&4ltth¡iÈtlldlfllglls ol,!

12



0ì,

fr

SPARTAKUS ein anderes Herangehen.an
die Arbeit unter den Massen als in einer
Phase relativer Ruhe. Wer da im alten
Trott weitermacht, der wi¡d die gewach-
senen Möglichkeiten, Aktionen zu initiie-
ren, nicht nutzen können und wird sich,
statt an der Spitze der Bewegung schnell
an ihrem Schwanz wiederfinden; die
Mehrheit der Studenten für den demokra-
tischen Kampf zu gewinnen, heißt also
zuerst und vor alleni in der gegenwärti-
gen Phase: Massenaktionen zu initiieren
und zu organisieren.
2. Wenn es richtig ist, daß sich die Stu-
dentenbewegung stärker von einer radi-
kal-demokratischen zu einer antimonopo-
listischen Bewegung entwickelt hat, so

bedeutet das für den SPARTAKUS: In der
Agitation und Propaganda klar den anti-
monopolistischen Charakter unserer Poli-
tik herauszuarbeiten; keinen Zweifel
daran zr: lassen, daß demokratischer
Kampf heute, unter den Bedingungen des

,¡staatsmonopolistischen Kapitalismus'
(u,i.t tt arrdeies heißen kann als kampf der

Arbeiterklasse und der verbündeten Klas-
sen und Schichten gegen die ökonomische
und politische Macht der Monopole, daß

Demokratie im Imperialismus nichts ande-
res heißen kann als mehr Rechte für die
lohnabhängigen Massen und andererseits
Einschränkung und schließliche Uberwin-
dung der Macht des Monopolkapitals, daß

also der Kampf um demokratische Rechte
und Freiheiten, um eine demokratische
Ausbildung, um die materielle Absiche-
rung des Studiums nicht loègelöst gese-

hen werden kann von den Klassenwider-
sprüchen in dieser Gesellschaft, daß die-

ser Kampf heute TeiI der Klassenausein-
andersetzung in der BRD geworden ist'

Würden wir diese Erkenntnisse den stu-
dentischen Massen verschweigen, würden
wir nicht nur unseren Aufgaben als re-
volutionärer marxistischer Organisation
der Studenten nicht gerecht werden, näm'

-Iich 
eine politisch-ideologische Erziehungs-

tro"r, unter den >ruoenten zu IeISten, wrruwùrden sogar hinter dem sich entwickeln-
den Bewußtsein der Massen zurückblei-
ben,
3. Gerade durdr die Entwicklung {er
Massenkämpfe wer,den sich immer mehr
Studenten, die von diesen politischen und
sozialen Massenbewegungen erfaßt wer-
den, die Frage stellen: was können wir
Studenten wirklich durchsetzen, hat unser
Kampf überhaupt einen Sinn? Diese Fra-
gen werden auch deshalb entstehen, weil

- wie wir feststellen können - der
Angriff des Monopolkapitals und seines
Staates auf die politischen, sozialen und
Ausbildungsinteressen der Studenten
fortgesetzt werden wird und die Lage an
den Hochschulen sich weiter verschlech-
tern kann, und zwar trotz der Massen-
kämpfe. In diesen Fragen, in dieser Skep-
sis spiegelt sich ja durchaus eine richtige
Erkenntnis wider, nämlich daß die Stu-
denten ohne das Bündnis mit der Ar'
beiterklasse ihre Interessen nicht durch-
setzen können, Doch die einzig rich-
tige politische Schlußfolgerung aus dieser
Erkenntnis, daß die Studenten ihren Mas-

senkampf dazu benutzen müssen, das
Bündnis mit der Arbeiterklasse herzustel-
len, entsteht nicht spontan. Spontan wird
sich eher Resignation oder sektiererischer
VoluntarÍsmus einstellen. Also ist es
unsere Aufgabe, wie auf dem Kongreß
formuliert wurde, dafür zu arbeiten, daß
die Aktionen der Studenten von dem Ziel
bestimmt sind, die Gleichgerichtetheit der
Interessen aufzuzeigen, Ve¡ständnis und
Unterstützung der arbeitenden Bevölke-
rung für die Forderungen der fortschritt-
lichen Studenten zu wecken. Dabei wer-
den wir die Versuche der herrschenden
Klasse und ihrer Ideplogen zu berück-
sichtigen haben, die Unterstùtzung der
Werktätigen für ihre Hochschul- und Bil-
dungspolitik herzustellen. Ihre zu diesem
Zweck betriebene Demagogie hat in der
Ietzten Zeit ein kaum gekanntes 'Ausmaß
erreicht.
4. Daß vom Kongreß die Weiterentwick-
Iung des MSB SPARTAKUS auch quanti-
tativ als der marxistischen Massenorga-
nisation der Studenten auf die Tagesord'

. nung gesetzt wurde, ist nicht nur Resul-
tat der inne¡en Entwicklung des MSB.
Wie in der Arbeiterklasse so ist auch
in der Studentenbewegung die Organi-
siertheit der.entscheidende Faktor für die

..Stärke der Bewegung.

Wenn sich die Studentenbewegung in den

vor uns liegenden schwierigen und lang-
wierigen Kämpfen kontinuierlich politisch
und ideologísch weiterentwickeln soll,
wenn die zu erwartenden Massenbewe-
gungen zu dieser Weiterentwicklung bei-
tragen sollen, dann ist das nur dann
sicherzustellen, wenn es uns gelingt, den
MSB SPARTAKUS in den MassenkämP-
fen zu stärken und damit den Grad
der Organisiertheit der Studentenbewe-
gung entscheidend zu erhöhen'

Die Studentenbewegung wird stark durch

die Kampfbereitschaft der Studenten
selbst und durch den weiteren Ausbau
der Positionen ãer marxistischen Organi-
sation der Studenten. Massenkampf und

Organisiertheit sind kein Widerspruch'
sondern bedingen einander. Die Massen'
kämpfe selbst sind es doch, die die Frage
aufwerfen: wie soll es nach der Aktion
weitergehen,
Die Organisierung im MSB SPARTAKUS
muß deshalb über die Beteiligung an den
Massenaktionen hinaus zu de¡ entschei-
denden Kampfperspektive f ortschrittlicher
Studenten werden. Nur so kann die Ge-

fahr iermieden werden, daß die Periode
des Aufschwungs der Massenkämpfe ohne
eine wirkliche Veränderung des Kräfte'
verhåiltnisses zuEnde geht. Deshalb wurde
der Diskussion über die verschiedenen
Methoden und Formen, wie fortschrittliche
Studenten an den SPARTAKUS herange'
führt werden können, wie sich der SPAR-
TAKUS noch stärker unter den studen-
tischen Massen verankern kann, auf dem

Kongreß eine zentrale Bedeutung zuge-

messen.
5, Ebenfalls intensiv diskutiert wurde eine
andere Kampfperspektive, von der sich
schon jetzt abzeichnet, daß sie in Zukunft
an Bedeutung gewinnen wird. Studium

;t
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Wir müssen uns darauf e¡nstellen, daß sich d¡e Ause¡nanderset-

^zunq um die reaktionäre Hochschulreform, vor allem in Form

eer-Hoctrschulgesetze, verschärfen wird. ln Bayern und Schleswig-
'!Holstein stehen Hochschulgesetze zur Verabschiedung an' ln

Baden-Württemberg ist jetzt der Entwurf eines neuen Hochschul-
gesetzes vorgelegt worden. ln einigen SPD/FDP-regierten Län-
dern sind Gesamthochschulgesetze geplant, die aber perspekti-
visch auf alle Hochschulen zutreffen werden. Ende Mai soll das
Hochschulrahmengesetz vom Kab¡nett verabschiedet werden. Mit
se,iner endgültigen Verabschiedung durch den Bundestag ist
jedoch nicht vor Herbst zu rechnen. Mit dem Hochschulrahmen-
gesetz soll die Zentralisierung von Planungs- und Entscheidungs-
kompetenzen beim Staat endgültig abgesegnet werden, sollen
schon realisierte oder geplante Formierungsmaßnahmen, wie
weitgehende Ausschaltung studentischer Mitbest¡mmungsmöglich-
keiten, einen bundeseinheitlichen Charakter bekommen und darftit
unangreifbar erscheinen.

Unsere Forderungen
lm Kampf gegen die Flochschulgesetze verbinden wir unmittel-
bare Forderungen, d,ie man durch breiten Druck auch in die
Parlamente hineinzwingen kann, mit den konstruktiven demokra-
tischen Alternativen, die nur längerfristig durchzusetzen sein wer:
den. Wir stellen dabei folgende Forderungen in den Vordergrund:

-1. 
Forderunqen, die sich gegen d¡e staatl¡che Fachaufsicht rich-

3n, O ¡e 
-Oerño 

tiatisch en Sel bètverwaltu n gsrechte der Hochsch u len

-stellen für uns eine wichtige Kampfposition gegen die Formie-
rungsmaßnahmen der Monopole dar, die in einer breiten Front
aller Hochschulangehörigen verteidigt werden müssen.
Die Forderung nach gleichberechtigter Mitbêstimmung aller Hoch-
schulangehörigen. Unterstützt durch das Bundesverfassungs-
gerichtsurteil über die Mitbestimmung an den Hochschulen (das
am 29. Mai 1973 gesprochen,werden soll) wollen CDU/CSU, SPD'
Führung und FDP ,,Fehlentwicklungen an den Hochschulen korri-
gieren", d. h. die Mitbestimmung der Studenten über entsche¡'
dende Fragen der Hochschule, wie Berufungen oder Forschungs-
fragen, drastisch beschneiden. Für die Durchsetzung ihrer inhaltli-
chen Forderungen sind jedoch Einflußmöglichkeiten und Mit'
bestimmungspositionen für die Studenten eine wesentliche Stütze.
2. Die Forderungen nach freier politischer und gewerkschaftlicher
Betätigung an der Hochschule, nach unabhängigen lnteressen'
organen der Studenten. Mit der Einschränkung demokratischer
Rechte und Freiheiten, mit -der pol'itischen Kastrierung der eigen-
ständigen lnteressenvertretungsorgane der Studenten wollen die
Herrschenden jeglichen W¡derstand gegen ihre Maßnahmen aus
dem Weg räumen. Für die Studenten jedoch sind diese Rechte
die Luft, die sie zum Atmen brauchen, sind die Bedingung für
den erfolgreichen Kampf für ihre materiellen, ausbildungsbezo-
genen und pol.itischen lnteressen.
3. Forderùngen gegen die Reglementierung des Studiums. Die
polit'ischen Handlanger des Monopolkapitals qetonen immer wie-
der, daß Kernstück ihrer Hochschulgesetze die Reform des Stu-
diums und der Prüfungen sei. Richti,g daran ist, daß wesentlich

durch die Hochschulgesetze Kurzstudiengänge, Regelstud¡enzeit
und Studiienjahr durchgesetzt werden .sollen. Die Senkung der
Ausbildungskosten im lnteresse der Profite des Monopolkapitals,
die Aufrechterhaltung des Meinungsmonopols reaktionärer Do-
zenten ist in der Tat eines der Hauptziele der staatsmonopolisti-
schen Hochschulreform. Für uns wird es also auch darum gehen,
die Herrschenden mit unseren - im lnteresse von Studenten
und Arbeiterklasse liegenden - demokratischen Ausbildungszie-
len und unseren Vorstellungen für eine demokratische Berufs-
praxis zu konfrontieren.

Kristallisationspunkt HRG
Kristall'isationspunkt aller reaktionären Maßnahmen, von der per-
fekteren Planung der materiellen Misere bis zu den dirig¡stischen
Eingriffen der Staatsgewalt ¡n Fragen des Studiums und der
Prüfungen ist das Hochschulrahmengesetz. ln diesem seinbm
Charakter wird es ansatzweise durchaus auch von vielen Studen-
ten begriffen. Deshalb, und das zeigt auch d¡e Erfahrung des
1. 12. 71, werden sich grcße Teile der Studenrten gegen das
Hochschuliahmengesetz mobilisieren lassen. Deshalb gilt es im
Sommersemester den Kampf gegeh das HRG vorzubereiten, um
im Wintersemester zentrale bundesweite Aktionen durchzuführen.
Es wird dann darauf ankommen, solche Kampfformen zu ent-
wickeln, die d¡e Sol,idarität der Studenten wecken, ihre Kampfbe-
reitschaft demonstr¡eren und zu einer wirklichen lnformation der
Werktätigen über die Ziele des Hochschulkampfes be¡tragen' Die
genaue Festlegung der Kampfformen gegen das HRG ist jedoch

abhängig zu machen von der Entwicklung des studentischen
Massenkampfes gegen die Länderhochschulgesetze im Sommer-
semester.
Bestandteil der Hochschulformierung sind auch Bestrebungen
durch eine Besoldun'gs- und Beamtenrechtsneuregelung, die Auf-
teilung der Hochschullehrer in forschende und lehrende Hoch-
schullehrer gesétzlich abzusichern. Zusätzlich sollen m,it einer sol-
chen Personalstrukturreform alte Ordinarienprivilegien vollends
wieder hergestellt werden. BAK und GEW haben gegen d,iese
geplanten Maßnahmen Protest erhoben und m¡t Streikkämpfen
gedroht. Unsere Aufgabe wird es sein, diesen Kampf von Hoch-
schullehrern und Assistenten zu unterstützen. Wir müssen dar-
legen, daß sich diese Personalstrukturreform auch gegen die
lnteressen der Studenten richtet, weil ihnen dam,it eine w¡ssen-
schaftliche Ausbildung unmöglich gemacht werden soll. Das was
wir in unserem Studentenaktionsprogramm zum Bündnis aller
Hochschulangehörigen gesagt haben, muß irù Sommersemester
im Kampf gegen die Bundesratsvorlage zur Besoldungsneu,rege-
lung konkret werden.

Kampf gegen Studienreglementierung
Das vergangene Semester hat gezeigt, daß d,¡e Großkapital.isten
n.un ernst machen wollen mit der Reglementierung des Studiums.
Durch Rahmenprüfungsordnung sollen Kurzstud'iengänge und
Regelstudienzeit durohgedrückt werden. Gleichzeiti,g haben Uni-,
PH- und Fachhochschulstudenten massenhaft den Kampf gegen
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und Politik in der Weise miteinander
zu verbinden, daß die kritische rAusein-
andersetzung mit der brirgerlichen Wis-
sensdraft und die Erarbeitung und An-
eignung demokratischer Ausbildungsziele,
die dazu beitragen können, für die werk-
tätige Intelligenz Voraussetzungen für
eine demokratische Berufspraxis zu schaf-
fen - über diese Frage wird im SPAR-
TAKUS schon sêit dem Ersdreinen des
ersten Entwurfs für ein Studenten-Ak-
tionsprogramm intensiv beraten.
Demokratische Ausbildungsziele, das ist
keine dritte ldeologie, jenseits von bür-
gerlicher oder sozialistischer Ideologie,
das sind politische Prinzipien, die sowohl
das Interesse der Studenten an einer qua-
lifizierten Ausbildung zum A.usdruck
bringen, als auch das Interesse der werk-
tätigen Bevölkerung an solchen Lehrein,
Ärzten, Juristen, Technikern etc,,' ¿i" U'"
Bedürfnisse der lohnabhängigen Massen
über die Profit- und Herrschaftsinteressen
des Großkapitals stellen. Der SPARTA-
KUS, so wurde auf dem 2. Bundeskongreß
festgestellt, hat die Aufgabe, durch sei-
nen ideologischen Kampf, durch die Pro-
pagierung des Marxismirs in den Semi-
naren und Instiiuten mehr Studenten für
den politischen Kampf um èine solche
demokratische Studienreform zu gewin-
nen, und durch diesen politischen Kampf,
den er gemeinsam mit allen fortschrittli-
dren Studenten führt, die Mögliùkeiten
für die ungehinderte Darstellung des Mar-
xismus im Lehrbetrieb zu schaffen.

Es sind verschiedene Uberlegungen, die
dazu führten, daß der Kongreß den SPAR-
TAKUS auf diese Aufgabe orientierte,
Zum eirien èröffnet sich damit eine wei-
tere wichtige Möglichkeit, den Imperialis-
mus zu bekämpfen. Statt abstrakter Ap-
pelle, die auf den Vollversammlungen und
Demonstrationen so gerne an die kämp-
fenden Studenten gerichtet werden: mehr
zu tun, als nur zu protestieren, können
hler konkrete Voraussetzungen für die

politische Aktivierung der Studenten
über die Massenaktionen hinaus geschaf-
fen werden. Gleichzeitig - und das zei-
gen die Erfahrungen an einigen Hoch-

schulen - können Konflikte im Fadrbe-
reich selbst wiederum zum Ausgangs-
punkt politisdrer Massenaktionen werden.
Zum anderen wird das Bündnis zwisdren
Arbeiterklasse und Intelligenz durch die
Tätigkeit fortschrittlicher Angehöriger der
Intelligenz sowohl im Produktions- als
auch im Reproduktionsbereidr gestärkt,
können negative Erfahrungen, die die
arbeitende Bevölkerung im täglichen Le-
ben mit reaktionären, arbeiterfeindlidren
,,Akademikern" madren, abgebaut wer-
den.

Das zweifellos wicÌrtigste Ergebnis des
Bundeskongresses ist die Verabschiedung
des Studentenaktionsprogramms, Die Ar-
beit mit diesem Programm ist frir den
SPARTAKUS von zentraler Bedeutung,
denn dieses Programm erfüllt die Anfor-
derungen, die beim gegenwärtigen Stand
des Hochschulkampfes an ein solches
Dokument gestellt werden:

- es ist für die studentischen Massen
geschrieben worden, die immer stärke{ffi1
vom antimonopolistischen Kampf erfaßttr''
werden, und erfüIlt damit eine direkte
agitatorische Funktion. Indem es die ver-
schiedênen Möglichkeiten aufzeigt, als
Student den Imperialismus zu bekämp-
fen, führt es diejênigen Studenten, deren
spontane Unzufriedenheit groß, deren
Kampferfahrungen jedoch gering sind,
einen Schritt weiter auf dem Weg zur
aktiven und bewußten Teilnahme am
demokratischen Kampf.

- es beantwortet Fragen, die sich ange-
sichts der Verschärfung der politischen
Lage an den Hochschulen für immer mehr
Studenten stellen werden. Fragen nach
,einer Strategie des studentischen Kamp-
fes, in die sich die Aktionen, an denen
sie selbst teilgenommen haben, einord-
nen lassen.

Die Arbeit mit dem Programm ist also für
den SPARTAKUS eine wichtige Hilfe bei
seiner politisch-ideolo gischen Erziehungs-yï:ï iîff:lüîi, u", rr,uo,i"tD
und Politik des MSB SPART"A,KUS ver-
traut madrt, werden sie an den SPARTA-
KUS herangeführt, Das Programm ist
also ein Beitrag bei der Weiterentwick-
lung des Verbandes als marxistisctrer
Massenorganisation.
Der Kongreß hat es uns noch einmal vor
Augen geführt: die gegenwärtige Situa-
tion der Studentenbewegung erfordert
von einer revolutionären Organisation
bedeutend mehr als bloßen Aktionismus.
Wir würden einen großen Fehler machen,
würden wir gerade jetzt auf eine inten-
sive Diskussion strategisdrer Fragen ver-
zidrten. 'Wenn der Kampf unter verän-
derten Bedingungen stattfindet, entstehen
neue Probleme für die Entwidrlung unse-
rer Politik, Wo sie nicht diskutiert und
gelöst werden, da beginnt die Politik den
Ereignissen,,nadrzutraben
Die Arbeit mit den Dokumenten des 2.
Bundeskongresses ist die beste Möglidr-
keit, eine soldre Nachtrabepolitik zu ver-
meiden und der Rolle als Avantgarde
gerecht zu werden.
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Wir müssen uns darauf e¡nstellen, daß sich d¡e Ause¡nanderset-

^zunq um die reaktionäre Hochschulreform, vor allem in Form

eer-Hoctrschulgesetze, verschärfen wird. ln Bayern und Schleswig-
'!Holstein stehen Hochschulgesetze zur Verabschiedung an' ln

Baden-Württemberg ist jetzt der Entwurf eines neuen Hochschul-
gesetzes vorgelegt worden. ln einigen SPD/FDP-regierten Län-
dern sind Gesamthochschulgesetze geplant, die aber perspekti-
visch auf alle Hochschulen zutreffen werden. Ende Mai soll das
Hochschulrahmengesetz vom Kab¡nett verabschiedet werden. Mit
se,iner endgültigen Verabschiedung durch den Bundestag ist
jedoch nicht vor Herbst zu rechnen. Mit dem Hochschulrahmen-
gesetz soll die Zentralisierung von Planungs- und Entscheidungs-
kompetenzen beim Staat endgültig abgesegnet werden, sollen
schon realisierte oder geplante Formierungsmaßnahmen, wie
weitgehende Ausschaltung studentischer Mitbest¡mmungsmöglich-
keiten, einen bundeseinheitlichen Charakter bekommen und darftit
unangreifbar erscheinen.

Unsere Forderungen
lm Kampf gegen die Flochschulgesetze verbinden wir unmittel-
bare Forderungen, d,ie man durch breiten Druck auch in die
Parlamente hineinzwingen kann, mit den konstruktiven demokra-
tischen Alternativen, die nur längerfristig durchzusetzen sein wer:
den. Wir stellen dabei folgende Forderungen in den Vordergrund:

-1. 
Forderunqen, die sich gegen d¡e staatl¡che Fachaufsicht rich-

3n, O ¡e 
-Oerño 

tiatisch en Sel bètverwaltu n gsrechte der Hochsch u len

-stellen für uns eine wichtige Kampfposition gegen die Formie-
rungsmaßnahmen der Monopole dar, die in einer breiten Front
aller Hochschulangehörigen verteidigt werden müssen.
Die Forderung nach gleichberechtigter Mitbêstimmung aller Hoch-
schulangehörigen. Unterstützt durch das Bundesverfassungs-
gerichtsurteil über die Mitbestimmung an den Hochschulen (das
am 29. Mai 1973 gesprochen,werden soll) wollen CDU/CSU, SPD'
Führung und FDP ,,Fehlentwicklungen an den Hochschulen korri-
gieren", d. h. die Mitbestimmung der Studenten über entsche¡'
dende Fragen der Hochschule, wie Berufungen oder Forschungs-
fragen, drastisch beschneiden. Für die Durchsetzung ihrer inhaltli-
chen Forderungen sind jedoch Einflußmöglichkeiten und Mit'
bestimmungspositionen für die Studenten eine wesentliche Stütze.
2. Die Forderungen nach freier politischer und gewerkschaftlicher
Betätigung an der Hochschule, nach unabhängigen lnteressen'
organen der Studenten. Mit der Einschränkung demokratischer
Rechte und Freiheiten, mit -der pol'itischen Kastrierung der eigen-
ständigen lnteressenvertretungsorgane der Studenten wollen die
Herrschenden jeglichen W¡derstand gegen ihre Maßnahmen aus
dem Weg räumen. Für die Studenten jedoch sind diese Rechte
die Luft, die sie zum Atmen brauchen, sind die Bedingung für
den erfolgreichen Kampf für ihre materiellen, ausbildungsbezo-
genen und pol.itischen lnteressen.
3. Forderùngen gegen die Reglementierung des Studiums. Die
polit'ischen Handlanger des Monopolkapitals qetonen immer wie-
der, daß Kernstück ihrer Hochschulgesetze die Reform des Stu-
diums und der Prüfungen sei. Richti,g daran ist, daß wesentlich

durch die Hochschulgesetze Kurzstudiengänge, Regelstud¡enzeit
und Studiienjahr durchgesetzt werden .sollen. Die Senkung der
Ausbildungskosten im lnteresse der Profite des Monopolkapitals,
die Aufrechterhaltung des Meinungsmonopols reaktionärer Do-
zenten ist in der Tat eines der Hauptziele der staatsmonopolisti-
schen Hochschulreform. Für uns wird es also auch darum gehen,
die Herrschenden mit unseren - im lnteresse von Studenten
und Arbeiterklasse liegenden - demokratischen Ausbildungszie-
len und unseren Vorstellungen für eine demokratische Berufs-
praxis zu konfrontieren.

Kristallisationspunkt HRG
Kristall'isationspunkt aller reaktionären Maßnahmen, von der per-
fekteren Planung der materiellen Misere bis zu den dirig¡stischen
Eingriffen der Staatsgewalt ¡n Fragen des Studiums und der
Prüfungen ist das Hochschulrahmengesetz. ln diesem seinbm
Charakter wird es ansatzweise durchaus auch von vielen Studen-
ten begriffen. Deshalb, und das zeigt auch d¡e Erfahrung des
1. 12. 71, werden sich grcße Teile der Studenrten gegen das
Hochschuliahmengesetz mobilisieren lassen. Deshalb gilt es im
Sommersemester den Kampf gegeh das HRG vorzubereiten, um
im Wintersemester zentrale bundesweite Aktionen durchzuführen.
Es wird dann darauf ankommen, solche Kampfformen zu ent-
wickeln, die d¡e Sol,idarität der Studenten wecken, ihre Kampfbe-
reitschaft demonstr¡eren und zu einer wirklichen lnformation der
Werktätigen über die Ziele des Hochschulkampfes be¡tragen' Die
genaue Festlegung der Kampfformen gegen das HRG ist jedoch

abhängig zu machen von der Entwicklung des studentischen
Massenkampfes gegen die Länderhochschulgesetze im Sommer-
semester.
Bestandteil der Hochschulformierung sind auch Bestrebungen
durch eine Besoldun'gs- und Beamtenrechtsneuregelung, die Auf-
teilung der Hochschullehrer in forschende und lehrende Hoch-
schullehrer gesétzlich abzusichern. Zusätzlich sollen m,it einer sol-
chen Personalstrukturreform alte Ordinarienprivilegien vollends
wieder hergestellt werden. BAK und GEW haben gegen d,iese
geplanten Maßnahmen Protest erhoben und m¡t Streikkämpfen
gedroht. Unsere Aufgabe wird es sein, diesen Kampf von Hoch-
schullehrern und Assistenten zu unterstützen. Wir müssen dar-
legen, daß sich diese Personalstrukturreform auch gegen die
lnteressen der Studenten richtet, weil ihnen dam,it eine w¡ssen-
schaftliche Ausbildung unmöglich gemacht werden soll. Das was
wir in unserem Studentenaktionsprogramm zum Bündnis aller
Hochschulangehörigen gesagt haben, muß irù Sommersemester
im Kampf gegen die Bundesratsvorlage zur Besoldungsneu,rege-
lung konkret werden.

Kampf gegen Studienreglementierung
Das vergangene Semester hat gezeigt, daß d,¡e Großkapital.isten
n.un ernst machen wollen mit der Reglementierung des Studiums.
Durch Rahmenprüfungsordnung sollen Kurzstud'iengänge und
Regelstudienzeit durohgedrückt werden. Gleichzeiti,g haben Uni-,
PH- und Fachhochschulstudenten massenhaft den Kampf gegen
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und Politik in der Weise miteinander
zu verbinden, daß die kritische rAusein-
andersetzung mit der brirgerlichen Wis-
sensdraft und die Erarbeitung und An-
eignung demokratischer Ausbildungsziele,
die dazu beitragen können, für die werk-
tätige Intelligenz Voraussetzungen für
eine demokratische Berufspraxis zu schaf-
fen - über diese Frage wird im SPAR-
TAKUS schon sêit dem Ersdreinen des
ersten Entwurfs für ein Studenten-Ak-
tionsprogramm intensiv beraten.
Demokratische Ausbildungsziele, das ist
keine dritte ldeologie, jenseits von bür-
gerlicher oder sozialistischer Ideologie,
das sind politische Prinzipien, die sowohl
das Interesse der Studenten an einer qua-
lifizierten Ausbildung zum A.usdruck
bringen, als auch das Interesse der werk-
tätigen Bevölkerung an solchen Lehrein,
Ärzten, Juristen, Technikern etc,,' ¿i" U'"
Bedürfnisse der lohnabhängigen Massen
über die Profit- und Herrschaftsinteressen
des Großkapitals stellen. Der SPARTA-
KUS, so wurde auf dem 2. Bundeskongreß
festgestellt, hat die Aufgabe, durch sei-
nen ideologischen Kampf, durch die Pro-
pagierung des Marxismirs in den Semi-
naren und Instiiuten mehr Studenten für
den politischen Kampf um èine solche
demokratische Studienreform zu gewin-
nen, und durch diesen politischen Kampf,
den er gemeinsam mit allen fortschrittli-
dren Studenten führt, die Mögliùkeiten
für die ungehinderte Darstellung des Mar-
xismus im Lehrbetrieb zu schaffen.

Es sind verschiedene Uberlegungen, die
dazu führten, daß der Kongreß den SPAR-
TAKUS auf diese Aufgabe orientierte,
Zum eirien èröffnet sich damit eine wei-
tere wichtige Möglichkeit, den Imperialis-
mus zu bekämpfen. Statt abstrakter Ap-
pelle, die auf den Vollversammlungen und
Demonstrationen so gerne an die kämp-
fenden Studenten gerichtet werden: mehr
zu tun, als nur zu protestieren, können
hler konkrete Voraussetzungen für die

politische Aktivierung der Studenten
über die Massenaktionen hinaus geschaf-
fen werden. Gleichzeitig - und das zei-
gen die Erfahrungen an einigen Hoch-

schulen - können Konflikte im Fadrbe-
reich selbst wiederum zum Ausgangs-
punkt politisdrer Massenaktionen werden.
Zum anderen wird das Bündnis zwisdren
Arbeiterklasse und Intelligenz durch die
Tätigkeit fortschrittlicher Angehöriger der
Intelligenz sowohl im Produktions- als
auch im Reproduktionsbereidr gestärkt,
können negative Erfahrungen, die die
arbeitende Bevölkerung im täglichen Le-
ben mit reaktionären, arbeiterfeindlidren
,,Akademikern" madren, abgebaut wer-
den.

Das zweifellos wicÌrtigste Ergebnis des
Bundeskongresses ist die Verabschiedung
des Studentenaktionsprogramms, Die Ar-
beit mit diesem Programm ist frir den
SPARTAKUS von zentraler Bedeutung,
denn dieses Programm erfüllt die Anfor-
derungen, die beim gegenwärtigen Stand
des Hochschulkampfes an ein solches
Dokument gestellt werden:

- es ist für die studentischen Massen
geschrieben worden, die immer stärke{ffi1
vom antimonopolistischen Kampf erfaßttr''
werden, und erfüIlt damit eine direkte
agitatorische Funktion. Indem es die ver-
schiedênen Möglichkeiten aufzeigt, als
Student den Imperialismus zu bekämp-
fen, führt es diejênigen Studenten, deren
spontane Unzufriedenheit groß, deren
Kampferfahrungen jedoch gering sind,
einen Schritt weiter auf dem Weg zur
aktiven und bewußten Teilnahme am
demokratischen Kampf.

- es beantwortet Fragen, die sich ange-
sichts der Verschärfung der politischen
Lage an den Hochschulen für immer mehr
Studenten stellen werden. Fragen nach
,einer Strategie des studentischen Kamp-
fes, in die sich die Aktionen, an denen
sie selbst teilgenommen haben, einord-
nen lassen.

Die Arbeit mit dem Programm ist also für
den SPARTAKUS eine wichtige Hilfe bei
seiner politisch-ideolo gischen Erziehungs-yï:ï iîff:lüîi, u", rr,uo,i"tD
und Politik des MSB SPART"A,KUS ver-
traut madrt, werden sie an den SPARTA-
KUS herangeführt, Das Programm ist
also ein Beitrag bei der Weiterentwick-
lung des Verbandes als marxistisctrer
Massenorganisation.
Der Kongreß hat es uns noch einmal vor
Augen geführt: die gegenwärtige Situa-
tion der Studentenbewegung erfordert
von einer revolutionären Organisation
bedeutend mehr als bloßen Aktionismus.
Wir würden einen großen Fehler machen,
würden wir gerade jetzt auf eine inten-
sive Diskussion strategisdrer Fragen ver-
zidrten. 'Wenn der Kampf unter verän-
derten Bedingungen stattfindet, entstehen
neue Probleme für die Entwidrlung unse-
rer Politik, Wo sie nicht diskutiert und
gelöst werden, da beginnt die Politik den
Ereignissen,,nadrzutraben
Die Arbeit mit den Dokumenten des 2.
Bundeskongresses ist die beste Möglidr-
keit, eine soldre Nachtrabepolitik zu ver-
meiden und der Rolle als Avantgarde
gerecht zu werden.
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die Studienlormierung aufgenommen - wie in NRW und Ham-
burg. D¡e Herrschenden werden weiterhin verstärkt den Studen-
ten Studien- und Prüfungsordnungen aufzwingen wollen, die
die fortschrittlichen Alternat¡ven zum reaktionären Lehrbetrieb ab-
blocken und die Studenten politisch disziplinieren sollen.
lm Kampf gegen die Studienreglementierung wird es darauf an-
kommen, erstens darzustellen, daß diese Art der Stud¡enreform
nichts als restriktive Kapazitätspolitik ist, mit der die Studenten-
zahlen den ungenügenden Kapazitäten der Hochschulen ange-
paßt werden sollen. Kurzstudiengänge sind die Antwort der
Monopolbourgeoisie auf ihre Unfähigkeit, die materielle Misere
im Ausbildungssektor zu beseitigen.
Zweitens müssen wir konkret nachwe¡sen, daß fac-lrborn¡ert und

schlecht ausgebildete Wissenschaftler nicht der Arbeiterklasse
nützen, sondern der Monopolbourgeoisie. Argumentationen sind
von uns zu entwickeln, die der Demagogie der herrschenden
Klasse wirkungsvoll begegnen. W¡r müssen den Beweis antreten,
daß das Kurzstudium zu einer Dequalifizierung der Masse der
Studenten führt, die Konkurrenz unter ihnen in Ausbildung und
Beruf erhöht und ihre Berufsperspektive verunsichern hilft. Drit-
tens führen wir den Kampf gegen die Reglementierung des Stu-
d,iums mit unseren im Programm formulierten konstruktiven Alter-
nativen. Das bedeutet, daß wir unsere demokratischen Ausbil-
dungsziele, unsere Vorschläge für eine demokratische Berufs-
praxis in die Bewegung gegen reaktionäre Prütungsordnungen
hineintragen und dam¡t dazu beitragen, dem Kampf der Studen-
ien eine Perspektive zu geben. Es gilt, unsere inhaltlichen Forde-
rungen an eine demokratische Ausbildung weiterzuentw¡ckeln und
zu präzisieren.
Wir werden alle lnltiativen von Gewerkschaften und demokrati'
schen Verbänden im Hochschulbereich unterstützen, die darauf
abzielen, die Vorstellungen über eine demokratische Studienre-
form zu verelnheitlichen und gemeinsames Handeln aller fort-
schrittlichen Kräfte vorzubereiien. Viertens weisen wir darauf hin,

daß Bundeswehrhochschulen und private Eliteuniversitäten Vor-
reiterrolte bei der ,,studienreform" spielen sollen. Das heißt für
uns, den Kampf gegen die Militarisierung von Forschung und
Lehre, gegen reaktionäre, herrschaftssichernde Lehrinhalte zu

verstärken- Fünftens führen wir den Kampf gegen die Versuche,

noch in diesem Semester e¡nen Staatsvertrag abzuschließen über
das lnstrumentanium zur Studienreform, mit dem der dominieren-
de Einf luß des kapitalistischen Staates auf die Studieninhalte
abgesichert werden soll. Wir werden die Vorstellungen der Kul-

tusministerkonferenz mit unseren Forderungen nach gleichberech-

tigter Mitbestimmung aller Hochschulangehörigen und Einbezie-

hüng A"t Gewerkscñaften in der Studienreformkommission kon-

f ront¡eren.

Aktionen gegen Bildungsnotstand
An eine Beseit¡gung des mater¡ellen Bildungsnotstandes ist gegen-

wårtig nicht zu denken. Der Finanzplanungsratbeschluß über die
Kürzung der Bildungsausgaben 1975 um 5 Milliarden DM w¡rd im
Grunde genommen nicht angetastet. Der Numerus clausus wird
sich vor allem zu Beginn des WS weiter verschärfen und die ge-
samte Misere soll in Form des Bildungsgesamtplans noch vor der
Sommerpause des Bundestages auf Jahre festgeschrieben wer-
den. Deshalb muß der Kampf gegen den maieriellen Brildungs-
notstand weiter geführt und verbreitet werden. Die geplante Ver-
abschiedung des Bildungsgesamtplans muß von uns zu einer
Kampagne gegen die materielle Misere genutzt werden. Dabei
gilt es die Ansätze des Bündnisses von Lehrern, Schülern, Lehr-
lingen und Studenten auszubauen und alle Spaltungsversuche
der Herrschenden abzuwehren. Wir unterstützen deshalb öffent-¿
lichkeitswirksame Aktionen gegen den Bildungsnotstand, an de-!i
nen sich alle vom Bildungsnotstand Betroffenen beteiligen, und
die geeignet sind, die Solidarität der arbeitenden Bevölkerung
zu erreichen.
Wir berücksichtigen, daß die Alternativen zu dem umfassenden
Bildungsgesamtplan, der die Weichen für das Bildungswesen auf
Jahre hinaus stellen soll, nur ein gesamtes demokratisches Bil-
dungsprogramm sein kann. Wir entwickeln deshalb in enger Zu-
sammenarbeit mit der SDAJ Vorstellungen, wie das Bündnis
verschiedene Studentenorganisationen, Arbeiterjugendorgani-
sationen, Schülergruppen, Lehrer und Eltern zu fördern ist und
gemeinsame Forderungen hinsichtlich aller Bereiche der Eil-
dungspolitik unter besonderer Berücksichtigung der beruflichen
Bildung entwickelt werden können.
Besondere Autmerksamkeit gilt es allen Bewegungen gegen NC
und Studienmisere zu schenken. Zu B'eginn des Win'tersemesters
soll der NC endgültig zum zentralen Lenkungsinstrument für die
Bedarfspläne der Monopole gemacht werden. Rigide Auslese ist
für das Wintersemester an vielen Hochschulen bereits angekün-
d¡gt, einige Hochschulen drohen bereits dicht zu machen. ln
dieser Situation wird der Kampf gegen den NC ein Schwer-
punkt der Kampagne gegen die materielle Brildungsmisere sein'
Dazu müssen alle MSB-Gruppen in der nächsten Zeit Verbindun-
gen mit der SDAJ und progressiven Schülerorganisationen auf¡,
nehmen und Aktionen gegen den NC vorbereiten. Wir schlagenV'
dem VDS und einzelnen ASten vor, Kontakte m,it den Gewerk-
schaften und Schülervertretungen zu knüpfen, um spätestens zu
Beginn des Wintersemesters öffentlichkeitswirksame Aktionen
durchzuführen. Gerade in d¡esen Kämpfen muß der Abschn,itt
unseres Programms ,,Bildung statt Rüstung" präzisiert und pro-
pagiert werden.

Weg mit den Berufsverboten!
Genossinnen und Genossen! Größte Bedeutung gewinnt für uns
der Kampf gegen die Berufsverbote und pol¡tische Disziplinierung,
für freie politische Betätigung; Angehörigen der fortschrittlichen
lntelligenz soll die freie Berufsausübung verwehrt werden. Gleich'
zeitig haben die jüngsten Aktionen gegen die Einschränkung
demokratischer Rechte und Freiheiten deutlich gemacht, daß Er-
folge erzielt werden können. Der sol¡darische Kampf der Arbeiter
von Hoesch verhinderte die Entlassung von I fortschr¡ttlichen
Kollegen. Das gemeinsame Handeln von Sozialdemokraten und
Kommunisten, von Lehrern, Schülern und Studenten setzte die
Einstellung von llse Jacobs u. H. B. Lennart in den Schuldienst
und von Rolf Geffken als Justizreferendar durch. Der bre¡te Wi-
derstand gegen den Ministerpräsidentenerlaß, gegen ieglichen
Abbau demokratischer Rechte muß ietzt ¡n gemeinsamen Ak-
tionen aller Demokraten seinen Ausdruck finden. Dann wird es

auch möglich sein, den verfassungswidrtigen Ministerpräsidenten-
erlaß vom Tisch zu bekommen.

Neue Aual¡tät
der Aktionseinheit

25. o. MV des vds

ln der Nacht zum 27. März, nach 5 Tagen (und Nächten) D¡skuss¡on,
nachdem die Neuwahl des VDS-Vorstands vollzogen ¡st, gibt der Jung-
soz¡al¡st Ottmar Schreiner (Saarbrücken) für den neugewählten VDS-Vor-
stand eine Erklärung ab.
,,Wie in der Arbeiterbewegung, so ¡st auch ¡n der Studentenbewegung
das gemeinsame Vorgehen von Kommun¡sten und Soz¡aldemokraten,
aller fortschrittlichen Kräfte, dort, wo es geme¡nsame lnteressen g¡bt'
ein wichtiger Beitrag zur Veränderung des politischen Kräfteverhältn¡sses
gegen die Macht des Kapitals, gegen die politische Reaktion", heißt es

qÌ"oH:rotå:'fiillge 
M irsr iederversammrun g des verbandes Deurscher

Studentenschalten geht zu Ende mit e¡nem Bekenntnis zur Akt¡onseinheit
der fortschrittlichen Studenten. Neben 2 Mitgliedern des Sozialdemo-
kratischen Hochschulbundes (SHB), Gerhard Kiem und Harald Stapp-
manns und 2'Spartakistenn Reinhard Ffeiffer (Köln) und Peter Wahl
(Frankfurt) war zum erstenmal auch e¡n Mitglied der Jungsozialisten in
den Vorstand des VDS gewählt worden.

Dieser WahI vorausgegangen war die
Verabschiedung eines Aktionsprogramrns
fùr das nächste Jahr und die Annahme
wichtiger Anträge zur Solidarität mit den
ausländischen Studenten, z\r Studien-
reform, zur sozialen Lage der Studenten
und den aktuellen Aufgaben der inter-
nationalen Solidarität, Eingebracht wur-
den diese Anträge von den ASten, die
gemeinsam von SHB und SPARTAKUS
gestellt werden. Diese Beschlüsse werden
die politische Grundlage fùr das Bùndnis
von SHB, SPARTAKUS und Jungsoziali-

-¡;ten im VDS-Vorsiand sein. Sie entspre-
l|h." den Anforderungen, die in der ge-

genwärtigen Situation an die demokrati-
sche Studentenbewegung gestellt sind, und
zwar deshalb, weil sie berücksichtigen,
daß der Angriff des Monopolkapitals uncl
seines Staates auf die sozialen, poli-
tischen und Ausbildungsinteressen der
Studenten nur dann erfolgreich abgewehrt
werden kann, wenn es gelingt, die Un-
terstützung der arbeitenden BevöIkerung
für die Forderungen der fo¡tschrittlichen
Studenten zu gewinnenr wenn wir es
schaffen, soldre Aktionen zu initiieren
und zu organisieren, die von der Masse
der Studenten unterstùtzt werden und die
dazu beitragen, das Bündnis von Arbei-
terklasse und Intelligenz zu stä¡ken. Vor-
aussetzung dafür wiederum ist, daß von
den fortschrittlichen Studenten inhaltliche
Alternativen zur reaktionären Bildungs-
politik der Herrschenden erarbeitet und
zum ZieI von Massenaktionen werden.
Der demokratische Kampf der Studenten
Iäßt sich nur auf der Basis von Forderun-
gen führen, die die Interessen der Stu-
denten zum Ausdruck bringen und die
gleichzeitig keinen Zweifel daran lassen,

daß sich diese Interessen nur durch den
soiidarischen Kampf gegen die ökonomi-
sche und politische Macht des Monopol-
kapitals durchsetzen lassen.
Die Studentenbewegung braucht diese de-
mokratischen Alternativen, um den Zu-
sammenhang zwischen der Lage der ar-
beitenden Massen und ihrer eigenen Si-
tuation in der Aktion aufzuzeigen. Nur
dann kann der Demagogie der her¡schen-
den Klasse und ih¡er Ideologen wir-
kungsvoll begegnet werden, die alles.
daran setzen, um die Studenten von den
Iohnabhängigen Massen zu isolieren.
An der Fähigkeit, von bloßen ,,Weg mit"-
Pa¡olen wegzukommen, läßt sich recht
deutlich ablesen, wer eine Strategie des
Hochschulkampfes besitzt und wer nicht.
Und damit wären wir auch schon bei

einer Beurteilung des Auftretens de¡ ve¡-
schiedenen politischen Gruppierungen auf
der VDS-MV. Die verschiedenen maoisti-
schen Gruppen NRF (Heidelberg), ,,K"SG-
ML (stuttgart) und der sogenannte
,,K'SV ersetzten die fehlende politische
Konzeption durch eine Polemik gegen
SPARTAKUS und SHB, eine Polemik, de-
ren Niveaulosigkeit ein erschreckendes
Ausmaß angenommen hat. Das Auftreten
des ,,K"SV führte zur Annahme eines
Antrages durch die Mitgliederversamm-
lung, der die Parallelen zwischen de¡r
antikommunistischen und chauvinistischen
Pa¡olen des ,,K"SV (,,Osteuropa muß be-
freit werden") und den antikommunisti-
schen Ausfällen der Strauß und Ba¡zel
aufzeigte. Bezeichnenderweise sahen sich
die ùbrigen maoistischen Gruppen veran-
laßt, sich bei diesem Antrag de¡ Stimme
zu enthalten, da diese Parallelen zu offe¡i-
bar geworden waren. Doch auch solche
Gruppen wie die NRF unterschieden sich
auf dieser MV nur unwesentlich vom
,,K"SV. Der Versuch, den ,,Revisionismus"
zu entlarven, fùhrte zu solch hirnrissi-
gen Vorwürfen wie dem, der SPARTA-
KUS, der SHB und natürlich der VDS
wollten das politische Mandat liquidieren.
Das gemeinsame Vorgehen von ,,K"SV
und ,,K"SG und NRF manifestierte sich
auch in einem Antrag zu den Aktionen
der Arbeiter von Hoesch und Mannes-
mann. In diesem Antrag war zwar vom
notwendigen Kampf gegen die Unter-
nehmerwillkür nicht die Rede, desto mehr
aber vom Kampf gegen die Gewerk-
schaftsfüh¡unS ("WeS mit (!) der reak-
tionä¡en Gewerkschaftsführung"). Als

Der neue vds-Vorstand bei einer Pressekonferenz: (v- L n, r.) Otmar Schreiner (Juso),
Reinhard Pfeifer (MSB Spartakus), Gerhard Kiem (Sozialdemokratischer Hochschulbund)
und Peter Wahl (MSB Spartakus). Nicht auf dem Foto zu sehen: Harald Stappmann (SHB)
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die Studienlormierung aufgenommen - wie in NRW und Ham-
burg. D¡e Herrschenden werden weiterhin verstärkt den Studen-
ten Studien- und Prüfungsordnungen aufzwingen wollen, die
die fortschrittlichen Alternat¡ven zum reaktionären Lehrbetrieb ab-
blocken und die Studenten politisch disziplinieren sollen.
lm Kampf gegen die Studienreglementierung wird es darauf an-
kommen, erstens darzustellen, daß diese Art der Stud¡enreform
nichts als restriktive Kapazitätspolitik ist, mit der die Studenten-
zahlen den ungenügenden Kapazitäten der Hochschulen ange-
paßt werden sollen. Kurzstudiengänge sind die Antwort der
Monopolbourgeoisie auf ihre Unfähigkeit, die materielle Misere
im Ausbildungssektor zu beseitigen.
Zweitens müssen wir konkret nachwe¡sen, daß fac-lrborn¡ert und

schlecht ausgebildete Wissenschaftler nicht der Arbeiterklasse
nützen, sondern der Monopolbourgeoisie. Argumentationen sind
von uns zu entwickeln, die der Demagogie der herrschenden
Klasse wirkungsvoll begegnen. W¡r müssen den Beweis antreten,
daß das Kurzstudium zu einer Dequalifizierung der Masse der
Studenten führt, die Konkurrenz unter ihnen in Ausbildung und
Beruf erhöht und ihre Berufsperspektive verunsichern hilft. Drit-
tens führen wir den Kampf gegen die Reglementierung des Stu-
d,iums mit unseren im Programm formulierten konstruktiven Alter-
nativen. Das bedeutet, daß wir unsere demokratischen Ausbil-
dungsziele, unsere Vorschläge für eine demokratische Berufs-
praxis in die Bewegung gegen reaktionäre Prütungsordnungen
hineintragen und dam¡t dazu beitragen, dem Kampf der Studen-
ien eine Perspektive zu geben. Es gilt, unsere inhaltlichen Forde-
rungen an eine demokratische Ausbildung weiterzuentw¡ckeln und
zu präzisieren.
Wir werden alle lnltiativen von Gewerkschaften und demokrati'
schen Verbänden im Hochschulbereich unterstützen, die darauf
abzielen, die Vorstellungen über eine demokratische Studienre-
form zu verelnheitlichen und gemeinsames Handeln aller fort-
schrittlichen Kräfte vorzubereiien. Viertens weisen wir darauf hin,

daß Bundeswehrhochschulen und private Eliteuniversitäten Vor-
reiterrolte bei der ,,studienreform" spielen sollen. Das heißt für
uns, den Kampf gegen die Militarisierung von Forschung und
Lehre, gegen reaktionäre, herrschaftssichernde Lehrinhalte zu

verstärken- Fünftens führen wir den Kampf gegen die Versuche,

noch in diesem Semester e¡nen Staatsvertrag abzuschließen über
das lnstrumentanium zur Studienreform, mit dem der dominieren-
de Einf luß des kapitalistischen Staates auf die Studieninhalte
abgesichert werden soll. Wir werden die Vorstellungen der Kul-

tusministerkonferenz mit unseren Forderungen nach gleichberech-

tigter Mitbestimmung aller Hochschulangehörigen und Einbezie-

hüng A"t Gewerkscñaften in der Studienreformkommission kon-

f ront¡eren.

Aktionen gegen Bildungsnotstand
An eine Beseit¡gung des mater¡ellen Bildungsnotstandes ist gegen-

wårtig nicht zu denken. Der Finanzplanungsratbeschluß über die
Kürzung der Bildungsausgaben 1975 um 5 Milliarden DM w¡rd im
Grunde genommen nicht angetastet. Der Numerus clausus wird
sich vor allem zu Beginn des WS weiter verschärfen und die ge-
samte Misere soll in Form des Bildungsgesamtplans noch vor der
Sommerpause des Bundestages auf Jahre festgeschrieben wer-
den. Deshalb muß der Kampf gegen den maieriellen Brildungs-
notstand weiter geführt und verbreitet werden. Die geplante Ver-
abschiedung des Bildungsgesamtplans muß von uns zu einer
Kampagne gegen die materielle Misere genutzt werden. Dabei
gilt es die Ansätze des Bündnisses von Lehrern, Schülern, Lehr-
lingen und Studenten auszubauen und alle Spaltungsversuche
der Herrschenden abzuwehren. Wir unterstützen deshalb öffent-¿
lichkeitswirksame Aktionen gegen den Bildungsnotstand, an de-!i
nen sich alle vom Bildungsnotstand Betroffenen beteiligen, und
die geeignet sind, die Solidarität der arbeitenden Bevölkerung
zu erreichen.
Wir berücksichtigen, daß die Alternativen zu dem umfassenden
Bildungsgesamtplan, der die Weichen für das Bildungswesen auf
Jahre hinaus stellen soll, nur ein gesamtes demokratisches Bil-
dungsprogramm sein kann. Wir entwickeln deshalb in enger Zu-
sammenarbeit mit der SDAJ Vorstellungen, wie das Bündnis
verschiedene Studentenorganisationen, Arbeiterjugendorgani-
sationen, Schülergruppen, Lehrer und Eltern zu fördern ist und
gemeinsame Forderungen hinsichtlich aller Bereiche der Eil-
dungspolitik unter besonderer Berücksichtigung der beruflichen
Bildung entwickelt werden können.
Besondere Autmerksamkeit gilt es allen Bewegungen gegen NC
und Studienmisere zu schenken. Zu B'eginn des Win'tersemesters
soll der NC endgültig zum zentralen Lenkungsinstrument für die
Bedarfspläne der Monopole gemacht werden. Rigide Auslese ist
für das Wintersemester an vielen Hochschulen bereits angekün-
d¡gt, einige Hochschulen drohen bereits dicht zu machen. ln
dieser Situation wird der Kampf gegen den NC ein Schwer-
punkt der Kampagne gegen die materielle Brildungsmisere sein'
Dazu müssen alle MSB-Gruppen in der nächsten Zeit Verbindun-
gen mit der SDAJ und progressiven Schülerorganisationen auf¡,
nehmen und Aktionen gegen den NC vorbereiten. Wir schlagenV'
dem VDS und einzelnen ASten vor, Kontakte m,it den Gewerk-
schaften und Schülervertretungen zu knüpfen, um spätestens zu
Beginn des Wintersemesters öffentlichkeitswirksame Aktionen
durchzuführen. Gerade in d¡esen Kämpfen muß der Abschn,itt
unseres Programms ,,Bildung statt Rüstung" präzisiert und pro-
pagiert werden.

Weg mit den Berufsverboten!
Genossinnen und Genossen! Größte Bedeutung gewinnt für uns
der Kampf gegen die Berufsverbote und pol¡tische Disziplinierung,
für freie politische Betätigung; Angehörigen der fortschrittlichen
lntelligenz soll die freie Berufsausübung verwehrt werden. Gleich'
zeitig haben die jüngsten Aktionen gegen die Einschränkung
demokratischer Rechte und Freiheiten deutlich gemacht, daß Er-
folge erzielt werden können. Der sol¡darische Kampf der Arbeiter
von Hoesch verhinderte die Entlassung von I fortschr¡ttlichen
Kollegen. Das gemeinsame Handeln von Sozialdemokraten und
Kommunisten, von Lehrern, Schülern und Studenten setzte die
Einstellung von llse Jacobs u. H. B. Lennart in den Schuldienst
und von Rolf Geffken als Justizreferendar durch. Der bre¡te Wi-
derstand gegen den Ministerpräsidentenerlaß, gegen ieglichen
Abbau demokratischer Rechte muß ietzt ¡n gemeinsamen Ak-
tionen aller Demokraten seinen Ausdruck finden. Dann wird es

auch möglich sein, den verfassungswidrtigen Ministerpräsidenten-
erlaß vom Tisch zu bekommen.

Neue Aual¡tät
der Aktionseinheit

25. o. MV des vds

ln der Nacht zum 27. März, nach 5 Tagen (und Nächten) D¡skuss¡on,
nachdem die Neuwahl des VDS-Vorstands vollzogen ¡st, gibt der Jung-
soz¡al¡st Ottmar Schreiner (Saarbrücken) für den neugewählten VDS-Vor-
stand eine Erklärung ab.
,,Wie in der Arbeiterbewegung, so ¡st auch ¡n der Studentenbewegung
das gemeinsame Vorgehen von Kommun¡sten und Soz¡aldemokraten,
aller fortschrittlichen Kräfte, dort, wo es geme¡nsame lnteressen g¡bt'
ein wichtiger Beitrag zur Veränderung des politischen Kräfteverhältn¡sses
gegen die Macht des Kapitals, gegen die politische Reaktion", heißt es

qÌ"oH:rotå:'fiillge 
M irsr iederversammrun g des verbandes Deurscher

Studentenschalten geht zu Ende mit e¡nem Bekenntnis zur Akt¡onseinheit
der fortschrittlichen Studenten. Neben 2 Mitgliedern des Sozialdemo-
kratischen Hochschulbundes (SHB), Gerhard Kiem und Harald Stapp-
manns und 2'Spartakistenn Reinhard Ffeiffer (Köln) und Peter Wahl
(Frankfurt) war zum erstenmal auch e¡n Mitglied der Jungsozialisten in
den Vorstand des VDS gewählt worden.

Dieser WahI vorausgegangen war die
Verabschiedung eines Aktionsprogramrns
fùr das nächste Jahr und die Annahme
wichtiger Anträge zur Solidarität mit den
ausländischen Studenten, z\r Studien-
reform, zur sozialen Lage der Studenten
und den aktuellen Aufgaben der inter-
nationalen Solidarität, Eingebracht wur-
den diese Anträge von den ASten, die
gemeinsam von SHB und SPARTAKUS
gestellt werden. Diese Beschlüsse werden
die politische Grundlage fùr das Bùndnis
von SHB, SPARTAKUS und Jungsoziali-

-¡;ten im VDS-Vorsiand sein. Sie entspre-
l|h." den Anforderungen, die in der ge-

genwärtigen Situation an die demokrati-
sche Studentenbewegung gestellt sind, und
zwar deshalb, weil sie berücksichtigen,
daß der Angriff des Monopolkapitals uncl
seines Staates auf die sozialen, poli-
tischen und Ausbildungsinteressen der
Studenten nur dann erfolgreich abgewehrt
werden kann, wenn es gelingt, die Un-
terstützung der arbeitenden BevöIkerung
für die Forderungen der fo¡tschrittlichen
Studenten zu gewinnenr wenn wir es
schaffen, soldre Aktionen zu initiieren
und zu organisieren, die von der Masse
der Studenten unterstùtzt werden und die
dazu beitragen, das Bündnis von Arbei-
terklasse und Intelligenz zu stä¡ken. Vor-
aussetzung dafür wiederum ist, daß von
den fortschrittlichen Studenten inhaltliche
Alternativen zur reaktionären Bildungs-
politik der Herrschenden erarbeitet und
zum ZieI von Massenaktionen werden.
Der demokratische Kampf der Studenten
Iäßt sich nur auf der Basis von Forderun-
gen führen, die die Interessen der Stu-
denten zum Ausdruck bringen und die
gleichzeitig keinen Zweifel daran lassen,

daß sich diese Interessen nur durch den
soiidarischen Kampf gegen die ökonomi-
sche und politische Macht des Monopol-
kapitals durchsetzen lassen.
Die Studentenbewegung braucht diese de-
mokratischen Alternativen, um den Zu-
sammenhang zwischen der Lage der ar-
beitenden Massen und ihrer eigenen Si-
tuation in der Aktion aufzuzeigen. Nur
dann kann der Demagogie der her¡schen-
den Klasse und ih¡er Ideologen wir-
kungsvoll begegnet werden, die alles.
daran setzen, um die Studenten von den
Iohnabhängigen Massen zu isolieren.
An der Fähigkeit, von bloßen ,,Weg mit"-
Pa¡olen wegzukommen, läßt sich recht
deutlich ablesen, wer eine Strategie des
Hochschulkampfes besitzt und wer nicht.
Und damit wären wir auch schon bei

einer Beurteilung des Auftretens de¡ ve¡-
schiedenen politischen Gruppierungen auf
der VDS-MV. Die verschiedenen maoisti-
schen Gruppen NRF (Heidelberg), ,,K"SG-
ML (stuttgart) und der sogenannte
,,K'SV ersetzten die fehlende politische
Konzeption durch eine Polemik gegen
SPARTAKUS und SHB, eine Polemik, de-
ren Niveaulosigkeit ein erschreckendes
Ausmaß angenommen hat. Das Auftreten
des ,,K"SV führte zur Annahme eines
Antrages durch die Mitgliederversamm-
lung, der die Parallelen zwischen de¡r
antikommunistischen und chauvinistischen
Pa¡olen des ,,K"SV (,,Osteuropa muß be-
freit werden") und den antikommunisti-
schen Ausfällen der Strauß und Ba¡zel
aufzeigte. Bezeichnenderweise sahen sich
die ùbrigen maoistischen Gruppen veran-
laßt, sich bei diesem Antrag de¡ Stimme
zu enthalten, da diese Parallelen zu offe¡i-
bar geworden waren. Doch auch solche
Gruppen wie die NRF unterschieden sich
auf dieser MV nur unwesentlich vom
,,K"SV. Der Versuch, den ,,Revisionismus"
zu entlarven, fùhrte zu solch hirnrissi-
gen Vorwürfen wie dem, der SPARTA-
KUS, der SHB und natürlich der VDS
wollten das politische Mandat liquidieren.
Das gemeinsame Vorgehen von ,,K"SV
und ,,K"SG und NRF manifestierte sich
auch in einem Antrag zu den Aktionen
der Arbeiter von Hoesch und Mannes-
mann. In diesem Antrag war zwar vom
notwendigen Kampf gegen die Unter-
nehmerwillkür nicht die Rede, desto mehr
aber vom Kampf gegen die Gewerk-
schaftsfüh¡unS ("WeS mit (!) der reak-
tionä¡en Gewerkschaftsführung"). Als

Der neue vds-Vorstand bei einer Pressekonferenz: (v- L n, r.) Otmar Schreiner (Juso),
Reinhard Pfeifer (MSB Spartakus), Gerhard Kiem (Sozialdemokratischer Hochschulbund)
und Peter Wahl (MSB Spartakus). Nicht auf dem Foto zu sehen: Harald Stappmann (SHB)
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Gewerkschaftlich orientierte Asten gegen die Liquidatoren
àer verfaßten Studentenschaft! Auszug aus ihrer Erklärung

audr noch die GeschichteD, die dabei von
der DKP erzählt wurden, als offensicht-
liche Lügen entlarvt werden konnten,
mußte der Antrag von den Maoisten zu-
rückgezogen werden, Dieser Bankrott ih-
re¡ Politik wurde auch an der Hochschui-
politik offenbar. Den verbalen Anspruch
der NRF, den demokratischen Kampf der
Studenten ,,offensiv" führen zu wollen,
steht die Unfähigkeit gegenüber, diesen
Anspruch zu realisieren. Doch offensiv
wi¡d der Hochschulkampf nicht durcb die
Beigabe des Wörtchens ,,offensiv" - von
der Stufe der bloßen Reaktion auf be-
stimmte Maßnahmen der herrscher¡den
Klasse wird sich dieser Kampf nur dann
fortentwickeln, wenn klare antimonopo-
Iistische Alternativforderungen von der
Studentenbewegung vertreten werden'
Parolen der NRF, wie ,,Kampf der staat-
lichen Fachaufsicht", ,,Kampf der kapitali-
stischen Ausbildung etc. tragen defen-
siven Charakter, sie sind nicht geeignet,
den gemeinsamen Kampf von Arbeitern
und Studenten herzustellen'
Diese MV hat es ganz deutlich gemacht:

Dieser VDS wird sic}r weder zurùckent-
wickein zu einer ständischen Lobby, noch
zu einem sektiererischen KIùngeI. Er ist
und bleibt ein Kampfinstrument der ge-

samten demokratischen Studentenbewe-

gung. Die Anwesenheit des Kollegen
Todtenberg als Vertreter des DGB-Bun-
desvorstands, die Teilnahme von Ver-
tretern der GEW, des Bundes demokra-
tischer Wissenschaftler, der Bundesassi-
stentenkonfereí2, der Jungdemokraten
und anderer ist Ausdruck der gewachse-
nen Stärke des VDS und der neuen Mög-
Iichkeiten, der reaktionären Bildungspoli-
tik der herrschenden Klasse ein festes
demokratisches Bündnis gegenüberzustel-
len.

Die bisherige Politik des VDS, gemeinsam
entwickelt und getragen von SHB und
SPARTAKUS hat sich in der Praxis be-
währt. Die neue Qualität der Aktionsein-
heit im VDS ist dafür ein Ausdruck. Ohne
Zweifel wi¡d die SPD-Führung auch in
Zukunft versuchen, den VDS an die
Kette ihrer Politik zu legen. Der sozial-
demokratische,,VORWARTS" hat deut-
lich zum Ausdruck gebradrt, daß man
dabei auf die Mitwirkung der Jungsozia-
li,sten 'im VDS rechnet. Doch .es gibt eine
gute Grundlage für die Aktionseinheit
von SHB, SPARTAKUS und Jungsoziali-
sten im VDS. Das sind die klaren politi'
schen Aussagen dieser MV, und die sind
nicht von der SPD-Fùhrung verfaßt wor-
den,

tenschaft arbeiten. Den Gerichtsentscheid
nahmen die politischen Sekten im SVI

zum Aniaß, die MV zum Platzen zu brin-
gen. Sich selbst ihre Unfähigkeit be-

s'cheinigend, erklärten sie, sie könnten
die Strldentenzahlen an den FH-SchuIen

nicht e¡mittetn' Damit konnte keine Be-

schlußfähigkeit festgestellt werden'
Diese Schirierenkomödie reiht sich wür-
dig ein in die gesamten Methoden der
uliralinken Gruppen und des SVI-Bundes-
vorstandes:

- mit Hilfe verschiedenster Manipula-
tionen versuchten diese Gruppen ihre
Mehrheit im SVI zu erhalten, so durclt
nicht ausgewiesene Delegationen' Z' B'

wurde eine Stimmendelegation der
FH Lippe an die FH KöIn vorge-
täuscht, gegen die vom Studentenpar-
Iament der FH Lippe legitimierte De-
Iegation,

- nach der Vorlage der Einstweiligen
Anordnung ließen diese GruPPen
vollends ihre demokratische Maska, 

.

fallen. MSB- und SHB-Vertretern wurQ
de das Wort verboten, der SVJ-Bun-
desvorstand drohte den gewerkschaft-
iich orientierten ASten mit dem Haus-
recht.

Wohin diese Politik, die aufgrund ihres
Hasses gegen SHB und MSB den eigent'
lichen Gegner, das Großkapital, aus dem

Auge verliert zeigen die Beispiele von
Bonn, Köln und Frankfurt:
Die putschistische Aktion der Rathausbe-
setzung in Bonn, die militanten Provoka-
tionen anarchistischer Gruppen anläßlich
gerechtfertigter Protestaktionen gegen die
Bodenspekulanten im Frankfurter West'
end, tätliche Angriffe gegen Flugblatt
verteilende MSB-Genossen in KöIn dieneu
nicht dazu, die berechtigten Forderungen
und Aktionen der demokratischen Bewe-
gung gegen Bodenspekulation und Miet-
wucher, gegen die Unterst'ützung des fa'
schistischen Thieu-Regimes durch dre

Bundesregierung in der BevöIkerung
vermitteln, Sie haben im Gegenteil

zlL
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eine Funktion: das Bündnis von Studen-

ten und arbeitender BevöIkerung zu ver-
hindern. Bezeichnend ist, daß die Grup-
pierungen, die sich SVI-Mehrheitsfrakttorr
nennen, sich nicht von diesen Provoka-
tionen distanzieren, ja sogar die Träger
dieser Aktionen, wie der ,,KSV" Teil der

,,Mehrheitsfraktion" sind.

Deshalb müssen alle fortschrittlichen Stu-

denten diesen Gruppen eine klare Ab-
sage erteilen. SHB, MSB, die gewerk-
schaftlich-orientierten ASten werden . auf
der Grundlage ihres, auf dieser MV vor-
gelegten Programms zur \Meiterentwict<-
lung der demokratischen Studentenbewe-
gung beitragen und darauf hinarbeiten,
daß der SVI zum Bestandteil der demo-
kratischen Bewegung wird,
Gegen die unerträgliche Phrasendresche-
rei der linkssektiererischen Gruppen sel-
zen wir eine Politik, die auf die Her-
stellung des Bündnisses von arbeitender
Bevölkerung u¡d Studenten und der Ak-
tionseinheit aller von der Reglementie-
rungs- und Formierungspolitik der Herr-
schenden Betroffenen orientiert.

Neues Lieblingskind
Die ,,Welt" hat ein neues Lieblingskind
unter den Studenten entdeckt: Die so-
genannte DSU/SLH (Deutsche Studenten-
union, Sozialliberaler Hochschulverband)'
Dieser Klub stand zwar mit seinen 7

Stimmen auf der vds-MV ziemlidr trau-
rig da und hat auch sonst nichts an den
Füßen; aber immerhin: Er ist ,,neben dem
CDU-naben RCDS der einzige nicht mar-
xistische Studentenverband". Und darum

,oå:iäl: 
:L lil,iî JT:ï*#s fä #ii

ab.
Vom RCDS will sie nämlich nichts mehr
wissen, Der hat so jämmerlich versagt
auf seinem letzten ,,Bundeskongreß" An'
fang März. So ein klagender Bericht über
die dortigea Verfallserscheinungen der
CDU-Hochschultruppe, das Letzte, was man
im Springerblatt über ihn lesen konnte.
Ganze 70 Delegierte waren nämlich er-
schienen (ein schöner Ausweis innerver-
bandlicher Demokratie bei einem Ver-
band, der nach eigenen Angaben mal
4000, mal 5000 Mitglieder hat - 

gelogen
sind natürlich beide Zahlen), ganze 70

Jung-Rechte also, die dann keinen einzi-
gen politischen Antrag zustande brachten'

sich die Nächte mit Geschäftsordnungs-
debatten vertrieben und schließlich doch
noch mit Ach und Krach CDU-Parteivor-
stands-Mitglied Langguth erneut zum Boß
machten.
Darum ist die ,,Welt" nun also mucksch,
ignoriert ztlr ZeiT den RCDS und schreibt
zum Beispiel so Läche¡liches wie: ,,Eine
demokratische Struktu¡ des VDS will die
DSU/SLH durch progressive Aktionen an
den Hochschulen durchsetzen."

Uni München geht
UZ-Enthüllungen noch
Milndren. J. M. - Die Universität Mün-
chen sieht sich gezwungen, die vom SS'
Führer a. D, Freiherr Rühle von Lilien-
ste¡n 1943 dort verfaßte antisemitische
Doktorarbeit zu überprüfen und ihm ge-
gebenenfalls deh Dr.'rer.-pol'-Grad zrr
entziehen (siehe dazu UZ vom 19.1.1973)'
In diesem Zusammenhang gab Rektor
Prof. Dr. Lobkowicz sieben Wochen nach
Eingang des begr,rindeten Antrags be-
kannt: ,,Die Universität wird die Angele-
qenheit rechtlich überPrüfen"'
SS-Sturmbannführer a, D. und ,,Ritter-
kreuzträger" Lilienstern fungiert heute

in Frankfurt am Main als Hauptgeschäfts-
führer des Rationalisie¡ungskuratoriums
der Deutschen Wirtschaft (RKW) und an
der Universiät Siuttgart als Professor,
also als Erzieher von Studenten. Durdr
die Aberkennung des Doktorgrades wäre
die akademische Befähigung für die Pro-
fessur nicht mehr gegeben,

Aherkennung
Dem Rektor der Jenaer Universität liegt
ein Antrag zur Aberkennung des Doktor-
titels vor, den der ehemalige SS-Stan-
dartenführer und \Marschauer Gestapo-
Chef Ludwig Hahn trägt. Hahn lebt in
Bünnigstadt (BRD).

CDU w¡ll eigene pr¡vqte
Hochschule im
Sachsenwuld grÜnden
Der CDU nahestehende Kreise wollen
im Sachsenwald bei Hamburg - die
Grundstücke dort gehören der Familie
von Bismarck - eine private Hochsdrule
gründen, die staatlich anerkannt werden
soll. Der Verein wurde bereits in das

Gründungsregister eingetragen. Zu den

Gründern gehört der berüctrtigte Pro-
fessor Pascal Jordan, ein Atomphysiker'
der als CDU-BundestaEsabgeordneter die
Anwendung von Atomwaffen verteidigt;
Jordan war im Nazi-Reich publizistisch
und,,wissenschaftlich" an hervorragender
Stelle tätig gewesen' Ferner der Publi-
zist Dr. Ernst Samnaber und Dr' Irmgard
Prahi von der Hamburger CDU.

Die Universität ist auf eine Kapazität
von 1000 Studienplätzen anqelegti die
Studenten sollen aus disziplinarischen
Gründen in einem Internat leben, ihr
Studium wi¡d von Stiftern finanziert, so

daß eine völlige Abhängigkeit gegeben

ist. Die Sachsenwald-Gründung ist ein

Glied in der Kette ähnlicher Vorhaben
der Unternehmer und der CDU, von lin-
ken Studenten freie Elite-Hodrschulen zu
gründen.

Von der DKP wurden für 1971 rund
4,5 Millionen DM an Spenden überwie-
sen. Darüber hinaus sÍnd vermutlich
etwa 90 Millionen DM aus Moskau und
Ost-Berlin in die Kassen der Jung-
rcv o I ut¡ on ärc geflossen.

Das Fränklsche Volksblatt vom 9.3.73
über den MSB Sparlakus
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SVI -MV geplatzt!
Vom 12. bis 15. 4. sollte in Köln die 27 . o. MV des SVl, des studentischen Dach'
verbandes der FHS in der BRD und Westberlin, stattf¡nden. Die MV ging zu
g¡de; ehe sie ricntig begann. Schuld daran sind iene politischen Gruppe.n, die
nià érupp"nego¡st¡;cheñ lnteressen über das Gésamtinteresse der Studenten
steile-n; ä'eren Þolitik sich objektiv gegen die verfaßte Studenlenschaft r¡chtet'
O¡ese ¿en SV|-Bundesvorsta'nd traleñAen Gruppen prakt¡z¡eren se¡t e¡n¡gen
Janren è¡n Verfahren, das die Zahl dËr Stimmen ã* qe¡ Mitg-liederversammlung
m¡i Aén gå."hnen eéitiãgen der Studenten koppelt. Dieses Verfahren bedeutet
n¡ctrts añderes, als den- reakt¡onären BestrCbungen der. Herrschenden' d¡e

verfaßten Studentensðñatten iu schwächen oder sogar abzuschaffen, in die
Hände zu arbe¡ten.

SHB ehrt Bebel
Or"- 

60. Todestag August Bebels am 13'

August 1973 führte der Sozialdemokrati-
sche Hochschulbund im Herbst 1973 einen

wissenschaftlichen Kongreß durch, der das

Werk August Bebels als Vorkämpfe¡ der

revolutionären deutschen Arbeiterbewe-
gung vor dem 1. Weltkrieg wirdigen und

die Aktualität seines Werkes für den

Kampf in der BRD verdeutlichen soll.

Dieser Kongreß soll ein Forum sein,

um Ziele und Klasseninhalte sozialisti-
scher Politik innerhalb der sozialdemo-

kratisdren Bewegung zu diskutieren. Der

SHB wird sich verstärkt für eine Beschäf-

tigung mit der Geschichte der Arbeiter-
bewegung an den Schulen und Hoch-

schulen in der BRD einsetzen. In dem

Bebel-Aufruf des SHB'Bundesvo¡standes
vom 14,2.1973 heißt es u.4., daß Bebels
proletarischer Internationalismus, der sich
besonders in dessen Parteinahme für die
Pariser Commune und die russische Re-
volution von 1905 äußerte, dem SHB für
seine Solida¡ität mit den um ihre Befrei-
ung von imperialistischer Ausbeutung
kämpfenden VöIkern der Dritten Welt
zum Vorbild dient.

Durch die Zerschlagung der verfaßten
Studentenschaft in Baden-Württemberg
und Bayern und die Einschränkung der
Beitragshoheit in anderen Ländern, er-
halten viele Asten nur noch in beschränk-
tem Umfang Beiträge von den Studenten,
Daher werden diejenigen, die am stärk-
sten von den reaktionären Maßnahmen
der he¡rschenden Kiasse betroffen sind,
du¡ch die Anbindung ihrer Stimmenzahl
an gezahlten Beiträgen eindeutig benadr-
teiligt. Statt vom SVI besonders unter-
sttitzt zu werden, werden diese Asten in
ihren Mitgliedsrechten beschnitten.
Bemerkenswert ist, daß andere Dach-
verbände - wie de¡ vds - solche merk-
würdigen Verfahren der Einschränkung
von Rechten der Mitgliedsstudenten-
schaften nicht praktizieren.
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Die gewerkschaftlich orientierten Asten
haben auf der SVI-MV versucht, ihre
Auffassung in langen Diskussionen
durchzusetzen. Die sektiererischen Grup-
pen waren nicht bereit, auf diese Argu-
mente einzugehen, und hieiten an ihrem
gegen die verfaßte Studentenschaft ge-
richteten Verfahren fest. Um dennoch
den Mitgliedsasten zu ihrem elementa-
ren Stimm¡echt zu verhelfen, sahen die
gewerksihaftlich orientierten ASten sich

genötigt, die Satzungsbestimmung, nach
der jedes Mitgtied im SVI pro angefan-
gene 250 Studenten eine Stimme erhält'
per Einstweiliger Anordnung durch ein
Amtsgericht durchzusdtzen.'Daß dieses
Mittel angewandt werden mußte, fäIlt auf
die uitralinken Gruppen zur'ück, die au
der Aushöhlung der verfaßten Studen-



7,

Gewerkschaftlich orientierte Asten gegen die Liquidatoren
àer verfaßten Studentenschaft! Auszug aus ihrer Erklärung

audr noch die GeschichteD, die dabei von
der DKP erzählt wurden, als offensicht-
liche Lügen entlarvt werden konnten,
mußte der Antrag von den Maoisten zu-
rückgezogen werden, Dieser Bankrott ih-
re¡ Politik wurde auch an der Hochschui-
politik offenbar. Den verbalen Anspruch
der NRF, den demokratischen Kampf der
Studenten ,,offensiv" führen zu wollen,
steht die Unfähigkeit gegenüber, diesen
Anspruch zu realisieren. Doch offensiv
wi¡d der Hochschulkampf nicht durcb die
Beigabe des Wörtchens ,,offensiv" - von
der Stufe der bloßen Reaktion auf be-
stimmte Maßnahmen der herrscher¡den
Klasse wird sich dieser Kampf nur dann
fortentwickeln, wenn klare antimonopo-
Iistische Alternativforderungen von der
Studentenbewegung vertreten werden'
Parolen der NRF, wie ,,Kampf der staat-
lichen Fachaufsicht", ,,Kampf der kapitali-
stischen Ausbildung etc. tragen defen-
siven Charakter, sie sind nicht geeignet,
den gemeinsamen Kampf von Arbeitern
und Studenten herzustellen'
Diese MV hat es ganz deutlich gemacht:

Dieser VDS wird sic}r weder zurùckent-
wickein zu einer ständischen Lobby, noch
zu einem sektiererischen KIùngeI. Er ist
und bleibt ein Kampfinstrument der ge-

samten demokratischen Studentenbewe-

gung. Die Anwesenheit des Kollegen
Todtenberg als Vertreter des DGB-Bun-
desvorstands, die Teilnahme von Ver-
tretern der GEW, des Bundes demokra-
tischer Wissenschaftler, der Bundesassi-
stentenkonfereí2, der Jungdemokraten
und anderer ist Ausdruck der gewachse-
nen Stärke des VDS und der neuen Mög-
Iichkeiten, der reaktionären Bildungspoli-
tik der herrschenden Klasse ein festes
demokratisches Bündnis gegenüberzustel-
len.

Die bisherige Politik des VDS, gemeinsam
entwickelt und getragen von SHB und
SPARTAKUS hat sich in der Praxis be-
währt. Die neue Qualität der Aktionsein-
heit im VDS ist dafür ein Ausdruck. Ohne
Zweifel wi¡d die SPD-Führung auch in
Zukunft versuchen, den VDS an die
Kette ihrer Politik zu legen. Der sozial-
demokratische,,VORWARTS" hat deut-
lich zum Ausdruck gebradrt, daß man
dabei auf die Mitwirkung der Jungsozia-
li,sten 'im VDS rechnet. Doch .es gibt eine
gute Grundlage für die Aktionseinheit
von SHB, SPARTAKUS und Jungsoziali-
sten im VDS. Das sind die klaren politi'
schen Aussagen dieser MV, und die sind
nicht von der SPD-Fùhrung verfaßt wor-
den,

tenschaft arbeiten. Den Gerichtsentscheid
nahmen die politischen Sekten im SVI

zum Aniaß, die MV zum Platzen zu brin-
gen. Sich selbst ihre Unfähigkeit be-

s'cheinigend, erklärten sie, sie könnten
die Strldentenzahlen an den FH-SchuIen

nicht e¡mittetn' Damit konnte keine Be-

schlußfähigkeit festgestellt werden'
Diese Schirierenkomödie reiht sich wür-
dig ein in die gesamten Methoden der
uliralinken Gruppen und des SVI-Bundes-
vorstandes:

- mit Hilfe verschiedenster Manipula-
tionen versuchten diese Gruppen ihre
Mehrheit im SVI zu erhalten, so durclt
nicht ausgewiesene Delegationen' Z' B'

wurde eine Stimmendelegation der
FH Lippe an die FH KöIn vorge-
täuscht, gegen die vom Studentenpar-
Iament der FH Lippe legitimierte De-
Iegation,

- nach der Vorlage der Einstweiligen
Anordnung ließen diese GruPPen
vollends ihre demokratische Maska, 

.

fallen. MSB- und SHB-Vertretern wurQ
de das Wort verboten, der SVJ-Bun-
desvorstand drohte den gewerkschaft-
iich orientierten ASten mit dem Haus-
recht.

Wohin diese Politik, die aufgrund ihres
Hasses gegen SHB und MSB den eigent'
lichen Gegner, das Großkapital, aus dem

Auge verliert zeigen die Beispiele von
Bonn, Köln und Frankfurt:
Die putschistische Aktion der Rathausbe-
setzung in Bonn, die militanten Provoka-
tionen anarchistischer Gruppen anläßlich
gerechtfertigter Protestaktionen gegen die
Bodenspekulanten im Frankfurter West'
end, tätliche Angriffe gegen Flugblatt
verteilende MSB-Genossen in KöIn dieneu
nicht dazu, die berechtigten Forderungen
und Aktionen der demokratischen Bewe-
gung gegen Bodenspekulation und Miet-
wucher, gegen die Unterst'ützung des fa'
schistischen Thieu-Regimes durch dre

Bundesregierung in der BevöIkerung
vermitteln, Sie haben im Gegenteil

zlL
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eine Funktion: das Bündnis von Studen-

ten und arbeitender BevöIkerung zu ver-
hindern. Bezeichnend ist, daß die Grup-
pierungen, die sich SVI-Mehrheitsfrakttorr
nennen, sich nicht von diesen Provoka-
tionen distanzieren, ja sogar die Träger
dieser Aktionen, wie der ,,KSV" Teil der

,,Mehrheitsfraktion" sind.

Deshalb müssen alle fortschrittlichen Stu-

denten diesen Gruppen eine klare Ab-
sage erteilen. SHB, MSB, die gewerk-
schaftlich-orientierten ASten werden . auf
der Grundlage ihres, auf dieser MV vor-
gelegten Programms zur \Meiterentwict<-
lung der demokratischen Studentenbewe-
gung beitragen und darauf hinarbeiten,
daß der SVI zum Bestandteil der demo-
kratischen Bewegung wird,
Gegen die unerträgliche Phrasendresche-
rei der linkssektiererischen Gruppen sel-
zen wir eine Politik, die auf die Her-
stellung des Bündnisses von arbeitender
Bevölkerung u¡d Studenten und der Ak-
tionseinheit aller von der Reglementie-
rungs- und Formierungspolitik der Herr-
schenden Betroffenen orientiert.

Neues Lieblingskind
Die ,,Welt" hat ein neues Lieblingskind
unter den Studenten entdeckt: Die so-
genannte DSU/SLH (Deutsche Studenten-
union, Sozialliberaler Hochschulverband)'
Dieser Klub stand zwar mit seinen 7

Stimmen auf der vds-MV ziemlidr trau-
rig da und hat auch sonst nichts an den
Füßen; aber immerhin: Er ist ,,neben dem
CDU-naben RCDS der einzige nicht mar-
xistische Studentenverband". Und darum

,oå:iäl: 
:L lil,iî JT:ï*#s fä #ii

ab.
Vom RCDS will sie nämlich nichts mehr
wissen, Der hat so jämmerlich versagt
auf seinem letzten ,,Bundeskongreß" An'
fang März. So ein klagender Bericht über
die dortigea Verfallserscheinungen der
CDU-Hochschultruppe, das Letzte, was man
im Springerblatt über ihn lesen konnte.
Ganze 70 Delegierte waren nämlich er-
schienen (ein schöner Ausweis innerver-
bandlicher Demokratie bei einem Ver-
band, der nach eigenen Angaben mal
4000, mal 5000 Mitglieder hat - 

gelogen
sind natürlich beide Zahlen), ganze 70

Jung-Rechte also, die dann keinen einzi-
gen politischen Antrag zustande brachten'

sich die Nächte mit Geschäftsordnungs-
debatten vertrieben und schließlich doch
noch mit Ach und Krach CDU-Parteivor-
stands-Mitglied Langguth erneut zum Boß
machten.
Darum ist die ,,Welt" nun also mucksch,
ignoriert ztlr ZeiT den RCDS und schreibt
zum Beispiel so Läche¡liches wie: ,,Eine
demokratische Struktu¡ des VDS will die
DSU/SLH durch progressive Aktionen an
den Hochschulen durchsetzen."

Uni München geht
UZ-Enthüllungen noch
Milndren. J. M. - Die Universität Mün-
chen sieht sich gezwungen, die vom SS'
Führer a. D, Freiherr Rühle von Lilien-
ste¡n 1943 dort verfaßte antisemitische
Doktorarbeit zu überprüfen und ihm ge-
gebenenfalls deh Dr.'rer.-pol'-Grad zrr
entziehen (siehe dazu UZ vom 19.1.1973)'
In diesem Zusammenhang gab Rektor
Prof. Dr. Lobkowicz sieben Wochen nach
Eingang des begr,rindeten Antrags be-
kannt: ,,Die Universität wird die Angele-
qenheit rechtlich überPrüfen"'
SS-Sturmbannführer a, D. und ,,Ritter-
kreuzträger" Lilienstern fungiert heute

in Frankfurt am Main als Hauptgeschäfts-
führer des Rationalisie¡ungskuratoriums
der Deutschen Wirtschaft (RKW) und an
der Universiät Siuttgart als Professor,
also als Erzieher von Studenten. Durdr
die Aberkennung des Doktorgrades wäre
die akademische Befähigung für die Pro-
fessur nicht mehr gegeben,

Aherkennung
Dem Rektor der Jenaer Universität liegt
ein Antrag zur Aberkennung des Doktor-
titels vor, den der ehemalige SS-Stan-
dartenführer und \Marschauer Gestapo-
Chef Ludwig Hahn trägt. Hahn lebt in
Bünnigstadt (BRD).

CDU w¡ll eigene pr¡vqte
Hochschule im
Sachsenwuld grÜnden
Der CDU nahestehende Kreise wollen
im Sachsenwald bei Hamburg - die
Grundstücke dort gehören der Familie
von Bismarck - eine private Hochsdrule
gründen, die staatlich anerkannt werden
soll. Der Verein wurde bereits in das

Gründungsregister eingetragen. Zu den

Gründern gehört der berüctrtigte Pro-
fessor Pascal Jordan, ein Atomphysiker'
der als CDU-BundestaEsabgeordneter die
Anwendung von Atomwaffen verteidigt;
Jordan war im Nazi-Reich publizistisch
und,,wissenschaftlich" an hervorragender
Stelle tätig gewesen' Ferner der Publi-
zist Dr. Ernst Samnaber und Dr' Irmgard
Prahi von der Hamburger CDU.

Die Universität ist auf eine Kapazität
von 1000 Studienplätzen anqelegti die
Studenten sollen aus disziplinarischen
Gründen in einem Internat leben, ihr
Studium wi¡d von Stiftern finanziert, so

daß eine völlige Abhängigkeit gegeben

ist. Die Sachsenwald-Gründung ist ein

Glied in der Kette ähnlicher Vorhaben
der Unternehmer und der CDU, von lin-
ken Studenten freie Elite-Hodrschulen zu
gründen.

Von der DKP wurden für 1971 rund
4,5 Millionen DM an Spenden überwie-
sen. Darüber hinaus sÍnd vermutlich
etwa 90 Millionen DM aus Moskau und
Ost-Berlin in die Kassen der Jung-
rcv o I ut¡ on ärc geflossen.

Das Fränklsche Volksblatt vom 9.3.73
über den MSB Sparlakus
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SVI -MV geplatzt!
Vom 12. bis 15. 4. sollte in Köln die 27 . o. MV des SVl, des studentischen Dach'
verbandes der FHS in der BRD und Westberlin, stattf¡nden. Die MV ging zu
g¡de; ehe sie ricntig begann. Schuld daran sind iene politischen Gruppe.n, die
nià érupp"nego¡st¡;cheñ lnteressen über das Gésamtinteresse der Studenten
steile-n; ä'eren Þolitik sich objektiv gegen die verfaßte Studenlenschaft r¡chtet'
O¡ese ¿en SV|-Bundesvorsta'nd traleñAen Gruppen prakt¡z¡eren se¡t e¡n¡gen
Janren è¡n Verfahren, das die Zahl dËr Stimmen ã* qe¡ Mitg-liederversammlung
m¡i Aén gå."hnen eéitiãgen der Studenten koppelt. Dieses Verfahren bedeutet
n¡ctrts añderes, als den- reakt¡onären BestrCbungen der. Herrschenden' d¡e

verfaßten Studentensðñatten iu schwächen oder sogar abzuschaffen, in die
Hände zu arbe¡ten.

SHB ehrt Bebel
Or"- 

60. Todestag August Bebels am 13'

August 1973 führte der Sozialdemokrati-
sche Hochschulbund im Herbst 1973 einen

wissenschaftlichen Kongreß durch, der das

Werk August Bebels als Vorkämpfe¡ der

revolutionären deutschen Arbeiterbewe-
gung vor dem 1. Weltkrieg wirdigen und

die Aktualität seines Werkes für den

Kampf in der BRD verdeutlichen soll.

Dieser Kongreß soll ein Forum sein,

um Ziele und Klasseninhalte sozialisti-
scher Politik innerhalb der sozialdemo-

kratisdren Bewegung zu diskutieren. Der

SHB wird sich verstärkt für eine Beschäf-

tigung mit der Geschichte der Arbeiter-
bewegung an den Schulen und Hoch-

schulen in der BRD einsetzen. In dem

Bebel-Aufruf des SHB'Bundesvo¡standes
vom 14,2.1973 heißt es u.4., daß Bebels
proletarischer Internationalismus, der sich
besonders in dessen Parteinahme für die
Pariser Commune und die russische Re-
volution von 1905 äußerte, dem SHB für
seine Solida¡ität mit den um ihre Befrei-
ung von imperialistischer Ausbeutung
kämpfenden VöIkern der Dritten Welt
zum Vorbild dient.

Durch die Zerschlagung der verfaßten
Studentenschaft in Baden-Württemberg
und Bayern und die Einschränkung der
Beitragshoheit in anderen Ländern, er-
halten viele Asten nur noch in beschränk-
tem Umfang Beiträge von den Studenten,
Daher werden diejenigen, die am stärk-
sten von den reaktionären Maßnahmen
der he¡rschenden Kiasse betroffen sind,
du¡ch die Anbindung ihrer Stimmenzahl
an gezahlten Beiträgen eindeutig benadr-
teiligt. Statt vom SVI besonders unter-
sttitzt zu werden, werden diese Asten in
ihren Mitgliedsrechten beschnitten.
Bemerkenswert ist, daß andere Dach-
verbände - wie de¡ vds - solche merk-
würdigen Verfahren der Einschränkung
von Rechten der Mitgliedsstudenten-
schaften nicht praktizieren.
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Die gewerkschaftlich orientierten Asten
haben auf der SVI-MV versucht, ihre
Auffassung in langen Diskussionen
durchzusetzen. Die sektiererischen Grup-
pen waren nicht bereit, auf diese Argu-
mente einzugehen, und hieiten an ihrem
gegen die verfaßte Studentenschaft ge-
richteten Verfahren fest. Um dennoch
den Mitgliedsasten zu ihrem elementa-
ren Stimm¡echt zu verhelfen, sahen die
gewerksihaftlich orientierten ASten sich

genötigt, die Satzungsbestimmung, nach
der jedes Mitgtied im SVI pro angefan-
gene 250 Studenten eine Stimme erhält'
per Einstweiliger Anordnung durch ein
Amtsgericht durchzusdtzen.'Daß dieses
Mittel angewandt werden mußte, fäIlt auf
die uitralinken Gruppen zur'ück, die au
der Aushöhlung der verfaßten Studen-



Der Fall Rolf Geffken
D F U veröffentlicht
Bundeswehrhochschule - Gurricula Erfolgreich gegen Berufsverbot
,,Den etwas ungewöhnlichen T¡tel ,Be¡
uns können Sie in Ruhe studieren!'
sowie die Titelblatt-ldee - Oberleut-
nant mit Doktorhut - haben nicht die
Herausgeber erfunden, sondern die in

tes Bundeswehrhochschule Material der
Bundeswehr, z. T. unveröÍlentl¡chte Do-
kumente und Stellungnahmen verschìe-
dener Gremien und Gruppen. Darüber
hínaus dokumentiett er öltentlichen Pro-
test, vomahmlich im Raume Hamburg."

Die EFU hat auf einer Pressekonferenz
bisher geheimgehaltene Dokumente
über Bundeswehrhochschul -Curricula
veröffentlicht. Einen Tag vor der ange-
kündigten Pressekonferenz sah sich
dann auch die Hardthöhe gezwungen,
Teile dieser Papiere herauszurücken.
Die Scheu ist verständlich, erhalten
die Curricula doch schön klare For-
mulierungen im Sinne Schmidts: ,,Wenn
wir es nicht schaffen, daß wir den aus
den Fugen geratenen Un¡versitäten zei-
gen, wie elne miliiärische Uni einwand-
frei arbeiten kann - wer denn dann?,,
Die Papiere sind bei der DFU-Bundes-
geschäftsstelle, 5 Köln 30, Venloer
Straße 383, erhältlich.

SHB-Dokumente
etscheinen
Ein Buch mit den Beschlüssen seiner 13,
r:rdentlichen Bundesdelegiertenversamm-
lung vom November vorigen Jahres, zu
rlenen auch ein neues Grundsatzprogramm
gehörte, hat jetzt der Sozialdemokratische
I{ochschulbund veröffentlicht. Es umfaßt
150 Seiten und kostet 6,- DM. Bestellun-
gen an: Soziatrdemokratischer Hochschul-
bund (SHB), 53 Bonn, Rosental 11.

Ohne offizielle Begrùndung, mit dem ledig-
lichen Hinweis auf seine ,,schriftstelleri-
sche Tätigkeit" erfuhr der Spartakus-Ge-
nosse RoIf Geffken zwei Tage vor (l)
seinem 1. juristischen Staatsexamen, daß
der Senat ,,Bedenken" habe, ihn als
Beamten auf Widerruf in den Referen'
dardienst beim Hanseatischen Oberlandes-
gericht Hamburg einzustellen.
Während ganz offensichtlich die Mit-

- 
qliedschaft Rolf Geffkens im MSB SPAR-

,fi,O.XUS sowie die Herausgabe des Ta-
- schenbuches ,,Klassenjustiz"l, einer Bro-

schüre,,Arbeitsrecht im Kapitalismus"
und verschiedener Aufsätze der ,,Grund"
für diese Bedenken waren, hatte der
Senat im Zusammenspiel mit dem ,,Ver-
fassungsschutzl keinerlei Bedenken ge-
habt, im Herbst 1972 den über Hamburg
hinaus sattsam bekannten Neo-Nazi Jür-
gen Rieger in das BeamtenverhäItnis auf
Widerruf im Gerichtsreferendardienst auf-
zunehmen, Es sei auch darauf hingewie-
sen, daß Rolf Geffken zufällig ein internes
Schreiben des Präsidenten des OLG zu
Gesicht bekam, dem die Kopie eines
,,K"SV-Flugblattes beigefügt war, in dem
er als ,,MSB-Führer" denunziert worden
war. Mit dieser Kopie startete die Ju-
stizbehörde - entgegen späterer ,,K"SV-
Behauptungen - kein Manöver, um den
,,K'SV von der Studentenschaft zu iso-
lieren. Denn es handelte sich dabei um
ein geheimes Schreiben, das Rolf Geffken

¡auch nicht ,,zugespielt" wurde. Da der

fJustizsenator noch am 28.2. 73 in einem
Rundfnnkinterview des NDR sagte, man
müsse die ,,Rolle" Geffkens im MSB
prüfen, andererseits Rolf Geffken aber
keine leitende Funktion im MSB ausge-
ùbt hat, kann nur der Schluß gezogen
werden, daß das besagte ,,K"SV-Flugblatt
eine zentrale Rolle in der Verhängung
dieses Berufsverbots gespielt hat. Dies
beweist erneut, wem dieser ,,K"SV ob-
jektiv in die Hände spielt und wessen
Interessen er vertritt,
Die sofortige Einleitung einer Protest-
kampagne durch den MSB SPARTA-
KUS, insbesondere im juristischen Be-
reich der Uni Hamburg, zeígte einer brei-
ten Offentlichkeit den wirklichen Charak-
ter dieser skandalösen Machenschaften
von SPD/FDP-Senat und Amtshelfer ,,Ver-
fassungschutz": Hatte der Senat nicht ge-
zögert, den Faschisten Rieger2 anstands-
los zu verbeamten, so versuchte er jetzt,
den Genossen Geffken mit der Vorlage
eines maßgeschneiderten Angestelltenver-
trages zu erpressen, wonach er wåihrend
einer sechsmonatigen Probezeit mit einer
,,jederzeit möglÍclren" Kündigung hätte

rechnen müs,sen, falls er in den Räumen
Hamburger Gerichte eine der von ihm
verfaßten Schriften verteilt hätte.
Hieraus ist zu schließen: Die Differen-
zierung nach politischen Gründen in Be-
amten- und Angestelltenstatus ftir Refe-
rendare widerspricht nicht nur eklatant
dem Gleichheitssatz des Art. 3 GG. Die
Auswirkungen wären, daß ein Verwal-
tungsgericht'in einem anschl,ießenden

ausüben, Auch wenn es nicht zum Raus-
schmiß kommt, so erscheint doch der An-
gestelltenstatus in der Personalakte, Die-
se Diskriminierung bekomrnt der Refe-
rendar in seinen Ausbildungsstationen
ständig zu spùren und bedeutet ein
stückchenweises Durdtsetzen des Berufs-
und Ausbildungsverbots. Der FalI Geff-
ken hat aber alle Studenten eindringlich
belehrt, sich auf diesen Kuhhandel nie-
mals und unter keinen Umständen einzu-
lassen, und hat allen die Notwendigkeit
gezeigt, Angestelltenverträge für politisch
unliebsame Referendare prinzipiell zu be-
kämpfen.

Ein beispielhafter Erfolg gegen die skandalbefrachtete verfassungs-
widrige Berufsverbotspot¡t¡k des Hamburger SPD/FDP-Senats konnte
innerhalb von knapp zwe¡ Wochen durch das breite Bündnis e¡ner Pro-
testbewegung erkämpft werden..Befi ums kömmem Sfio

fim ßuho süudñerem E >
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der Bundeswehr lür Werbung Verant-
wortlichen selbst. Unter dieser ,Werbe-
ldee' soll die Werbekampagne tür den
OÍtiziersnachwuchs lauten vgl. SPI EGEL
Nr. 2411972). Der Untert¡tel ,Bundes-
wehrhochschule - Hochschule der Na-
t¡on?' stammt natürlich von uns.
Der lnhalt der Broschüre enthält neben
einer kurzen Einschätzung des Proiek-

l

Fortsetzu'ng von Se¡te I

die DitÍamierungen subtiler. Hier wurde
das irre Vorurteil geptlegt, Spartakisten
seíen doktrÍnär, hölzern, ia sexteindlich.
Den Vogel schoß die alte Tante ,,Zeit"
ab: Nina Grunenberg, eine nette Dame
etwa Ende vierzig und som¡t ihrem Organ
adäquat, lÍeß ihre Leser in einem halb-
seitigen Artikel auf Seite 2 wissen, die
Spartakisten seien Puritaner bei Tag und
bei Nacht. (Uberschrlft: ,,Aut der Suche
nach der roten Blume" ). Tatsache: Die
Genossen waren weder auf der Suche
nach der roten Blume noch aut der Suche
nach der roten Bluse, sondern haben Pol¡-
tik gemacht. Daß sie n¡cht tanzten und
nicht lachten (so der NDR/ lsf nun aber
auch gelogen. Konkret-Reporter Brügg-
mann kann da sicher ein Lied von singen.
Das melsfe Geld mit der Berichterstat-
tung vom Kongreß muß zweileltos Hetr
Ortwin Loewe gemaçht haben. ln rund
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einem Dutzend Rundfunk-Kommentaren
und Ze¡tungsartikeln in der FR oder im
Deutschen Allgemeinen Sonntagsblatt. Er
vergleicht die Spartakisten, um wenig-
sfens efwas Abwechselung in seine an-
sonsfen gleichlautenden Berichte zu brin-
gen, mal mit ,,dem f reundlichen Vet-
trauensmann von nebenan" und mal mit
einem Eichhörnchen. Wie er auf letzteres
kommt, vettät er n¡cht.

Dìe ZeitschriÍt,,betilÍÍt: erziehung" schre¡bt
zu der ganzen Berichterstattung durch die
bürgerliche Presse.' ,,Ger¿isse Teile der
bundesdeutschen Journaille lieBen sich
treudig so sehr írritieren, daB nur wenig
über den Inhalt der Diskussion auf dem
Hamburger Kongreß in ihren Spalten
blieb. Hielt doch z. B. die FAZ hauptsäch-
Iich tür mitteilenswert, daß viel geklatscht
und wenig ,,an Feierabend, Junglernstieg,
Reeperbahn und Große Freiheit" gedacht
wurde. Unverständlìch? Schließlich ging
es u/n ,,das EÍnlache, das schwer zu ma-
chen 1s1"."

Prozeß, in dem es um die Verbeamtung
geht, das Rechtsschutzinteresse an einem
solchen Prozeß ùberhaupt verneinen könn-
te, weil ja der Bewe¡ber durch die Un-
terschrift unter den Angestelltenvertrag
ausgedrückt hat, daß er auf weitergehen-
de Ansprüche verzichtet hat. Zwar kann
auch nach der herrschenden Meinung in
der juristischen Literatur niemand auf
Grundrechte verzichten, wie aber die Ge-
richte entscheiden, kann nicht von vorn-
herein gesagt werden - denn juristische
Konstruktionen lassen sich immer fin-
den, um ein gewünschtes Ergebnis zu
begründen, Eine jederzeitige Kündigungs-
möglichkeÍt soll unablässigen politischen
Druck auf den ,,angestellten" Referendar

Auf lúitiative der Sektion Jura des MSB
SPARTAKUS beteiligten sich zahlreiche
demokratische Organisationen im Rah-
men einer Aktionsgruppe am Aufruf zur
Protestveranstaltung am 28.2.73 gegen
das Berufsverbot für Rolf Geffken.
Schwerpunkt der Diskussion in der Ak-
tionsgruppe war das Problem, daß binnen
10 Tagen durch den Druck der demokrati-
schen Offentlichkeit der SPD-Senat ge-
zwungen we¡den mußte, Rolf Geffken in
das Beamtenverhältnis auf Widerruf ein-
zustellen. Deshalb ging die Aktionsgruppe
davòn aus, daß ein juristisches Vorgehen
vollkommen sekundär ist.
Diese Einschätzung erwies sich als richtig,
denn såmtlidre Forderungen wurden auf
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Herrn Ministerprdsidenten
Heinz Kühn

4Ðüsseldotl
Staatskanzlei

Aus einer Kurznotiz der ,,FrankÍurter
Rundschau" vom 26.3.19V3 hqben wir
mit großer Freude entnommen, daß

Sie ,jederzeit bereit sind, alle Mit-
glieder des Spartakus-Bundes kosten-
los zu einem zweiidhrigen Stuètlum
in d.ie UíSSR und wieder zurückzu-
bringen". Wie vetmutlich auch Sie
sind wi¡ det AulÍassung, daß wir
durch ein Studium in der Sowiet-
union uns bei weitem besse¡ für
unsere künltigen BeruÍe qualifizieren
tvürd.en, ols dos an den u. A. infolge
s te ig end"er Rris Íungsausg qb e n und bI e i-
bender Devisenausgleichszahlung en an
d ie U SA materiell darniederliegenden
Hochschulen der BRD möglidt ist.
Audt die Ford.erung des MSB SPAR-
TAKUS: ,,Marx an die IJni!" ist ja
in der Sowjetunion seit nunmehr be-
reits 50 Jahren verwirklicht. Zudem
teilen wir die Ihrem Angebot sicher-
lich zugrunde liegende Uberzeugung,
daß eine zweijöhrige Erfahrung der
Vorteile des realen Sozialismus unsere
Genossen in ihrem KampÍ nur be-
stdtken kann.
D i e F qchho elts chul g r upp e F r p.nkÍur t am
Main des MSB SPARTAKUS möchte
daher von lhrem großzügigen Ange-
bot gern Gebrauch madten und. bittet
Sie, uns für die Reise- und AuÍent-
haltskosten von zundchst IünÍ Ge-
¡¿ossen 55900,- DM auf unser Konto
Nr. 25730536 bei der Bank Iür Ge-
mei nw ir tschøÍ t F rank Íur t I Main, Zw e ig -
sJelle NW-Sladt, zu überweisen. Wir
bitten um ihr Einverstöndnis, mit cler
,,Verschickung' jeweils umsichtig ver-
Íahren zu dürf,en.
Die oben angegebene Summe ergiltt
sich ous den Kosten Íür einen Hin-
und RückÍlug nøch Moskau über Ber-
lin-SdtöneÍeld (ca. 1100 DM) und dqm
BaFöG-Satz Íür 24 Monate (10800 DM),
jeweils mal tünL Der Bundesaus-
bildttngs-Förderungs-Gesetz-Satz von
420 ÐM r,eicht zwar wegen d.er fort-
schreitenden Inflation in det BRD
weder zum Leben noch zum S\erben,
bei dem stabilen Stand des RubeJs
und den bekannt niedrigen Lebens-
haltungskosten in der Sow jetunion
dürlte er Íür dort jedoch mehr als
ausreich,end sein,
Im Íesten Verhauen darauÍ, daß ein
küttÍtiges Mitglied im Parteivorstand
der SPD sein einmøI gegebenes Wort
auch halten wird, verbleiben wir in
Erwartungen baldiger Zahlungen

mit sozialistischen Grüßen
MSB SPAR?'AKUS
F o chho chs chul g rupp e F I m.
gez, Gaby Riegel



Der Fall Rolf Geffken
D F U veröffentlicht
Bundeswehrhochschule - Gurricula Erfolgreich gegen Berufsverbot
,,Den etwas ungewöhnlichen T¡tel ,Be¡
uns können Sie in Ruhe studieren!'
sowie die Titelblatt-ldee - Oberleut-
nant mit Doktorhut - haben nicht die
Herausgeber erfunden, sondern die in

tes Bundeswehrhochschule Material der
Bundeswehr, z. T. unveröÍlentl¡chte Do-
kumente und Stellungnahmen verschìe-
dener Gremien und Gruppen. Darüber
hínaus dokumentiett er öltentlichen Pro-
test, vomahmlich im Raume Hamburg."

Die EFU hat auf einer Pressekonferenz
bisher geheimgehaltene Dokumente
über Bundeswehrhochschul -Curricula
veröffentlicht. Einen Tag vor der ange-
kündigten Pressekonferenz sah sich
dann auch die Hardthöhe gezwungen,
Teile dieser Papiere herauszurücken.
Die Scheu ist verständlich, erhalten
die Curricula doch schön klare For-
mulierungen im Sinne Schmidts: ,,Wenn
wir es nicht schaffen, daß wir den aus
den Fugen geratenen Un¡versitäten zei-
gen, wie elne miliiärische Uni einwand-
frei arbeiten kann - wer denn dann?,,
Die Papiere sind bei der DFU-Bundes-
geschäftsstelle, 5 Köln 30, Venloer
Straße 383, erhältlich.

SHB-Dokumente
etscheinen
Ein Buch mit den Beschlüssen seiner 13,
r:rdentlichen Bundesdelegiertenversamm-
lung vom November vorigen Jahres, zu
rlenen auch ein neues Grundsatzprogramm
gehörte, hat jetzt der Sozialdemokratische
I{ochschulbund veröffentlicht. Es umfaßt
150 Seiten und kostet 6,- DM. Bestellun-
gen an: Soziatrdemokratischer Hochschul-
bund (SHB), 53 Bonn, Rosental 11.

Ohne offizielle Begrùndung, mit dem ledig-
lichen Hinweis auf seine ,,schriftstelleri-
sche Tätigkeit" erfuhr der Spartakus-Ge-
nosse RoIf Geffken zwei Tage vor (l)
seinem 1. juristischen Staatsexamen, daß
der Senat ,,Bedenken" habe, ihn als
Beamten auf Widerruf in den Referen'
dardienst beim Hanseatischen Oberlandes-
gericht Hamburg einzustellen.
Während ganz offensichtlich die Mit-

- 
qliedschaft Rolf Geffkens im MSB SPAR-

,fi,O.XUS sowie die Herausgabe des Ta-
- schenbuches ,,Klassenjustiz"l, einer Bro-

schüre,,Arbeitsrecht im Kapitalismus"
und verschiedener Aufsätze der ,,Grund"
für diese Bedenken waren, hatte der
Senat im Zusammenspiel mit dem ,,Ver-
fassungsschutzl keinerlei Bedenken ge-
habt, im Herbst 1972 den über Hamburg
hinaus sattsam bekannten Neo-Nazi Jür-
gen Rieger in das BeamtenverhäItnis auf
Widerruf im Gerichtsreferendardienst auf-
zunehmen, Es sei auch darauf hingewie-
sen, daß Rolf Geffken zufällig ein internes
Schreiben des Präsidenten des OLG zu
Gesicht bekam, dem die Kopie eines
,,K"SV-Flugblattes beigefügt war, in dem
er als ,,MSB-Führer" denunziert worden
war. Mit dieser Kopie startete die Ju-
stizbehörde - entgegen späterer ,,K"SV-
Behauptungen - kein Manöver, um den
,,K'SV von der Studentenschaft zu iso-
lieren. Denn es handelte sich dabei um
ein geheimes Schreiben, das Rolf Geffken

¡auch nicht ,,zugespielt" wurde. Da der

fJustizsenator noch am 28.2. 73 in einem
Rundfnnkinterview des NDR sagte, man
müsse die ,,Rolle" Geffkens im MSB
prüfen, andererseits Rolf Geffken aber
keine leitende Funktion im MSB ausge-
ùbt hat, kann nur der Schluß gezogen
werden, daß das besagte ,,K"SV-Flugblatt
eine zentrale Rolle in der Verhängung
dieses Berufsverbots gespielt hat. Dies
beweist erneut, wem dieser ,,K"SV ob-
jektiv in die Hände spielt und wessen
Interessen er vertritt,
Die sofortige Einleitung einer Protest-
kampagne durch den MSB SPARTA-
KUS, insbesondere im juristischen Be-
reich der Uni Hamburg, zeígte einer brei-
ten Offentlichkeit den wirklichen Charak-
ter dieser skandalösen Machenschaften
von SPD/FDP-Senat und Amtshelfer ,,Ver-
fassungschutz": Hatte der Senat nicht ge-
zögert, den Faschisten Rieger2 anstands-
los zu verbeamten, so versuchte er jetzt,
den Genossen Geffken mit der Vorlage
eines maßgeschneiderten Angestelltenver-
trages zu erpressen, wonach er wåihrend
einer sechsmonatigen Probezeit mit einer
,,jederzeit möglÍclren" Kündigung hätte

rechnen müs,sen, falls er in den Räumen
Hamburger Gerichte eine der von ihm
verfaßten Schriften verteilt hätte.
Hieraus ist zu schließen: Die Differen-
zierung nach politischen Gründen in Be-
amten- und Angestelltenstatus ftir Refe-
rendare widerspricht nicht nur eklatant
dem Gleichheitssatz des Art. 3 GG. Die
Auswirkungen wären, daß ein Verwal-
tungsgericht'in einem anschl,ießenden

ausüben, Auch wenn es nicht zum Raus-
schmiß kommt, so erscheint doch der An-
gestelltenstatus in der Personalakte, Die-
se Diskriminierung bekomrnt der Refe-
rendar in seinen Ausbildungsstationen
ständig zu spùren und bedeutet ein
stückchenweises Durdtsetzen des Berufs-
und Ausbildungsverbots. Der FalI Geff-
ken hat aber alle Studenten eindringlich
belehrt, sich auf diesen Kuhhandel nie-
mals und unter keinen Umständen einzu-
lassen, und hat allen die Notwendigkeit
gezeigt, Angestelltenverträge für politisch
unliebsame Referendare prinzipiell zu be-
kämpfen.

Ein beispielhafter Erfolg gegen die skandalbefrachtete verfassungs-
widrige Berufsverbotspot¡t¡k des Hamburger SPD/FDP-Senats konnte
innerhalb von knapp zwe¡ Wochen durch das breite Bündnis e¡ner Pro-
testbewegung erkämpft werden..Befi ums kömmem Sfio

fim ßuho süudñerem E >

1'a

ll

der Bundeswehr lür Werbung Verant-
wortlichen selbst. Unter dieser ,Werbe-
ldee' soll die Werbekampagne tür den
OÍtiziersnachwuchs lauten vgl. SPI EGEL
Nr. 2411972). Der Untert¡tel ,Bundes-
wehrhochschule - Hochschule der Na-
t¡on?' stammt natürlich von uns.
Der lnhalt der Broschüre enthält neben
einer kurzen Einschätzung des Proiek-

l

Fortsetzu'ng von Se¡te I

die DitÍamierungen subtiler. Hier wurde
das irre Vorurteil geptlegt, Spartakisten
seíen doktrÍnär, hölzern, ia sexteindlich.
Den Vogel schoß die alte Tante ,,Zeit"
ab: Nina Grunenberg, eine nette Dame
etwa Ende vierzig und som¡t ihrem Organ
adäquat, lÍeß ihre Leser in einem halb-
seitigen Artikel auf Seite 2 wissen, die
Spartakisten seien Puritaner bei Tag und
bei Nacht. (Uberschrlft: ,,Aut der Suche
nach der roten Blume" ). Tatsache: Die
Genossen waren weder auf der Suche
nach der roten Blume noch aut der Suche
nach der roten Bluse, sondern haben Pol¡-
tik gemacht. Daß sie n¡cht tanzten und
nicht lachten (so der NDR/ lsf nun aber
auch gelogen. Konkret-Reporter Brügg-
mann kann da sicher ein Lied von singen.
Das melsfe Geld mit der Berichterstat-
tung vom Kongreß muß zweileltos Hetr
Ortwin Loewe gemaçht haben. ln rund
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einem Dutzend Rundfunk-Kommentaren
und Ze¡tungsartikeln in der FR oder im
Deutschen Allgemeinen Sonntagsblatt. Er
vergleicht die Spartakisten, um wenig-
sfens efwas Abwechselung in seine an-
sonsfen gleichlautenden Berichte zu brin-
gen, mal mit ,,dem f reundlichen Vet-
trauensmann von nebenan" und mal mit
einem Eichhörnchen. Wie er auf letzteres
kommt, vettät er n¡cht.

Dìe ZeitschriÍt,,betilÍÍt: erziehung" schre¡bt
zu der ganzen Berichterstattung durch die
bürgerliche Presse.' ,,Ger¿isse Teile der
bundesdeutschen Journaille lieBen sich
treudig so sehr írritieren, daB nur wenig
über den Inhalt der Diskussion auf dem
Hamburger Kongreß in ihren Spalten
blieb. Hielt doch z. B. die FAZ hauptsäch-
Iich tür mitteilenswert, daß viel geklatscht
und wenig ,,an Feierabend, Junglernstieg,
Reeperbahn und Große Freiheit" gedacht
wurde. Unverständlìch? Schließlich ging
es u/n ,,das EÍnlache, das schwer zu ma-
chen 1s1"."

Prozeß, in dem es um die Verbeamtung
geht, das Rechtsschutzinteresse an einem
solchen Prozeß ùberhaupt verneinen könn-
te, weil ja der Bewe¡ber durch die Un-
terschrift unter den Angestelltenvertrag
ausgedrückt hat, daß er auf weitergehen-
de Ansprüche verzichtet hat. Zwar kann
auch nach der herrschenden Meinung in
der juristischen Literatur niemand auf
Grundrechte verzichten, wie aber die Ge-
richte entscheiden, kann nicht von vorn-
herein gesagt werden - denn juristische
Konstruktionen lassen sich immer fin-
den, um ein gewünschtes Ergebnis zu
begründen, Eine jederzeitige Kündigungs-
möglichkeÍt soll unablässigen politischen
Druck auf den ,,angestellten" Referendar

Auf lúitiative der Sektion Jura des MSB
SPARTAKUS beteiligten sich zahlreiche
demokratische Organisationen im Rah-
men einer Aktionsgruppe am Aufruf zur
Protestveranstaltung am 28.2.73 gegen
das Berufsverbot für Rolf Geffken.
Schwerpunkt der Diskussion in der Ak-
tionsgruppe war das Problem, daß binnen
10 Tagen durch den Druck der demokrati-
schen Offentlichkeit der SPD-Senat ge-
zwungen we¡den mußte, Rolf Geffken in
das Beamtenverhältnis auf Widerruf ein-
zustellen. Deshalb ging die Aktionsgruppe
davòn aus, daß ein juristisches Vorgehen
vollkommen sekundär ist.
Diese Einschätzung erwies sich als richtig,
denn såmtlidre Forderungen wurden auf
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Herrn Ministerprdsidenten
Heinz Kühn

4Ðüsseldotl
Staatskanzlei

Aus einer Kurznotiz der ,,FrankÍurter
Rundschau" vom 26.3.19V3 hqben wir
mit großer Freude entnommen, daß

Sie ,jederzeit bereit sind, alle Mit-
glieder des Spartakus-Bundes kosten-
los zu einem zweiidhrigen Stuètlum
in d.ie UíSSR und wieder zurückzu-
bringen". Wie vetmutlich auch Sie
sind wi¡ det AulÍassung, daß wir
durch ein Studium in der Sowiet-
union uns bei weitem besse¡ für
unsere künltigen BeruÍe qualifizieren
tvürd.en, ols dos an den u. A. infolge
s te ig end"er Rris Íungsausg qb e n und bI e i-
bender Devisenausgleichszahlung en an
d ie U SA materiell darniederliegenden
Hochschulen der BRD möglidt ist.
Audt die Ford.erung des MSB SPAR-
TAKUS: ,,Marx an die IJni!" ist ja
in der Sowjetunion seit nunmehr be-
reits 50 Jahren verwirklicht. Zudem
teilen wir die Ihrem Angebot sicher-
lich zugrunde liegende Uberzeugung,
daß eine zweijöhrige Erfahrung der
Vorteile des realen Sozialismus unsere
Genossen in ihrem KampÍ nur be-
stdtken kann.
D i e F qchho elts chul g r upp e F r p.nkÍur t am
Main des MSB SPARTAKUS möchte
daher von lhrem großzügigen Ange-
bot gern Gebrauch madten und. bittet
Sie, uns für die Reise- und AuÍent-
haltskosten von zundchst IünÍ Ge-
¡¿ossen 55900,- DM auf unser Konto
Nr. 25730536 bei der Bank Iür Ge-
mei nw ir tschøÍ t F rank Íur t I Main, Zw e ig -
sJelle NW-Sladt, zu überweisen. Wir
bitten um ihr Einverstöndnis, mit cler
,,Verschickung' jeweils umsichtig ver-
Íahren zu dürf,en.
Die oben angegebene Summe ergiltt
sich ous den Kosten Íür einen Hin-
und RückÍlug nøch Moskau über Ber-
lin-SdtöneÍeld (ca. 1100 DM) und dqm
BaFöG-Satz Íür 24 Monate (10800 DM),
jeweils mal tünL Der Bundesaus-
bildttngs-Förderungs-Gesetz-Satz von
420 ÐM r,eicht zwar wegen d.er fort-
schreitenden Inflation in det BRD
weder zum Leben noch zum S\erben,
bei dem stabilen Stand des RubeJs
und den bekannt niedrigen Lebens-
haltungskosten in der Sow jetunion
dürlte er Íür dort jedoch mehr als
ausreich,end sein,
Im Íesten Verhauen darauÍ, daß ein
küttÍtiges Mitglied im Parteivorstand
der SPD sein einmøI gegebenes Wort
auch halten wird, verbleiben wir in
Erwartungen baldiger Zahlungen

mit sozialistischen Grüßen
MSB SPAR?'AKUS
F o chho chs chul g rupp e F I m.
gez, Gaby Riegel



Lehrermaßregelung

Iler berüchtigte MÍnisteriul-Erluß betreflend Partei-

zugehörigkeits-Verbot der Beqmten fängt un, sich

rruszuwirken.Iler lunglehrer Fritz Beyes ist KnUII

und Fall quf die $trqße gesetzt worden, zuerst

ohne Begränduilg, hinterher hst rnrrn ihm beschel-

nigt, dqß mqn ihn deswêgen fristlos entlussen

hcbe, weil er als kommunistÍscher Bezirksverord-

neter im Bezirk Lichtenberg hervorgelreten sei,

In seinern Beruf hut mun nicht dus geríngste un

ihm uuszuse lzenverrnocht. Ilieses unerhtlrte Vor-
gehen, dus mun kornmunistischen Lehrern gegen-

über anwendet - von eÍnem êihnlichen \Ierfahren
gegen nstionulsozÍulistische Lehrer hst mun noeh

nichts gehört -, hct seine gebührende [ntwort
gelunden in einem spontunen Schulstreik, der

zum flusdruck bringt, duß KÍnder und Eltern niaht
gewillt sind, eine dercrtig empörende Vergewal-

tigung stillschweigend hinzunehmen. Mqn durl

aul dqs weitere Verhqlten des Ministeriums

Grimme gespünnt sein.

Aus: linkskurue Nr. 10, Oktober 1930

G¡und des,schnellen und kompromißlosen
Drucks der demokratischen Offentlichkeit
erfüIlt.
Eine studentisdre Delegation von AStA
und Fachschaftsrat Jura hatte beim Justiz-
senator und beim Präsidenten des OLG
gleichlautende Protesterklärungen abge-
geben, in denen die politisdren Aktionen
angekündigt wurden. Während der Prä-
sident des OLG - entgegen der Juristen-
ausbildungsordnung (JAO) - sidr für
nicht zuständig erklärte (,,Ich muß erst
beim Justizsenator rückfragen"), bewirk-
te der Besuch beim Senator immerhin,
daß am folgenden Tag ein Anruf beim
AStA der Uni einging, in dem dieser be-
schworen wurde, doch zu ,,warten, bis
ein endgüItiger Bescheid" im Fall Geff-
ken ergehe.
Dies war deshalb interessant, weil ku¡z
zuvor der. Chef der Referendarabteilung
Rolf Geffken nodr damit ve¡traut gemacht
hatte, eine Begründung sei ,,höchstens
im Prozeß" zu erwarten. Der Druck der
sich abzeichnenden Bewegung zeitigte al{,
so die ersten Erfolge.
Zu diesem Zeitpunkt lagen bereits ein-
stimmig verabschiedete Resolutionen der
Jusos von Schleswig-Holstein, Bremen
und Hamburg vor, in denen die sofortige
Verbeamtung Rolf Geffkens gefordert
wurde. In einem Brief der Justizbehörde
an den AStA wurde mitgeteilt, ,,ein ab-
lehnender Beschluß des Senats sei bis-
lang nicht ergangen", im Falle der Ab-
lehnung stünde Herrn Geffken auch der
Rechtsweg offen (Uberprùfung der Senats-
entscheidung durch Verwaltungsgerichte).
Nachdem die Organisationen der Ak-
tionsgruppe in den folgenden Tagen die
Offentlichkeit durch zahlreiche FlugbIåitter
alarmierte, verabschiedete die Vertrau-
ensleuteversammlung der Abteilung See-
schiffahrt der OTV eine solidarische Re-
solution, An den Hauptvorstand der Ge-
werkschaft wurde die Forderung gerich-
tet, dem Kollegen Geffken umfassenden
gewerksdraftlichen Schutz zu gewährenf.
Rotf Geffken hatte als Mitgtied der OTVVden Seeleuten im Warnstreik vom Fe_brqar 1972 durch ein "Streitrecfrtspåpler",,konkrete Unterstützung gegeben. DieTatsache, daß mit n. Ceitte'n ii" f.frãgãvon einem Berufsverbot bedroht wura"e,der nicht nur abstrakt, sondern konkrei
seine Kenntnisse in den Dienst ¿". ui¡"i.
lu"d:l Bcvölkerung gesteltt harte, faß_ten die Seeleute in den Worten zusam-
men:

,,Wir Seeleute brauchen solche Juristen
wie den Kollegen Rolf Geffken. Wir for_dern dahe¡ die sofortige Verbeamtung
unseres Kollegen und protestieren aufi
schärfste gegen jeden Oirt .i-irri"rrrrrgr_
versuch seitens Senat und Justizbehördã1,,
Nicht nur die durch die Solidarität der
Seeleute e¡zielte enorme Verbreiterung
der Front, sonde¡n die Tatsache daß hieijedermann sichtbar wurde, daß die Be-
rufsverbote gegen die Arbeiterklasse und
nicht nur etwa gegen linke ,,Akademiker,,
gerichtet sind, gaben der Bewegung ei_
nen bedeutsamen Aufschworrg ,rrrã ,Ignu-
lisierten den Herrschenden, ãaß der"u¡n

Studenten und Universitât so gern geleg-
te Bann gebrocJren war. Es beweist audl,
daß eine wesentliche Bedingung für den
Erfolg im Kampf gegen die Demontage
demokratisdrer Rechte die Politik ge-
werkschaftlicher Orientierung innerhalb
der Studentenschaft ist.
Als erneut eine studentische Delegation
an Justizsenator Seeler einen offen Brief
ùberreichte, in dem über das Ausmaß der
Proteste informiert wurdè3 und der Se-
nator gewarnt wurde, die Entscheidung
auf die lange Bank zu schieben, wies der
Senator dar.auf hin, daß er ungern unter
Druck entscheide, er wolle ,,als sozial-
demokratischer Politiker" den Landespar-
teitag abwarten. Imme¡hin hieß das: Der
Senat hatte den Druck der alarmie¡ten
Offentlichkeit bereits zu spüren bekom-
men. Die sofortigen politischen Aktivitä-
ten waren gerade die Bedingung dafür,
daß die Gefahr eines langwierigen Pro-
zesses verringert wurde.

^ Am 28.2. fanden eine Presèekonferenz des
ifAStA, die Protestveranstaltung mit 200

- Personen sowie der SPD-Landesparteitag
statt, vor dem Studenten den an den
Justizsenator gerichteten offenen Brief an
die Delegierten verteilten. Dadurch und
durdr sorgfältige Information der Presse
durdr den MSB Spartakus ùber die krimi-
nellen Aktivitäten des Neonazi Rieger
sah sich der Senat endgültig gezwungen,
den Genossen Geffken als Beamten auf
Widerruf einzustellen. Der Senat recht-
fertigte sich, der ,,Verfassungsschutz" ha'

1 Rolf Geffken, Klassenjustiz, 1972, Verlag Marxi'
stisdre Blätter Frankfurt a. M. DM 3,-.

2 Jürgen Rieger, Mitgl. der sog. Aktion Oder
Neiße (AKON-Mitgl. der ,,Aktion Widerstand",
Verlasser einer Schrift zur,natürlidÌen Ungleich-
heit der Rassen...' (s. o.), Initiator der vor-
getäusdrten Entführung des Kölner Prof. Rubin
zum Zwe*e der Ëinflußnahme auf die Sdtleswig'
Holsteinisdxen Landtagswahlen 1971, fùr Sprin'
gers Schlagzeilen - Anfùhrer der Schläger-
Truppe auf der revandristischen Hupka:Veran-
staltung v. 24,4,72 it Hamburg zur Hetze gegetr

^ die Verträqe von Moskau uud Warsdrau -I *:lr*"u'"".trl"oî"å"* llïRlfu$rï in,'j l,îi
riß,

3 Resolutionen, ùber 3000 Untersdrriften - darun-
ter Bundestags- und Bürgerschaftsabgeordnete,
Betriebsräte, Vertrauensleute, Hodrschullehrer,
40 ve¡scllidcte Presseerklärungen, Protestveran-
staltung.

4 zit. aus ,Weser-Ku¡ier", Bremea vom 2.3' 73'
vgl, ,,konkret' 29. 3. 73, S. 50,

Rolf Geffken vor dem Hanseatischen Oberlandesgericht

be im Falle Rieger geschlafen, nun wolle
er aber ein Disziplinarverfahren gegen
Rieger einleiLen.
Gegen einen allgemeinen Antrag für die
Beendigung der demokratiefeincllichen
Berufsverbotpolitik auf dem Landespartei-
tag brachte der Vorstand nur noch eine
knappe Mehrheit auf, nachdem rechte
SPD-Füh¡er antikommunistische Parolen
auf die Deiegierten Iosgelassen hatten
(SPD-Bürgermeister Schulz:,,Ich kenne
nichts Reaktionä¡e¡es aIs Kommunisten
in diesem Lande".a)
Bei den wirklichen Reaktionä¡en in die-
sem Lande wird die rechte SPD-Führung
mit dieser Hetze nur Beifall erheischen
können, z. B. du¡ch ,,Welt"- und ,,FAZ"-
Leitartikel.
Der MSB SPARTAKUS hat eine Dokumen-
tation zum Fatt Geffken herausgegeben,
welche u, a. zahlreiche Auszüge aus der
Presse- und Rundfunkberichterstattung
enthält: Ftramburger Morgenpost, Hambur-
ger Abendblatt, Bild-Zeitung, NDR, Stutt-
garter Zeitung, Sùddeutsche Zeitung,

Frankfurter Rundschau, Nordsee-Zeitung
Bremerhaven, Berliner Extra-Dienst, Die
Zeit, ¡,J2, die tat, Der Spiegel, DVZ.

Titel: Der Fall Rolf Geffken, Dokumenta-
tion des erfoigreichen Kampfes gegen ein
verfassungswidriges Berufsverbot.
Preis DM 1.50

Ve¡sand durch: Brücken-Verlag GmbH.
4000 Düsseldorf, Postfach 1928

Bltte einsenden an: MSB SPARTAKUS,

53 Bonn, Postfach

tl lch möchte zu einer Mitgliederve'rsammlung
des Spartakus am Ort eingeladen werden'

D lch möchte Mitglied im Spartakus werden'

n lch bitte um lnformationsmater¡al über
den MSB SPARTAKUS.

(Gewünschtes ankreuzen)

Name
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Hoch- bzw. FH-Schule

Ort

Straße

Unterschrift

2322



Lehrermaßregelung

Iler berüchtigte MÍnisteriul-Erluß betreflend Partei-

zugehörigkeits-Verbot der Beqmten fängt un, sich
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Aus: linkskurue Nr. 10, Oktober 1930
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Konferenz mit internationaler Beteiligung

gegen die Berufsverbote

Hunderte von Wissenschaftlern, Betriebsräten und Persönlichkeiten

des öffentlichen Lebens (unter ihnen auch eine Reihe von Bundestags'

abgeordneten) haben bereits den nebenstehenden Aufruf unlerzeich'

net.

Vor über einem Jahr haben die Ministerpräsi-
denten ,,Grundsätze zur Frage der verfas-
sungsfeindlichen Kräfte im öffentlichen
Dienst" verabschiedet. Dieser Beschluß hat
historis'che Vorbilder und weckt böse Erinne-
rungen, zum Beispiel an 'das Sozialistenge-
setz und den Adenauer-Erlaß. Die nach der
Verabschiedung des Ministerpräsi'dentenbe-
schlusses bekannt gewordenen Fälle haben
gezeigt, daß dieser Beschluß eindeutig gegen
die Kräfte gerichtet ist, die für gesellschaft-
lichen Fortschritt eintreten : Bewerber werden
abgelehnt. Verbeamtungen verwe¡gert, Ent-
lassungen verfügt. Manches spricht dafür,
daß einige so'lcher Diskriminierungen bisher
unbekannt geblieben sind. Nicht erfaßbar ist
die Fülle von Einschüchterungen und Verun-
sicherungen, die über Schule, Hochschule
und den öffentlichen Dienst hinaus in das ge-
samte Arbeitsleben Einzug gehalten hat.
Von Anfang an wurden $chwerwiegende poli-
tische und rechtliche Bedenken gegen diesen
Beschluß erhoben. Besonders in letzter Zeit
verstärkt sich der Widerstand, dem sich im-
mer breitere Kreise anschließen. Es wird nicht
länger hingenommen, daß die aufgrund der
historis'chen Erfahrungen vom Grundgesetz
vorgeschriebene'demokratisehe Ordnung der
Bundesrepublik weiter eingeengt wird. Es lie-
gen immer mehr Beweise'datür vor, daß'die
verfassungsmäßige Ordnung gerade von de-
nen verletzt wird, die sich zu ihren Hütern
erklären - und das mit der Behauptung, sie
zu schützen.
Vorgänge in anderen Bereichen zeigen die
gleiche Tendenz: Einengung der Möglichkeit
der Austragung innerbetrieblicher Auseinan-
dersetzungen, die Einengung des Rechtes auf
freie Meinungsäußerung für Arbeitnehmer
durch das Urteil des Bundesarbeitsgerichts
vom 28. 9. 1972 (,,Maulkorb-Urteil"), die For-
derung nach Einschränkung des Grun'drech-
tes auf Kriegs'dienstverweigerung, Versuche
zur Ausdehnung der Berufsverbotspraxis auf
die Kirchen und zur Einschränkung'der Mei-
nu ngsfreiheit für Journal isten.
Offensichtlich ist auch der Widerspruch zwi-
schen einer Außenpolitik der Entspannung
und einer lnnenpolitik, die gerade diejenigen
zu disziplinieren versucht, die sich beson'ders
aktiv für die Entspannung einsetzen. lnsofern

ist .'die gesamte europäische öffenilichkeit
betroffen. Es ist eine historische Erfahrung,
daß das Vorgehen gegen Demokraten iñ
Deutschland keine .deutsche Angelegenheit
allein ist, sondern eine Gefahr für Demokratie
und friedliches Zusammenleben in Europa
darstellt. In den westeuropäischen Demokra-
tien wäre der Ministerpräsi'dentenbesch'luß
unmöglich.
Durch den jüngst gefaßten Beschluß von
Ministerpräsidenten und Bundeskanzler,,,die
Erfah rungen mit dem Min isterpräsidenten-Be-
schluß auszuwerten", wird der ganze Kom-
plex von juristischen und innen- wie außen-
politischen Fragen erneut diskutiert werden.
Das Berufsverbot kann aber nicht in rechts-
staatliche Formen gebracht werden. Die Ant-
wort kann nur sein:

- Der Grun'dsatzbeschluß muß fallen,

- ausgesprochene Berufsverbote müssen

rückgängig gemacht werden,

- Berufsverbote und Diskriminierungen von

- Demokraten und Sozialisten im öffentlichen

- Dienst müssen .aufhören.

Dies ist durch den breiten Widerstand 'der

Offentlichkeit zu erreichen.

Wir rufen deshalb die deutsche
und internationale Offentlichkeit
ãr Beteiligung an e¡ner Konferenz
am 12. Mai 1973 in Hamburg mit

dem Thema ,,Funktion und Folgen

der antidemokratischen Berufs-

verbote in der BRD.' auf.

Bitte abtrennen und einsenden an:

lngrid Kurz, 2 Hamburg 6, Schanzenstraße 115

lch unterstütze den Aufruf zu einer Konferenz mit internationaler
Beteiligung gegen Berufsverbote am 12. Mai 1973 in Hamburg.

Name:

,,]l

,o

20000
Bürger

12.Ma¡ Hamburg,

protestierten am 14. April in Dortmund

für die sofortige und ersatzlose Aufhebung
des Berufsverbols-Erlasses. D¡e Demon'

strat¡on unter der Losung ,,Fre¡heit im

Beruf - Demokratie im Betrieb" wurde

zur bisher größten Manifeslation gegen

die Berufsverbote. Aulgerufen hatten zahl'
reiche demokrat¡scfie Organisationen, viele

Betriebsräte und Jugendvertreter.
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BeschluB des Parteivorstandes: Arbeiterjugend

Die UZ
w¡rd
Tageszeitung!

elan-Redakteure
verurte¡lt
ln einer Verhandlung vor dem Kieler Amtsgericht wurden Mitte März der stell-
vertretende Ghefredakteur des Jugendmagazins,,elan", Peter Bubenberger,
und sein Mitarbeiter Berd Sorge wegen Hausfriedensbruchs zu je 200 DM
Geldstrafe ersatzweise je 10 Tage Haft, verurteilt. Sie hatten 1972 in den Ho-
waldtswerken (Deutsche Werft AG) Ausbilder und Lehrlinge interviewt, um
schweren Vorwürfen gegen veraltete Ausbildungspraktiken der Konzernleitung
nachzugehen. Am Verlassen des Werksgeländes waren sie zunächst vom
lMerkschutz gehlndert worden, bis herbeigerufene Polizei freien Abzug ver-
schaffte.

Dieser Vogel wird in diesen Wochen
an alles geklebt, was reaktionär ist'
was mit Militarismus zu tun hat und
was gegen Mitbestimmung ¡st. Es ¡st
das Pfandsiegel der Arbeiteriugend.
Wer sich an der Aktion ,,Roter
Kuckuc*" beteiligen will, schreibe an:
elan, 46 Dortmund, Brüderweg '16.

Die Werksleitung erstattete Anzeige we-
gen Hausfriedensbruchs. Beide erhielten
einen Strafbefehl über je 400 DM. Auf-
grund ihres Einspruchs wu¡de mündliche
Verhandlung anberaumt. Im Prozeß be-
tonte Bubenberger, die Bundes- und lan-
deseigene Werft stehe wegen Größen-
ordnung und ihres U-Boot-Baus für das
faschistische Griechenland im Blickpunkt
öffentlichen Inte¡esses. Es sei kein Ein-
zelfall, daß Journalisten durch Leitungen
von Großkonzernen behindert werden.
Sorge rief die vöIlig ùberalteten Maschi-
nen und Ausbildungspraktiken in der
HDW-Lehrwerkstatt wieder in Erinne-
rung:,,Ministerpräsident Stoltenberg als
Vertreter des Bundeslandes, das erhebli-
che staatliche Beteiligung an der HDW
hat, und Werftdirektor Lennings gehören
auf diese Anklagebank. Sie sind verant-
wortlich dafür, daß z. B. 56 Prozent der
Elektromechanikerlehrlinge von HDW die
Prüfung nicht bestehen."
In Zeugenaussagen hielten Ausbilder es
für normal, das Journalisten Lehrwerk-
stätten aufsudrten. Im Plädoyer betonte
der Staatsanwalt, die Achtung vor den
Motiven der angeklagten Journalisten

Unsere Zeit, die UZ, die Zeitung dér Deutschen Kom'

munistischen Partei, wird im Herbst Tageszeitung -
das hat der Parteivorstand auf der 7. Tagung im März

beschlossen. Wirklich ein bedeutsamer Beschluß, ge-

rade auch für die Studenten in diesem Land' Denn

diese Zeitung hat seit ihrem Bestehen Woche für

Woche bewiesen, daß sie sich am konsequentesten

für die Belange der fortschrittlichen Studenten ein-

selzt, daß sie ihrem Kampf für eine demokratische

Hochschule an der Seite der Arbeiterklasse die beste

Unterstlitzung geben ,kann - eben weil sie eine Ar-

beiter-Zeitung ist. ln einem Aufruf des Parteivorstands

der DKP heißt es:

Die UZ unterstützt den Kampf der arbei-
tenden und lernenden Jugend. Die Schaf-
fung einer solchen Tageszeitung kommt

den Wünschen und Hoffnungen aller jun-
gen Sozialisten, aller jungen Menschen
entgegen, die sich in wachsendem Maße

in die Kämpfe für Demokratie und Fort-

schritt und für die Überwindung des kapi-
talistischen Ausbeutersystems e¡nsetzen.
Die UZ ¡st eure Zeitung! Kämpft mit der
UZ für eure Grundrechte!
Täglich werfen Pressemonopole wie Sprin-
ger Millionen Blätter auf den Markt, ver-

breiten Konzerne, Unternehmerverbände
und kapitalhörige Parteien ihre Politik'
dr¡ngen Funk und Fernsehen auf die Men-

schen ein. Doch was dort geboten wird'
richtet sich gegen die lnteressen des arbei-
tenden Volkes. Hinter einer oft trügerischen
Fassade steht die Absicht, die Herrschaft

des GroßkaPitals zu verteidigen.
Dagegen wird die UZ die einzige Tages-
zeitung sein, die nicht an der Kette des
Kapitals liegt. Unabhängig von den Kon-
zernen, unabhängig von einer Regierungs-
politik, die dem Großkapital dient, kann
sie allein täglich die lnformationen liefern,
die das arbeitende Volk braucht. Sie allein
kann ihm täglich helfen, das Lügengespinst
der arbeiter- und gewerkschaftsfeindlichen,
antikommunistischen Meinungsmanipula-
tion zu durchschauen.
Aus der UZ wird Tag ftir Tag zu erfahren
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sein, w¡e die arbeitenden Menschen ihre
unmittelbaren lnteressen selbst wahrneh-
men können, sie wird ihnen helfen, ihre
demokratische Aktivität zu organisieren.
Täglich wird zuverlässig zu erfahren sein,
was die Kommunisten wollen, jetzt und für
die Zukunft, was Sozialismus ist. Weil sie
die Gegenwartsinteressen mit dem Kampf
für eine sozialistische Zukunft der Bun-
desrepublik verbindet, wird die UZ die
einzige sozialistische Tageszeitung dieses

Landes sein!
Ein solche Zeitung kämpft f ü r die arbei-
tende Bevölkerung - aber sie kann nur
m i t der arbeitenden Bevölkerung kämp-
fen. Denn gegen eine solche Ze¡tung steht
das ganze herrschende System. Unter der

Herrschaft der Millionäre einer Tageszei-

tung für die arbeitenden Millionen heraus-
zugeben - das bedarf der Hilfe und Soli-
darität der arbeitenden Menschen'
Deshalb ruft die DKP die Arbeiter und An-
gestellten, die Jugendlichen und Frauen
der Bundesrepublik auf: Unterstützt uns
dabei, in der Bundesrepublik eine von den
Konzernen unabhängige Tageszeitung zu

schaffen! Damit nützt lhr Euch selbst. Denn
alle, die Frieden, Demokratie und sozialen
Fortschritt wollen, brauchen täglich die UZ!
Jeder kann helfen, die UZ zur Tageszeitung
zu machen.
Kauft, abonniert, lest und verbeitet die UZ'

die Zeitung der DKP, die Zeitung der ar-

beitenden Menschen! Spendet für die UZ!

Abonniert schon heute die künftige Tages-

zeitung UZ!':

elan-Redakteur Peter Bubenberger
(rechts) und Bernd Sorge (links) mit
ihrem Rechtsanwalt Herbert Lederer
vor dem Kieler Amtsgericht.

könne nicht versagt werden; jedoch sei
hier das Hausrecht zu schùtzen. Vertei-
diger Lederer entgegnete, das öffentliche

Anliegen der journalistischen Arbeit bei-
der mùsse honoriert statt verfolgt wer-
den. ,,Daß dieses Verfahren möglich ist,
offenbart bereits seinen politischen Cha-
¡akter." Beide hätten sich für die dem
Druck der Großkonzerne am meisten
hilflos Ausgelieferten eingesetzt' Buben-
berger schloß, der Ankläger habe in ver-
rotteten Maschinen kein Verbrechen ge-
sehen, aber: ,,Wir haben ein Jugend-
arbeitsschutzgesetz. Mich aber bringt der
erneute Strafantrag zu Uberlegungen, wie
gering die Verstöße gegen dieses Gesetz
geahndet werden." Das Gericht folgte dem
Antrag auf Bestr'afung.

CSU: Schwqrze
Gewerkschofts-
Opposition mobilisiert
Die CSU des Franz Josef Strauß begibt
sich an die gewerkschaftliche Front: Un-
ter dem Aushängesdrild,,Christlich-So-
ziale Arbeitnehmerschaft in der CSU"
(CSA) will sie ab sofort in Betrieben
und Dienststellen eigene,,Betriebsgrup-
pen" bilden. Die CSA-Aktivisten werden
aufgefordert, sich gewerksdraftlich zu or-
ganisieren. Bei allen Bezirkssekretariaten
der CSU sowie in allen Großstädten sol-
len für die pchwarze Gewerkschafts-
Opposition (Motto: Veihindern, daß sich
die DGB-Gewerkschaften zu,,sozialisti-
schen Richtungsgewerkschaften" entwik-
keln) eigene,,Arbeitnehmersekretariate"
erridrtet werden. Ihre Forderungen an
das Parlament: Das Betriebsverfassungs-
und das Personalvertretungsgesetz sol-
Ien dahingehend verändert werden, daß
Minderheiten wie die CSA mit auf die
Listen bei Betriebsratswahlen gesetzt
werden müssen' 
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BeschluB des Parteivorstandes: Arbeiterjugend

Die UZ
w¡rd
Tageszeitung!
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schaffte.

Dieser Vogel wird in diesen Wochen
an alles geklebt, was reaktionär ist'
was mit Militarismus zu tun hat und
was gegen Mitbestimmung ¡st. Es ¡st
das Pfandsiegel der Arbeiteriugend.
Wer sich an der Aktion ,,Roter
Kuckuc*" beteiligen will, schreibe an:
elan, 46 Dortmund, Brüderweg '16.

Die Werksleitung erstattete Anzeige we-
gen Hausfriedensbruchs. Beide erhielten
einen Strafbefehl über je 400 DM. Auf-
grund ihres Einspruchs wu¡de mündliche
Verhandlung anberaumt. Im Prozeß be-
tonte Bubenberger, die Bundes- und lan-
deseigene Werft stehe wegen Größen-
ordnung und ihres U-Boot-Baus für das
faschistische Griechenland im Blickpunkt
öffentlichen Inte¡esses. Es sei kein Ein-
zelfall, daß Journalisten durch Leitungen
von Großkonzernen behindert werden.
Sorge rief die vöIlig ùberalteten Maschi-
nen und Ausbildungspraktiken in der
HDW-Lehrwerkstatt wieder in Erinne-
rung:,,Ministerpräsident Stoltenberg als
Vertreter des Bundeslandes, das erhebli-
che staatliche Beteiligung an der HDW
hat, und Werftdirektor Lennings gehören
auf diese Anklagebank. Sie sind verant-
wortlich dafür, daß z. B. 56 Prozent der
Elektromechanikerlehrlinge von HDW die
Prüfung nicht bestehen."
In Zeugenaussagen hielten Ausbilder es
für normal, das Journalisten Lehrwerk-
stätten aufsudrten. Im Plädoyer betonte
der Staatsanwalt, die Achtung vor den
Motiven der angeklagten Journalisten

Unsere Zeit, die UZ, die Zeitung dér Deutschen Kom'

munistischen Partei, wird im Herbst Tageszeitung -
das hat der Parteivorstand auf der 7. Tagung im März

beschlossen. Wirklich ein bedeutsamer Beschluß, ge-

rade auch für die Studenten in diesem Land' Denn

diese Zeitung hat seit ihrem Bestehen Woche für

Woche bewiesen, daß sie sich am konsequentesten

für die Belange der fortschrittlichen Studenten ein-

selzt, daß sie ihrem Kampf für eine demokratische

Hochschule an der Seite der Arbeiterklasse die beste

Unterstlitzung geben ,kann - eben weil sie eine Ar-

beiter-Zeitung ist. ln einem Aufruf des Parteivorstands

der DKP heißt es:

Die UZ unterstützt den Kampf der arbei-
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gen Sozialisten, aller jungen Menschen
entgegen, die sich in wachsendem Maße
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breiten Konzerne, Unternehmerverbände
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sein, w¡e die arbeitenden Menschen ihre
unmittelbaren lnteressen selbst wahrneh-
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demokratische Aktivität zu organisieren.
Täglich wird zuverlässig zu erfahren sein,
was die Kommunisten wollen, jetzt und für
die Zukunft, was Sozialismus ist. Weil sie
die Gegenwartsinteressen mit dem Kampf
für eine sozialistische Zukunft der Bun-
desrepublik verbindet, wird die UZ die
einzige sozialistische Tageszeitung dieses
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Ein solche Zeitung kämpft f ü r die arbei-
tende Bevölkerung - aber sie kann nur
m i t der arbeitenden Bevölkerung kämp-
fen. Denn gegen eine solche Ze¡tung steht
das ganze herrschende System. Unter der

Herrschaft der Millionäre einer Tageszei-

tung für die arbeitenden Millionen heraus-
zugeben - das bedarf der Hilfe und Soli-
darität der arbeitenden Menschen'
Deshalb ruft die DKP die Arbeiter und An-
gestellten, die Jugendlichen und Frauen
der Bundesrepublik auf: Unterstützt uns
dabei, in der Bundesrepublik eine von den
Konzernen unabhängige Tageszeitung zu

schaffen! Damit nützt lhr Euch selbst. Denn
alle, die Frieden, Demokratie und sozialen
Fortschritt wollen, brauchen täglich die UZ!
Jeder kann helfen, die UZ zur Tageszeitung
zu machen.
Kauft, abonniert, lest und verbeitet die UZ'

die Zeitung der DKP, die Zeitung der ar-

beitenden Menschen! Spendet für die UZ!

Abonniert schon heute die künftige Tages-

zeitung UZ!':

elan-Redakteur Peter Bubenberger
(rechts) und Bernd Sorge (links) mit
ihrem Rechtsanwalt Herbert Lederer
vor dem Kieler Amtsgericht.

könne nicht versagt werden; jedoch sei
hier das Hausrecht zu schùtzen. Vertei-
diger Lederer entgegnete, das öffentliche

Anliegen der journalistischen Arbeit bei-
der mùsse honoriert statt verfolgt wer-
den. ,,Daß dieses Verfahren möglich ist,
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¡akter." Beide hätten sich für die dem
Druck der Großkonzerne am meisten
hilflos Ausgelieferten eingesetzt' Buben-
berger schloß, der Ankläger habe in ver-
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arbeitsschutzgesetz. Mich aber bringt der
erneute Strafantrag zu Uberlegungen, wie
gering die Verstöße gegen dieses Gesetz
geahndet werden." Das Gericht folgte dem
Antrag auf Bestr'afung.
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Gewerkschofts-
Opposition mobilisiert
Die CSU des Franz Josef Strauß begibt
sich an die gewerkschaftliche Front: Un-
ter dem Aushängesdrild,,Christlich-So-
ziale Arbeitnehmerschaft in der CSU"
(CSA) will sie ab sofort in Betrieben
und Dienststellen eigene,,Betriebsgrup-
pen" bilden. Die CSA-Aktivisten werden
aufgefordert, sich gewerksdraftlich zu or-
ganisieren. Bei allen Bezirkssekretariaten
der CSU sowie in allen Großstädten sol-
len für die pchwarze Gewerkschafts-
Opposition (Motto: Veihindern, daß sich
die DGB-Gewerkschaften zu,,sozialisti-
schen Richtungsgewerkschaften" entwik-
keln) eigene,,Arbeitnehmersekretariate"
erridrtet werden. Ihre Forderungen an
das Parlament: Das Betriebsverfassungs-
und das Personalvertretungsgesetz sol-
Ien dahingehend verändert werden, daß
Minderheiten wie die CSA mit auf die
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Akt¡onen für bessere
Berufsausbildung

Gemeinsamer Aufruf
bereitung und die Parolen des 1. Mai
aufzunehmen
Diê Tagung verabschiedete eine Entschlie-
ßung, die die sofortige Aufhebung des
verfassungswidrigen Berufsverbots-Be-
schlusses der Ministerpräsidenten der
Länder fordert. Den Mannesmann-Arbei-
tern wurde in einer Solidaritäts-Adresse
zu ihrem Erfolg gratuliert. Für den Wie'
deraufbau Vietnams wurden 1B0B DM
gesammelt.

X. Weltfestspielé

Von der Bundesarbeitstagung der DGB-Gewerkschaftsjugend zu Fragen der
Berufsbildung und des Jugendarbeitsschutzes berichtet Wõltgang Bartels

wichtiger Beitrag zur Aktionseinheit der demokratische Jugend der BRD

Nach eingehenden Beratungen haben der Arbeitskreis Festival und die
Koordinierungsgruppe x. weltfestspiele folgenden gemeinsamen Aufruf des
lnitiativausschusses X. Weltfestspiele verabsèhiedet:Am 10. und 11. März 1973 fand in Solin-

gen eine Bundesarbeitstagung der Ge-
werkschaftsjugend zu Fragen der Berufs-
bildung und des Jugendarbeitsschutzes
statt. Diese Tagung geht zurück auf ei-
nen Beschluß der B. DGB-Bundesjugend-
konferenz im November 1971 in Dort-
mund. Da es damals z1r einigen
Grundfragen unterschiedliche Auffassun-
gen gegeben hatte, wurden nun in Solin-
gen einheitliche und für die Gewerk-
schaftsjugend ve¡bindliche Auffassungen
erarbeitet.
In seiner Begrüßungsrede stellte DGB-
Bundesjugendsekretär Walter Haas fest:
,,Die Arbeit der Gewerkschaftsjugend muß
nach dieser Konferenz auf der Grundlage
der Tagungsergebnisse verstärkt fortge-
setzt werden."
In ihrem einführenden Referat übte Maria
Weber, stellvertretende DGB-Vorsitzende,
scharfe Kritik an der Berufsausbildung
in der Bundesrepublik. Die Zustände seien
ein ,,Skandal". Sie forderte von der Bun-
desregierung die Steigerung des Anteils
für Bildungsausgaben am Bruttosozial-
produkt auf acht Prozent, ,,auch wenn
dies zum Beispiel auf Kosten des Wehr-
etats gehen sollte."
Der Vorsitzende der GEW, Erich Frister,
e¡klärte: ,,Eine aktive Bildungspolitik ist
ohne Einbettung in eine entsprechende
aktive Gesellscbaftspolitik nicht zu ver-
wirklichen, sie ist auch ohne schwere Kon-
flikte mit den Inhabern wirtschaftlicher
Macht und ihren Verbündeten in Politik
und Publizistik nicht durchzusetzen."

In einer abschließenden Diskussion um
den Begriff der ,,Arbeitslehre" forderte
die Gewerkschaftsjugend, daß dieses,Fach
weiterzuentwickeln ist:,,Gegenstand der
Arbeitslehre muß der Zusammenhang von
Produktion und ihrer Verwertung sowie
den gesellschaftlichen Bedingungen, un-

ter denen sich dieser Prozeß vollzieht,
sein, . . Die gesellschaftliche Bedeutung
von Arbeit und ihrer Verwertung ist nicht
zu erfassen, ohne die rationale Ausein-
eindersetzung mit den Interessengegen-
sätzen, die sich aus den Produktions-,
Macht- und Besitzverhältnissen ergeben."
Zur Finanzierung der Berufsausbildung
erklärte die Arbeitsgruppe, daß eine
Prioritätenverlagerung der öffentlichen

,¡tG, *il, db Vdd.dr¡ dc ftrÍdß h þ tûilil J.ìnnr

Haushalte zugunsten der Bildung und zu
Lasten des Rüstungsetats notwendig sei.
Als konkrete Aktionen der Gewerk-
schaftsjugend für bessere Bildung uqd
Berufsbitdung wurde u. a. festgelegt:

- Auf Bundesebene wird im Winterhalb-
jahr vom DGB und seinen Gewerkschaften
eine,,Aktion Berufsbildung" durchgeführt.

- Auf Ortsebene sind öffentlichkeits-
wirksame Aktionen, wie z. B. die Erstel-
lung schwarzer Listen von Betrieben mit
schlechten Ausbildungsverhältnissen ein-
zuleiten.

- Die Schwerpunkte der Forderungen
zur beruflichen Bildung sind in die Vor-

il' *,rr.nfest am

i'zl .Mai in
I Dortmund:

lll rs Jahrell
lli elan
il
lll un."r" schwesterzeitung elan -
lll Uas sozialistische Jugendmagazin -
lll te¡ert Geburtstag. 15 Jahre elan,

lll aas sind 15 Jahre Kampf für die

¡l¡ Rechte der arbeitenden Jugend;
lli ein erfolgreicher Kampf und darum
ll' eben auch ein Grund zum Feiern.

¡f r Oas passiert am 27. Mai im Gold-
¡lr saal von Dortmund: lnternationales
lll ¡ugen¿-pressefest mit Gästen aus

lll alter Welt, mit Jugend- und Stu-
lll dentenzeitungen aus der BRD (auch
lll O¡e roten blätter werden dabei
lll seln¡. Ab 14.30 Uhr gibt's ein Song-

lll sruppen-Festival, es folgt eine

lll Filmschau und dann kommen ab

lll 19.00 Floh de Gologne, Kittner,
lll Süverkrüp, Peter Schütt, Hartmut

Der Initiativausschuß X. Weltfestspiele
begrüßt den Aufruf des Internationalen
Vorbereitungskomitees, in der Zeit vom
28. Juli bis 5. August 1973 in Berlin/DDR
die X. Weltfestspiele durchzuführen, die
unter dem Motto: ,,Für antiimperialisti-
sche Solidarität, Frieden und Freund-
schaft" stehen. \Mir rufen die Jugend der
Bundesrepublik Deutschland im Sinne der
Zielsetzung des Festivals zur Teilnahme
an den Weltfestspielen der Jugend und
Studenten auf. Wir gehen davon aus, daß
die X. Weltfestspiele dazu beitragen, die
Bestrebungen der Jugend- und Studenten-
organisationen mit unterschiedlichen po-
litischen, philosophischen und religiösen
Anschauungen für Solidarität, Frieden und
Freundschaft, zur Entwicklung der Zu-
sammenarbeit, des Verständnisses und der
Freundschaft der Jugend der Welt zu
stärken.
An dei Weltfestspielen werden junge
Menschen aus fast allen Ländern der
Welt teilnehmen. Die Jugend der Bun-
desrepublik Deutschland sollte die Mög-
lichkeit zur Information, zur Zusammen-
arbeit und zur politischen Diskussion und
Darstellung der eigenen politischen Auf-
fassungen durch eine möglichst breite
Beteiligung nutzen. Im Rahmen der viel-
fältigen politischen, kulturellen und sport-
lichen Veranstaltunqen werden die Ju-
gendlichen aus der Bundesrepublik
Deutschland durch die Teilnahme am Fe-
stival dazu- beitragen, den Prozeß der
internationalen Entspannung zu fördern,
zwischen den Völkern bestehende Vor-
urteile abzubauen und die Freundschaft
zwischen jungen Menschen aus aller Welt
he¡zustellen und auszubauen.
Der Initi.ativausschuß X. Weltfestspiele
vertritt die Auffassung, daß die X. Wett-
festspiele der Jugend und Studenten ein
wichtiges Ereignis im Streben der Ju-
gend und Studenten der Welt nach einem
Leben ohne Ausbeutung, Unterdrückung
und Krieg, nach Solidarität, Frieden und
Freundschaft ist.
Er strebt in voller Autonomie der einzel-
nen Jugend- und Studentenorganisationen
und unter Beachtung der verschiedenen
politischen, religiösen und weltanschauli-
chen Grundlagen gemeinsame Handlun-
gen für gemeinsam als richtig erachtete
Ziele bei der Vorbereitung und Teilnah-
me am X. Festival an.
Die unterzeichneten Verbände werden
sich dafür einsetzen, daß im Rahmen des
Festivals konkrete Schritte erörtert wer-

den, die den weltweiten Kampf gegen
Imperialismus, Rassismus, Kolonialismus
unterstützen. l¡l/ir wenden uns gegen die
Verfolgung religiöser und weltanschau-
licher Uberzeugung sowie gegen die Ver-
folgung von Kommunisten, Sozialdemo-
kraten und anderen Demokraten.
JMir setzen uns ein für die erfolgreiche
Durchführung einer Konferenz für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa, für
konkrete, von allen Beteiligten akzeptier-
bare Schritte zur Abrüstung, für den
Ausbau der wirtschaftlichen, kulturellen
und technischen Kooperation de4 euro-
päischen Staaten, für umfassenden Ge-
waitverzicht und Anerkennung der euro-
päischen Nachkriegsgrenzen. Die Einrich-
tung eines Systems der europäischen Si-
cherheit wird zeigen, daß Staaten mit
unterschiedlichen gesellschaf tlichen Syste-
men in friedlicher \Meise zusammenleben
können.

gER JUG6¡yO

Wesentliche Grundlagen der europäischen
Zusammenarbeit und des Friedens sind
die Verträge von Moskau und \Marschau
sowie das Viermächteabkommen vom
3.9. 1971, an dem auch die beiden deut-
schen Staaten wesentlich ihren Anteil ha-
ben. Ein Konzept der europäischen Sicher-
heit wird sich nur verwirklichen lassen,
wenn die beiden deutschen Staaten ihre
Beziehungen auf der Basis des Grund-
vertrages normalisieren und in die Ver-
einten Nationen aufgenommen werden.
Wir gehen davon aus, daß zur Sicherung
des Friedens in der Welt auf Dauer eine
Stärkung der UNO gewährleistet werden
muß. Wir fordern alle Staaten der Welt
auf, die in der Charta der Vereinten Na-
tionen festgelegten Menschenrechte und
Grundfreiheiten zu verwirklichen. Des-
halb werden wir mit unserer Teilnahme
am Festival insbesondere deutlich ma-
chen, daß wir uns geg'en faschistische und
autoritäre Regimes wie Spanien, Portu-
gal, Griechenland und die Türkei wenden,
Der Initiativausschuß X. Weltfestspiele
erklärt seine Solidarität mit den Völkern
Indochinas. Wir fordern den sofortigen
Abzug aller fremden Truppen aus ganz
Indr china und die Einstêllung aller Kriegs-
handlungen und die konsequente Ver-
wirklichung des Pariser F¡iedensabkom-
mens. Wir setzèn uns ein für die Selbst-
bestimmung und die Freiheit des vietna-
mesischen Volkes.
Wir verurteilen die Aggression der USA
gegen die Völker Indochinas und appel-
lieren an die Bundesregierung, sich die-
ser Verurteilung anzuschließen, sidr ma-
teriell ohne politische Vorbedingungen am
Wiederaufbau Vietnams wirkungsvoll zu
beteiligen und auf die Einhaltung des
Friedensabkommens für Vietnam zu drän-
gen. Die Jugend der Bundesrepublik rufen
wir auf, die materielle Solidarität mit
Vietnam zu verstärken. b. w.
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König mit e¡ner S¡ngegruppe aus
der DDR, Juan und Jose und viele
andere. Es gibt Ausstellungen und
iede Menge Überraschungen.

Q lch möchte ein kostenloses Probêexemplar von
bekommen
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bis auf Widerruf, jedoch für mindestens ein Jahr,
das sozialistische Jugendmagazin elan
(Jahresabonnement 13 DM einschließlich Zu-
stellgebiihr)

(Unterschrift)

(Nam6 und Ansçhrlft)

Mitglieder des Arbeitskreises Festival sind:
Verband Deutscher Stude-ntenschaften {VDS), Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend
(SDAJ), Sozialdemokratische-r HochschulÈund'(SHB), Marxistischer Stuáenten¡¡nå S-p*-takus, studentenverband der sozialhochschulen (svs), schülermitverwaltung der
allgemeinbildenden schulen des Landes Nordrhein-w6stfalen, Landesjugendiresse
Nordrhejn-Wes-tfalen, DeuJsche __Friedensgesellschaft/Internatiot â1" dut kriegsåienst-
gegner (DFG/IdK),Verband der Kriegsdieñstverweigerer (VK), SeÑicãòivillnternatio-
na.l/Deutscher-Zweig (SCI), Demokratischer Kulturbund Deutschlands, Werkkreis Lite-ratur der Arbeitswelt, Arbeitsgemeinschaft pläne, unidoc-Filmgesóllschaft, Jugend-
magazin 

, eIan, Antiimperialistische Info¡mationsùulletin, Deutiche Friedensu'nion,
Jugendarbeitskreis (VVN) 

- Bund der Antifaschisten.
Mifglieder der KoordinierunEsgruppe X. Weltfestspiele sind:
Arbeitsgemeinschaft der Evãngetischen Jugend, bund der Deutschen Katholischen
Jugend, Bund Deutscher Pfadfinder, Deutsche Beamtenbund-Jugend, Deutsche Esperan-
to-Jugend, Deutsche Jungdemokraten, Deutsche schreberjugenã, GewerkschaftsjúgendL/
DGB, Jugend der Deutschen Angestelltengewerkschaft, Junje Europäische Födeiallsten,
Jungsoz.:ialisten in der 

-_sPD, _ Naturfreundejugend Deutschlands, sotidaritätsjugend
Deutschlands im RKB, sJD - Die Falken, verbãnd christlicher pfadfinder.
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Akt¡onen für bessere
Berufsausbildung

Gemeinsamer Aufruf
bereitung und die Parolen des 1. Mai
aufzunehmen
Diê Tagung verabschiedete eine Entschlie-
ßung, die die sofortige Aufhebung des
verfassungswidrigen Berufsverbots-Be-
schlusses der Ministerpräsidenten der
Länder fordert. Den Mannesmann-Arbei-
tern wurde in einer Solidaritäts-Adresse
zu ihrem Erfolg gratuliert. Für den Wie'
deraufbau Vietnams wurden 1B0B DM
gesammelt.

X. Weltfestspielé

Von der Bundesarbeitstagung der DGB-Gewerkschaftsjugend zu Fragen der
Berufsbildung und des Jugendarbeitsschutzes berichtet Wõltgang Bartels

wichtiger Beitrag zur Aktionseinheit der demokratische Jugend der BRD

Nach eingehenden Beratungen haben der Arbeitskreis Festival und die
Koordinierungsgruppe x. weltfestspiele folgenden gemeinsamen Aufruf des
lnitiativausschusses X. Weltfestspiele verabsèhiedet:Am 10. und 11. März 1973 fand in Solin-

gen eine Bundesarbeitstagung der Ge-
werkschaftsjugend zu Fragen der Berufs-
bildung und des Jugendarbeitsschutzes
statt. Diese Tagung geht zurück auf ei-
nen Beschluß der B. DGB-Bundesjugend-
konferenz im November 1971 in Dort-
mund. Da es damals z1r einigen
Grundfragen unterschiedliche Auffassun-
gen gegeben hatte, wurden nun in Solin-
gen einheitliche und für die Gewerk-
schaftsjugend ve¡bindliche Auffassungen
erarbeitet.
In seiner Begrüßungsrede stellte DGB-
Bundesjugendsekretär Walter Haas fest:
,,Die Arbeit der Gewerkschaftsjugend muß
nach dieser Konferenz auf der Grundlage
der Tagungsergebnisse verstärkt fortge-
setzt werden."
In ihrem einführenden Referat übte Maria
Weber, stellvertretende DGB-Vorsitzende,
scharfe Kritik an der Berufsausbildung
in der Bundesrepublik. Die Zustände seien
ein ,,Skandal". Sie forderte von der Bun-
desregierung die Steigerung des Anteils
für Bildungsausgaben am Bruttosozial-
produkt auf acht Prozent, ,,auch wenn
dies zum Beispiel auf Kosten des Wehr-
etats gehen sollte."
Der Vorsitzende der GEW, Erich Frister,
e¡klärte: ,,Eine aktive Bildungspolitik ist
ohne Einbettung in eine entsprechende
aktive Gesellscbaftspolitik nicht zu ver-
wirklichen, sie ist auch ohne schwere Kon-
flikte mit den Inhabern wirtschaftlicher
Macht und ihren Verbündeten in Politik
und Publizistik nicht durchzusetzen."

In einer abschließenden Diskussion um
den Begriff der ,,Arbeitslehre" forderte
die Gewerkschaftsjugend, daß dieses,Fach
weiterzuentwickeln ist:,,Gegenstand der
Arbeitslehre muß der Zusammenhang von
Produktion und ihrer Verwertung sowie
den gesellschaftlichen Bedingungen, un-

ter denen sich dieser Prozeß vollzieht,
sein, . . Die gesellschaftliche Bedeutung
von Arbeit und ihrer Verwertung ist nicht
zu erfassen, ohne die rationale Ausein-
eindersetzung mit den Interessengegen-
sätzen, die sich aus den Produktions-,
Macht- und Besitzverhältnissen ergeben."
Zur Finanzierung der Berufsausbildung
erklärte die Arbeitsgruppe, daß eine
Prioritätenverlagerung der öffentlichen

,¡tG, *il, db Vdd.dr¡ dc ftrÍdß h þ tûilil J.ìnnr

Haushalte zugunsten der Bildung und zu
Lasten des Rüstungsetats notwendig sei.
Als konkrete Aktionen der Gewerk-
schaftsjugend für bessere Bildung uqd
Berufsbitdung wurde u. a. festgelegt:

- Auf Bundesebene wird im Winterhalb-
jahr vom DGB und seinen Gewerkschaften
eine,,Aktion Berufsbildung" durchgeführt.

- Auf Ortsebene sind öffentlichkeits-
wirksame Aktionen, wie z. B. die Erstel-
lung schwarzer Listen von Betrieben mit
schlechten Ausbildungsverhältnissen ein-
zuleiten.

- Die Schwerpunkte der Forderungen
zur beruflichen Bildung sind in die Vor-

il' *,rr.nfest am

i'zl .Mai in
I Dortmund:

lll rs Jahrell
lli elan
il
lll un."r" schwesterzeitung elan -
lll Uas sozialistische Jugendmagazin -
lll te¡ert Geburtstag. 15 Jahre elan,

lll aas sind 15 Jahre Kampf für die

¡l¡ Rechte der arbeitenden Jugend;
lli ein erfolgreicher Kampf und darum
ll' eben auch ein Grund zum Feiern.

¡f r Oas passiert am 27. Mai im Gold-
¡lr saal von Dortmund: lnternationales
lll ¡ugen¿-pressefest mit Gästen aus

lll alter Welt, mit Jugend- und Stu-
lll dentenzeitungen aus der BRD (auch
lll O¡e roten blätter werden dabei
lll seln¡. Ab 14.30 Uhr gibt's ein Song-

lll sruppen-Festival, es folgt eine

lll Filmschau und dann kommen ab

lll 19.00 Floh de Gologne, Kittner,
lll Süverkrüp, Peter Schütt, Hartmut

Der Initiativausschuß X. Weltfestspiele
begrüßt den Aufruf des Internationalen
Vorbereitungskomitees, in der Zeit vom
28. Juli bis 5. August 1973 in Berlin/DDR
die X. Weltfestspiele durchzuführen, die
unter dem Motto: ,,Für antiimperialisti-
sche Solidarität, Frieden und Freund-
schaft" stehen. \Mir rufen die Jugend der
Bundesrepublik Deutschland im Sinne der
Zielsetzung des Festivals zur Teilnahme
an den Weltfestspielen der Jugend und
Studenten auf. Wir gehen davon aus, daß
die X. Weltfestspiele dazu beitragen, die
Bestrebungen der Jugend- und Studenten-
organisationen mit unterschiedlichen po-
litischen, philosophischen und religiösen
Anschauungen für Solidarität, Frieden und
Freundschaft, zur Entwicklung der Zu-
sammenarbeit, des Verständnisses und der
Freundschaft der Jugend der Welt zu
stärken.
An dei Weltfestspielen werden junge
Menschen aus fast allen Ländern der
Welt teilnehmen. Die Jugend der Bun-
desrepublik Deutschland sollte die Mög-
lichkeit zur Information, zur Zusammen-
arbeit und zur politischen Diskussion und
Darstellung der eigenen politischen Auf-
fassungen durch eine möglichst breite
Beteiligung nutzen. Im Rahmen der viel-
fältigen politischen, kulturellen und sport-
lichen Veranstaltunqen werden die Ju-
gendlichen aus der Bundesrepublik
Deutschland durch die Teilnahme am Fe-
stival dazu- beitragen, den Prozeß der
internationalen Entspannung zu fördern,
zwischen den Völkern bestehende Vor-
urteile abzubauen und die Freundschaft
zwischen jungen Menschen aus aller Welt
he¡zustellen und auszubauen.
Der Initi.ativausschuß X. Weltfestspiele
vertritt die Auffassung, daß die X. Wett-
festspiele der Jugend und Studenten ein
wichtiges Ereignis im Streben der Ju-
gend und Studenten der Welt nach einem
Leben ohne Ausbeutung, Unterdrückung
und Krieg, nach Solidarität, Frieden und
Freundschaft ist.
Er strebt in voller Autonomie der einzel-
nen Jugend- und Studentenorganisationen
und unter Beachtung der verschiedenen
politischen, religiösen und weltanschauli-
chen Grundlagen gemeinsame Handlun-
gen für gemeinsam als richtig erachtete
Ziele bei der Vorbereitung und Teilnah-
me am X. Festival an.
Die unterzeichneten Verbände werden
sich dafür einsetzen, daß im Rahmen des
Festivals konkrete Schritte erörtert wer-

den, die den weltweiten Kampf gegen
Imperialismus, Rassismus, Kolonialismus
unterstützen. l¡l/ir wenden uns gegen die
Verfolgung religiöser und weltanschau-
licher Uberzeugung sowie gegen die Ver-
folgung von Kommunisten, Sozialdemo-
kraten und anderen Demokraten.
JMir setzen uns ein für die erfolgreiche
Durchführung einer Konferenz für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa, für
konkrete, von allen Beteiligten akzeptier-
bare Schritte zur Abrüstung, für den
Ausbau der wirtschaftlichen, kulturellen
und technischen Kooperation de4 euro-
päischen Staaten, für umfassenden Ge-
waitverzicht und Anerkennung der euro-
päischen Nachkriegsgrenzen. Die Einrich-
tung eines Systems der europäischen Si-
cherheit wird zeigen, daß Staaten mit
unterschiedlichen gesellschaf tlichen Syste-
men in friedlicher \Meise zusammenleben
können.

gER JUG6¡yO

Wesentliche Grundlagen der europäischen
Zusammenarbeit und des Friedens sind
die Verträge von Moskau und \Marschau
sowie das Viermächteabkommen vom
3.9. 1971, an dem auch die beiden deut-
schen Staaten wesentlich ihren Anteil ha-
ben. Ein Konzept der europäischen Sicher-
heit wird sich nur verwirklichen lassen,
wenn die beiden deutschen Staaten ihre
Beziehungen auf der Basis des Grund-
vertrages normalisieren und in die Ver-
einten Nationen aufgenommen werden.
Wir gehen davon aus, daß zur Sicherung
des Friedens in der Welt auf Dauer eine
Stärkung der UNO gewährleistet werden
muß. Wir fordern alle Staaten der Welt
auf, die in der Charta der Vereinten Na-
tionen festgelegten Menschenrechte und
Grundfreiheiten zu verwirklichen. Des-
halb werden wir mit unserer Teilnahme
am Festival insbesondere deutlich ma-
chen, daß wir uns geg'en faschistische und
autoritäre Regimes wie Spanien, Portu-
gal, Griechenland und die Türkei wenden,
Der Initiativausschuß X. Weltfestspiele
erklärt seine Solidarität mit den Völkern
Indochinas. Wir fordern den sofortigen
Abzug aller fremden Truppen aus ganz
Indr china und die Einstêllung aller Kriegs-
handlungen und die konsequente Ver-
wirklichung des Pariser F¡iedensabkom-
mens. Wir setzèn uns ein für die Selbst-
bestimmung und die Freiheit des vietna-
mesischen Volkes.
Wir verurteilen die Aggression der USA
gegen die Völker Indochinas und appel-
lieren an die Bundesregierung, sich die-
ser Verurteilung anzuschließen, sidr ma-
teriell ohne politische Vorbedingungen am
Wiederaufbau Vietnams wirkungsvoll zu
beteiligen und auf die Einhaltung des
Friedensabkommens für Vietnam zu drän-
gen. Die Jugend der Bundesrepublik rufen
wir auf, die materielle Solidarität mit
Vietnam zu verstärken. b. w.
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König mit e¡ner S¡ngegruppe aus
der DDR, Juan und Jose und viele
andere. Es gibt Ausstellungen und
iede Menge Überraschungen.

Q lch möchte ein kostenloses Probêexemplar von
bekommen
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bis auf Widerruf, jedoch für mindestens ein Jahr,
das sozialistische Jugendmagazin elan
(Jahresabonnement 13 DM einschließlich Zu-
stellgebiihr)

(Unterschrift)

(Nam6 und Ansçhrlft)

Mitglieder des Arbeitskreises Festival sind:
Verband Deutscher Stude-ntenschaften {VDS), Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend
(SDAJ), Sozialdemokratische-r HochschulÈund'(SHB), Marxistischer Stuáenten¡¡nå S-p*-takus, studentenverband der sozialhochschulen (svs), schülermitverwaltung der
allgemeinbildenden schulen des Landes Nordrhein-w6stfalen, Landesjugendiresse
Nordrhejn-Wes-tfalen, DeuJsche __Friedensgesellschaft/Internatiot â1" dut kriegsåienst-
gegner (DFG/IdK),Verband der Kriegsdieñstverweigerer (VK), SeÑicãòivillnternatio-
na.l/Deutscher-Zweig (SCI), Demokratischer Kulturbund Deutschlands, Werkkreis Lite-ratur der Arbeitswelt, Arbeitsgemeinschaft pläne, unidoc-Filmgesóllschaft, Jugend-
magazin 

, eIan, Antiimperialistische Info¡mationsùulletin, Deutiche Friedensu'nion,
Jugendarbeitskreis (VVN) 

- Bund der Antifaschisten.
Mifglieder der KoordinierunEsgruppe X. Weltfestspiele sind:
Arbeitsgemeinschaft der Evãngetischen Jugend, bund der Deutschen Katholischen
Jugend, Bund Deutscher Pfadfinder, Deutsche Beamtenbund-Jugend, Deutsche Esperan-
to-Jugend, Deutsche Jungdemokraten, Deutsche schreberjugenã, GewerkschaftsjúgendL/
DGB, Jugend der Deutschen Angestelltengewerkschaft, Junje Europäische Födeiallsten,
Jungsoz.:ialisten in der 

-_sPD, _ Naturfreundejugend Deutschlands, sotidaritätsjugend
Deutschlands im RKB, sJD - Die Falken, verbãnd christlicher pfadfinder.
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Wir sind davon überzeugt, daß nur eine
breite Teilnahme unterschiedlicher Grup-
pierungen zu einem Erfolg des Festivals
führen kann, Dazu gehört auch, daß die
untersdriedlichen Standpunkte gegenseitig
geachtet werden und die Diskussion im
Geiste der Zusammenarbeit und der inter-
nationalen Solidarität erfolgt,
Wir rufen die Jugend der Bundesrepublik
Deutschland zur aktiven Mitarbeit bei der
Vorbereitung und Durchführung der X.
Weltfestspiele der Jugend und Studenten
auf und wollen damit einen Beitrag für
die Freundschaft und Zusammenarbeit
der Jugend der Welt leisten.

Doch Demokrqt
90 Prozent der Bundeswehrkasernen tra-
gen Namen von Leuten, die auch schon
in der Nazizeit gefeiert wurden, z. B. die
von Ludendorff, Hindenburg oder Lettow-
Vorbeck. Eine entsprechende Anfrage der
DKP-Wochenzeitung ,,U2" wurde dem
sozialdemokratischen Verteidigungsmini-
sterLeber vorgelegt, der sodann durch sei-
nen Pressesprecher Krause telefonisch mit-
teilen ließ: ,,Ihre Fragen werden nicht be-
antwortet", Und im weiteren Gespräch:
,,Hindenburg war doch Demokrat".

,,lst der Bundes-
regrerung bekannt, r r ?"

Neue
Juristenzeitung
Der PAHL-RUGENSTEIN-VERLAG, Kö]n,
hat die erste Nummer einer neuen juri-
stischen Fachzeitschrift vorgelegt:,,DeÉro-
kratie und Recht", 6 DM je Einzelnummer
(im Abonnement 5 DM, Studenten-Abo
4 DM) und erscheint vierteljährlich. AIs
Herausgeber zeichnen zwölf großenteils
erlauchte Namen von wissenschaftlichem
Rang, unter ihnen Wolfgang Abendroth,
Helmut Ridder und Ge¡hard Stubv, Der
Inhalt der ersten Nummer begründet die
Absichten der Herausgeber: Recht wird
konsequent als gesellschaftliches Verhält-
nis von Menschen begriffen. Drei Bei-
träge þehandein ,,Darstellung und Kritik
der Bodenpolitik und des Bodenrechts in

der BRD - Vorschläge zur demok¡ati-
schen Umgestaltung",,,Bodenrechtliche
Aspekte des Städtebaus der DDR" und
,,Funktions- oder Formwandel des Eigen-
tums?" Ein besonderes Bonbon ist eine
Besprechung des Buches ,,Der Staat der
Industriegesellschaft" von Ernst Forst-
hoff. Der Diplom"Politologe Hans-Dieter
Bamberg zerpflückt ,,die erste längere
Globaldarstellung des Themas aus der
Hand eines systemkonformen Juristen"
so vollständig, daß von dem Staats- und
VerwaltungsrechtÌer Forsthoff, Träger
des Adenauer-Preises der Deutschland-
Stiftung, nichts übrig bleibt als die Er-
bärmlichkeit scheinwissenschaftlicher Ob-
rigkei tspropaganda.

Offener Brief von Frank Werkmeister und Prof. Wulff
Schwere Vorwtirfe gegen die Bundes¡e-
gierung und den in Südvietnam einge-
setzten ,,Malteser Hilfsdienst" haben in
einem offenen Brief an die Bonner Re-
gierung die Mitarbeiter der ,,Initiative
Internationale Vietnam-Solidarität', Prof.
Erich Wulff und Frank 'Werkmeister, er-
hoben. Prof. Wulff, der sechs Jahre lang
als Arzt in Südvietnam gearbeitet hat
(und unter dem Pseudonym Alsheimer
in dem Suhrkamp-Buch,,Vietnamesische

biete begaben, die ausdrücklich als
Kampfgebiete gekennzeichnet waren?"
Weiter erklären Wulff und Werkmeister,
daß in der von Bundesdeutschen einge-
richteten und betriebenen Lehrwerkstatt
der Deutschen Internationalen Flücht-
lingshilfe (DIF) in Quang Ngai haupt-
sächlich Militärfahrzeuge der Amerikaner
und der Saigoner Armee repariert wur-
den und ,,Juqendliche als Kanonenfutter
ausgebildet" wurden (so der Sozialarbei-

Kriegsdienst-
vefwe¡gefung

Nuzi-Professoren
hetzen
ungeh¡ndert

0 o
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In einem allerdings noch nicht rechts-
kräftig gewordenen Urteil hat erstmals
ein Ge¡icht einen Wehrpflichtigen, der
nach Erhalt des Einberufungsbescheides
seinen ersten Wohnsitz nach Westberlin
'verlegt hat, von der Anklage der Fah-
nenflucht freigesprochen. Das Landgericht
KieI äußerte die Auffassung, daß ein
Bürger der Bundesrepublik, der nach
Westberlin zieht, automatisch Westberli-
ner Bürger wird und damit die West-
berliner Verfassung in Anspruch nehmen
kann, die das Recht der Kriegsdienstver-
weigerung, ohne daß daraus Nachteile
entstehen, beinhaltet. Die Staatsanwalt-
schaft hat dagegen Revision eingelegt.

Mit ihren Sçhauermärchen ¡n Spiegel und Stern haben sie sich gesundgestoßen:
Malteser Schwinn und D¡ehl.

I

I

Lehrjahre" darüber berichtete) ist Mit-
glied der Internatiônalen Kommission zur
Untersuchung US-amerikanischer Kriegs-
verbrechen in Indochina. Frank Werk-
meister ist Sekretär dieser Kommission.
Anläßlich der Freilassung der zwei Mal-
teser-Angehörigen Monika Schwinn und
Be¡nhard Diehl aus vietnamesischer Ge-
fangensdraft stellen Wulff und Werkmei
ster 14 Fragen zur bisherigen materiellen
und ,,humanitären" Hilfe für das Saigo-
ner Regime.
Zur Tätigkeit der Malteser wird gefragt,
ob der Bundesregierung bekannt sei,

- ,,daß die Malteser bei ihren Arbeiten
in Südvietnam auf Transportleistungen
des US-amerikanischen Militärapparates
angewiesen warenr wozu es entsprechen-
de Vereinbarungen gab?"

- ,,daß Angehörige des Malteser-Hilfs-
dienstes in US-amerikanischen Militär-
flugzeugen und Maschinen der vom CIA
gecharteîten Luftlinie ,Air America' an
ihren freien Tagen durch das Land reisten,
wobei gelegentlich gleidrzeitig von den
Militärmaschinen Kampfaufträge durchge-
führt wurden?"

- ,,daß sich die fünf Malteser am Tage
ihrer Gefangennahmè in Uniform in Ge-

ter Peter Schrader-Rottmers, der eben-
falls in Gefangenschaft der Volksbefrei-
ungskräfte geraten war und durdr die
,,Initiative Internationale Vietnam-Soli-
darität" in die BRD zurüdrkehren kortn-
te). 40 Prozent der Kosten für so.lche ',
und ähnliche ,,humanitären" Projekte in .'
Südvietnam würden ohnehin auf die Ge-
hälter der ,,Experten" entfallen, heißt es
in dem Offenen Brief, So sei es erkläi-
lich, ,,daß man unter den ,Humanitären'
von den ,fetten Tagen in Vietnam' (ge-
meint ist Stidvietnam) spridrt, weil kaum
einer der Humanitäts-Sþezialisten unter
DM 4000 monatlich steuerfrei, nicht we-
nige sogar ca. DM 6000 verdienen". Ein
großer Teil der Restsumme verschwindei
,,in den Korruptionskanälen des Saigoner
Regimes", In dem Offenen Brief an die
Bundesregierung heißt es absdrließend:
,,Wir fordern eine öffentliche Kont¡olle
der Gewerkschaften, Jugend- und Stu-
dentenverbände und aller jener Organi-
sationen, die bisher konsequente Hilfe
für die Bevölkerung Vietnams leisteten,
über die zu vergebenden Gelder zur Be-
hebung der Auswirkungen der US-ameri-
kanischen Kriegshandlungen in Indo-
china."
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Auf Einladung der SDAJ besuchte zum erstenmal der Erste Sekretär des ZK
des Leninschen Komsomol, J. M. Tjashelnikow, als Leiter einer Delegation des
sow¡etlschen kommunistlschen Jugendverbands die Bundesrepubllk. Wåihrend
des einwöchigen Aufenthalts fanden zahlreiche Gespräche mlt Vertretern west-
deutscher Jugendverbåinde aber auch mit offiziellen Stellen der BRD statt. lm
Mittelpunkt des Besuchs stand die Unterzelchnung e¡nes Protokolls über
Freundschaft und Zusammenarbe¡t zwischen dem Komsomol und der SDAJ.
Unser Foto, aufgenommen während eines Empfangs be¡m Parteivorstand der
DKP, zelgt von l¡nks nach rechts im Vordergrund d¡e Genossen Chr¡stoph
Strawe, Vorsitzender des MSB Spartakus, Rolf Jürgen Priemer, Bundesvor-
sltzender der SDAJ, J. M. Tjashelnikow und den stellvertretenden DKP-Vor-
sltzenden Herbert Mles.
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Die,,Wiederherstellung des Deutschen
Reiches in den Grenzen von 1939" konn-
te die revanchistische ,,Notverwaltung des
deutschen Ostens" Mitte April ungehin-
dert in Bonn fordern. Für die ,,Populari-
sierung des Reidrsgedankens" wurde die
Grùndung der,,Reichsakademien Königs-
berg, Breslau und Prag" und die Errich-
tung der ,,Stiftung deutsches Ostkreuz"
beschlossen. Hauptredner waren der Bon-
ne¡ Völkerrechtsprofessor und NPD-Funk-
tionär Münch und der Vertreter nazisti-
scher Gruppen in den USA, Professor
App, Der US-Nazi rief unter dem Ge-
johle der Neonazis aus: ,,\Mir müssen den
gottlosen atheistischen Barbaren im Osten
die Stirn bietenl"

tl,

Letzte Meldung
Offizielles Kommuniqué
Auf Elnladung der Delegation der Pro-
visorischen Reolutionären Regierung
der Republik Südvietnam (PRR) in p¿-
ris führten am Montag, dem 16.4.73,
als Vertreler der Initialive lnlernationa-
le Vietnamsolldar¡tät (llVS) Frank Werk-
me¡ster, Franz Hulzfeld und Dr. Gabrie-
le Springath ein zweistündiges Ge-
spräcfi mit Frau Phan tih Minh (Mitgtied
und Expertin der Delegatlon der pRR
bei der beratenden Konferenz zwischen
den beiden vietnamesisc,hen Se¡ten ln
Paris) und Herrn Huynh Huu Ngh¡ep
(Unlerchef des Sekrelariats des Staats-
ministers der PRR Nguyn van Hleu).
Die Vertreter der llVS informierten über
die Aktionen und lnit¡ativen zur politi-
schen und materiellen Solida¡ität mit
dem vielnamesischen Volk ín der Bun-
desrepublik. Besondere Beachtung fand
die Tatsache, daß es der llVS ¡n letzter
Zeit gelungen ist, breite Bevölkerungs-
schÍchten für die Unterstützung des
víetnamesischen Volkes ín seinem
Kampf um Frieden und Unabhängig-
keit auf der Grundlage des Par¡ser
Vietnam-Abkommens zu gewínnen.
Die Verlreter der PRR erläulerle dle
gegenwärlige politiscte Lage in Süd-
vielnam. Dabe¡ yerurleilten sie schän-
stens die anhaltende Elnmischung der
US-Regierung ln die inneren Angele-
genheilen ihres Landes und die forllau-
fende Sabotage des Vielnam-Abkom-
mens durch das Thieu-Regime, das den
Kriegszustand erhalten wolle.
Der Kampf um die Freilassung aller
poltlscher Gefangenen und um ctíe

Verwlrklic-trung der den'¡okratischen
Rechte in Südvietnam sei von großer
Bedeutung.
D¡e Verlreter der lniliatlve lnlernallo-
nale Vietnamsolidarität versicherten, ln
lhrer künftigen Arbe¡t d¡ese Aspekle
besonders hervorzuheben.
Zu den Ereignissen in Bonn anläßlich
des Thieu-Besudles am 10.4.1973 stell-
ten die Repräsentanten der Provisorl-
schên Revolutionären Regierung der
Republik Südvielnam klar, daß sle
nlemals ln elner Grußadresse die
Besetzung des Bonner Rathausês sù-
wle dle damit verbundenen Ausschrel-
tungen gutgeheißen haben. Alle Be-
hauptungen, die PRR unterslütze der-
artige, Aktionen, sind nadr AussaEe
der PRR-Vertreter absolul falsch. lhre
gesamtê Politik sel - wle auch die
Praxis ln Vietnam zeige - darauf ge-
rlcfitet, die Unterstützung breiter Be-
völkerungssdrichten zu gewinnen. Es
enþprädre weder lhrer Pol¡t¡k, s¡ch ln
d¡e ¡nneren Angelegenhelten in dieser
Welse einzumlscfien noch bestimmle
Aktionsformen vorzuscfilagen oder zu
begrüßen. Die Vertreter der PRR be-
dauerten außerordentlidr, daß es ln
der Sac{re lhres Volkes zu derartigen
Aussc|rreltungen in Bonn gekommen
sel.
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Wir sind davon überzeugt, daß nur eine
breite Teilnahme unterschiedlicher Grup-
pierungen zu einem Erfolg des Festivals
führen kann, Dazu gehört auch, daß die
untersdriedlichen Standpunkte gegenseitig
geachtet werden und die Diskussion im
Geiste der Zusammenarbeit und der inter-
nationalen Solidarität erfolgt,
Wir rufen die Jugend der Bundesrepublik
Deutschland zur aktiven Mitarbeit bei der
Vorbereitung und Durchführung der X.
Weltfestspiele der Jugend und Studenten
auf und wollen damit einen Beitrag für
die Freundschaft und Zusammenarbeit
der Jugend der Welt leisten.

Doch Demokrqt
90 Prozent der Bundeswehrkasernen tra-
gen Namen von Leuten, die auch schon
in der Nazizeit gefeiert wurden, z. B. die
von Ludendorff, Hindenburg oder Lettow-
Vorbeck. Eine entsprechende Anfrage der
DKP-Wochenzeitung ,,U2" wurde dem
sozialdemokratischen Verteidigungsmini-
sterLeber vorgelegt, der sodann durch sei-
nen Pressesprecher Krause telefonisch mit-
teilen ließ: ,,Ihre Fragen werden nicht be-
antwortet", Und im weiteren Gespräch:
,,Hindenburg war doch Demokrat".

,,lst der Bundes-
regrerung bekannt, r r ?"

Neue
Juristenzeitung
Der PAHL-RUGENSTEIN-VERLAG, Kö]n,
hat die erste Nummer einer neuen juri-
stischen Fachzeitschrift vorgelegt:,,DeÉro-
kratie und Recht", 6 DM je Einzelnummer
(im Abonnement 5 DM, Studenten-Abo
4 DM) und erscheint vierteljährlich. AIs
Herausgeber zeichnen zwölf großenteils
erlauchte Namen von wissenschaftlichem
Rang, unter ihnen Wolfgang Abendroth,
Helmut Ridder und Ge¡hard Stubv, Der
Inhalt der ersten Nummer begründet die
Absichten der Herausgeber: Recht wird
konsequent als gesellschaftliches Verhält-
nis von Menschen begriffen. Drei Bei-
träge þehandein ,,Darstellung und Kritik
der Bodenpolitik und des Bodenrechts in

der BRD - Vorschläge zur demok¡ati-
schen Umgestaltung",,,Bodenrechtliche
Aspekte des Städtebaus der DDR" und
,,Funktions- oder Formwandel des Eigen-
tums?" Ein besonderes Bonbon ist eine
Besprechung des Buches ,,Der Staat der
Industriegesellschaft" von Ernst Forst-
hoff. Der Diplom"Politologe Hans-Dieter
Bamberg zerpflückt ,,die erste längere
Globaldarstellung des Themas aus der
Hand eines systemkonformen Juristen"
so vollständig, daß von dem Staats- und
VerwaltungsrechtÌer Forsthoff, Träger
des Adenauer-Preises der Deutschland-
Stiftung, nichts übrig bleibt als die Er-
bärmlichkeit scheinwissenschaftlicher Ob-
rigkei tspropaganda.

Offener Brief von Frank Werkmeister und Prof. Wulff
Schwere Vorwtirfe gegen die Bundes¡e-
gierung und den in Südvietnam einge-
setzten ,,Malteser Hilfsdienst" haben in
einem offenen Brief an die Bonner Re-
gierung die Mitarbeiter der ,,Initiative
Internationale Vietnam-Solidarität', Prof.
Erich Wulff und Frank 'Werkmeister, er-
hoben. Prof. Wulff, der sechs Jahre lang
als Arzt in Südvietnam gearbeitet hat
(und unter dem Pseudonym Alsheimer
in dem Suhrkamp-Buch,,Vietnamesische

biete begaben, die ausdrücklich als
Kampfgebiete gekennzeichnet waren?"
Weiter erklären Wulff und Werkmeister,
daß in der von Bundesdeutschen einge-
richteten und betriebenen Lehrwerkstatt
der Deutschen Internationalen Flücht-
lingshilfe (DIF) in Quang Ngai haupt-
sächlich Militärfahrzeuge der Amerikaner
und der Saigoner Armee repariert wur-
den und ,,Juqendliche als Kanonenfutter
ausgebildet" wurden (so der Sozialarbei-

Kriegsdienst-
vefwe¡gefung

Nuzi-Professoren
hetzen
ungeh¡ndert

0 o
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In einem allerdings noch nicht rechts-
kräftig gewordenen Urteil hat erstmals
ein Ge¡icht einen Wehrpflichtigen, der
nach Erhalt des Einberufungsbescheides
seinen ersten Wohnsitz nach Westberlin
'verlegt hat, von der Anklage der Fah-
nenflucht freigesprochen. Das Landgericht
KieI äußerte die Auffassung, daß ein
Bürger der Bundesrepublik, der nach
Westberlin zieht, automatisch Westberli-
ner Bürger wird und damit die West-
berliner Verfassung in Anspruch nehmen
kann, die das Recht der Kriegsdienstver-
weigerung, ohne daß daraus Nachteile
entstehen, beinhaltet. Die Staatsanwalt-
schaft hat dagegen Revision eingelegt.

Mit ihren Sçhauermärchen ¡n Spiegel und Stern haben sie sich gesundgestoßen:
Malteser Schwinn und D¡ehl.

I

I

Lehrjahre" darüber berichtete) ist Mit-
glied der Internatiônalen Kommission zur
Untersuchung US-amerikanischer Kriegs-
verbrechen in Indochina. Frank Werk-
meister ist Sekretär dieser Kommission.
Anläßlich der Freilassung der zwei Mal-
teser-Angehörigen Monika Schwinn und
Be¡nhard Diehl aus vietnamesischer Ge-
fangensdraft stellen Wulff und Werkmei
ster 14 Fragen zur bisherigen materiellen
und ,,humanitären" Hilfe für das Saigo-
ner Regime.
Zur Tätigkeit der Malteser wird gefragt,
ob der Bundesregierung bekannt sei,

- ,,daß die Malteser bei ihren Arbeiten
in Südvietnam auf Transportleistungen
des US-amerikanischen Militärapparates
angewiesen warenr wozu es entsprechen-
de Vereinbarungen gab?"

- ,,daß Angehörige des Malteser-Hilfs-
dienstes in US-amerikanischen Militär-
flugzeugen und Maschinen der vom CIA
gecharteîten Luftlinie ,Air America' an
ihren freien Tagen durch das Land reisten,
wobei gelegentlich gleidrzeitig von den
Militärmaschinen Kampfaufträge durchge-
führt wurden?"

- ,,daß sich die fünf Malteser am Tage
ihrer Gefangennahmè in Uniform in Ge-

ter Peter Schrader-Rottmers, der eben-
falls in Gefangenschaft der Volksbefrei-
ungskräfte geraten war und durdr die
,,Initiative Internationale Vietnam-Soli-
darität" in die BRD zurüdrkehren kortn-
te). 40 Prozent der Kosten für so.lche ',
und ähnliche ,,humanitären" Projekte in .'
Südvietnam würden ohnehin auf die Ge-
hälter der ,,Experten" entfallen, heißt es
in dem Offenen Brief, So sei es erkläi-
lich, ,,daß man unter den ,Humanitären'
von den ,fetten Tagen in Vietnam' (ge-
meint ist Stidvietnam) spridrt, weil kaum
einer der Humanitäts-Sþezialisten unter
DM 4000 monatlich steuerfrei, nicht we-
nige sogar ca. DM 6000 verdienen". Ein
großer Teil der Restsumme verschwindei
,,in den Korruptionskanälen des Saigoner
Regimes", In dem Offenen Brief an die
Bundesregierung heißt es absdrließend:
,,Wir fordern eine öffentliche Kont¡olle
der Gewerkschaften, Jugend- und Stu-
dentenverbände und aller jener Organi-
sationen, die bisher konsequente Hilfe
für die Bevölkerung Vietnams leisteten,
über die zu vergebenden Gelder zur Be-
hebung der Auswirkungen der US-ameri-
kanischen Kriegshandlungen in Indo-
china."
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Auf Einladung der SDAJ besuchte zum erstenmal der Erste Sekretär des ZK
des Leninschen Komsomol, J. M. Tjashelnikow, als Leiter einer Delegation des
sow¡etlschen kommunistlschen Jugendverbands die Bundesrepubllk. Wåihrend
des einwöchigen Aufenthalts fanden zahlreiche Gespräche mlt Vertretern west-
deutscher Jugendverbåinde aber auch mit offiziellen Stellen der BRD statt. lm
Mittelpunkt des Besuchs stand die Unterzelchnung e¡nes Protokolls über
Freundschaft und Zusammenarbe¡t zwischen dem Komsomol und der SDAJ.
Unser Foto, aufgenommen während eines Empfangs be¡m Parteivorstand der
DKP, zelgt von l¡nks nach rechts im Vordergrund d¡e Genossen Chr¡stoph
Strawe, Vorsitzender des MSB Spartakus, Rolf Jürgen Priemer, Bundesvor-
sltzender der SDAJ, J. M. Tjashelnikow und den stellvertretenden DKP-Vor-
sltzenden Herbert Mles.
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Die,,Wiederherstellung des Deutschen
Reiches in den Grenzen von 1939" konn-
te die revanchistische ,,Notverwaltung des
deutschen Ostens" Mitte April ungehin-
dert in Bonn fordern. Für die ,,Populari-
sierung des Reidrsgedankens" wurde die
Grùndung der,,Reichsakademien Königs-
berg, Breslau und Prag" und die Errich-
tung der ,,Stiftung deutsches Ostkreuz"
beschlossen. Hauptredner waren der Bon-
ne¡ Völkerrechtsprofessor und NPD-Funk-
tionär Münch und der Vertreter nazisti-
scher Gruppen in den USA, Professor
App, Der US-Nazi rief unter dem Ge-
johle der Neonazis aus: ,,\Mir müssen den
gottlosen atheistischen Barbaren im Osten
die Stirn bietenl"

tl,

Letzte Meldung
Offizielles Kommuniqué
Auf Elnladung der Delegation der Pro-
visorischen Reolutionären Regierung
der Republik Südvietnam (PRR) in p¿-
ris führten am Montag, dem 16.4.73,
als Vertreler der Initialive lnlernationa-
le Vietnamsolldar¡tät (llVS) Frank Werk-
me¡ster, Franz Hulzfeld und Dr. Gabrie-
le Springath ein zweistündiges Ge-
spräcfi mit Frau Phan tih Minh (Mitgtied
und Expertin der Delegatlon der pRR
bei der beratenden Konferenz zwischen
den beiden vietnamesisc,hen Se¡ten ln
Paris) und Herrn Huynh Huu Ngh¡ep
(Unlerchef des Sekrelariats des Staats-
ministers der PRR Nguyn van Hleu).
Die Vertreter der llVS informierten über
die Aktionen und lnit¡ativen zur politi-
schen und materiellen Solida¡ität mit
dem vielnamesischen Volk ín der Bun-
desrepublik. Besondere Beachtung fand
die Tatsache, daß es der llVS ¡n letzter
Zeit gelungen ist, breite Bevölkerungs-
schÍchten für die Unterstützung des
víetnamesischen Volkes ín seinem
Kampf um Frieden und Unabhängig-
keit auf der Grundlage des Par¡ser
Vietnam-Abkommens zu gewínnen.
Die Verlreter der PRR erläulerle dle
gegenwärlige politiscte Lage in Süd-
vielnam. Dabe¡ yerurleilten sie schän-
stens die anhaltende Elnmischung der
US-Regierung ln die inneren Angele-
genheilen ihres Landes und die forllau-
fende Sabotage des Vielnam-Abkom-
mens durch das Thieu-Regime, das den
Kriegszustand erhalten wolle.
Der Kampf um die Freilassung aller
poltlscher Gefangenen und um ctíe

Verwlrklic-trung der den'¡okratischen
Rechte in Südvietnam sei von großer
Bedeutung.
D¡e Verlreter der lniliatlve lnlernallo-
nale Vietnamsolidarität versicherten, ln
lhrer künftigen Arbe¡t d¡ese Aspekle
besonders hervorzuheben.
Zu den Ereignissen in Bonn anläßlich
des Thieu-Besudles am 10.4.1973 stell-
ten die Repräsentanten der Provisorl-
schên Revolutionären Regierung der
Republik Südvielnam klar, daß sle
nlemals ln elner Grußadresse die
Besetzung des Bonner Rathausês sù-
wle dle damit verbundenen Ausschrel-
tungen gutgeheißen haben. Alle Be-
hauptungen, die PRR unterslütze der-
artige, Aktionen, sind nadr AussaEe
der PRR-Vertreter absolul falsch. lhre
gesamtê Politik sel - wle auch die
Praxis ln Vietnam zeige - darauf ge-
rlcfitet, die Unterstützung breiter Be-
völkerungssdrichten zu gewinnen. Es
enþprädre weder lhrer Pol¡t¡k, s¡ch ln
d¡e ¡nneren Angelegenhelten in dieser
Welse einzumlscfien noch bestimmle
Aktionsformen vorzuscfilagen oder zu
begrüßen. Die Vertreter der PRR be-
dauerten außerordentlidr, daß es ln
der Sac{re lhres Volkes zu derartigen
Aussc|rreltungen in Bonn gekommen
sel.
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haftet und im Polizeipräsidium von drei
Polizis ten 

"n.u*-"r,gì.chlagen.3. Rainer Lindner: Im-Fahrstuhl des poli-
zeipräsidiums wurde er gegen die Wand
geknallt und mit dem Knüppel geprügelt.
4. Hubert Braun: Der Fahrei ei"res Mãnrr_
schaftswagen5 stieg aus, nahm sein Schild
und ging auf einen passanten zu, der ca.
5 Meter von dem Polizeiwagen entfernt
stand und prügelte auf ihn ein. Der pas_
sant rief ,,Ich mache ja gar nichts,,. Dar-
auf schlug der Polizist ihm rnit dem Schild
auf den Kopf, so daß er hinfiel. Dann kam
noch ein anderer Polizist und sie schlugen
gemeinsam niit dem Schiagstock auf den
liegenden Passanten ein.
5. ïn der Tagesschau des ARD-Fernse-

hens sah jeder am Abend des 31. 3. 1973
den jungen Mann, der auf einen Wasser-
werfer geklettert war und den lMasser-
strahl gegen die Polizeibeamten richtete.
Die Fe¡nsehaufnahmen wa¡en bis zu dem
Zeil.punkt zu sehen, wo die polizisten
den jungen Mann vom \Masserwerfer
he¡unte¡holten. Dann wurde geschnitten,
Hier die Fortsetzung: ,,Als ich auf dem
Boden ankam, bekam ich noch in der
Hocke von 3 Polizisten Schläge auf den
Kopf und die Stirn, Um die Schläge zu
vermeiden, ließ ich mich auf alle vier
hinfallen und bedeckte Kopf und Hals.
Mittlerweile standen 10 polizisten um
mich herum und die Beamten schlugen
weiter auf mich ein. Dann e¡st hörte ich
den Befehl :,Aufhören',,.

i
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Fälle von Folterungen

1, Das Mitglied einer sozialistischen
Gruppe wi¡d in Frankfurt verhaftet. Auf
dem Revier soll er eine schon vorgefer_
tigte Aussage unterschreiben, ,,dJn er
sich an Straftaten beteiligt habe,,. Als er
sidr weigert, dieses protokoll zu unter_
schreiben, d¡rickt ihm ein polizist seine
glühende Zigarette auf dem Handrücken
aus. Dazu die Bemerkung:

Wenn Du dich beschwerst, ist es Deine
eigene Dummheit. Wie willst Du denn
erklären, daß Du Deine Zigarette auf den
Boden geworfen hast und dann draufge-
fallen bist?
2. Konrad Knappe, 37 Jahre: Er wurde
von mehreren Streifenwagen gestoppt,
als er seinen beschädigten pKW auf einen
Abstellplatz transportieren wollte. Ihm
wurden Handschellen umgelegt und mit-
geteilt, daß man auf der Wache ein pro-
tokoll anfertigen werde. Man fuhr ihn
zum Polizeirevier Hammelgasse. Als er
sich weigerte, ein vorgefeitigtes proto-
koll zu unte¡schreiben, in dem ihm unter-
stellt wurde, er habe sich mit seinem
PKW auf dem Weg zum Kettenhofweg 52
befunden, um dort das Fahrzeug als Bar-
rikade zu benutzen, wurden die Hand-
schellen immer enger angezogen und mit
gezielten Schlägen in den Magen ver-
sucht, ein Geständnis zu erpressen, nach-
dem die Polizeibeamten mit dem Gummi-
knüppel in seinem Mund herumgestochert
hatten. Als er ohnmächtig wurde, ver-
suchte man ihn durch lMassergüsse ins
Gesicht wieder aufzuwecken.

Fälle von Mißhandlungen

1, Klaus Hinz. Ihn traf .der St¡ahl eines
Wasserwerfers mitten ins Gesicht. Er ver-
sp,ürte brennende Schme¡zen und konnte
einige Minuten die Augen nicht öffnen.
In der Augenklinik attestierte man ihm
und anderen Demonstranten, die vom
Wasserwe¡fer besprüht wurden,,,eine
doppelseitige conjunctiale Reizung beider
Augen". Die Polizeiführung in Fiankfurt
dazu: ,,In Zukunft werden wir häufiger
dem rvllasserwerfer diese Stoffe beimi-
schen".
2. Hans Georg Breidung. Er wurde wäh_
rend der Demonstration am 7. 4. 73 r,er-
32

Fälle von Psychoterror

1. lm Kriminalsitzungssaal des polizeiprä-
sidiums werden dreißig bis vierzig poli-
zisten âls Zeugen in ãen Raum [eholi.Sie sollen Demonstranten identifiiieren.
Ein Beamter nennt diese Gruppe laut hör_
bar das,,Exekutionskommando,,.
2, Ein Polizist: ,,Man sollte jedem einzel-
nen mehrmals einen Schiüsselbund in die
Fresse schmeißen".
3. Ëin Zivilpolizist: ,,Komm, halts Maul,
geh auf die Rampe, sonst schlag ich Dir
noch eine ¡ein",
4. Beim Herausgehen der vorgef{ihrten
und inhaftierten Demonstranten ve¡su-
chen die Beamten, den von der Rampe
heruntergehenden Jugendlichen die Beine
zu stellen.
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,Die US-lmperialisten
ckonnten ihr Ziel
nicht erreichen'

Als die IL 18, der alte Omnibus der so-
wjetischen Luftflotte, die dichte Wolken-

ffi ;- 3,:ffåi;," ?i#'# I ä*'åfl.,I" I lff-
benkrater, kein Haus, das nicht getroffen
wurde, keine Hütte, die nicht zerstö¡t
wurde!
Und das ist nicht nur so in Hanoi, son-
dern übe¡all in der Demokratischen Re-
publik Vietnam! Die US-Imperialisten
haben buchstäblich alles bombardiert. Die
Felsspitzen der malerischen Halong-Bucht
im Norden de¡ DRV haben sie fùr Ziel-
übungen benutzt. Sie haben die Deiche
des Roten Flusses bombardiert, die für
den Reisanbau notwendigen Be- und Ent-
wässerungssysteme, Schulen, lMohnungen,
Fabriken und Brücken.

Ihre Bombardements waren umfassend'
Sie dienten zwei Zielen: Einmal sollte die
BevöIkerung demoralisiert werden.
Dazu wurden die Wohnviertel bombar-
diert, organisie¡t mit mörderischer Per'

' fektion: So steckten die US-Bomber in
Hanoi zwei Wohnviertel mit je 100 000
Einwohnern ab und bombten so lange
und immer wieder, bis aus Wohnvierteln
und Schulen eine Staub- und Steinwüste
wurde,

So steht heute von den 24 Provinzhaupt-
städten keine mehr. Drei Viertel der Be-
völkerung im dichtbesiedelten Gebiet des
Roten Flusses sind 

-obdachlos.
Von der Hafenstadt Haiphong stehen
noch 20 P¡ozent. Als wir am Abend
nach Haiphong hineinfahren, breitet sich
rechts und links der Straße eine gewaltige
Trümmerwùste aus, Nu¡ einzelne Baum-
stümpfe ragen noch heraus. Auch Ruinen
stehen kaum noch. Die US-Bomber lei-
steten die beinahe perfekte Sanierung im
Planquadrat. Uberall brennen Lichter.
Denn die Menschen leben zwischen den
Trümmern! Unter freiem Himmel, Einige
haben sich Lehmhütten gebaut. Sie wer-
den mit Beginn der Regenzeit Anfang
Juni zerfließen, \Me¡den bis dahin nicht
umfangreiche Notunterkünfte geschaffen,
wird das Elend der Menschen gewaltige
Ausmaße annehmen.

Trotzdem: Die US.Impe¡ialisten konnten
ihr ZieI nicht erreichen. Zwar sind die
lvlenschenverluste hoch gewesen, 1.rolz
der Evakúierung weiter Teile der BevöI-
kerung, trotz Tausender Bunker in allen
Straßen der Städte. Wie hoch, kann jeder
abmessen, der die Verluste bei den Ter-

,,Nhan Dan" 25.2.1973
s. 1/2

Zentralorgan der Partei der
Werktätigen der DRV

,,Eine Delegation der Deut-
schen Kommunistischen.
Partei in Hanoi"

Hanoi, den 24.2. Auf Einladung des
Zentralkomitees der Partei der
Werktätigen V¡etnams ist eine De-
legation der Deutschen Kommun¡-
stischen Partei, unter Le¡tung von
Hermann Gautier, Mitglied des Prä-
s¡d¡ums, Stellvertreter des Le¡ters
des Sekretariats des Parteivor-
standes, heute in Hanoi zu e¡nem
Fre.¡ndschaftsbesuch in der Demo-
kratischen Republik Vietnam e¡nge-
troffen.

Der Delegation gehören außerdem
an: Sepp Mayer, Mitglied des Par'
teivorstandes, Vors¡tzender der Lan-
desorgahisation Hessen, Peter
Schütt, Mitglied des Parteivorstan-
des, Sekretär des Landesvorstan'
des Hamburg, und Franz Hutzfeldt,
Mitglied des Sekretariats des Mar-
x¡st¡schen Studentenbundes Spar-
takus.

Die Delegation wurde bei ihrer An-
kunft von Hoang van Hoan, Mlt-
glied des Politbüros des Zentral-
komitees der Partei der \Merktäti-
gen V¡etnams, Nguyen van Tran,
Sekretär des Zentralkomitees der
Partei der Werktätlgen Vietnams,
Nguyen van K¡nh, Mitglied des Zen-
tralkomitees der Partei der \Merk-
tätigen Vielnams, und Tran chi Hien,
Stellvertreter des Le¡ters der Kom-
mission für internationale Bezie-
hungen beim Zentralkomitee der
Partel der Werktätigen Vietnams,
und anderen Persönlichkeiten be-
grüßt."

Der Genosse Franz Hutzfeldt, Mitglied des Sekretar¡ats des Bundesvor-
stands des MSB Spartakus, besuchte auf Einladung der Partei der Werk-
tätigen Ende Februar als Mitglied e¡ner v¡erköpf¡gen DKP-Delegat¡on d¡e
Demokratische Republik Vietnam, Es war dies die erste ausländische
Parteidelegation, die sich nach Abschluß des Pariser Abkommens ¡n der
DRV aufhielt. Franz Hutzfeldt berichtet hier von seinen Reiseeindrücken,
dem Ausmaß der Zerstörungen und dem Aufbauw¡llen des vietnamesi-
schen Volkes. Sein Bericht führt die Notwendigkeit der weiteren Solidari-
tät mit Vietnam eindringlich vor Augen.

q

EIN TRIBUNAL GEGEN BODENSPEKULATION uND MIETwucHER will die süd_bayerische DKP im Rahmen einer längerfristigen Aktion für ein soziales Boden- undMietrecht demnächst veranstalten, Dazu erklärte_Dl{p-p¡äsidiu-r-liõii"¿ Jupp Angen-fort, daß strenge Strafbestimmungen gegen den Wucher mit Boden ärforde¡lich seien,notfalls durch ein Sondergesetz auf der Grundlage des Artikels 14 des Grundgesetzesmit dem Ziel, Bodenspekulation als Mißbrauch àes Eigentumr ats t rlmirrulles Deliktzu ahnden. Angenfort: ,,Die bekannte schweinerei von ñ4ünche", ;; ã;; MultimillionärFinck allein pro Tag einen Bodengewinn von 1 Million durch seinen Bodenbesitz amRande der stadt erziert, ist typisch für die Bodenspekulation in u"""; und bezeich_nend für die ganze Bundesrepubrik.,, Im DKp-prejsedienst wirà;;;;"" der sofo¡t-
maßnahmen gefordert; ,,Der im Besitz der Großgrundbesitzer, Banken, versicherungs-gesellschaften, Industrie- und Handelskonzerne befindliche Boden in den städtenund Ballungsgebieten wird für den Bedarf der Städte und Gemeinden im Interesse derAllgemeinheit in öffenfliches (kommunales) Eigentum überführt. Eine Entschädigungerfolgt zum Bilanzwert, d. h. zu dem weit, ¿àn die Bodeneigentümer zwecks ver.steuerung gegenüber dem Finanzamt selbst angegeben haben.,,
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Frankfurter Westend

tt . .. sonst schlag
Dir noch eine rein

Die bürgerriche presse war-voil von sensationsberichten über die schrägereienlm Frankfurter wesrend. oie-irué"r;;ä; wurden zum Teir sinntos durchanarchisrische Rowdies - auch oei rbü ñi'lr;Ëäil, olj',1å,nli"Àen zu sein _provoziert. Was die pt

iÈr$i,imåå;*'::r;;:ifl""ürå:l{*L¡1¿i,fiffi *ii,i.ilifolgende Fätle:
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haftet und im Polizeipräsidium von drei
Polizis ten 

"n.u*-"r,gì.chlagen.3. Rainer Lindner: Im-Fahrstuhl des poli-
zeipräsidiums wurde er gegen die Wand
geknallt und mit dem Knüppel geprügelt.
4. Hubert Braun: Der Fahrei ei"res Mãnrr_
schaftswagen5 stieg aus, nahm sein Schild
und ging auf einen passanten zu, der ca.
5 Meter von dem Polizeiwagen entfernt
stand und prügelte auf ihn ein. Der pas_
sant rief ,,Ich mache ja gar nichts,,. Dar-
auf schlug der Polizist ihm rnit dem Schild
auf den Kopf, so daß er hinfiel. Dann kam
noch ein anderer Polizist und sie schlugen
gemeinsam niit dem Schiagstock auf den
liegenden Passanten ein.
5. ïn der Tagesschau des ARD-Fernse-

hens sah jeder am Abend des 31. 3. 1973
den jungen Mann, der auf einen Wasser-
werfer geklettert war und den lMasser-
strahl gegen die Polizeibeamten richtete.
Die Fe¡nsehaufnahmen wa¡en bis zu dem
Zeil.punkt zu sehen, wo die polizisten
den jungen Mann vom \Masserwerfer
he¡unte¡holten. Dann wurde geschnitten,
Hier die Fortsetzung: ,,Als ich auf dem
Boden ankam, bekam ich noch in der
Hocke von 3 Polizisten Schläge auf den
Kopf und die Stirn, Um die Schläge zu
vermeiden, ließ ich mich auf alle vier
hinfallen und bedeckte Kopf und Hals.
Mittlerweile standen 10 polizisten um
mich herum und die Beamten schlugen
weiter auf mich ein. Dann e¡st hörte ich
den Befehl :,Aufhören',,.

i
I

Fälle von Folterungen

1, Das Mitglied einer sozialistischen
Gruppe wi¡d in Frankfurt verhaftet. Auf
dem Revier soll er eine schon vorgefer_
tigte Aussage unterschreiben, ,,dJn er
sich an Straftaten beteiligt habe,,. Als er
sidr weigert, dieses protokoll zu unter_
schreiben, d¡rickt ihm ein polizist seine
glühende Zigarette auf dem Handrücken
aus. Dazu die Bemerkung:

Wenn Du dich beschwerst, ist es Deine
eigene Dummheit. Wie willst Du denn
erklären, daß Du Deine Zigarette auf den
Boden geworfen hast und dann draufge-
fallen bist?
2. Konrad Knappe, 37 Jahre: Er wurde
von mehreren Streifenwagen gestoppt,
als er seinen beschädigten pKW auf einen
Abstellplatz transportieren wollte. Ihm
wurden Handschellen umgelegt und mit-
geteilt, daß man auf der Wache ein pro-
tokoll anfertigen werde. Man fuhr ihn
zum Polizeirevier Hammelgasse. Als er
sich weigerte, ein vorgefeitigtes proto-
koll zu unte¡schreiben, in dem ihm unter-
stellt wurde, er habe sich mit seinem
PKW auf dem Weg zum Kettenhofweg 52
befunden, um dort das Fahrzeug als Bar-
rikade zu benutzen, wurden die Hand-
schellen immer enger angezogen und mit
gezielten Schlägen in den Magen ver-
sucht, ein Geständnis zu erpressen, nach-
dem die Polizeibeamten mit dem Gummi-
knüppel in seinem Mund herumgestochert
hatten. Als er ohnmächtig wurde, ver-
suchte man ihn durch lMassergüsse ins
Gesicht wieder aufzuwecken.

Fälle von Mißhandlungen

1, Klaus Hinz. Ihn traf .der St¡ahl eines
Wasserwerfers mitten ins Gesicht. Er ver-
sp,ürte brennende Schme¡zen und konnte
einige Minuten die Augen nicht öffnen.
In der Augenklinik attestierte man ihm
und anderen Demonstranten, die vom
Wasserwe¡fer besprüht wurden,,,eine
doppelseitige conjunctiale Reizung beider
Augen". Die Polizeiführung in Fiankfurt
dazu: ,,In Zukunft werden wir häufiger
dem rvllasserwerfer diese Stoffe beimi-
schen".
2. Hans Georg Breidung. Er wurde wäh_
rend der Demonstration am 7. 4. 73 r,er-
32

Fälle von Psychoterror

1. lm Kriminalsitzungssaal des polizeiprä-
sidiums werden dreißig bis vierzig poli-
zisten âls Zeugen in ãen Raum [eholi.Sie sollen Demonstranten identifiiieren.
Ein Beamter nennt diese Gruppe laut hör_
bar das,,Exekutionskommando,,.
2, Ein Polizist: ,,Man sollte jedem einzel-
nen mehrmals einen Schiüsselbund in die
Fresse schmeißen".
3. Ëin Zivilpolizist: ,,Komm, halts Maul,
geh auf die Rampe, sonst schlag ich Dir
noch eine ¡ein",
4. Beim Herausgehen der vorgef{ihrten
und inhaftierten Demonstranten ve¡su-
chen die Beamten, den von der Rampe
heruntergehenden Jugendlichen die Beine
zu stellen.

{

,Die US-lmperialisten
ckonnten ihr Ziel
nicht erreichen'

Als die IL 18, der alte Omnibus der so-
wjetischen Luftflotte, die dichte Wolken-

ffi ;- 3,:ffåi;," ?i#'# I ä*'åfl.,I" I lff-
benkrater, kein Haus, das nicht getroffen
wurde, keine Hütte, die nicht zerstö¡t
wurde!
Und das ist nicht nur so in Hanoi, son-
dern übe¡all in der Demokratischen Re-
publik Vietnam! Die US-Imperialisten
haben buchstäblich alles bombardiert. Die
Felsspitzen der malerischen Halong-Bucht
im Norden de¡ DRV haben sie fùr Ziel-
übungen benutzt. Sie haben die Deiche
des Roten Flusses bombardiert, die für
den Reisanbau notwendigen Be- und Ent-
wässerungssysteme, Schulen, lMohnungen,
Fabriken und Brücken.

Ihre Bombardements waren umfassend'
Sie dienten zwei Zielen: Einmal sollte die
BevöIkerung demoralisiert werden.
Dazu wurden die Wohnviertel bombar-
diert, organisie¡t mit mörderischer Per'

' fektion: So steckten die US-Bomber in
Hanoi zwei Wohnviertel mit je 100 000
Einwohnern ab und bombten so lange
und immer wieder, bis aus Wohnvierteln
und Schulen eine Staub- und Steinwüste
wurde,

So steht heute von den 24 Provinzhaupt-
städten keine mehr. Drei Viertel der Be-
völkerung im dichtbesiedelten Gebiet des
Roten Flusses sind 

-obdachlos.
Von der Hafenstadt Haiphong stehen
noch 20 P¡ozent. Als wir am Abend
nach Haiphong hineinfahren, breitet sich
rechts und links der Straße eine gewaltige
Trümmerwùste aus, Nu¡ einzelne Baum-
stümpfe ragen noch heraus. Auch Ruinen
stehen kaum noch. Die US-Bomber lei-
steten die beinahe perfekte Sanierung im
Planquadrat. Uberall brennen Lichter.
Denn die Menschen leben zwischen den
Trümmern! Unter freiem Himmel, Einige
haben sich Lehmhütten gebaut. Sie wer-
den mit Beginn der Regenzeit Anfang
Juni zerfließen, \Me¡den bis dahin nicht
umfangreiche Notunterkünfte geschaffen,
wird das Elend der Menschen gewaltige
Ausmaße annehmen.

Trotzdem: Die US.Impe¡ialisten konnten
ihr ZieI nicht erreichen. Zwar sind die
lvlenschenverluste hoch gewesen, 1.rolz
der Evakúierung weiter Teile der BevöI-
kerung, trotz Tausender Bunker in allen
Straßen der Städte. Wie hoch, kann jeder
abmessen, der die Verluste bei den Ter-

,,Nhan Dan" 25.2.1973
s. 1/2

Zentralorgan der Partei der
Werktätigen der DRV

,,Eine Delegation der Deut-
schen Kommunistischen.
Partei in Hanoi"

Hanoi, den 24.2. Auf Einladung des
Zentralkomitees der Partei der
Werktätigen V¡etnams ist eine De-
legation der Deutschen Kommun¡-
stischen Partei, unter Le¡tung von
Hermann Gautier, Mitglied des Prä-
s¡d¡ums, Stellvertreter des Le¡ters
des Sekretariats des Parteivor-
standes, heute in Hanoi zu e¡nem
Fre.¡ndschaftsbesuch in der Demo-
kratischen Republik Vietnam e¡nge-
troffen.

Der Delegation gehören außerdem
an: Sepp Mayer, Mitglied des Par'
teivorstandes, Vors¡tzender der Lan-
desorgahisation Hessen, Peter
Schütt, Mitglied des Parteivorstan-
des, Sekretär des Landesvorstan'
des Hamburg, und Franz Hutzfeldt,
Mitglied des Sekretariats des Mar-
x¡st¡schen Studentenbundes Spar-
takus.

Die Delegation wurde bei ihrer An-
kunft von Hoang van Hoan, Mlt-
glied des Politbüros des Zentral-
komitees der Partei der \Merktäti-
gen V¡etnams, Nguyen van Tran,
Sekretär des Zentralkomitees der
Partei der Werktätlgen Vietnams,
Nguyen van K¡nh, Mitglied des Zen-
tralkomitees der Partei der \Merk-
tätigen Vielnams, und Tran chi Hien,
Stellvertreter des Le¡ters der Kom-
mission für internationale Bezie-
hungen beim Zentralkomitee der
Partel der Werktätigen Vietnams,
und anderen Persönlichkeiten be-
grüßt."

Der Genosse Franz Hutzfeldt, Mitglied des Sekretar¡ats des Bundesvor-
stands des MSB Spartakus, besuchte auf Einladung der Partei der Werk-
tätigen Ende Februar als Mitglied e¡ner v¡erköpf¡gen DKP-Delegat¡on d¡e
Demokratische Republik Vietnam, Es war dies die erste ausländische
Parteidelegation, die sich nach Abschluß des Pariser Abkommens ¡n der
DRV aufhielt. Franz Hutzfeldt berichtet hier von seinen Reiseeindrücken,
dem Ausmaß der Zerstörungen und dem Aufbauw¡llen des vietnamesi-
schen Volkes. Sein Bericht führt die Notwendigkeit der weiteren Solidari-
tät mit Vietnam eindringlich vor Augen.

q

EIN TRIBUNAL GEGEN BODENSPEKULATION uND MIETwucHER will die süd_bayerische DKP im Rahmen einer längerfristigen Aktion für ein soziales Boden- undMietrecht demnächst veranstalten, Dazu erklärte_Dl{p-p¡äsidiu-r-liõii"¿ Jupp Angen-fort, daß strenge Strafbestimmungen gegen den Wucher mit Boden ärforde¡lich seien,notfalls durch ein Sondergesetz auf der Grundlage des Artikels 14 des Grundgesetzesmit dem Ziel, Bodenspekulation als Mißbrauch àes Eigentumr ats t rlmirrulles Deliktzu ahnden. Angenfort: ,,Die bekannte schweinerei von ñ4ünche", ;; ã;; MultimillionärFinck allein pro Tag einen Bodengewinn von 1 Million durch seinen Bodenbesitz amRande der stadt erziert, ist typisch für die Bodenspekulation in u"""; und bezeich_nend für die ganze Bundesrepubrik.,, Im DKp-prejsedienst wirà;;;;"" der sofo¡t-
maßnahmen gefordert; ,,Der im Besitz der Großgrundbesitzer, Banken, versicherungs-gesellschaften, Industrie- und Handelskonzerne befindliche Boden in den städtenund Ballungsgebieten wird für den Bedarf der Städte und Gemeinden im Interesse derAllgemeinheit in öffenfliches (kommunales) Eigentum überführt. Eine Entschädigungerfolgt zum Bilanzwert, d. h. zu dem weit, ¿àn die Bodeneigentümer zwecks ver.steuerung gegenüber dem Finanzamt selbst angegeben haben.,,
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bendruck zelbogenen gewaltigen Eisen-
träger sieht. Das alles muß zuerst ge-

¡räumt werden. Trotzdem wird schon ge-
|larbeitet, zwischen den Trümmern, in

Werkhallen ohne Dächer, in Ruinen.

Schwer getroffene
Landwirtschaft
Auch die landwirtschaftliche Produktion
wurde schwer getroffen. Das wird deut-
lich im Deltagebiet des Roten Flusses.
Hier im dichtbesiedelten Gebiet der DRV
leben 1000 Menschen auf einem Quadrat-
kilometer. 1958 wurde clie Landwirtschaft
umfassend kollektiviert, vorher waren
B0 Prozent Gloßgrundbesitz. Um den
Intensivanbau voranzutreiben, gibt es
zahlreiche Staatsgüter, besonders für Ge-
müse, Tee, Kaffee, Tabak, Seidenraupen,
Kokospalmen und Zitrusfrüchte. Mit Hilfe
der DDR wurden Geflügelfarmen und
Schweinemästereien errichtet. Seit 1954
wurde der Reisertrag vervierfacht. Statt
einer gibt es jetzt drei Reisernten: Im
Juni, August/September und im Dezem-
ber, Heute sind fast alle großen Plan-
tagen zerstört wurden, alle Städte und
75 Prozet aller Dö¡fer. Nach der Zer-

störung der Bewässerungsanlagen muß
das \Masser wie im Mitteialter mit
mensdrlicher Kraft geschöpft werden.
Zugleich wurde die Infrastruktur ent-
scheidend getroffen. Fast alle B¡ücken
wurden zerstört. Es gibt keine Eisen-
bahnlinie und keine Straße, die nicht
von US-Bombern angegriffen wurde.
Aber auch hier ist der Aufbau im vollen
Gange: Als wir die DRV verlassen, ist
die große i-Ianoier Brücke über den Roten
Fluß wieder errichtet worden. Das ist um
so beachtlicher, als technische Hilfsmittei
wie G¡oßkräne vollkommen fehlen. Die
gewaltige Eisenbrücke wurde mit Men-
schenkraft, mit Seilen und Rollen wieder-
hergestellt. Beinahe wie der Bau der
Pyramiden in Agypten.
Aber auch hier gilt: Auch mit dieser
ungeheuren Zerstörung der Industrie- und
Agrarproduktion konnten die Imperiali-
sten ihr Ziel nicht erreichen. Wo die pro-
duktion ausfiel, wo Rohstoffe nicht mehr
gefördert werden konnten, standen die
sozialistischen Staaten bereit, an erster
Stelle die Sowjetunion: Sie lieferten Roh-
stoffe, Lebensmittel und Industriewaren.
Ihre Lieferungen bildeten das ökono-
mische Rrìckgrat des Kampfes.

An erster Stelle: der Aufbau
A1s erste Aufgabe für die DRV steht
heute der Aufbau. Wie schwierig, kom-
plex und ineinander verbunden diese
Aufbauaufgaben sind, machte das Ge-
spräch mit dem ersten Parteisekretär von
Hanoi deutlich. Sein Prioritätenplan für
I{aiphong für das Jahr 1973 ist beispiel-
haft für die gesamte DRV. Er nannte
dabei
1. den Wohnungs- und Krankenhausbau,

der allererste Aufgabe ist, Dafür aber
ist die Wiede¡he¡stellung der Hai-
phonger Zementfabrik notwendig;

2. die Wiede¡aufnahme der Werftproduk-
tion. Aber dazu ist die Inbetriebnahme
des zerstörten l¡Valzwerkes notwendig.
Bis dahin wird der Stahl von der
Sowjetunion geliefert werden;

3. die Wiederherstellung der Stromver-
sorgung, die zu 92 -Prozent 

zerstört
worden ist. Während unseres Besuches
war das E-Werk noch nicht arbeits,
fähig;

4. die Reperatur der \Masserversorgung
und der Kanalisation. Aber trotz ihrer
Zerstörung hat es zr keiner Zeit
Seuchen gegeben;

35

rorangriffen des zweiten Weltkrieges
kennt.
Aber die Bevölkerung hat sich unter dem
Terror de¡ B 52 in ihrem Abwehrkampf
nur noch stärker zusammengeschlossen.
lhre Mo¡al ist ungebrochenl Es gibt keine
Niedergeschlagenheit in der DRV, ùberall
Optimismus, Selbstvertrauen und Sieges-
gewißheit, Vor allem aber der Wilte, auf_
zubauen,
Am Sonntag nach unserer Ankunft war
Subotnik, freiwiiliger Arbeitseinsatz vor
allem der Jugend. Zehntausende kamen
ailein in Hanoi. In allen Straßen waren
sie seit halb sieben Uhr morgens dabei,
neue Häuser zu errichten, schwer ge_
troffene auszubessern. Uberall in Hanoi
standen und fuh¡en iange Reihen sowje-
tischer Lastwagen, beladen mit Bau-
material, Der Aufbau hat begonnen.

Zerstörte lndustrie
Das zweite Ziel der Bombardierung war
die ökonomische Ze¡störung der DRV,
um damit die Bef¡eiungsbewegung im
Sùden Vietiams zu schwächen.
Es gibt heute in de¡ DRV kaum eine
Produktionsstätte, die nicht getroffen
34

Der Erste sekretär der partei der werktätigen, Genosse Le Duan (rechts, 2. v. r.)empf¡ng die Deregation zu e¡nem ausfüh;r¡chen, vierstündffi òespräch, dasnoch bei einem anschl¡eßenden Essen fortgesetzt wurde. nãoen ihil c;;";äHermann Gautier, der Ðelegationsleiter. Au-f der línken Bildhälfte (in der Mittev. l. n. r.) Franz Hutzferdt, der Hamburger schriftsteiler peter schütt und derhessische DKP-Vorsitzende Sepp Mayei.

Genossin Me Anh vorgestellt. Sie leitet
eine Hunde¡tschaft der Flugabwehr, Beider Abwehr von 40 Angriffen hat sie
mitgekämpft. Zweimai wurde sie ver-
schüttet. Aber ihre Hundertschaft war
auch die erfolgreichste, sie erhielt .die
höchsie Auszeichnung der DRV. Uber
dieser Werft wurde die erste B 52 ab_
geschossen.
Die schwersten Angriffe gegen diese
We¡ft und die angrenzenden Arbeiter_
siedlungen wutden in der Nacht vom
18. Dezembe¡ 1972 gellogen. Damals wa¡_
1en B 52 allein auf das Werf tgelände
200 Bomben. Mit diesem Nachtangriff
zerstörten die US-Bomber auc.h die an-
grenzenden Arbeitersiedlungen. 30000
Nlenschen wu¡den obdachlos,
Wie schwer der Aufbau ist, wird deut_
lich, wenn man die RuÍnen, die vom Bom-

wurde: Die Schwerindustrie, das e¡ste
Eisenhùttenkombinat, Düngemittelbetrie-
be, Textilkombinate, Zucker- und papier-
fabriken, Maschinenfab¡iken, Werften,
Eisenbahn- und Autoreparaturwerke. Sie
alle wu¡den schwer getroffen oder voli-
ständig zerstört.
Ein Beispiel ist die Werft Bach Dang bei
Haiphong mit 3000 Beschäftigten; davon
sind 40 Prozent Frauen, Die Werft wu¡de
1960/61 mit sowjetischer und polnischer
Ililfe gebaut. Aber schon drei Jahre spä-
ter, i964, begannen die e¡sten Bomben-
angriffe. Bis zum Waffenstillstand waren
es allein 130.
Aber die Arbeiter haben nicht wehrlos
zugeschaut, Schon wenige Monate ¡ach
Beginn der Bomba¡dlerungen wurden Be-
triebskampfgruppen gegründet. Bei un-
seùem Besuch wurde uns die 22jährige
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bendruck zelbogenen gewaltigen Eisen-
träger sieht. Das alles muß zuerst ge-

¡räumt werden. Trotzdem wird schon ge-
|larbeitet, zwischen den Trümmern, in

Werkhallen ohne Dächer, in Ruinen.

Schwer getroffene
Landwirtschaft
Auch die landwirtschaftliche Produktion
wurde schwer getroffen. Das wird deut-
lich im Deltagebiet des Roten Flusses.
Hier im dichtbesiedelten Gebiet der DRV
leben 1000 Menschen auf einem Quadrat-
kilometer. 1958 wurde clie Landwirtschaft
umfassend kollektiviert, vorher waren
B0 Prozent Gloßgrundbesitz. Um den
Intensivanbau voranzutreiben, gibt es
zahlreiche Staatsgüter, besonders für Ge-
müse, Tee, Kaffee, Tabak, Seidenraupen,
Kokospalmen und Zitrusfrüchte. Mit Hilfe
der DDR wurden Geflügelfarmen und
Schweinemästereien errichtet. Seit 1954
wurde der Reisertrag vervierfacht. Statt
einer gibt es jetzt drei Reisernten: Im
Juni, August/September und im Dezem-
ber, Heute sind fast alle großen Plan-
tagen zerstört wurden, alle Städte und
75 Prozet aller Dö¡fer. Nach der Zer-

störung der Bewässerungsanlagen muß
das \Masser wie im Mitteialter mit
mensdrlicher Kraft geschöpft werden.
Zugleich wurde die Infrastruktur ent-
scheidend getroffen. Fast alle B¡ücken
wurden zerstört. Es gibt keine Eisen-
bahnlinie und keine Straße, die nicht
von US-Bombern angegriffen wurde.
Aber auch hier ist der Aufbau im vollen
Gange: Als wir die DRV verlassen, ist
die große i-Ianoier Brücke über den Roten
Fluß wieder errichtet worden. Das ist um
so beachtlicher, als technische Hilfsmittei
wie G¡oßkräne vollkommen fehlen. Die
gewaltige Eisenbrücke wurde mit Men-
schenkraft, mit Seilen und Rollen wieder-
hergestellt. Beinahe wie der Bau der
Pyramiden in Agypten.
Aber auch hier gilt: Auch mit dieser
ungeheuren Zerstörung der Industrie- und
Agrarproduktion konnten die Imperiali-
sten ihr Ziel nicht erreichen. Wo die pro-
duktion ausfiel, wo Rohstoffe nicht mehr
gefördert werden konnten, standen die
sozialistischen Staaten bereit, an erster
Stelle die Sowjetunion: Sie lieferten Roh-
stoffe, Lebensmittel und Industriewaren.
Ihre Lieferungen bildeten das ökono-
mische Rrìckgrat des Kampfes.

An erster Stelle: der Aufbau
A1s erste Aufgabe für die DRV steht
heute der Aufbau. Wie schwierig, kom-
plex und ineinander verbunden diese
Aufbauaufgaben sind, machte das Ge-
spräch mit dem ersten Parteisekretär von
Hanoi deutlich. Sein Prioritätenplan für
I{aiphong für das Jahr 1973 ist beispiel-
haft für die gesamte DRV. Er nannte
dabei
1. den Wohnungs- und Krankenhausbau,

der allererste Aufgabe ist, Dafür aber
ist die Wiede¡he¡stellung der Hai-
phonger Zementfabrik notwendig;

2. die Wiede¡aufnahme der Werftproduk-
tion. Aber dazu ist die Inbetriebnahme
des zerstörten l¡Valzwerkes notwendig.
Bis dahin wird der Stahl von der
Sowjetunion geliefert werden;

3. die Wiederherstellung der Stromver-
sorgung, die zu 92 -Prozent 

zerstört
worden ist. Während unseres Besuches
war das E-Werk noch nicht arbeits,
fähig;

4. die Reperatur der \Masserversorgung
und der Kanalisation. Aber trotz ihrer
Zerstörung hat es zr keiner Zeit
Seuchen gegeben;
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rorangriffen des zweiten Weltkrieges
kennt.
Aber die Bevölkerung hat sich unter dem
Terror de¡ B 52 in ihrem Abwehrkampf
nur noch stärker zusammengeschlossen.
lhre Mo¡al ist ungebrochenl Es gibt keine
Niedergeschlagenheit in der DRV, ùberall
Optimismus, Selbstvertrauen und Sieges-
gewißheit, Vor allem aber der Wilte, auf_
zubauen,
Am Sonntag nach unserer Ankunft war
Subotnik, freiwiiliger Arbeitseinsatz vor
allem der Jugend. Zehntausende kamen
ailein in Hanoi. In allen Straßen waren
sie seit halb sieben Uhr morgens dabei,
neue Häuser zu errichten, schwer ge_
troffene auszubessern. Uberall in Hanoi
standen und fuh¡en iange Reihen sowje-
tischer Lastwagen, beladen mit Bau-
material, Der Aufbau hat begonnen.

Zerstörte lndustrie
Das zweite Ziel der Bombardierung war
die ökonomische Ze¡störung der DRV,
um damit die Bef¡eiungsbewegung im
Sùden Vietiams zu schwächen.
Es gibt heute in de¡ DRV kaum eine
Produktionsstätte, die nicht getroffen
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Der Erste sekretär der partei der werktätigen, Genosse Le Duan (rechts, 2. v. r.)empf¡ng die Deregation zu e¡nem ausfüh;r¡chen, vierstündffi òespräch, dasnoch bei einem anschl¡eßenden Essen fortgesetzt wurde. nãoen ihil c;;";äHermann Gautier, der Ðelegationsleiter. Au-f der línken Bildhälfte (in der Mittev. l. n. r.) Franz Hutzferdt, der Hamburger schriftsteiler peter schütt und derhessische DKP-Vorsitzende Sepp Mayei.

Genossin Me Anh vorgestellt. Sie leitet
eine Hunde¡tschaft der Flugabwehr, Beider Abwehr von 40 Angriffen hat sie
mitgekämpft. Zweimai wurde sie ver-
schüttet. Aber ihre Hundertschaft war
auch die erfolgreichste, sie erhielt .die
höchsie Auszeichnung der DRV. Uber
dieser Werft wurde die erste B 52 ab_
geschossen.
Die schwersten Angriffe gegen diese
We¡ft und die angrenzenden Arbeiter_
siedlungen wutden in der Nacht vom
18. Dezembe¡ 1972 gellogen. Damals wa¡_
1en B 52 allein auf das Werf tgelände
200 Bomben. Mit diesem Nachtangriff
zerstörten die US-Bomber auc.h die an-
grenzenden Arbeitersiedlungen. 30000
Nlenschen wu¡den obdachlos,
Wie schwer der Aufbau ist, wird deut_
lich, wenn man die RuÍnen, die vom Bom-

wurde: Die Schwerindustrie, das e¡ste
Eisenhùttenkombinat, Düngemittelbetrie-
be, Textilkombinate, Zucker- und papier-
fabriken, Maschinenfab¡iken, Werften,
Eisenbahn- und Autoreparaturwerke. Sie
alle wu¡den schwer getroffen oder voli-
ständig zerstört.
Ein Beispiel ist die Werft Bach Dang bei
Haiphong mit 3000 Beschäftigten; davon
sind 40 Prozent Frauen, Die Werft wu¡de
1960/61 mit sowjetischer und polnischer
Ililfe gebaut. Aber schon drei Jahre spä-
ter, i964, begannen die e¡sten Bomben-
angriffe. Bis zum Waffenstillstand waren
es allein 130.
Aber die Arbeiter haben nicht wehrlos
zugeschaut, Schon wenige Monate ¡ach
Beginn der Bomba¡dlerungen wurden Be-
triebskampfgruppen gegründet. Bei un-
seùem Besuch wurde uns die 22jährige



5. die Beseitigung der Schäden am Ver_
kehrsnetz, an den Brùdren und Eisen-
bahnlinien. Im Delta sind über 1000Brücken zerstört worden, das sind97 p¡ozent alle¡ B¡ücken l* O"ftu.-^^-

Zum Wiederaufbau trägt entscheidenJ beidie Hilfe der sozialistische" St".tã".
Schon wenige Tage nach der Einsteliuno
der Bombardierungen begannen tu,r"urraË
Spezialisten, am Wiederaufbau mitzu_
wirken. Daß diese Hilfe entscheidend
wird, ist auch der Masse der Bevölkerung
bewußt. Das läßt sich sehr deutlich an
einem Beispiel zeigen: Uberall, wo wir
hinkamen, liefen die Menschen, die
Kinder zusammen, klatschten, winkten
und riefen: Sowjets, Sowjets.
Aber für den Wiederaufbau wird die
DRV auch Hilfe von imperialistischen
Staaten annehmen.
Unsere Gespräche mit Le Duan und die
ganztägigen Verhandlungen mit einer
Delegation des ZK's zeigten die Wach-
samkeit von Partei und Regierung. Sie
waren bestimmt von der Einschäizung,
daß der US-Imperialismus auch nach deü
Abzug seiner Truppen seine Ziele unver_
ände¡t mit anderen Mitteln zu erreichen
versuche. Gezielte Warenexporte und
zielgesteuerte Investitionen t¡eten an die
Stelle von B 52. Und in diesen Wettkampf
um das gemeinsame Ziel t¡itt vor alle
auch die zweite Riege imperialistischer
Staaten wie Japan und die gRO. plöt"ti.h
haben die ve¡schiedensten Staaten Inter_
esse an Beziehungen mit der DRV und
den Wunsch, Investitionshilfen zu leisten.In diesen Gesprächen wurden klår:
Die DRV nimmt alle Hilfe an, alle Investi_
tionen, aber Pa¡tei und Regierung be_
stimmen alleine, wohin das 

-Cel¿ 
iient.

Ohne ihre Kontrolle kommt kein Geld
ins Land.
In diesem Zusammenhang hob Le óuan
auch das Interesse der DRV an no¡malen
gleichberechtigten Beziehungen mit der
Bundesregierung he¡vo¡. .Allerdings
scheine die Bundesregierung zur Zeit noãh
unter Hinweis auf den Hauptverbünde-
ten, die USA, solche gleichÈerechtigten
Beziehungen abzulehnen. Und bisher ñabe
s-ich die Bundesregierung ja vor allem
du¡ch die rückhalilose politische Unter-
stützung der US-Aggression, ja durch
die finanzielle Unterstützung dieser Ag-
gression über die Devisenausgleichs_
zahlungen verdient gemacht. Unã damit
Mitverantwortung für die Bombardierung
und Ve¡wüstungen übernommen. Es ist
verständlich, daß damit Wiedergut_
machungsleistungen der Bundesregier"ung
notwendig würden.

Die Zähne ausgebissen
Aber 'die US-Terrorangriffe haben auch
ihre Grenzen gefunden, Das machte der
Besuch der Cam pha im Norden der
DRV deuttich. Denn diese Fabrik a¡beitet
vollständig im Berg. Schon 1965 wurden
die Vorbe¡eitungen zur Verlagerung der
Produktion in fünf Grotten getioffenl Der
Umzug wurde dann während der ,,Aktion
Donnergrollen,, im Dezember 1g67 be_

endet. Diese Aktion Donnergrollen wur-
de von den USA im Herbst 1967 gestar-
tet, um vo¡ allem die Provinz Quang
Ninh, das Industriezentrum der DRV,
dem Erdboden gleichzumachen. Seit die-
ser Zeit wird in fünf Grotten überein-
ander gearbeitet. Verdeckt in einer engen
Schlucht liegt der Eingang, der zu einem
tiefen gut ausgeleuchteten und gelüfteten
Höhlensystem führt. Ein ,,Stockwerk
höher" befinden sich Verwaltung uncl
Schlafräume. In drei Schichten arbeiten
hier 3000 Menschen, darunter 300 Frauen.
Auch während d,er härtesten Bomben-
angriffe lief die produktion ungestört
weiter. Die US-Bomber versuchten, den
Eingang zu treffen, vergeblich. An diesen
Produktionsstäiten bissen sich die B 52
die Zähne aus. Die G¡enzen der Terror-
angriffe wurden deuilich.

Fortsetzung im nächsten Heft

Erfolgreiche Akt¡onen
der llVS gegen Thieu

gierung zu entwickein, die das Verständ-
nis der Bevölkerung wecken, die gemein-
same Aktionen von arbeitender Bevöl-
kerung und Studenten möglich machen,
Uns geht es darum, den Anteil der Bun-
desregierung an der US-amerikanischen
Aggression in Vietnam deutlich zu ma-
chen:
Die vorbehaltlose politische Unterstüt-
zung der US-Aggression in Vietnam durclr
die Bundesregierung klar zu zeigenl

Die auch jetzt wieder verstärkte finan-
zielle Unterstützung der US-Aggression
durch direkte Zahlungen der Bundesregie-
rung an das Thieu-Regime und durch die
Devisenausgleictrszahlungen an die US-
Regierung zu entlarven!
Denn damit zeigen wir zugleich die enge
Verflechtung der imperialistischen Staa-
ten untereinander, ihre vereinte Politik
für das gemeinsame Ziel. Daran wird
auch klar, daß die wichtigste Aufgabe
antiimperialistischer Solidarität der Kampf
gegen den Imperialismu5 im eigenert
Lande ist, der organisierte Einsatz für
clemokratische Forderungen hier in cler
Bundesrepublik!
Für diese Perspektive antiimperialistischer
Solidarität und demokratischen Kampfes
hier in der Bundesrepublik gibt es keine
Alternative !
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Demo¡¡strationen überall in der Bundes-
republik, das waren die Antworten auf
clen Besuch des Saigoner Diktators am
10. Aprit in Bonn, auf seinen Entpfang
durch den Bundespräsidenten Heinemanr!
Allein in Bonn nahmen weit ùber 4000
Menschen an de¡ Demonstration de¡ Initi-
ative Internationale Vietnamsolidarität
teil!
Mit diesen Aktionen konnte die Solidari-
tätsbewegung einen Strich clurch die Rech-
nung der Bundesregierung machen, den
Diktator nach kurzfristigei- Ankündigung
tnöglichst still und heimlich zu empfangen,
um somit ihren Obolus an den US-ame¡i-
kanischen Hauptbündnispartner zu lei-
sten. Denn die US-Regierung reichte Thieu
in den verschiedenen europäischen Staa-
ten herum, ja selbst bis hin zum papst,
um damit eine internationale politische
und moralische Aufwertung des Thieu-
Regimes zu erzielen! Denn mit einetn
solchermaßen gestärkten Regime erhoffen
die US-Imperialisten, ihren Einfluß im
Süden Vietnams weiter sichern zu lçön-
uen!
Es gelang in diesen Aktionen, entschei-
clende Punkte der Verleumdungsaktionen
großer Teile der bürgerlichen Presse in
ihrer Berichterstattung über Vietnam mÍl
der Wirklichkeit zu konfrontie¡en, deut-
lich zu machen, daß es die Demokratische
Republik Vietnam und die Befreiungs-
bewegung sind, die das Pariser Waffen-
stillstandsabkommen buchstabengetreu
erfüllen wollen, daß aber das Saigoner
Thieu-Regime dieses Abkommen tägliclr
bricht, wenn es Feuerüberfälle auf die
Bevölkerung befreiter Gebiete ùbernirnmt,
wenn es 100 000 politische Gefangene in
seinen Kerkern und Konzentrationslagern
häIt, wenn es der Bevölkerung die im Ab-
kornmen verankerten demokratischen
Rechte verweigert!
Denn um diese Forderungen wird es aucìr
in der weiteren Solidaritätsbelvegung
gehenl
Zugleich demonstrie¡te dieser Tage das
politische Fiasko einiger Sektierergrup-
pierungen, allen voran der lMestberliner
,,K'SV, Unfähig, der Solidaritätsbewegung
eine politische Perspektive des antiimpe-
rialistischen Kampfes zu geben, stürrnte
der ,,K"SV in einer planmäßigen Aktion
clas Bonner Rathaus, jagte die Ange-
stellten und Arbeiter auf die Straße ttnd
warf das Mobilar aus dem Fenster!
Selbst wenn diese Aktion nicht von
Strauß und Spinger bestellt wurde, so
hat der ,,K'SV damit noch einmal ein-
deutig bewiesen, daß er die Geschäfte der
Reaktion erfùllt. Nicht nur, daß er der

Presse das Material lieferte, um die ge-
samte Soiidaritätsbewegung zu diffamie-
ren. Sondern mit dieser Aktion erledigte
er eine besondere Aufgabe der Reaktion,
nämlich studentische Jugend und arbei-
tende Bevölkerung zu ,spa1ten. Denn die
Verwüstung des Rathauses erweckt bei
der Bevölkerung nur Unverständnis und
Feindschaft gegenùber den Forderungen
der demokratischen Bewegung, der Viet-
nansolidarität. Das aber bedeutet zugleich
Sabotage am BefreiunEskampf des viet-
namesischen Volkesl
Der MSB SPARTAKUS bekämpft diese
Polìtik aufs schärfstel Uns kommt es dar-
auf an, die Bevölkerung unseres Landes
für die gerechten Forderungen der viet-
namesischen Befreiungsbewegung zu ge-
winnen, Forderungen an die Bundesre-

Freiheit für
Prof. Tsatsos!

Prof. Tsatsos mit Familie

Solidarität mit den griec,hiscÍren Anti-
fasch¡sten - eine der dringendslen Auf-
gaben in diesen Wochen, da die Obri-
sten-Clique die Unterdrückung des grie-
chischen Volks und dêr Studenten ¡m-
mer weiter verstärken will und dabel
die Unterstützung nicht zuletzt audl
der BRD-Regierung einholt. Solidarität
mit Protessor Tsatsos, dem willkürlicfi
in Athen verhafteten Wissensc,hafller
aus Bonn!
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in der weiteren Solidaritätsbelvegung
gehenl
Zugleich demonstrie¡te dieser Tage das
politische Fiasko einiger Sektierergrup-
pierungen, allen voran der lMestberliner
,,K'SV, Unfähig, der Solidaritätsbewegung
eine politische Perspektive des antiimpe-
rialistischen Kampfes zu geben, stürrnte
der ,,K"SV in einer planmäßigen Aktion
clas Bonner Rathaus, jagte die Ange-
stellten und Arbeiter auf die Straße ttnd
warf das Mobilar aus dem Fenster!
Selbst wenn diese Aktion nicht von
Strauß und Spinger bestellt wurde, so
hat der ,,K'SV damit noch einmal ein-
deutig bewiesen, daß er die Geschäfte der
Reaktion erfùllt. Nicht nur, daß er der

Presse das Material lieferte, um die ge-
samte Soiidaritätsbewegung zu diffamie-
ren. Sondern mit dieser Aktion erledigte
er eine besondere Aufgabe der Reaktion,
nämlich studentische Jugend und arbei-
tende Bevölkerung zu ,spa1ten. Denn die
Verwüstung des Rathauses erweckt bei
der Bevölkerung nur Unverständnis und
Feindschaft gegenùber den Forderungen
der demokratischen Bewegung, der Viet-
nansolidarität. Das aber bedeutet zugleich
Sabotage am BefreiunEskampf des viet-
namesischen Volkesl
Der MSB SPARTAKUS bekämpft diese
Polìtik aufs schärfstel Uns kommt es dar-
auf an, die Bevölkerung unseres Landes
für die gerechten Forderungen der viet-
namesischen Befreiungsbewegung zu ge-
winnen, Forderungen an die Bundesre-

Freiheit für
Prof. Tsatsos!

Prof. Tsatsos mit Familie

Solidarität mit den griec,hiscÍren Anti-
fasch¡sten - eine der dringendslen Auf-
gaben in diesen Wochen, da die Obri-
sten-Clique die Unterdrückung des grie-
chischen Volks und dêr Studenten ¡m-
mer weiter verstärken will und dabel
die Unterstützung nicht zuletzt audl
der BRD-Regierung einholt. Solidarität
mit Protessor Tsatsos, dem willkürlicfi
in Athen verhafteten Wissensc,hafller
aus Bonn!
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Amilcar Cabral, Generalsekretär der Afrikanischen
Unabhängigkeitspartei von Guinea-Bissau und den
Kapverdischen lnseln (PAIGC) - am 20. Januar in
Conacry 48jährig heimtückisch ermordet - Opfer
eines Komplotts imperialistischer Kräfte.

AMILCAR CABRAL
,,Nichts bleibt den Portugiesen - nichts außer Na-
palm und Bomben auf wehrlose Dörfer. - Sie wer-
den überall Terror säen und ihre Geheimagenten
werden uns weiterhin Fallen stellen. Sie versu-
chen, die Führer unserer Befreiungsbewegungen
physisch zu liquidieren, um den Kampfeswillen
unseres Volkes zu brechen. Sie denken ansche¡-
nend, der Sieg und die Befreiung eines Volkes
hängt allein von seinen Führern ab. Aber wenn
einer von uns einem gekauften Mörder der portu-
giesen zum Opfer fallen sollte - der Kampf wird
unvermindert weitergehen bis zum Sieg.,,

10.000
Schulhefte
und
Bleistifte
Zu einer Solidaritätsaktion zur Unter-
st'ützung der Sdruikinder in den befreiten
Gebieten von Angola, Guinea-Bissao und
Mozambique, haben die Herausgeber und
Mitarbeiter des in Marburg erscheinenden
,,Antiimperialistischen Informationsbulle-
tins" aufgerufen.
Bis zum Beginn der X. Weltfestspiele sol-
len wenigstens 10 000 Schulhefte und Blei-
stifte gesammelt werden, um auf diese
Weise die Befreiungsbewegungen MPLA,
PAIGC und FRELIMO zu unterstützen.
In den von den Freiheitskämptern ton-f I
trollierten Gebieten wurde ein erfolgrei-' '
ches Schulsystem aufgebaut. Gegenlär-
tig werden mehr als 150 Sdtulen unter-
halten, denen es jedoch an Unterrichts-
und.Ausbildungsmaterial mangelt.
Die Lritiatoren kündigten an, daß sie mit
dieser Aktion eine größere Aufklärungs-
kampagne über die Situation in den ge-
nannten Ländern starten wollen,
Geldspenden werden unter dem Stichwort
,,10000 Sdrulhefte" auf das Postsdred<-
konto Köln 171 387, Sonderkonto Wil-
helm Breuer, erbeten. Sachspenden wer-
den von der Redaktion des ,,Antiimperia-
listischen Informationsbulletins" gesam-
melt: Barbara Schilling, 35S Marburg/L.,
Liebigstr. 46.

Symbolische
Unterstützung
Zum dritten Male seit 1970 hat der Welt- { :

kirchenrat im Rahmen seines Anti-Rassis- '
mus-Programms 200 000 US-Dollar den
Befreiungsbewegungen in Ubersee zur
Unterstützu¡g humanitärer Maßnahmen
z-ur 

-Værfügung 
gestellt. Gleichzeitig hat

der Weltkirchenrat seine finanziellen Be-
teiligungen an Firmen, die in den sùd:
afrikanischen Ländern mit weißen Min-
derheitsregierungen arbeitèn, zurüchge-
zogen und Aktien im Marktwert von
4,8 Milionen Mark abgestoßen, Außerdem
wurde eine Liste der rund 650 internatio-
nalen Unternehmungen veröffenilicht, die
in Südafrika Gesdräfte machen.
Diese Maßnahmen gehen auf Beschlüsse
des ökomenischen Exekutivkomitees zu-
rück, das Mitte Januar in Bangalore/In-
dien getagt hat. Die meisten der 25 anti-
rassistischen Organisationen, von denen
13 schon zum zweiten oder dritten Male
eine symbolische Geldzuwendung vom
Weltkirchenrat erhielten, sind irn südl!
chen Afrika tätig. Zu ihnen gehören audr
die Befreiungsbewegung von Mozam-
bique (Frelimo), Guinea-Bissao (pAIGC)
und Namibia (SWAPO).
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zur Einberufung eines
Weltkongresses
der Friedenskräfte

Vom 16. bis zum 18. März hat in Mos-
kau ein Internationales Konsultativ-
treffen zur Vorbereitung des Weltkon-
gresses der Friedenskräfte für inter-
nationale Sicherheit und Abrüstung, für
nationale Unabhängigkeit, Zusammen-
arbeit und Frieden stattgefunden. Auf
Einladung des Weltfriedensrates nah-
men daran Vertreter von 40 internatio-
nalen und 81 nationalen Organisationen
aus 60 Ländern teil.
Die Teilnehmer wenden sich mit einem
dringenden Aufruf an alle, die bereit
sind zur erfolgreichen Vorbereitung und
Durchführung dieses Kongresses, der
in Moskau im Oktober 1978 stattfindet,
be¡zutragen.
Der Weltkongreß wird ein Ausdruck
der machtvollen Bewegung sein, die
die Völker in unserer Zeit begeistert
und vereinigt. Er wird gleichzeitig der
Auftakt eines neuen, entscheidenden
Aufschwungs dieser Bewegung sein,
um die noch bestehenden ernsten Ge-
fahren für den Weltfrieden zu bannen.
Die Friedenskräfte haben schon reale
Erfolge erzielt. Der Sieg des heroischen
vietnamesischen Volkes gegen die im-
perialistische Aggression ¡st auch das
Verdienst der unermüdlichen Anstren-
gungen der Völker, die nach Gerech-
tigkeit und Frieden streben. ln Europa
sind große Erfolge bei der Milderung
der Spannungen erreicht. Es verstärkt
sich der Kampf für nationale Befreiung
und ökonomische Unabhängigkeii.
Einige gefährliche Kriegsherde wurden
gelöscht. Zahlreiche Staaten m¡t unter-
schiedlichen sozialen Systemen sind
zur friedlichen Koexistenz übergegan-
gen. ln einigen Erdteilen nimmt die
Frage der Gewährleistung der Sicher_
heit konkrete Gestalt an und Schritte
zur Abrüstung wurden eingeleitet.
Reichen aber alle diese positiven Er-
scheinungen für die Sicherung eines
dauerhaften Friedens aus?
Nein, es besteht nach wie vor die Ge-
fahr eines nuklearen Konfliktes, die
Kriegsherde schwelen weiter, vor allem
im Nahen Osten, wo die Besetzung von

arabischen Territorien durch lsrael an-
hålt und die UNO-Resolutionen nicht
erfüllt sind; die Friedensregelung in
lndochina aufgrund der pariser Abkom-
men ¡st nicht abgeschlossen, das Wett-
rüsten dauert an, überreste des Kolo-
nialismus, Rassendiskriminierung und
Neokolonialismus gehören immer noch
zu unserer Gegenwart.

Wir sind davon überzeugt, daß ein
offenes Gespräch übér diese Fragen
trotz aller Unterschiede in den ideolo-
g¡schen Positionen und Meinungen von
großem Nutzen für die Sache des Frie-
dens und der Entspannung ¡st und das
Vertrauen und die Zusammenarbeit
zwischen den Völkern sich dadurch ver-
stärken werden.

Geleitet vom gemeinsamen Ziel des
Friedens und der internationalen Zu-
sammenarbeit, kann jeder seine Ge-
danken darlegen und seine Vorschläge
unterbreiten. Die im Verlaufe der
Diskussionen geäußerten konstruktiven
ldeen werden zweifellos für die Täiig-
keit der Organisation der Vereinten
Nationen, der Organ¡sation der Afrika-
nìschen Einheit, der UNESCO und der
anderen zw¡schenstaatliôhen Organisa-
tionen internat¡onalen und regionalen
Charakters von Nutzen sein, deren Ver-
treter eingeladen sind, an der Arbeit
des Kongresses teilzunehmen. Diese
Ideen sind dazu angetan, einen posi-
tiven EinfluB auf die Regierungskreise
zur Ausarbeitung von für sie annehm-
baren Lösungen der kompliz¡ertesten
internationalen Probleme auszuüben.

Der Weltkongreß wird unter Beachtung
der vollen Gleichberechtigung allerTeil-
nehmer die vorrangigen Ziele unseres
gemeinsamen Kampfes beraten und die
Wege einer aktiveren Teilnahme der
Öffentlichkeit aufzeigen.

Wir geben der Hoffnung Ausdruck, daß
weitere Organisationen, Bewegungen,
Parteien und Persönlichkeiten unserem
Appell Folge leisten werden.

Der Friede ist die Angelegenheit aller
und jedes einzelnen.

APPELL
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Amilcar Cabral, Generalsekretär der Afrikanischen
Unabhängigkeitspartei von Guinea-Bissau und den
Kapverdischen lnseln (PAIGC) - am 20. Januar in
Conacry 48jährig heimtückisch ermordet - Opfer
eines Komplotts imperialistischer Kräfte.

AMILCAR CABRAL
,,Nichts bleibt den Portugiesen - nichts außer Na-
palm und Bomben auf wehrlose Dörfer. - Sie wer-
den überall Terror säen und ihre Geheimagenten
werden uns weiterhin Fallen stellen. Sie versu-
chen, die Führer unserer Befreiungsbewegungen
physisch zu liquidieren, um den Kampfeswillen
unseres Volkes zu brechen. Sie denken ansche¡-
nend, der Sieg und die Befreiung eines Volkes
hängt allein von seinen Führern ab. Aber wenn
einer von uns einem gekauften Mörder der portu-
giesen zum Opfer fallen sollte - der Kampf wird
unvermindert weitergehen bis zum Sieg.,,

10.000
Schulhefte
und
Bleistifte
Zu einer Solidaritätsaktion zur Unter-
st'ützung der Sdruikinder in den befreiten
Gebieten von Angola, Guinea-Bissao und
Mozambique, haben die Herausgeber und
Mitarbeiter des in Marburg erscheinenden
,,Antiimperialistischen Informationsbulle-
tins" aufgerufen.
Bis zum Beginn der X. Weltfestspiele sol-
len wenigstens 10 000 Schulhefte und Blei-
stifte gesammelt werden, um auf diese
Weise die Befreiungsbewegungen MPLA,
PAIGC und FRELIMO zu unterstützen.
In den von den Freiheitskämptern ton-f I
trollierten Gebieten wurde ein erfolgrei-' '
ches Schulsystem aufgebaut. Gegenlär-
tig werden mehr als 150 Sdtulen unter-
halten, denen es jedoch an Unterrichts-
und.Ausbildungsmaterial mangelt.
Die Lritiatoren kündigten an, daß sie mit
dieser Aktion eine größere Aufklärungs-
kampagne über die Situation in den ge-
nannten Ländern starten wollen,
Geldspenden werden unter dem Stichwort
,,10000 Sdrulhefte" auf das Postsdred<-
konto Köln 171 387, Sonderkonto Wil-
helm Breuer, erbeten. Sachspenden wer-
den von der Redaktion des ,,Antiimperia-
listischen Informationsbulletins" gesam-
melt: Barbara Schilling, 35S Marburg/L.,
Liebigstr. 46.

Symbolische
Unterstützung
Zum dritten Male seit 1970 hat der Welt- { :

kirchenrat im Rahmen seines Anti-Rassis- '
mus-Programms 200 000 US-Dollar den
Befreiungsbewegungen in Ubersee zur
Unterstützu¡g humanitärer Maßnahmen
z-ur 

-Værfügung 
gestellt. Gleichzeitig hat

der Weltkirchenrat seine finanziellen Be-
teiligungen an Firmen, die in den sùd:
afrikanischen Ländern mit weißen Min-
derheitsregierungen arbeitèn, zurüchge-
zogen und Aktien im Marktwert von
4,8 Milionen Mark abgestoßen, Außerdem
wurde eine Liste der rund 650 internatio-
nalen Unternehmungen veröffenilicht, die
in Südafrika Gesdräfte machen.
Diese Maßnahmen gehen auf Beschlüsse
des ökomenischen Exekutivkomitees zu-
rück, das Mitte Januar in Bangalore/In-
dien getagt hat. Die meisten der 25 anti-
rassistischen Organisationen, von denen
13 schon zum zweiten oder dritten Male
eine symbolische Geldzuwendung vom
Weltkirchenrat erhielten, sind irn südl!
chen Afrika tätig. Zu ihnen gehören audr
die Befreiungsbewegung von Mozam-
bique (Frelimo), Guinea-Bissao (pAIGC)
und Namibia (SWAPO).
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zur Einberufung eines
Weltkongresses
der Friedenskräfte

Vom 16. bis zum 18. März hat in Mos-
kau ein Internationales Konsultativ-
treffen zur Vorbereitung des Weltkon-
gresses der Friedenskräfte für inter-
nationale Sicherheit und Abrüstung, für
nationale Unabhängigkeit, Zusammen-
arbeit und Frieden stattgefunden. Auf
Einladung des Weltfriedensrates nah-
men daran Vertreter von 40 internatio-
nalen und 81 nationalen Organisationen
aus 60 Ländern teil.
Die Teilnehmer wenden sich mit einem
dringenden Aufruf an alle, die bereit
sind zur erfolgreichen Vorbereitung und
Durchführung dieses Kongresses, der
in Moskau im Oktober 1978 stattfindet,
be¡zutragen.
Der Weltkongreß wird ein Ausdruck
der machtvollen Bewegung sein, die
die Völker in unserer Zeit begeistert
und vereinigt. Er wird gleichzeitig der
Auftakt eines neuen, entscheidenden
Aufschwungs dieser Bewegung sein,
um die noch bestehenden ernsten Ge-
fahren für den Weltfrieden zu bannen.
Die Friedenskräfte haben schon reale
Erfolge erzielt. Der Sieg des heroischen
vietnamesischen Volkes gegen die im-
perialistische Aggression ¡st auch das
Verdienst der unermüdlichen Anstren-
gungen der Völker, die nach Gerech-
tigkeit und Frieden streben. ln Europa
sind große Erfolge bei der Milderung
der Spannungen erreicht. Es verstärkt
sich der Kampf für nationale Befreiung
und ökonomische Unabhängigkeii.
Einige gefährliche Kriegsherde wurden
gelöscht. Zahlreiche Staaten m¡t unter-
schiedlichen sozialen Systemen sind
zur friedlichen Koexistenz übergegan-
gen. ln einigen Erdteilen nimmt die
Frage der Gewährleistung der Sicher_
heit konkrete Gestalt an und Schritte
zur Abrüstung wurden eingeleitet.
Reichen aber alle diese positiven Er-
scheinungen für die Sicherung eines
dauerhaften Friedens aus?
Nein, es besteht nach wie vor die Ge-
fahr eines nuklearen Konfliktes, die
Kriegsherde schwelen weiter, vor allem
im Nahen Osten, wo die Besetzung von

arabischen Territorien durch lsrael an-
hålt und die UNO-Resolutionen nicht
erfüllt sind; die Friedensregelung in
lndochina aufgrund der pariser Abkom-
men ¡st nicht abgeschlossen, das Wett-
rüsten dauert an, überreste des Kolo-
nialismus, Rassendiskriminierung und
Neokolonialismus gehören immer noch
zu unserer Gegenwart.

Wir sind davon überzeugt, daß ein
offenes Gespräch übér diese Fragen
trotz aller Unterschiede in den ideolo-
g¡schen Positionen und Meinungen von
großem Nutzen für die Sache des Frie-
dens und der Entspannung ¡st und das
Vertrauen und die Zusammenarbeit
zwischen den Völkern sich dadurch ver-
stärken werden.

Geleitet vom gemeinsamen Ziel des
Friedens und der internationalen Zu-
sammenarbeit, kann jeder seine Ge-
danken darlegen und seine Vorschläge
unterbreiten. Die im Verlaufe der
Diskussionen geäußerten konstruktiven
ldeen werden zweifellos für die Täiig-
keit der Organisation der Vereinten
Nationen, der Organ¡sation der Afrika-
nìschen Einheit, der UNESCO und der
anderen zw¡schenstaatliôhen Organisa-
tionen internat¡onalen und regionalen
Charakters von Nutzen sein, deren Ver-
treter eingeladen sind, an der Arbeit
des Kongresses teilzunehmen. Diese
Ideen sind dazu angetan, einen posi-
tiven EinfluB auf die Regierungskreise
zur Ausarbeitung von für sie annehm-
baren Lösungen der kompliz¡ertesten
internationalen Probleme auszuüben.

Der Weltkongreß wird unter Beachtung
der vollen Gleichberechtigung allerTeil-
nehmer die vorrangigen Ziele unseres
gemeinsamen Kampfes beraten und die
Wege einer aktiveren Teilnahme der
Öffentlichkeit aufzeigen.

Wir geben der Hoffnung Ausdruck, daß
weitere Organisationen, Bewegungen,
Parteien und Persönlichkeiten unserem
Appell Folge leisten werden.

Der Friede ist die Angelegenheit aller
und jedes einzelnen.
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Berlin/DDR, 28. Juli bis 8. August

Drei Festivalzentren werden errichtet: Das Internationale Solidaritätszentrum
mit lndochinazentrum, Bau des Kinderkrankenhauses Nguyen van Troi, Aus-
stellungen und Basar. Die nationalen Festivatkomitees wurden aufgefordert,
mit Materialien, Dokumenten, Fotos und Filmen zur Ausgestattung beizutragen.
Für den Basar werden Gegenstände erbeten, deren verkauf oder versteige-
rung Gelder für die Befreiungsbewegungen erbringen soll. - lm n,Antiimperia-
listischen Zentrum"o für das ebenfalls Dokumente als ,nBeweismaterial über die
verbrechen des lmperialismus'o erbeten werden, wird Haupttreff der Teilnehmer
sein. Während des Festivals wird es als drittes Zentrum ein o,Antiimperialisti-
sches Tribunal" geben, wo vor allem Vertreter Palästinasn Südamerikas, aus
den portugiesischen Kolonienn Griechenlands, Portugals und Spaniens, Süd,
afrikas, Namibias, Kubas, Chiles und Koreas auftreten werden. lm Kulturpro-
gramm gibt es künstlerische Wettbewerbe in Volksmusik, Volkstanz, panto-
mime, Puppenspiel sowie politisches Lied. Außerdem gibl es die Ausstellungen
lntergrafik (Flugblätter, Plakate etc.) ,,Galerie der Freundschaft,, (Kinderzeich-
nungen) sowie eine lnternationale Fotoschau. Schließlich wird in einer ,,Tribüne
des jungen Films" jungen Filmschaffenden die Möglichkeit geboten, ihre Spiel-,
Kurz- und Dokumentarfilme vorzuführen, Im Sportprogramm wird an Schaudar-
bietungen gedachtn nicht jedoch an Wettkämpfe.

ü)

Festivol-Wochen
im Mqi und Juni
Dortmund (jpd). Der Arbeitsk¡eis Festi-
val hat Anfang Februar einen Arbeits-
plan zur Vorbereitung der Weltjugend-
festspiele beschlossen, ín dem besonders
Solidaritätsaktionen mit den Völkern
Indochinas- sowie Aktivitäten ,,für euro-
päische Sicherheit und für die politischen
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und sozialen Rechte der arbeitenden Ju-
gend, der Studenten und Schüler" vorge-
sehen sind, Für die Monate Mai und Juni
wird die Durchfùhrung von Festival-Wo-
chen vorgeschlagen, die Solidaritätsaktio-
nen mit den ausländischen Arbeitneh-
mern, mit Indochina und entsprechend
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der UNO-Woche mit den Völkern der
portugiesischen Kolonien sowie mit Süd-
afrika und Zimbatwas umfassen sollen.
Außerdem soll ùber die DDR informiert
werden. Die Mitgliedsverbände dês Ar-
beitskreises wollen sich für die Förderung
ihres Zusammenschlusses aus Bundesju-
gendplanmitteln, für eine Sammlung un-
ter Jugendlichen für ein Projekt in Viet-
nam sowie auch für einen Solidaritäts-
fonds einsetzen, der zur Finanzie¡ung der
Teilnahme von Jugendlichen aus Lände¡n
der Dritten Welt an den Weltjugendfest-
spielen geschaffen wurde. Neu aufge-
nommen wurden in den Arbeitskreis die
Schülermitverwaltung der allgemeinbil-
denden Schuien in Nordrhein-Westfalen
und die Unidoc'Filmgesellschaft.

Ol

Zum Beispiel.. .

Havanna. ,,Die Besten nach Berlin" -unter diesem Motto beginnt in diesen
Wochen die Auswahl der kubanischen
Jugend, die an den Weltfestspielen teil-
nehmen werden,

Dáressalam. ,,Wir wollen die Weltjugend
mit unserem Ringen um die Freiheit be-
kannt machen, und gleichzeitig soll unse-
re Delegation in Berlin die weltweite
Solidarität mit unserem Kampf verspü-
ren." Mit diesen Vorstellungen wird die
Delegation Namibias am Festival teil-
nehmen - als Vertreterin des gegen die
südafrikanischen Unterdnücker kämpfen-
den Volkeg,

Helsinki. Uber 50 Jugend- und Studenten-
organisationen werden im nationalen Fe'
stivalkomitee neben Jugendabteilungen
der Gewerkschaften in Finnland vertre-
ten sein.

Paris. Aus nahezu allen politischen Rich-
tungen setzen sich die 35 französischen
Jugendorganisationen zusammen, die das
nationale Festival-Vorbereitungskomitee
bilden. Zur Zeit arbeitet das Komitee
ein Programm aus¡ mit dem sich die
jungen Franzosen in Berlin vorstellen
wollen,

250 Sioux-lndianer halten Wounded Knee,
eine ihrer alten Siedlungen, besetzt und
verteidigen s¡e mit der Waffe. Sie wollen
die Weltöffentlichkeit auf ihre soziale Lage
aufmerksam machen: Den lndianern geht
es noch schlechter als den Armen unter
den Afroamerikanern. lhr Jahreseinkom-
men macht im Durchschnitt nur etwa d¡e
Hälfte des Einkommens der Weißen aus.
Unter den Weißen sind 5,2 Prozent arbeits-
los, unter den lndianern 40 Prozent.

shington, das schwere Los der lndianer
zu erleichtern. Aber es hat sich nichts ge-
ändert. Deshalb stehen wir heute hier, am
Grab unserer Ahnen, bereit, auf diesem
geheiligten Boden mit der Waffe in der
Hand zu sterben, damit wenigstens unsere
Kinder Hoffnung auf eine bessere Zukunft
haben.
Man hat uns die Waffe in die Hand ge-
zwungen. Es wäre falsch, unsere Erhebung
als einen Gewaltakt oder als eine militäri-

Eine von vielen Anzeigen westlicher
Rüstungsfabrikanten in einer Schwei-
zer M¡l¡tärzeitschrift

WHO: Millionen Kinder
sind bedroht
Millionen von Großstadtkinde¡n sind von
Bleivergiftungen bedroht. Bei einem Teil
von ihnen hat der Bleigehalt im Blut
schon die,,Gefahrenmarke" übe¡schritten.
Zu diesem Ergebnis kamen Wissenschaft-
ler bei Studien, die in Zusammenarbeit
mit der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) vom Forschungszentrum eines
großen pharmazeutischen Konzerns in 18

westlichen Ländern unternommen wer-
den. Die Forschungen, die noch nicht ab-
qeschlossen sind, gehen davon aus, daß
die FäIle von Kindersterblichkeit, die
nich* auf eine spezifische Krankheit zu-
rückzuführen sind, immer häufiger wer-
den.

Das Programm des Westberliner DGB
zur 1.-Mai-Feier: ,,1 . Opening. Paul Kuhn
und das SF B-T anzorchester ; Potpourrie ;
Work Song; Der Mai ist gekommen; lÍ
I Had a Hammer. 2. BegrüBung durch
Walter Síckert, Vorsitzender des DGB-
Berlin. 3. Erste Diskussionsgruppe:
,Patitätische Mitbestimmung'. 4. Musik-
Schau Olivia Molina, Paul Kuhn und
das SFB-Tanzorchester, Solist Eugen
Cicero: a) Glory, Glory, Hallelujah;
b) Schön ist die Welt; c) So oder So
(Olivia Molina); d) Godfather (FSB-
Tanzorchester, So/isf,' Mílo Pavlovic);
e) La Bamba (Oliva Molína). 5. Zweite
Diskussíonsgruppe:,Gewetkschaften
heute'.6. Paul Kuhn und das SFB-Tanz-
orchester: Manhattan Spititual. 7, An-
sprache durch Walter Sicke¡f. 8. Brüder
zur Sonne zur Freiheit, gemeinsames
Lied, vom S F B-T anzorchester."
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Nicht von ungetähr wählten die Aufstän-
dischen Wounded Knee zum Stützpunkt.
lm Dezembel|890 umzingelte ein Kaval-
lerieregiment das lndianerlager und met-
zelte dessen 300 völlig wehrlose Bewoh-
ner nieder; auch Frauen, Greise, Kinder;
aus nichtigem Anlaß. Die Indianer nennen
das Dorf heute ,,unseramerikanisches Song
My".

Ein Sioux berichtet:

,,Unser Aufstand in ,Wounded Knee' ist
keine zufällige Episode im Alleingang. Er
lst ein Te¡l unseres dramatischen, langen
Kampfes um ein besseres Los. Wir haben
die Regierung immer wieder auf unsere
Entbehrungen und auf die Gleichgültigkeit
d.er Behörden aufmerksam gemacht. lm vo-
rigen Herbst versprach man uns in Wa-

sche Bedrohung der Grundlagen des Staa-
tes hinzustellen. Unsere Aktion ist vor
allem ein Aufstand des gedemütigten Be-
wußtseins, eine Erhebung gegen den
Gleichmut, den man für unsere Leiden und
Entbehrungen bekundet.
Es ist noch zu früh, vom Ende unseres
Aufstands zu reden. Er geht weiter und
wird es selbst dann tun, wenn die Schüsse
verstummen und wir auseinandergehen,
die einen nach Hause, andere, zum Bei-
spiel ich, ins Gefängnis. Und doch wird der
Aufstand meines unglücklichen Volkes an-
dauern. Sei es an einem anderen Ort, sei
es unter anderen Umständen, aber Wâ-
shington wird noch oft unsere erzürnte
Stimme und unsere Forderungen nach
den uns g¬nommenen Rechten zu hören
bekommen."
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Berlin/DDR, 28. Juli bis 8. August

Drei Festivalzentren werden errichtet: Das Internationale Solidaritätszentrum
mit lndochinazentrum, Bau des Kinderkrankenhauses Nguyen van Troi, Aus-
stellungen und Basar. Die nationalen Festivatkomitees wurden aufgefordert,
mit Materialien, Dokumenten, Fotos und Filmen zur Ausgestattung beizutragen.
Für den Basar werden Gegenstände erbeten, deren verkauf oder versteige-
rung Gelder für die Befreiungsbewegungen erbringen soll. - lm n,Antiimperia-
listischen Zentrum"o für das ebenfalls Dokumente als ,nBeweismaterial über die
verbrechen des lmperialismus'o erbeten werden, wird Haupttreff der Teilnehmer
sein. Während des Festivals wird es als drittes Zentrum ein o,Antiimperialisti-
sches Tribunal" geben, wo vor allem Vertreter Palästinasn Südamerikas, aus
den portugiesischen Kolonienn Griechenlands, Portugals und Spaniens, Süd,
afrikas, Namibias, Kubas, Chiles und Koreas auftreten werden. lm Kulturpro-
gramm gibt es künstlerische Wettbewerbe in Volksmusik, Volkstanz, panto-
mime, Puppenspiel sowie politisches Lied. Außerdem gibl es die Ausstellungen
lntergrafik (Flugblätter, Plakate etc.) ,,Galerie der Freundschaft,, (Kinderzeich-
nungen) sowie eine lnternationale Fotoschau. Schließlich wird in einer ,,Tribüne
des jungen Films" jungen Filmschaffenden die Möglichkeit geboten, ihre Spiel-,
Kurz- und Dokumentarfilme vorzuführen, Im Sportprogramm wird an Schaudar-
bietungen gedachtn nicht jedoch an Wettkämpfe.

ü)

Festivol-Wochen
im Mqi und Juni
Dortmund (jpd). Der Arbeitsk¡eis Festi-
val hat Anfang Februar einen Arbeits-
plan zur Vorbereitung der Weltjugend-
festspiele beschlossen, ín dem besonders
Solidaritätsaktionen mit den Völkern
Indochinas- sowie Aktivitäten ,,für euro-
päische Sicherheit und für die politischen
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und sozialen Rechte der arbeitenden Ju-
gend, der Studenten und Schüler" vorge-
sehen sind, Für die Monate Mai und Juni
wird die Durchfùhrung von Festival-Wo-
chen vorgeschlagen, die Solidaritätsaktio-
nen mit den ausländischen Arbeitneh-
mern, mit Indochina und entsprechend
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der UNO-Woche mit den Völkern der
portugiesischen Kolonien sowie mit Süd-
afrika und Zimbatwas umfassen sollen.
Außerdem soll ùber die DDR informiert
werden. Die Mitgliedsverbände dês Ar-
beitskreises wollen sich für die Förderung
ihres Zusammenschlusses aus Bundesju-
gendplanmitteln, für eine Sammlung un-
ter Jugendlichen für ein Projekt in Viet-
nam sowie auch für einen Solidaritäts-
fonds einsetzen, der zur Finanzie¡ung der
Teilnahme von Jugendlichen aus Lände¡n
der Dritten Welt an den Weltjugendfest-
spielen geschaffen wurde. Neu aufge-
nommen wurden in den Arbeitskreis die
Schülermitverwaltung der allgemeinbil-
denden Schuien in Nordrhein-Westfalen
und die Unidoc'Filmgesellschaft.

Ol

Zum Beispiel.. .

Havanna. ,,Die Besten nach Berlin" -unter diesem Motto beginnt in diesen
Wochen die Auswahl der kubanischen
Jugend, die an den Weltfestspielen teil-
nehmen werden,

Dáressalam. ,,Wir wollen die Weltjugend
mit unserem Ringen um die Freiheit be-
kannt machen, und gleichzeitig soll unse-
re Delegation in Berlin die weltweite
Solidarität mit unserem Kampf verspü-
ren." Mit diesen Vorstellungen wird die
Delegation Namibias am Festival teil-
nehmen - als Vertreterin des gegen die
südafrikanischen Unterdnücker kämpfen-
den Volkeg,

Helsinki. Uber 50 Jugend- und Studenten-
organisationen werden im nationalen Fe'
stivalkomitee neben Jugendabteilungen
der Gewerkschaften in Finnland vertre-
ten sein.

Paris. Aus nahezu allen politischen Rich-
tungen setzen sich die 35 französischen
Jugendorganisationen zusammen, die das
nationale Festival-Vorbereitungskomitee
bilden. Zur Zeit arbeitet das Komitee
ein Programm aus¡ mit dem sich die
jungen Franzosen in Berlin vorstellen
wollen,

250 Sioux-lndianer halten Wounded Knee,
eine ihrer alten Siedlungen, besetzt und
verteidigen s¡e mit der Waffe. Sie wollen
die Weltöffentlichkeit auf ihre soziale Lage
aufmerksam machen: Den lndianern geht
es noch schlechter als den Armen unter
den Afroamerikanern. lhr Jahreseinkom-
men macht im Durchschnitt nur etwa d¡e
Hälfte des Einkommens der Weißen aus.
Unter den Weißen sind 5,2 Prozent arbeits-
los, unter den lndianern 40 Prozent.

shington, das schwere Los der lndianer
zu erleichtern. Aber es hat sich nichts ge-
ändert. Deshalb stehen wir heute hier, am
Grab unserer Ahnen, bereit, auf diesem
geheiligten Boden mit der Waffe in der
Hand zu sterben, damit wenigstens unsere
Kinder Hoffnung auf eine bessere Zukunft
haben.
Man hat uns die Waffe in die Hand ge-
zwungen. Es wäre falsch, unsere Erhebung
als einen Gewaltakt oder als eine militäri-

Eine von vielen Anzeigen westlicher
Rüstungsfabrikanten in einer Schwei-
zer M¡l¡tärzeitschrift

WHO: Millionen Kinder
sind bedroht
Millionen von Großstadtkinde¡n sind von
Bleivergiftungen bedroht. Bei einem Teil
von ihnen hat der Bleigehalt im Blut
schon die,,Gefahrenmarke" übe¡schritten.
Zu diesem Ergebnis kamen Wissenschaft-
ler bei Studien, die in Zusammenarbeit
mit der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) vom Forschungszentrum eines
großen pharmazeutischen Konzerns in 18

westlichen Ländern unternommen wer-
den. Die Forschungen, die noch nicht ab-
qeschlossen sind, gehen davon aus, daß
die FäIle von Kindersterblichkeit, die
nich* auf eine spezifische Krankheit zu-
rückzuführen sind, immer häufiger wer-
den.

Das Programm des Westberliner DGB
zur 1.-Mai-Feier: ,,1 . Opening. Paul Kuhn
und das SF B-T anzorchester ; Potpourrie ;
Work Song; Der Mai ist gekommen; lÍ
I Had a Hammer. 2. BegrüBung durch
Walter Síckert, Vorsitzender des DGB-
Berlin. 3. Erste Diskussionsgruppe:
,Patitätische Mitbestimmung'. 4. Musik-
Schau Olivia Molina, Paul Kuhn und
das SFB-Tanzorchester, Solist Eugen
Cicero: a) Glory, Glory, Hallelujah;
b) Schön ist die Welt; c) So oder So
(Olivia Molina); d) Godfather (FSB-
Tanzorchester, So/isf,' Mílo Pavlovic);
e) La Bamba (Oliva Molína). 5. Zweite
Diskussíonsgruppe:,Gewetkschaften
heute'.6. Paul Kuhn und das SFB-Tanz-
orchester: Manhattan Spititual. 7, An-
sprache durch Walter Sicke¡f. 8. Brüder
zur Sonne zur Freiheit, gemeinsames
Lied, vom S F B-T anzorchester."
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Nicht von ungetähr wählten die Aufstän-
dischen Wounded Knee zum Stützpunkt.
lm Dezembel|890 umzingelte ein Kaval-
lerieregiment das lndianerlager und met-
zelte dessen 300 völlig wehrlose Bewoh-
ner nieder; auch Frauen, Greise, Kinder;
aus nichtigem Anlaß. Die Indianer nennen
das Dorf heute ,,unseramerikanisches Song
My".

Ein Sioux berichtet:

,,Unser Aufstand in ,Wounded Knee' ist
keine zufällige Episode im Alleingang. Er
lst ein Te¡l unseres dramatischen, langen
Kampfes um ein besseres Los. Wir haben
die Regierung immer wieder auf unsere
Entbehrungen und auf die Gleichgültigkeit
d.er Behörden aufmerksam gemacht. lm vo-
rigen Herbst versprach man uns in Wa-

sche Bedrohung der Grundlagen des Staa-
tes hinzustellen. Unsere Aktion ist vor
allem ein Aufstand des gedemütigten Be-
wußtseins, eine Erhebung gegen den
Gleichmut, den man für unsere Leiden und
Entbehrungen bekundet.
Es ist noch zu früh, vom Ende unseres
Aufstands zu reden. Er geht weiter und
wird es selbst dann tun, wenn die Schüsse
verstummen und wir auseinandergehen,
die einen nach Hause, andere, zum Bei-
spiel ich, ins Gefängnis. Und doch wird der
Aufstand meines unglücklichen Volkes an-
dauern. Sei es an einem anderen Ort, sei
es unter anderen Umständen, aber Wâ-
shington wird noch oft unsere erzürnte
Stimme und unsere Forderungen nach
den uns g¬nommenen Rechten zu hören
bekommen."
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Zur Diskussion um Langzeitprogramm und ,,Stamokap,,

Aufgeschrec*t durch Kritik am sog. Langzeitprogramm und
Forderungen, eine materialistisch begrüñdete Stlategie zur
Erringung des ndemokratischen Sozialismus, zu entwic*eln,
hetzt die rechte SPD-Führung in konzert¡erter Aktion mit
der bürgerlichen Presse gegen eigene, ihr oppositionelle
Parteigruppen. Demagogisch begrüßt sie den konsequen-
ten Austr¡tt von 30 Mitgliedern als ,,den aktiven Ausdrud<

der resignierenden Erkenntnis, daß Vertreler des reaktio-
nären Marxlsmus in einer modernen sozialistischen (!) par-
lei demokratlschen Charakters... völllg fehl am'platze
sind".r Schmidt warnt:,,Sollten Jungsoziãlisten antiameri-
kanische Reden halten, so werden õie etwas auf den Hut
bekommen, bis man den Hut nicht mehr erkennen kann.,',

Die Kernfrage: Aktionseinheit
Von Hermann Brandt

Kräften, die sich für eine Politik im Inter-
esse der Arbeiterklasse einsetzen und für
die Aktionseinheit mit Kommunisten ein-
treten, soll mit allen Mitteln entgegen-
getreten werden. Glaubt man der SpD-
Ftihrung, geht es ihr nur um die Ver-
hinderung einer vermeintlichen,,Verfäl-
schung des Wählerwillens" vom Novem-
ber 72, Sie beschwört durch Wehner-
Nachfolger Kühn angebliche Generations-
konflikte, gesteht, in ihrem Prasmatismus
die Theoriediskussion vernachlässigt zu
haben und ruft zur Einheit der Þartei
auf.
Sieht man jedoch näher hin, stellt man
fest: tatsächlich geht es den Rechten der
SPD um das Ziel der Aufrechterhaltung
des entwickelten kapitalistischen Ausbeu-
tungsssystems und die Integration der
Arbeiterklasse. Der Monopolbourgeoisie
bieten sie beharrlich die Zusammena¡beit,
den ,,Dialog" an und brüsten sich mit
ihrem besonderen Einfluß in der werk-
tätigen Bevölkerunq und deren Gewe¡k-
schaften. Ihre Lügen über die DKp und
den Sozialismus in der DDR unterschei-
den sich inhaltlich kaum von denen der
CDU/CSU. Durch Weiterentwicklung ihrer
Traumwelt des ,3. Weges' versuchãn sie
darüberhinaus den Imperialismus aus
seiner ideologischen VerteidigungsposÍ-
tion zu helfen,
Der Weg der Soziaidemokratie in die
,Regierungsverantwortung' ist der Weg
einer Arbeiterpartei in ãen Opportunis"-
mus neuer Qualität. Beqriffe wie ,,Re_
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fo¡mismus" oder,,Revisionismus" sind
heute längst keine zutreffende Beschrei-
bung der Politik und ldeologie der SPD
mehr. Die vollständige Absage an die
Uberwindung des Kapitalismus, der spä-
testens mit dem Godesberger Programm
vollendete Bruch mit dem Marxismus
und der Ubergang der SPD-Führung in
einer Position der offensiven Verteidi-
gung der kapitalistischen Eigentums an
Produktionsmitteln haben sie zum gut
geeigneten Vertreter der Monopole ge-
macht. Hätte sie noch eines Beweises ih-
rer Hoffähigkeit beim Großkapital und
dessen Staat bedurft, mit ihrem ,Entwurf
eines ökonomisch-politisdren Orientie-
rungsrahmens für die Jah¡e 1973-1985',
kurz,Langzeitprogramm' genannt, leqte
sie ihn als eine ,,Konkretisierung der
Grundsätze des Godesbercer Programms',
vor. Unter \Meglassen aller sonst übli-
chen, Illusionen erzeugenden Phrasen
wird klargestellt, was das Ziel sozial-
demokratischer Politik ist. Es geht mit
Hilfe ,,rationaler Wirtschaft- und Finanz-
politik" um den Ausbau des bestehenden
staatsmonopoikapitalistischen Systems.
Den rechten SPD-Führern ist unter Mit-
a¡beit des anqeblich linken Steffen nichts
anderes eingefallen, als Perspektiven für
die Verleilung der Staatsressourcen zu
entwicl<eln und pragmatisch, im Sinne
einer Stückwerk-sozialtechnik (,,piece-
meal social engeneering,, 

- wie Karl
Popper sagt) Reförmchen zu planen. Die
Bedeutung der Fragen des Eigentums an

den Produktignsmitteln und des Charak-
ters der Staatsmacht war ihnen schon
längst aus dem Blickfetd geraten; sie stel-
len sie als unwesentlich hin. Jetzt be-
schäftigen sie sich mit Erwerbsguoten,
Zuwachsraten der Produktivität u. ä. Wie
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prozeß des Kapitals zu planen und mög-
lichst störungsfrei ablaufen zu Ìassen.
Im Vorwort zum Langzeitprogramm be-
teuert B¡andt sehr richtig: ,,Niemand, der
zu sachlicher Erörterung fähig ist, wirdauf Grund dieses Entwurfs -behaupten
können, die SPD wolle die Ma¡ktùirt-
schaft zerstören oder konfiskatorische
Steuern einführen. Davon kann keine
Rede sein."
Daß dieses Bekenntnis große Gruppen
aktiver Sozialdemokraten desillusionierte,
ist ve¡ständlich. Wäh¡end der SpD-Vor-
stand mit klingenden Worten Monopol-
interessen anbietet, wünschen fortschiitt-
Iiche Kräfte in der SPD, die sich zuneh-
mend mit dem Marxismus beschäftigen,
die Du¡chsetzung von Arbeiterfordeiun-
gen, Sie lehnen den Entwuf des Langzeit-
programms ab und es kommt ihnen nichtnur auf konzepfionslose Verschönerun-
gen eines in den G¡undzügen unveränder-
ten" prokapitalistischen Gesamtkonzepts
an."
Auch de¡ Juso-Bundesvorstand artikulier-
te 

- 
starke Kritik, kommt jedoch leider

nicht zu einer prinzipiellen Einschätzung
der Funktion des Programms, Mit seinerñ

,politischen Leitfaden' wird lediglidt die im
Langzeitprogramm fehlende soziale De-
magogie nachgeholt.
Brandt selbst ist sich der Fähigkeit, ,,sei-
ne" Linken im Zaum halten zu können,
ja sie zur Erhöhung der Attraktivität der
iechten SPD bei kritischen Jugendlichen
mißbrauchen zu können, äußerst sicher.
Beleidiqt erklärte er auf der Mitglieder-
versam"mluttg des BDI am 14. 6'72 (14
Tage nach Veröffentlichung des Langzeit-
programms) : ,,Ich habe' in dieser Zeit
mehr als einmal feststellen müssen, daß
man sich - nicht z¡tletzt Ín Unternehmer-
kreisen - für radikale Außenseiter häu-
fig mehr interessiert hat als für das Inte-
grationsvermögen einer großen demo-
kratischen Reformpartei. Und ich könnte
meinerseits versucht sein zu fragen: Wie
stünde es wohl um unseren Staat und
unsere gesicherte Zukunft, wenn es diese
Integrationskraft nicht gäbe?" Ehmke
äußerte sich im theoretischen Organ der
SPD, ,Die neue Gesellsdraft', noch deut-
Iicher: ,,Jedermann weiß, daß das Ver-
dienst der deutschen Gewerksdraften und
der deutschen Sozialdemokraten ist, daß
wir in unserem Lande keine große kom-
munistische Partei und keine sta¡ke kom-
munistisdre Gewerkschaft haben. , . Nun
verlange ich gar nicht von der CDU/CSU,
daß sie irn gleichen Maße in die Betriebe
geht, sie könnte sich da ja die Hände
schmutzig machen, Wir brauchen sie dort
auch nicht. Aber wenn ich einmal den
Standpunkt eines staatsbewußten Kon-
servativen... nachzuvollziehen suche,
dann mùßte sich dieser doch folgendes
sagen: Die Aufgabe der Sozialdemókratie
ist es, die deutsche Demokratie nach links
abzuschirmen. Die Unionsparteien können
diese Aufgabe nicht übernehmen. Das

I

Juso-BV-Mitglieder Strasser und Roth - das Foto ist, zugegeben, n¡c-ht sehr
vorte¡lhaft

unten: Rainer Ec*ert (links) und der hessische DKP-Vorsitzende Sepp Mayer
(Mitte)
Jusos.

während der Pressekonferenz nach dem Austr¡tt der 30 Frankfurter

Dedscfte
\folkszeitung

I

in erster Linie deklamatorischen Bekennt-
nis zum,Demokratischen Soziaiismus'
wird er auch weiterhin seinem rechten
Parteivorstand ausgeliefert sein, vor al-
lem, wenn die Annahme des vom partei-

vorstand zur Beruhigung der Gemüter
vorgeschlagenen,politischen Leitfadens'
in Verbindung mit eventuell errungenen
,Positionen' im Parteivorstand sdron als
Erfolg gewertet werden sollte. Denn im

ein

demokratisches

Wocheinblatt -
unentbehrl¡ch

für

den

kritischen

Zeitgenossen
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Zur Diskussion um Langzeitprogramm und ,,Stamokap,,

Aufgeschrec*t durch Kritik am sog. Langzeitprogramm und
Forderungen, eine materialistisch begrüñdete Stlategie zur
Erringung des ndemokratischen Sozialismus, zu entwic*eln,
hetzt die rechte SPD-Führung in konzert¡erter Aktion mit
der bürgerlichen Presse gegen eigene, ihr oppositionelle
Parteigruppen. Demagogisch begrüßt sie den konsequen-
ten Austr¡tt von 30 Mitgliedern als ,,den aktiven Ausdrud<

der resignierenden Erkenntnis, daß Vertreler des reaktio-
nären Marxlsmus in einer modernen sozialistischen (!) par-
lei demokratlschen Charakters... völllg fehl am'platze
sind".r Schmidt warnt:,,Sollten Jungsoziãlisten antiameri-
kanische Reden halten, so werden õie etwas auf den Hut
bekommen, bis man den Hut nicht mehr erkennen kann.,',

Die Kernfrage: Aktionseinheit
Von Hermann Brandt

Kräften, die sich für eine Politik im Inter-
esse der Arbeiterklasse einsetzen und für
die Aktionseinheit mit Kommunisten ein-
treten, soll mit allen Mitteln entgegen-
getreten werden. Glaubt man der SpD-
Ftihrung, geht es ihr nur um die Ver-
hinderung einer vermeintlichen,,Verfäl-
schung des Wählerwillens" vom Novem-
ber 72, Sie beschwört durch Wehner-
Nachfolger Kühn angebliche Generations-
konflikte, gesteht, in ihrem Prasmatismus
die Theoriediskussion vernachlässigt zu
haben und ruft zur Einheit der Þartei
auf.
Sieht man jedoch näher hin, stellt man
fest: tatsächlich geht es den Rechten der
SPD um das Ziel der Aufrechterhaltung
des entwickelten kapitalistischen Ausbeu-
tungsssystems und die Integration der
Arbeiterklasse. Der Monopolbourgeoisie
bieten sie beharrlich die Zusammena¡beit,
den ,,Dialog" an und brüsten sich mit
ihrem besonderen Einfluß in der werk-
tätigen Bevölkerunq und deren Gewe¡k-
schaften. Ihre Lügen über die DKp und
den Sozialismus in der DDR unterschei-
den sich inhaltlich kaum von denen der
CDU/CSU. Durch Weiterentwicklung ihrer
Traumwelt des ,3. Weges' versuchãn sie
darüberhinaus den Imperialismus aus
seiner ideologischen VerteidigungsposÍ-
tion zu helfen,
Der Weg der Soziaidemokratie in die
,Regierungsverantwortung' ist der Weg
einer Arbeiterpartei in ãen Opportunis"-
mus neuer Qualität. Beqriffe wie ,,Re_
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fo¡mismus" oder,,Revisionismus" sind
heute längst keine zutreffende Beschrei-
bung der Politik und ldeologie der SPD
mehr. Die vollständige Absage an die
Uberwindung des Kapitalismus, der spä-
testens mit dem Godesberger Programm
vollendete Bruch mit dem Marxismus
und der Ubergang der SPD-Führung in
einer Position der offensiven Verteidi-
gung der kapitalistischen Eigentums an
Produktionsmitteln haben sie zum gut
geeigneten Vertreter der Monopole ge-
macht. Hätte sie noch eines Beweises ih-
rer Hoffähigkeit beim Großkapital und
dessen Staat bedurft, mit ihrem ,Entwurf
eines ökonomisch-politisdren Orientie-
rungsrahmens für die Jah¡e 1973-1985',
kurz,Langzeitprogramm' genannt, leqte
sie ihn als eine ,,Konkretisierung der
Grundsätze des Godesbercer Programms',
vor. Unter \Meglassen aller sonst übli-
chen, Illusionen erzeugenden Phrasen
wird klargestellt, was das Ziel sozial-
demokratischer Politik ist. Es geht mit
Hilfe ,,rationaler Wirtschaft- und Finanz-
politik" um den Ausbau des bestehenden
staatsmonopoikapitalistischen Systems.
Den rechten SPD-Führern ist unter Mit-
a¡beit des anqeblich linken Steffen nichts
anderes eingefallen, als Perspektiven für
die Verleilung der Staatsressourcen zu
entwicl<eln und pragmatisch, im Sinne
einer Stückwerk-sozialtechnik (,,piece-
meal social engeneering,, 

- wie Karl
Popper sagt) Reförmchen zu planen. Die
Bedeutung der Fragen des Eigentums an

den Produktignsmitteln und des Charak-
ters der Staatsmacht war ihnen schon
längst aus dem Blickfetd geraten; sie stel-
len sie als unwesentlich hin. Jetzt be-
schäftigen sie sich mit Erwerbsguoten,
Zuwachsraten der Produktivität u. ä. Wie
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prozeß des Kapitals zu planen und mög-
lichst störungsfrei ablaufen zu Ìassen.
Im Vorwort zum Langzeitprogramm be-
teuert B¡andt sehr richtig: ,,Niemand, der
zu sachlicher Erörterung fähig ist, wirdauf Grund dieses Entwurfs -behaupten
können, die SPD wolle die Ma¡ktùirt-
schaft zerstören oder konfiskatorische
Steuern einführen. Davon kann keine
Rede sein."
Daß dieses Bekenntnis große Gruppen
aktiver Sozialdemokraten desillusionierte,
ist ve¡ständlich. Wäh¡end der SpD-Vor-
stand mit klingenden Worten Monopol-
interessen anbietet, wünschen fortschiitt-
Iiche Kräfte in der SPD, die sich zuneh-
mend mit dem Marxismus beschäftigen,
die Du¡chsetzung von Arbeiterfordeiun-
gen, Sie lehnen den Entwuf des Langzeit-
programms ab und es kommt ihnen nichtnur auf konzepfionslose Verschönerun-
gen eines in den G¡undzügen unveränder-
ten" prokapitalistischen Gesamtkonzepts
an."
Auch de¡ Juso-Bundesvorstand artikulier-
te 

- 
starke Kritik, kommt jedoch leider

nicht zu einer prinzipiellen Einschätzung
der Funktion des Programms, Mit seinerñ

,politischen Leitfaden' wird lediglidt die im
Langzeitprogramm fehlende soziale De-
magogie nachgeholt.
Brandt selbst ist sich der Fähigkeit, ,,sei-
ne" Linken im Zaum halten zu können,
ja sie zur Erhöhung der Attraktivität der
iechten SPD bei kritischen Jugendlichen
mißbrauchen zu können, äußerst sicher.
Beleidiqt erklärte er auf der Mitglieder-
versam"mluttg des BDI am 14. 6'72 (14
Tage nach Veröffentlichung des Langzeit-
programms) : ,,Ich habe' in dieser Zeit
mehr als einmal feststellen müssen, daß
man sich - nicht z¡tletzt Ín Unternehmer-
kreisen - für radikale Außenseiter häu-
fig mehr interessiert hat als für das Inte-
grationsvermögen einer großen demo-
kratischen Reformpartei. Und ich könnte
meinerseits versucht sein zu fragen: Wie
stünde es wohl um unseren Staat und
unsere gesicherte Zukunft, wenn es diese
Integrationskraft nicht gäbe?" Ehmke
äußerte sich im theoretischen Organ der
SPD, ,Die neue Gesellsdraft', noch deut-
Iicher: ,,Jedermann weiß, daß das Ver-
dienst der deutschen Gewerksdraften und
der deutschen Sozialdemokraten ist, daß
wir in unserem Lande keine große kom-
munistische Partei und keine sta¡ke kom-
munistisdre Gewerkschaft haben. , . Nun
verlange ich gar nicht von der CDU/CSU,
daß sie irn gleichen Maße in die Betriebe
geht, sie könnte sich da ja die Hände
schmutzig machen, Wir brauchen sie dort
auch nicht. Aber wenn ich einmal den
Standpunkt eines staatsbewußten Kon-
servativen... nachzuvollziehen suche,
dann mùßte sich dieser doch folgendes
sagen: Die Aufgabe der Sozialdemókratie
ist es, die deutsche Demokratie nach links
abzuschirmen. Die Unionsparteien können
diese Aufgabe nicht übernehmen. Das

I

Juso-BV-Mitglieder Strasser und Roth - das Foto ist, zugegeben, n¡c-ht sehr
vorte¡lhaft

unten: Rainer Ec*ert (links) und der hessische DKP-Vorsitzende Sepp Mayer
(Mitte)
Jusos.

während der Pressekonferenz nach dem Austr¡tt der 30 Frankfurter

Dedscfte
\folkszeitung

I

in erster Linie deklamatorischen Bekennt-
nis zum,Demokratischen Soziaiismus'
wird er auch weiterhin seinem rechten
Parteivorstand ausgeliefert sein, vor al-
lem, wenn die Annahme des vom partei-

vorstand zur Beruhigung der Gemüter
vorgeschlagenen,politischen Leitfadens'
in Verbindung mit eventuell errungenen
,Positionen' im Parteivorstand sdron als
Erfolg gewertet werden sollte. Denn im

ein

demokratisches

Wocheinblatt -
unentbehrl¡ch

für

den

kritischen

Zeitgenossen

Probeexemplare unverbindlich und
kostenlos durch MONITOR-VERLAG
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mùssen diejenigen tun, die seit übeî
hundert Jahren die politischen Vertreter
der Arbeitnehmerschaft sind: die Gewerk-
schaften und die Sozialdemokraten. Im
Interesse unseres demokratischen Staates
muß man die Sozialdemokratie bei der
Erfüllung dieser Aufgabe nach Kräften
unterstützen. "a
Politik der SPD-Führung ist heute nicht
mehr kleinbürgerlidre und deshalb aus-
sichtslose Strategie und Taktik, um zum
Sozialismus zu kommen, sondern offene
Verteidigung des Imperialismus, Aufgabe
des sozialistischen Ziels, Zusammenai.beit
mit der Monopolbourgeoisie, Verleug-
nung der Klassengesellschaft, Integration
der Arbeiterklasse und Kampf gegãn De-
mokraten, Sozialisten und Kommunisten.
Sofort nach ihrem Wahlsieg setzte siefort dies zu beweisen. Schtag auf Schlag
stellten die SPD-Rechten klar, wohin ihré
Bestrebungen gehen. Jusos und Gewerk-
schaften wurden von SPD-Pressesprecher
Schulz als ,,Heerhaufen" und ,,Truppen-teile des Siegers" beschimpft und von
der Beteiligung an politischen Entschei-
dungen ausgeschlossen. Brandt kündiqte
unter dem Beifall der CDU/CSU in seiñer

Das ist es!
".., Selbstverständl¡ch: Fernseher,
Radio und Durchwahltelefon. Weii
wir meinen, daß ein modernes Ho-
tel weit mehr b¡eten muß als eine
gute Übernachtung. Nämtich - um
es m¡t e¡nem treffenden Modewort
zu sagen: Lebens-Qualität.,,
Aus einem Prospekt des Kurhotels
Hahnenklee in lntercity-Zügen.

Regierungserklärung an: ,,\Mer den soli-
den Fortsch¡itt will, der muß im Zuwachs
des persöniichen Verbráuchs auch mal
langsamer treten. Reformgerede, hinter
dem sich nur Gehaltsfordeiungen taïnen,
taugt wenig." Einen Tag später traf er

sich dann mit 40 Konzerngewaltigen. Die
anschließende Quasi-Lohnieitiìiiie von 8,5
Prozent schmäIerte die Reallöhne für
Millionen Arbeiter, Angestellte und Be-
amte; und die politische Abhängiokeit
von den USA riß während der letzten
Währungskrise eine Milliardenlüche in
den Staatshaushalt. Die Rechnung wird

Schade
,,\Mir können derzeit in keinem ein-
zigen Punkt s¡chtbar machen, was
demokratischer Sozialismus ¡st,,,
Der als links geltende Bremer SpD-
Vorsitzende Henning Scherf

Die Zeitung
der Arbeiter
die Millionäre
gegen

le nahm Johanno Strasser, vom ,,Spiegel,,
inzwischen zum Chefideologen der Jung-
sozialisten hochgejubelt, ein. Sein papier
,,Zur Theorie und Praxis der ,stamokãp'-
Çrupqe bei Jungsozialisten", daß vom
Juso-Bundesvorstand in gròßem Umfange
vertrieben wurde, war Anlaß für die bür-
gerliche Presse, eine Diffamierungskam-
pagne gegen fo¡tschrittliche Jungsoziali-
sten, die für die Aktionseinheit mit Kom-
munisten eintreten, zu starten.
Die Fehler Strassers in der Auseinander-
setzung mit der Theorie über den Staats-
monopolkapitalismus und den aus ihr
und der Gesctrichte der Arbeiterbewegung
resultierend strategischen Anleituñqeñfür den Kampf der Arbeiterklasse -um
Demokratie und Sozialismus sind die
alten Fehler aller Opportunisten,
Nidrt nur, daß er die Theorie ùber den
sog. Stamokap in seiner a¡tikommunisti_
schen Verblendung schon deshalb für
falsch häIt, weil sie von Kommunisten
e¡twickelt wurde, nein: Strasser leugnetdie Notwendigkeit einer einheitliãhen

nur den Werktätigen serviert, dafür sorgt
die sozialdemokratisctre Steuergesetzge-
bung.
Fs.bestätigte sich, was die DKp sagte:
,,Diese._Regierung wird die Erwartunfen,
die Millionen Wähler in sie gesetzt -ha-
ben, nidrt e¡füllen, weil sie grundsätzlich
auf der Seite des Großkatitals steht.,,
(G. Polikeit in IJZ UZ3) Doch der Bundes-
vorstarid der Jungsozialisten verstärkte
sein Gerede über die Möglichkeiten, so-
zialistische Politik bald von de¡ SpD
tragen zu lassen. Er griff nun das Argu_
ment auf, die FDp sei der Hemmsctiuh
und setzte sein taktisches Manövrieren
zwisdlen Parteivorstand und sozialisti_
schen Gruppen fort.
Offenkundig wurde der Kurs der Juso_
Führer in der Strategie-Debatte ih¡er
Arbeitsgemeinschaft in der SpD.
Da-{ die Interessen der werktätigen Be-
völkerung so nicht vertreten *"rã"rr, ¡ã_ginnen auch immer mehr Soziald"-okru_
ten zu erkennen. Die Forderungen nach
einer Politik im Interesse der ,ä.rbeiter_
klasse werden lauter, die Differenzie-
rungsprozesse innerhalb der SpD nehmen
zu, Das wird auch deutlich an dem soge_
nannten,Stamokap'-Streit innerhalb der
SPD und hier besonde¡s innerhalb der
Jungsozialisten. Eine hervo¡stechenae nãl-

Bravo!
B re m e n (dpa) - Der Bremer Se-
nat w¡ll künftig ,,rechtsw¡dr¡gen
Nutzungen" von leerstehenden
Häusern ,,m¡t angemessenen Mit-
teln" entgegentreten. Das erklärte
Bürgermeister Hans Koschnick
(SPD). Die Stadt $rerde es n¡eman-
dem gestatten, ,im Wege des
Faustrechts auf Kosten der Allge-
me¡nhe¡t persönl¡che Vortelle zu er-
langen".

o
Hiermit bestelle ich die UZ -Unsere Zeit - für ein Jahr
zum v.¡erteljährlichen Bezugs-
preis ion DM 6,50

o

Weltansdrauung für die Arbeiterbewe_
gung überhaupt..Für ihn gilt nicht, was
Ma¡x_ und Engels schon mÍt dem ,Mani_fest der kommunistischen partei, in den
Vordergrund stellten, nämlich die Vei_
ernlgung der Arbeiterklasse in ihrer par_
tei auf der Grundlage einer diatektisch_

cÍù

@

Dahinter steckt Erfahrung. Da-
hinter steckt die marxistische
Arbeiterpartei, die DKp. ln
jeder Nummer der UZ: die
Konzernpolitik wird enilarvt,
die Situation an Schulen und
Hochsch ulen wird durchleuch-
tet. Und was genau so wich-
tig ist: Anleitung zum Handeln
für den gesellschafilichen
Fortschritt. Jede Woche.

Bitte schicken Sie mir
exemplare
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materialistischen Theorie. Er meint, daß
der ,,Kampf gegen den ,Pluralismus' und
für eine ,einheitliche ldeologie' in zwei
Punkten unmarxistisch (ist) : Einmal ent-
häit sie ein gutes Stück Voluntarismus,
indem sie unterstellt, daß die Festiqkeit
und Einheitlichkeit der politischen Uber-
zeugung der entscheidende Faktor in der
realen politischen Auseinandersetzung
sei, und zum anderen wi¡d hier der bür-
gerliche ldeologiebegriff unbesehen über-
nommen."5

So ist es verståindlich, daß er kein Inter-
esse daran hat, exakt die Grundfragen
herauszuarbeiten, die die Arbeiterbewe-
gung lösen muß. Ihm gerät der Kern des
Ganzen, nämlich die Macht der Monopole,
die das gesetzmäßige Resultat der Ent-
wickiung der Produktivkräfie unter kapi-
talistischen Produktionsverhältnissen ist,

alle gesellschaftlichen Bereiche durch-
dringt und auch vor dem Staat nicht halt
macht, durcheinander mit Problemen, die
sich e¡st aus der Monopolherrschaft er-
geben. Das dialektische Verhältnis von
Basis und Uberbau umkehrend führt
St¡asser aus:,,Kapitalistische Her¡schaft
beruht heute sehr wesentlich auf der
Stiftung und Erhaitung bestimmter Kon-
sumgewohnheiten, auf der Manipulation
von Bedùrfnissen und Meinungen und
qgf dem komplizierten System gestufter

^Abhängigkeiten 
in Betrieb, Schule, Ver-

fwaltun"g,"Familie usw."6

St¡asser hat also vom Marxismus ent-
weder nichts begriffen oder ve¡fälscht
bewußt, mit demagogischer Absicht die
Aussagen der Vertreter der Theorie vom
staatsmonopolistischen Kapitalismus. Das
\Mesen des Monopols, die besonderen
Aufgaben der Staatsmacht im Imperialis-
mus, die Bedeutung der Eigentumsfrage
sowie des Kampfes um Demokratie uñd
Reforrnen und der Zusammenhang von
antimonopolistischer Demokratie und
Aufbau des Sozialismus, all das ist ihm
unvollstjindig, ve.rzerrt oder verdreht ausder _Feder geglitten, denn de¡ popanz,
auf den e¡ in seiner Kritik schießd haimit der Theorie über den staatsmãnopãù-
stischen Kapitalismus wenig Ahnlichieii.
r,locn dre Verlälschungen und Unterstel_

Iungen laufen - ob dies in Strassers
Absicht lag oder nicht - nur darauf hin-
aus, die Ziele und den Kampf der Marxi-
sten sowie den realen Sozialismus zu
diffamieren und antikommunistische Vor-
urteile zu erwecken, Die eigbne, reformi-
stisdre Politik stellt er dabei als den
wahren sozialistisctren Kampf hin. -
Das ist nicht funktionslos: es geht dabei
um die Isolierung und Einschüchterung
eigener Partetgenossen, die zu begreifen
begonnen haben, daß die Befreiung _der
Arbeiterkiasse heute nur gegen das Mo-
nopolkapital und nur auf der Grundlage
dei Aktronseinheit von. Sozialdemokra-
ten, Kommunisten und anderen Demô-
kraten im breiten, antimonopolistischen
Bündnis mit allen vom lvlonpolkapital
ausgebeuteten und unterdrückten Schich-
ten errercht werden kann.

Daß die Verwirrung zum Teil gelungen
ist, zeÍgte der Bundeskongreß der Jung-
sozialisten im Mä¡z in tsad Godesberg.
Es wurde zwar scharfe Kritik an der PoIi-
tik der redrten SPD-Führung geübt und
wichtige Beschlüsse, in denen die Ver-
staathchung der Großkonzerne und Ban-
ken gelordert, die Solidarität mit den
natÍonalen Befreiungsbewegungen erklärt
und die RoIIe des US-Imperialismus in
der WeIt und vor allem auch in Europa
angeprangert wurde, wu¡den gefaßt. Aber
es fehlte ein klares Bekenntnis zur Not-
wendigkeit der Aktionseinheit im Inter-
esse der Arbeiterklasse. Verfeinerte anti-
kommunistische Vorstellungen und die
Illusionen des 3. Weges hinderten die
Mehrheit an de¡ Entwicklung einer
Kamptperspektive, mit der grundlegende
Veränderungen der imperialistischen Ge-
selischaft er¡eicht werden können. Daß die
Rolìe des Juso-Bundesvorstands dabei
nicht unzwielichtig war, darauf deutet
der Satz Böners hin: ,,\Menn ich auf dem
Kongreß gesagt hätte, wie gut das per-
sönliche Verhältnis zwischen tien Juso-
Vorstandsmitgliedern und mir ist, würde
der Vorstand nicht wiede¡gewählt wer-
den."7

Es ist konsequent, daß sich 14 Tage spä-
ter 30 fortschrittliche Mitglieder der SPD
entschlossen, ihre Partei, deren Charakter
sie erkannt haben, zu verlassen. Sie lie-
ßen sich nicht durch die Funktion der
Juso-,Doppelstrategie', die die Mobilisie-
rung von Massen einerseits und Einfluß-
nahme auf SPD-Führungsbeschlüsse an-
dererseits vorsieht und damit ständig zu
Kompromissen tendieren muß, die letzt-
lich nur allzu leicht auf die Bindung von
Sozialisten an die opportunistische SPD
hi.nauslaufen, Ein aktiver Kampf für den
Sozialismus kann nur dann wirklich er-
foigreich sein, wenn er in der Partei der
Arbeiterklasse, der DKP, geführt wird,
wenn die DKP in der BRD gestärkt wird.
An alle Sozialdemokraten ist um so deut-
licher die Frage zu ridrten, wie sie die
z. T. fortschrittlichen Beschlüsse ihrer Par-
teigliederungen und eine Politik im In-
teresse der Arbeiter und Angestellten
Geschichte der Arbeiterbewegung, aus den
Geschichte der Arbeiterbewegung, den
letzten Kämpfen bei Hoesch und Mannes-
mann und aus der Arbeit im VDS sind
eindeutig. Nur im gemeinsamen Flandeln
der Klasse, in der Aktionseinheit von
Kommunisten und Sozialdemokraten,
ch¡istlichen und parteilosen Arbeitern

kann die Arbeiterklasse ihre Kraft ent-
falten und Erfolge erringen, Und was für
die A¡beiterklasse richtig ist, gilt auch
für die Studenten, Der MSB Spartakus hat
in seiner ganzen bisherigen Arbeit bewie-
sen, daß er für diese Aktionseinheit im
Interesse der Arbeite¡klasse und der
Studenten ohne Vorbedingungen aktiv
eintritt.

Der linke lnformationsdienst der
Bundesrepublik und Westberlins.
Undogmatisch. Kritisch. Präzise.
Und der Meinung, daß ein Stand-
punkt kein Stehpunkt se¡n kann.
Das paßt manchen n¡cht ,,Ver-
fassu ngsfeindl iche Pu blikation",
sagt Amtsrichter Ruppender aus
Westberlin. Das,,prokommuni-
stische Kampfblatt Berlins"nennt
uns d¡e Würzburger,,Tagespost".
Der Westberliner,,Tagesspiegel"
sieht es klarer: ,,Eine Art Exklu-
sivorgan für höheren Orts als un-
angenehm empfundene M¡tte¡lufÞ
gen.t'

Lassen auch S¡e sich etwas mit-
teilen. Zweimal die Woche auf
jeweils 24 Seiten. Für DM 6,- im
Monat. Bestellen Sie drei Monate
zur Probe. Die 18 DM, die Sie da-
für aufwenden, sind nächstes
Jahr sowieso nur noch 12 Mark
wert.

EXTRA-Dienst, I Bertin 31,
ffalzburger Strasse 20.
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,,lm alten internationalen Arbeiter-
kampflied beginnt eine Strophe:
,,ln Stadt und Land ihr Arbeits-
leute, wir sind die stärkste der Par-
teino'. Die Sozialdemokratische Par-
tei . .. ist nun im Parlament und
nach ihrer Mitgliederzahl die stärk-
ste Parte¡..,'o
Werbert Wehner in ,,Die neue Ge-
sellschaft"
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mùssen diejenigen tun, die seit übeî
hundert Jahren die politischen Vertreter
der Arbeitnehmerschaft sind: die Gewerk-
schaften und die Sozialdemokraten. Im
Interesse unseres demokratischen Staates
muß man die Sozialdemokratie bei der
Erfüllung dieser Aufgabe nach Kräften
unterstützen. "a
Politik der SPD-Führung ist heute nicht
mehr kleinbürgerlidre und deshalb aus-
sichtslose Strategie und Taktik, um zum
Sozialismus zu kommen, sondern offene
Verteidigung des Imperialismus, Aufgabe
des sozialistischen Ziels, Zusammenai.beit
mit der Monopolbourgeoisie, Verleug-
nung der Klassengesellschaft, Integration
der Arbeiterklasse und Kampf gegãn De-
mokraten, Sozialisten und Kommunisten.
Sofort nach ihrem Wahlsieg setzte siefort dies zu beweisen. Schtag auf Schlag
stellten die SPD-Rechten klar, wohin ihré
Bestrebungen gehen. Jusos und Gewerk-
schaften wurden von SPD-Pressesprecher
Schulz als ,,Heerhaufen" und ,,Truppen-teile des Siegers" beschimpft und von
der Beteiligung an politischen Entschei-
dungen ausgeschlossen. Brandt kündiqte
unter dem Beifall der CDU/CSU in seiñer

Das ist es!
".., Selbstverständl¡ch: Fernseher,
Radio und Durchwahltelefon. Weii
wir meinen, daß ein modernes Ho-
tel weit mehr b¡eten muß als eine
gute Übernachtung. Nämtich - um
es m¡t e¡nem treffenden Modewort
zu sagen: Lebens-Qualität.,,
Aus einem Prospekt des Kurhotels
Hahnenklee in lntercity-Zügen.

Regierungserklärung an: ,,\Mer den soli-
den Fortsch¡itt will, der muß im Zuwachs
des persöniichen Verbráuchs auch mal
langsamer treten. Reformgerede, hinter
dem sich nur Gehaltsfordeiungen taïnen,
taugt wenig." Einen Tag später traf er

sich dann mit 40 Konzerngewaltigen. Die
anschließende Quasi-Lohnieitiìiiie von 8,5
Prozent schmäIerte die Reallöhne für
Millionen Arbeiter, Angestellte und Be-
amte; und die politische Abhängiokeit
von den USA riß während der letzten
Währungskrise eine Milliardenlüche in
den Staatshaushalt. Die Rechnung wird

Schade
,,\Mir können derzeit in keinem ein-
zigen Punkt s¡chtbar machen, was
demokratischer Sozialismus ¡st,,,
Der als links geltende Bremer SpD-
Vorsitzende Henning Scherf

Die Zeitung
der Arbeiter
die Millionäre
gegen

le nahm Johanno Strasser, vom ,,Spiegel,,
inzwischen zum Chefideologen der Jung-
sozialisten hochgejubelt, ein. Sein papier
,,Zur Theorie und Praxis der ,stamokãp'-
Çrupqe bei Jungsozialisten", daß vom
Juso-Bundesvorstand in gròßem Umfange
vertrieben wurde, war Anlaß für die bür-
gerliche Presse, eine Diffamierungskam-
pagne gegen fo¡tschrittliche Jungsoziali-
sten, die für die Aktionseinheit mit Kom-
munisten eintreten, zu starten.
Die Fehler Strassers in der Auseinander-
setzung mit der Theorie über den Staats-
monopolkapitalismus und den aus ihr
und der Gesctrichte der Arbeiterbewegung
resultierend strategischen Anleituñqeñfür den Kampf der Arbeiterklasse -um
Demokratie und Sozialismus sind die
alten Fehler aller Opportunisten,
Nidrt nur, daß er die Theorie ùber den
sog. Stamokap in seiner a¡tikommunisti_
schen Verblendung schon deshalb für
falsch häIt, weil sie von Kommunisten
e¡twickelt wurde, nein: Strasser leugnetdie Notwendigkeit einer einheitliãhen

nur den Werktätigen serviert, dafür sorgt
die sozialdemokratisctre Steuergesetzge-
bung.
Fs.bestätigte sich, was die DKp sagte:
,,Diese._Regierung wird die Erwartunfen,
die Millionen Wähler in sie gesetzt -ha-
ben, nidrt e¡füllen, weil sie grundsätzlich
auf der Seite des Großkatitals steht.,,
(G. Polikeit in IJZ UZ3) Doch der Bundes-
vorstarid der Jungsozialisten verstärkte
sein Gerede über die Möglichkeiten, so-
zialistische Politik bald von de¡ SpD
tragen zu lassen. Er griff nun das Argu_
ment auf, die FDp sei der Hemmsctiuh
und setzte sein taktisches Manövrieren
zwisdlen Parteivorstand und sozialisti_
schen Gruppen fort.
Offenkundig wurde der Kurs der Juso_
Führer in der Strategie-Debatte ih¡er
Arbeitsgemeinschaft in der SpD.
Da-{ die Interessen der werktätigen Be-
völkerung so nicht vertreten *"rã"rr, ¡ã_ginnen auch immer mehr Soziald"-okru_
ten zu erkennen. Die Forderungen nach
einer Politik im Interesse der ,ä.rbeiter_
klasse werden lauter, die Differenzie-
rungsprozesse innerhalb der SpD nehmen
zu, Das wird auch deutlich an dem soge_
nannten,Stamokap'-Streit innerhalb der
SPD und hier besonde¡s innerhalb der
Jungsozialisten. Eine hervo¡stechenae nãl-

Bravo!
B re m e n (dpa) - Der Bremer Se-
nat w¡ll künftig ,,rechtsw¡dr¡gen
Nutzungen" von leerstehenden
Häusern ,,m¡t angemessenen Mit-
teln" entgegentreten. Das erklärte
Bürgermeister Hans Koschnick
(SPD). Die Stadt $rerde es n¡eman-
dem gestatten, ,im Wege des
Faustrechts auf Kosten der Allge-
me¡nhe¡t persönl¡che Vortelle zu er-
langen".

o
Hiermit bestelle ich die UZ -Unsere Zeit - für ein Jahr
zum v.¡erteljährlichen Bezugs-
preis ion DM 6,50

o

Weltansdrauung für die Arbeiterbewe_
gung überhaupt..Für ihn gilt nicht, was
Ma¡x_ und Engels schon mÍt dem ,Mani_fest der kommunistischen partei, in den
Vordergrund stellten, nämlich die Vei_
ernlgung der Arbeiterklasse in ihrer par_
tei auf der Grundlage einer diatektisch_

cÍù

@

Dahinter steckt Erfahrung. Da-
hinter steckt die marxistische
Arbeiterpartei, die DKp. ln
jeder Nummer der UZ: die
Konzernpolitik wird enilarvt,
die Situation an Schulen und
Hochsch ulen wird durchleuch-
tet. Und was genau so wich-
tig ist: Anleitung zum Handeln
für den gesellschafilichen
Fortschritt. Jede Woche.

Bitte schicken Sie mir
exemplare
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Zeitungder DKP

materialistischen Theorie. Er meint, daß
der ,,Kampf gegen den ,Pluralismus' und
für eine ,einheitliche ldeologie' in zwei
Punkten unmarxistisch (ist) : Einmal ent-
häit sie ein gutes Stück Voluntarismus,
indem sie unterstellt, daß die Festiqkeit
und Einheitlichkeit der politischen Uber-
zeugung der entscheidende Faktor in der
realen politischen Auseinandersetzung
sei, und zum anderen wi¡d hier der bür-
gerliche ldeologiebegriff unbesehen über-
nommen."5

So ist es verståindlich, daß er kein Inter-
esse daran hat, exakt die Grundfragen
herauszuarbeiten, die die Arbeiterbewe-
gung lösen muß. Ihm gerät der Kern des
Ganzen, nämlich die Macht der Monopole,
die das gesetzmäßige Resultat der Ent-
wickiung der Produktivkräfie unter kapi-
talistischen Produktionsverhältnissen ist,

alle gesellschaftlichen Bereiche durch-
dringt und auch vor dem Staat nicht halt
macht, durcheinander mit Problemen, die
sich e¡st aus der Monopolherrschaft er-
geben. Das dialektische Verhältnis von
Basis und Uberbau umkehrend führt
St¡asser aus:,,Kapitalistische Her¡schaft
beruht heute sehr wesentlich auf der
Stiftung und Erhaitung bestimmter Kon-
sumgewohnheiten, auf der Manipulation
von Bedùrfnissen und Meinungen und
qgf dem komplizierten System gestufter

^Abhängigkeiten 
in Betrieb, Schule, Ver-

fwaltun"g,"Familie usw."6

St¡asser hat also vom Marxismus ent-
weder nichts begriffen oder ve¡fälscht
bewußt, mit demagogischer Absicht die
Aussagen der Vertreter der Theorie vom
staatsmonopolistischen Kapitalismus. Das
\Mesen des Monopols, die besonderen
Aufgaben der Staatsmacht im Imperialis-
mus, die Bedeutung der Eigentumsfrage
sowie des Kampfes um Demokratie uñd
Reforrnen und der Zusammenhang von
antimonopolistischer Demokratie und
Aufbau des Sozialismus, all das ist ihm
unvollstjindig, ve.rzerrt oder verdreht ausder _Feder geglitten, denn de¡ popanz,
auf den e¡ in seiner Kritik schießd haimit der Theorie über den staatsmãnopãù-
stischen Kapitalismus wenig Ahnlichieii.
r,locn dre Verlälschungen und Unterstel_

Iungen laufen - ob dies in Strassers
Absicht lag oder nicht - nur darauf hin-
aus, die Ziele und den Kampf der Marxi-
sten sowie den realen Sozialismus zu
diffamieren und antikommunistische Vor-
urteile zu erwecken, Die eigbne, reformi-
stisdre Politik stellt er dabei als den
wahren sozialistisctren Kampf hin. -
Das ist nicht funktionslos: es geht dabei
um die Isolierung und Einschüchterung
eigener Partetgenossen, die zu begreifen
begonnen haben, daß die Befreiung _der
Arbeiterkiasse heute nur gegen das Mo-
nopolkapital und nur auf der Grundlage
dei Aktronseinheit von. Sozialdemokra-
ten, Kommunisten und anderen Demô-
kraten im breiten, antimonopolistischen
Bündnis mit allen vom lvlonpolkapital
ausgebeuteten und unterdrückten Schich-
ten errercht werden kann.

Daß die Verwirrung zum Teil gelungen
ist, zeÍgte der Bundeskongreß der Jung-
sozialisten im Mä¡z in tsad Godesberg.
Es wurde zwar scharfe Kritik an der PoIi-
tik der redrten SPD-Führung geübt und
wichtige Beschlüsse, in denen die Ver-
staathchung der Großkonzerne und Ban-
ken gelordert, die Solidarität mit den
natÍonalen Befreiungsbewegungen erklärt
und die RoIIe des US-Imperialismus in
der WeIt und vor allem auch in Europa
angeprangert wurde, wu¡den gefaßt. Aber
es fehlte ein klares Bekenntnis zur Not-
wendigkeit der Aktionseinheit im Inter-
esse der Arbeiterklasse. Verfeinerte anti-
kommunistische Vorstellungen und die
Illusionen des 3. Weges hinderten die
Mehrheit an de¡ Entwicklung einer
Kamptperspektive, mit der grundlegende
Veränderungen der imperialistischen Ge-
selischaft er¡eicht werden können. Daß die
Rolìe des Juso-Bundesvorstands dabei
nicht unzwielichtig war, darauf deutet
der Satz Böners hin: ,,\Menn ich auf dem
Kongreß gesagt hätte, wie gut das per-
sönliche Verhältnis zwischen tien Juso-
Vorstandsmitgliedern und mir ist, würde
der Vorstand nicht wiede¡gewählt wer-
den."7

Es ist konsequent, daß sich 14 Tage spä-
ter 30 fortschrittliche Mitglieder der SPD
entschlossen, ihre Partei, deren Charakter
sie erkannt haben, zu verlassen. Sie lie-
ßen sich nicht durch die Funktion der
Juso-,Doppelstrategie', die die Mobilisie-
rung von Massen einerseits und Einfluß-
nahme auf SPD-Führungsbeschlüsse an-
dererseits vorsieht und damit ständig zu
Kompromissen tendieren muß, die letzt-
lich nur allzu leicht auf die Bindung von
Sozialisten an die opportunistische SPD
hi.nauslaufen, Ein aktiver Kampf für den
Sozialismus kann nur dann wirklich er-
foigreich sein, wenn er in der Partei der
Arbeiterklasse, der DKP, geführt wird,
wenn die DKP in der BRD gestärkt wird.
An alle Sozialdemokraten ist um so deut-
licher die Frage zu ridrten, wie sie die
z. T. fortschrittlichen Beschlüsse ihrer Par-
teigliederungen und eine Politik im In-
teresse der Arbeiter und Angestellten
Geschichte der Arbeiterbewegung, aus den
Geschichte der Arbeiterbewegung, den
letzten Kämpfen bei Hoesch und Mannes-
mann und aus der Arbeit im VDS sind
eindeutig. Nur im gemeinsamen Flandeln
der Klasse, in der Aktionseinheit von
Kommunisten und Sozialdemokraten,
ch¡istlichen und parteilosen Arbeitern

kann die Arbeiterklasse ihre Kraft ent-
falten und Erfolge erringen, Und was für
die A¡beiterklasse richtig ist, gilt auch
für die Studenten, Der MSB Spartakus hat
in seiner ganzen bisherigen Arbeit bewie-
sen, daß er für diese Aktionseinheit im
Interesse der Arbeite¡klasse und der
Studenten ohne Vorbedingungen aktiv
eintritt.

Der linke lnformationsdienst der
Bundesrepublik und Westberlins.
Undogmatisch. Kritisch. Präzise.
Und der Meinung, daß ein Stand-
punkt kein Stehpunkt se¡n kann.
Das paßt manchen n¡cht ,,Ver-
fassu ngsfeindl iche Pu blikation",
sagt Amtsrichter Ruppender aus
Westberlin. Das,,prokommuni-
stische Kampfblatt Berlins"nennt
uns d¡e Würzburger,,Tagespost".
Der Westberliner,,Tagesspiegel"
sieht es klarer: ,,Eine Art Exklu-
sivorgan für höheren Orts als un-
angenehm empfundene M¡tte¡lufÞ
gen.t'

Lassen auch S¡e sich etwas mit-
teilen. Zweimal die Woche auf
jeweils 24 Seiten. Für DM 6,- im
Monat. Bestellen Sie drei Monate
zur Probe. Die 18 DM, die Sie da-
für aufwenden, sind nächstes
Jahr sowieso nur noch 12 Mark
wert.

EXTRA-Dienst, I Bertin 31,
ffalzburger Strasse 20.
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,,lm alten internationalen Arbeiter-
kampflied beginnt eine Strophe:
,,ln Stadt und Land ihr Arbeits-
leute, wir sind die stärkste der Par-
teino'. Die Sozialdemokratische Par-
tei . .. ist nun im Parlament und
nach ihrer Mitgliederzahl die stärk-
ste Parte¡..,'o
Werbert Wehner in ,,Die neue Ge-
sellschaft"
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Wuffe im studentischen Mossenkumpf
Von Gunter Riec*rey

Für den MSB SPARTAKUS als marxistischen Studentenverband ist die marxistische Bildungsarbeit untrenn-
barer und erstrangiger Bestandteil der Verbandsarbeit überhaupt. Unsere Stär'ke liegt in unserergemeinsamen
Weltanschauung, der Theorie von Marx, Engels und Lenin. Diese Theorie existiert nicht um ihrer selbst
willen, sie weist den Weg zu Demokratie und Sozialismus und sie ist nicht nur Waffe im Kampf der Arbeiter-
klasse. ,,Die Entwicklung der westdeutschen Studentenbewegung hat bewiesen", so hielten wir bereits auf
unserem ersten Bundeskongreß fest, ,,daß die konkrete Anwendung des Marxismus von entscheidender
Bedeutung für den erfolgreichen Verlauf der politischen Bewegung an den Hoch- und Fachschulen ist." Der
Kampf der Studenten um ihre lnteressen, den sie an der Seite der Arbeiterklasse führen, der eine antimono-
polistische Stoßrichtung und sozialistische Perspektivehaben muß, will er erfolgreich sein, erfordert sozialisti-
sches Bewußtsein.

a

ln unserem auf dem 2. Bundeskongreß verabschiedeten pro-
gramm ,,Für die eigenen lnteressen kämpfen - Mit der Arbeiter-
klasse verbünden!" zeigen wir die gemeinsamen lnteressen von
Arbeiterklasse und Studenten auf und entwickeln, daß diese lnter-
essen nur im Kampf gegen die Herrschaft des Großkapitals durch-
gesetzt werden können. Denn nur eine Gesellschaft, die nicht vom
Profit¡nteresse einer Minderhe¡t bestimmt w¡rd, ermöglicht die
volle Entfaltung menschlicher Anlagen und Fähigkeiten, die
aktive Teilnahme der arbeitenden Menschen an allen wichtigen
Entscheidungen in W¡rtschaft, Staat und Gesellschaft. Erst ¡n der
sozialistischen Gesellschaft können die Studenten ihre wissen-
schaftlich gebildete Arbeitskraft schöpferisch zulplanvollen
Nutzung und Mehrung des gesellschaftlichen Reichtums und zum
Wohl der arbeitenden Bevölkerung einsetzen
Wie entwickelt sich nun sozialistisches Bewußtsein unter den Stu-
denten? Die letzten Semester an den Hochschulen und Fach-
schulen der BRD sind durch einen Aufschwung der student¡schen
Massenkämpfe gekennzeichnet. An vielen Hoch- und Fachhoch-
schulen haben Streiks und Demonstrationen gegen reaktionäre
Studien- und Prüfungsordnungen stattgefunden. Mit der Beteili-
gung an diesen Massenkämpfen ist aber noch nicht auiomatisch
die Entwicklung eines sozialistischen Bewußtseins bei den Stu-
denten verbunden. Sollen die Kämpfe Perspektive haben, die
richtige Stoßrichtung erhalten, müssen diese oft noch spontanen
ökonomischen Kämpfe mit höherem politischen Bewußtsein ge-
führt werden. Das heißt, als Kämpfe mit dem W¡llen zur gesell-
schaftlichen Veränderung.
Welche Rolle kommt hierbei der zielgerichteten und organis¡erten
Ïätigkeit eines marxistischen Verbandes als Faktor für die Ent-
wicklung des Bewußtseins, als entscheidende Voraussetzung für
den Erfolg des Kampfes überhaupt zu?
Wir können dabei von den Erfahrungen der Arbeiterbewegung
ausgehen. Die zentrale Erkenntnis ist, wie von Lenin in ,,WAS
TUN?" entwickelt, daß sich sozialistisches Bewußtsein n¡cht spon-
tan herausbildet, Zwei Gründe hiertür müssen genannt werden.
1. Historisch entsteht d¡e sozial¡stische ldeologie im Entwick-
lungsprozeß der Wissenschaft. Seit der wissenschaftliche Sozialis-
mus zur Wissenschaft geworden ist, so stellte Engels bereits fest,
will er auch als solche behandelt werden, d. h. studiert werden.
Und 2., die spontane Bewegung in die Richtung deÈ geringsten
Widerstandes führt unweigerlich zur bürgerlichen ldeologie.
Solange kapitalistische Produktionsverhältnisse existieren, kommt
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es zur spontanen Produktion und Reproduktion der bürgerlichen
ldeologie. Das ergibt sich schon aus den klassischen Verschleie-
rungsmechanismen der kapitalistischen Warenproduktion, z.B',
daß die Mehrwertproduktion nicht als solche erscheint. lm staats-
monopolistischen Kap¡talismus treten neue Verschleierungs-
mechanismen hinzu. Staatsmonopolistische Regulierung, also
Maßnahmen zur kurz- und langfristigen Profitsicherung, können
als Maßnahmen der Gesellschaft für die Gesellschaft erscheinen.
Dieser ,,stumme Zwang" der ökonomischen Verhältnisse reicht
aber immer weniger aus, um die überlebte Herrschaft der Mono-
polbourgeoisie aufrechtzuerhalten. Hinzu kommt ein lnstrumen-
tarium der ideologischen Beherrschung. Lenin weist in dìesem
Zusammenhang darauf hin, daß die bürgerliche ldeologie viel
älter ist, als die sozialistische und über viel mehr Mittel der Ver-
breitung verfügt als diese.

Bürgerliche ldeologie begegnet dem Menschen überall in seinem
ganzen Entwicklungsprozeß, in Familie, Schule, Kirche, Armee.
Ein lückenloses Mediensystem der herrschenden Klasse ergänzt
gerade heute das System der geistigen Maniputterung in allen
gesellschaftlichen Bereichen. Lenin unterstreicht, daß aus all die-
sen Gründen überall dort, wo die sozialistische ldeologie nicht ist,
die bürgerliche ldeologie herrscht. Aus den beiden genannten
Gründen muß das Klassenbewußtsein ¡n die Arbeiterklasse hin-
eingetragen werden, muß die spontane Herrschaft der bürger-
lichen ldeologie kompromißlos bekämpft werden. Die sozialisti-
sche ldeologie kann nur in die Köpfe der Arbeiter getragen wer-
den, wenn die bürgerliche ldeologie Schr¡tt für Schr¡tt beiseite
gedrängt wird.,,Jede Herabminderung der sozialistischen
Ideologie bedeutet zugleich eine Stärkung der bürgerlichen
ldeologie." (L. W. 5,390)

Welche Bedeutung hat diese Erkenntnis für die Studenten und
ihren Kampf? Das Klassenbewußtse¡n der Arbeiterklasse ist die
Widerspiegelung der Gesetzmäß¡gkeiten, die die Ablösung des
Kapitalismus durch den Sozialismus objektiv bedingen. Seinem
theoretischen Gehalt nach, seinen wesentlichen lnhalten nach,
findet insofern das Klassenbewußtsein der Arbeiterklasse seinen
Ausdruck im wissenschaftlichen Sozialismus bzw. in den allge-
meinen Prinzipien und Programmen der kommunistischen Welþ
bewegung. Bewußtheit des studentiscfien Kampfes heißt in Ge-
genüberstellung zum Klassenbewußtse¡n der Arbeiterklasse die
Erkenntnis, daß die eigenen lnteressen nur an der Seite der
Arbeiterklasse erkämpft werden können. Wie das Klassen-
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bewußtsein der Arbeiterklasse seinen Ursprung in den mater¡el-
len gesellschaftlichen Verhältnissen hat, so ist das auch mit der
Bewußthe¡t der Studenten, als Teil der lntelligenz. Bewußtheit der
lntelligenz wie aller antimonopolistischen Schichten ist die Wider-
spiegelung der Gesetzmäßigkeit im Monopolkapitalismus und
verstärkt im staatsmonopolistischen Kapitalismus, daß die Mono-
pole alle gesellschaftlichen Bereiche ihren Verwertungsbedingun-
gen unterordnen. Bewußtheit, die dem Drang der Monopole nach
Aggression nach außen und Reaktion nach innen, die sich in den
ständigen Abbau demokratischer Rechte äußert, entgegensteht.
Für diese Bewußtheit der lntelligenz gilt nicht nur die Erkenntnis,
daß sie sich nicht spontan herausbildet; hier muß dem aktiven
Hineintragen eine noch größere Bedeutung zugeordnet werden.
Die Intelligenz bzw. die Studenten haben keine histor¡sche Mis-

¡sion zu erfüllen, sie können, um ihre eigenen lnteressen durch-
\Jzusetzen, sich nur auf die Seite der Klasse stellen, die historisch

den gesellschaftlichen Fortschr¡tt trägt.
lm Kampf um diese lnteressen wird aber spontan in der Regel
nicht die Rolle der Arbeiterklasse erkannt, ist deshalb der Kampf
oft nach rückwärts gerichtet, geht er um alte Privilegien und Vor-
rechte, kommt es zur Überschätzung der eigenen Kraft. Theorien,
die diese Überschätzung zum Gegenstand haben, bringen das
zum Ausdruck. Es sei hier nur auf Marcuse und beispielsweise
auf Malèt verwiesen.
Wir können heute e¡ne Verschärfung des ideologischen Klassen-
kampfes beobachten. Die Bourgeoisie versucht, aus ihrer histo-
rischen Defensive, in die sie durch die Verschärfung der Wider-
sprüche im eigenen Land und durch die Stärke des sozial¡sti-
schen Weltsystems gedrängt ist, ideologisch in die Offensive zu
kommen. Das lmage des Kapitalismus soll durch Theorien einer
humanen Leistungsgesellschaft, durch verstärkte Propagierung
von Sozialpartnerschafts-Theorien und durch die Behauptung von
der Reformfähigkeit des Kapitalismus aufpoliert werden. ln die
gleiche Richtung zielen bürgerliche bis rechtsopportunistische
Theorien vom demokratischen Sozialismus, der nichts anderes
ist, als die alte Ausbeuterordnung im neuen Gewand. Sie sollen
das größer gewordene kritische Potential in dieses System inte-
grieren, verhindern, daß sich sozialistisches Bewußtsein entw¡k-
kelt. ln die gleiche Richtung zielen allerdings auch ultralinke
Grüppchen und Theorien, die wild ins Kraut geschossen sind,
Sie spalten die fortschrittlichen Studenten und behindern den
einheitlichen Kampf der Studenten mit richtigem Ziel und richti-

gen Mitteln. Letztl¡ch nutzen sie nur den Herrschenden, wenn
sie die Studenten in die Resig,nat¡on führen. Daß das ultralinke
Sektierertum in solchem Maße auftritt, ist aber auch auf den
Charakter der Studenten im allgemeinen als soziale Schicht
zurückzuführen. Lenin schrieb über die lntelligenz, daß ,,die labile
widerspruchsvolle Übergangsstellung dieser Gesellschaftsschicht
darin zum Ausdruck kommt, daß jene zwieschlächtigen, elekti-
schen Anschauungen unter ihr besonders weit verbre¡tet sind,
jener Mischmasch entgegengesetzter Prinzipien und Ansichten".
(1. W. 4, 196)

Die Relikte bürgerlicher ldeologie werden auch bei Genossen,
die in den MSB SPARTAKUS eintreten, nicht einfach l¡quid¡ert.
Wir sagten deshalb auf unserem 1. Bundeskongreß, daß ,,die
Studenten, die auf der Grundlage unseres Programms zu uns
kommen, systemat¡sch mit,der marxistisch-lenin¡stischen Theorie
vertraut gemacht werden, mit der Strategie der nationalen und
¡nternationalen Arbeiterklasse des soz¡alistischen Systems und
der kommunist¡schen Parteien. Es gilt, sie an diese Problematik
heranzuführen ".

Wenn wir u.nserer Aufgabe gerecht werden wollen, sozialistisches
Bewußtsein in die Studentenschaft hineinzutragen und damit dem
studentischen Massenkampf Ziel und Richtung zu verleihen,
müssen wir der innerverbindlichen Bildungsarbeit einen hohen
Stellenwerl einräumen. Dabei müssen alle Mitglieder und nicht
nur die, die schon lange in der Bewegung stehen, befähigt sein,
in der Diskussion und im persönlichen Gespräch den Standpunkt
des SPARTAKUS gegen die bürgerliche ldeologie und auch ihrer
sich links gebenden Varianten vertreten zu können. Jeder muß
in der Lage sein, unsere richtige Orientierung und unsere Pro-
gramme in der Auseinandersetzung m¡t dem Links- und Rechts-
opportunismus zu begründen und zu vertreten. D. h., es genügt
nicht nur, das Richtige sagen zu können, sondern er muß auch
wissen, warum es richtig ist.

Auf dem 2. Bundeskongreß des MSB SPARTAKUS wurde be-
schlossen, daß erstmalig ab SS 73 ein MSB-Studienjahr im Ver-
band durchgeführt und da¡nit unsere Bildungsarbeit auf eine
neue Stufe gehoben wird. Dieses MSB-Studienjahr umfaßt
1. die Bildungsthemen
2. den Kurs ,,Einführung in die Politik des MSB"
3. den Kurs ,,Einführung in den Marxismus" mit den drei Zirkeln

,,Dialektischer und . historischer Materialismus",,,Politische
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Wuffe im studentischen Mossenkumpf
Von Gunter Riec*rey

Für den MSB SPARTAKUS als marxistischen Studentenverband ist die marxistische Bildungsarbeit untrenn-
barer und erstrangiger Bestandteil der Verbandsarbeit überhaupt. Unsere Stär'ke liegt in unserergemeinsamen
Weltanschauung, der Theorie von Marx, Engels und Lenin. Diese Theorie existiert nicht um ihrer selbst
willen, sie weist den Weg zu Demokratie und Sozialismus und sie ist nicht nur Waffe im Kampf der Arbeiter-
klasse. ,,Die Entwicklung der westdeutschen Studentenbewegung hat bewiesen", so hielten wir bereits auf
unserem ersten Bundeskongreß fest, ,,daß die konkrete Anwendung des Marxismus von entscheidender
Bedeutung für den erfolgreichen Verlauf der politischen Bewegung an den Hoch- und Fachschulen ist." Der
Kampf der Studenten um ihre lnteressen, den sie an der Seite der Arbeiterklasse führen, der eine antimono-
polistische Stoßrichtung und sozialistische Perspektivehaben muß, will er erfolgreich sein, erfordert sozialisti-
sches Bewußtsein.

a

ln unserem auf dem 2. Bundeskongreß verabschiedeten pro-
gramm ,,Für die eigenen lnteressen kämpfen - Mit der Arbeiter-
klasse verbünden!" zeigen wir die gemeinsamen lnteressen von
Arbeiterklasse und Studenten auf und entwickeln, daß diese lnter-
essen nur im Kampf gegen die Herrschaft des Großkapitals durch-
gesetzt werden können. Denn nur eine Gesellschaft, die nicht vom
Profit¡nteresse einer Minderhe¡t bestimmt w¡rd, ermöglicht die
volle Entfaltung menschlicher Anlagen und Fähigkeiten, die
aktive Teilnahme der arbeitenden Menschen an allen wichtigen
Entscheidungen in W¡rtschaft, Staat und Gesellschaft. Erst ¡n der
sozialistischen Gesellschaft können die Studenten ihre wissen-
schaftlich gebildete Arbeitskraft schöpferisch zulplanvollen
Nutzung und Mehrung des gesellschaftlichen Reichtums und zum
Wohl der arbeitenden Bevölkerung einsetzen
Wie entwickelt sich nun sozialistisches Bewußtsein unter den Stu-
denten? Die letzten Semester an den Hochschulen und Fach-
schulen der BRD sind durch einen Aufschwung der student¡schen
Massenkämpfe gekennzeichnet. An vielen Hoch- und Fachhoch-
schulen haben Streiks und Demonstrationen gegen reaktionäre
Studien- und Prüfungsordnungen stattgefunden. Mit der Beteili-
gung an diesen Massenkämpfen ist aber noch nicht auiomatisch
die Entwicklung eines sozialistischen Bewußtseins bei den Stu-
denten verbunden. Sollen die Kämpfe Perspektive haben, die
richtige Stoßrichtung erhalten, müssen diese oft noch spontanen
ökonomischen Kämpfe mit höherem politischen Bewußtsein ge-
führt werden. Das heißt, als Kämpfe mit dem W¡llen zur gesell-
schaftlichen Veränderung.
Welche Rolle kommt hierbei der zielgerichteten und organis¡erten
Ïätigkeit eines marxistischen Verbandes als Faktor für die Ent-
wicklung des Bewußtseins, als entscheidende Voraussetzung für
den Erfolg des Kampfes überhaupt zu?
Wir können dabei von den Erfahrungen der Arbeiterbewegung
ausgehen. Die zentrale Erkenntnis ist, wie von Lenin in ,,WAS
TUN?" entwickelt, daß sich sozialistisches Bewußtsein n¡cht spon-
tan herausbildet, Zwei Gründe hiertür müssen genannt werden.
1. Historisch entsteht d¡e sozial¡stische ldeologie im Entwick-
lungsprozeß der Wissenschaft. Seit der wissenschaftliche Sozialis-
mus zur Wissenschaft geworden ist, so stellte Engels bereits fest,
will er auch als solche behandelt werden, d. h. studiert werden.
Und 2., die spontane Bewegung in die Richtung deÈ geringsten
Widerstandes führt unweigerlich zur bürgerlichen ldeologie.
Solange kapitalistische Produktionsverhältnisse existieren, kommt
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es zur spontanen Produktion und Reproduktion der bürgerlichen
ldeologie. Das ergibt sich schon aus den klassischen Verschleie-
rungsmechanismen der kapitalistischen Warenproduktion, z.B',
daß die Mehrwertproduktion nicht als solche erscheint. lm staats-
monopolistischen Kap¡talismus treten neue Verschleierungs-
mechanismen hinzu. Staatsmonopolistische Regulierung, also
Maßnahmen zur kurz- und langfristigen Profitsicherung, können
als Maßnahmen der Gesellschaft für die Gesellschaft erscheinen.
Dieser ,,stumme Zwang" der ökonomischen Verhältnisse reicht
aber immer weniger aus, um die überlebte Herrschaft der Mono-
polbourgeoisie aufrechtzuerhalten. Hinzu kommt ein lnstrumen-
tarium der ideologischen Beherrschung. Lenin weist in dìesem
Zusammenhang darauf hin, daß die bürgerliche ldeologie viel
älter ist, als die sozialistische und über viel mehr Mittel der Ver-
breitung verfügt als diese.

Bürgerliche ldeologie begegnet dem Menschen überall in seinem
ganzen Entwicklungsprozeß, in Familie, Schule, Kirche, Armee.
Ein lückenloses Mediensystem der herrschenden Klasse ergänzt
gerade heute das System der geistigen Maniputterung in allen
gesellschaftlichen Bereichen. Lenin unterstreicht, daß aus all die-
sen Gründen überall dort, wo die sozialistische ldeologie nicht ist,
die bürgerliche ldeologie herrscht. Aus den beiden genannten
Gründen muß das Klassenbewußtsein ¡n die Arbeiterklasse hin-
eingetragen werden, muß die spontane Herrschaft der bürger-
lichen ldeologie kompromißlos bekämpft werden. Die sozialisti-
sche ldeologie kann nur in die Köpfe der Arbeiter getragen wer-
den, wenn die bürgerliche ldeologie Schr¡tt für Schr¡tt beiseite
gedrängt wird.,,Jede Herabminderung der sozialistischen
Ideologie bedeutet zugleich eine Stärkung der bürgerlichen
ldeologie." (L. W. 5,390)

Welche Bedeutung hat diese Erkenntnis für die Studenten und
ihren Kampf? Das Klassenbewußtse¡n der Arbeiterklasse ist die
Widerspiegelung der Gesetzmäß¡gkeiten, die die Ablösung des
Kapitalismus durch den Sozialismus objektiv bedingen. Seinem
theoretischen Gehalt nach, seinen wesentlichen lnhalten nach,
findet insofern das Klassenbewußtsein der Arbeiterklasse seinen
Ausdruck im wissenschaftlichen Sozialismus bzw. in den allge-
meinen Prinzipien und Programmen der kommunistischen Welþ
bewegung. Bewußtheit des studentiscfien Kampfes heißt in Ge-
genüberstellung zum Klassenbewußtse¡n der Arbeiterklasse die
Erkenntnis, daß die eigenen lnteressen nur an der Seite der
Arbeiterklasse erkämpft werden können. Wie das Klassen-
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bewußtsein der Arbeiterklasse seinen Ursprung in den mater¡el-
len gesellschaftlichen Verhältnissen hat, so ist das auch mit der
Bewußthe¡t der Studenten, als Teil der lntelligenz. Bewußtheit der
lntelligenz wie aller antimonopolistischen Schichten ist die Wider-
spiegelung der Gesetzmäßigkeit im Monopolkapitalismus und
verstärkt im staatsmonopolistischen Kapitalismus, daß die Mono-
pole alle gesellschaftlichen Bereiche ihren Verwertungsbedingun-
gen unterordnen. Bewußtheit, die dem Drang der Monopole nach
Aggression nach außen und Reaktion nach innen, die sich in den
ständigen Abbau demokratischer Rechte äußert, entgegensteht.
Für diese Bewußtheit der lntelligenz gilt nicht nur die Erkenntnis,
daß sie sich nicht spontan herausbildet; hier muß dem aktiven
Hineintragen eine noch größere Bedeutung zugeordnet werden.
Die Intelligenz bzw. die Studenten haben keine histor¡sche Mis-

¡sion zu erfüllen, sie können, um ihre eigenen lnteressen durch-
\Jzusetzen, sich nur auf die Seite der Klasse stellen, die historisch

den gesellschaftlichen Fortschr¡tt trägt.
lm Kampf um diese lnteressen wird aber spontan in der Regel
nicht die Rolle der Arbeiterklasse erkannt, ist deshalb der Kampf
oft nach rückwärts gerichtet, geht er um alte Privilegien und Vor-
rechte, kommt es zur Überschätzung der eigenen Kraft. Theorien,
die diese Überschätzung zum Gegenstand haben, bringen das
zum Ausdruck. Es sei hier nur auf Marcuse und beispielsweise
auf Malèt verwiesen.
Wir können heute e¡ne Verschärfung des ideologischen Klassen-
kampfes beobachten. Die Bourgeoisie versucht, aus ihrer histo-
rischen Defensive, in die sie durch die Verschärfung der Wider-
sprüche im eigenen Land und durch die Stärke des sozial¡sti-
schen Weltsystems gedrängt ist, ideologisch in die Offensive zu
kommen. Das lmage des Kapitalismus soll durch Theorien einer
humanen Leistungsgesellschaft, durch verstärkte Propagierung
von Sozialpartnerschafts-Theorien und durch die Behauptung von
der Reformfähigkeit des Kapitalismus aufpoliert werden. ln die
gleiche Richtung zielen bürgerliche bis rechtsopportunistische
Theorien vom demokratischen Sozialismus, der nichts anderes
ist, als die alte Ausbeuterordnung im neuen Gewand. Sie sollen
das größer gewordene kritische Potential in dieses System inte-
grieren, verhindern, daß sich sozialistisches Bewußtsein entw¡k-
kelt. ln die gleiche Richtung zielen allerdings auch ultralinke
Grüppchen und Theorien, die wild ins Kraut geschossen sind,
Sie spalten die fortschrittlichen Studenten und behindern den
einheitlichen Kampf der Studenten mit richtigem Ziel und richti-

gen Mitteln. Letztl¡ch nutzen sie nur den Herrschenden, wenn
sie die Studenten in die Resig,nat¡on führen. Daß das ultralinke
Sektierertum in solchem Maße auftritt, ist aber auch auf den
Charakter der Studenten im allgemeinen als soziale Schicht
zurückzuführen. Lenin schrieb über die lntelligenz, daß ,,die labile
widerspruchsvolle Übergangsstellung dieser Gesellschaftsschicht
darin zum Ausdruck kommt, daß jene zwieschlächtigen, elekti-
schen Anschauungen unter ihr besonders weit verbre¡tet sind,
jener Mischmasch entgegengesetzter Prinzipien und Ansichten".
(1. W. 4, 196)

Die Relikte bürgerlicher ldeologie werden auch bei Genossen,
die in den MSB SPARTAKUS eintreten, nicht einfach l¡quid¡ert.
Wir sagten deshalb auf unserem 1. Bundeskongreß, daß ,,die
Studenten, die auf der Grundlage unseres Programms zu uns
kommen, systemat¡sch mit,der marxistisch-lenin¡stischen Theorie
vertraut gemacht werden, mit der Strategie der nationalen und
¡nternationalen Arbeiterklasse des soz¡alistischen Systems und
der kommunist¡schen Parteien. Es gilt, sie an diese Problematik
heranzuführen ".

Wenn wir u.nserer Aufgabe gerecht werden wollen, sozialistisches
Bewußtsein in die Studentenschaft hineinzutragen und damit dem
studentischen Massenkampf Ziel und Richtung zu verleihen,
müssen wir der innerverbindlichen Bildungsarbeit einen hohen
Stellenwerl einräumen. Dabei müssen alle Mitglieder und nicht
nur die, die schon lange in der Bewegung stehen, befähigt sein,
in der Diskussion und im persönlichen Gespräch den Standpunkt
des SPARTAKUS gegen die bürgerliche ldeologie und auch ihrer
sich links gebenden Varianten vertreten zu können. Jeder muß
in der Lage sein, unsere richtige Orientierung und unsere Pro-
gramme in der Auseinandersetzung m¡t dem Links- und Rechts-
opportunismus zu begründen und zu vertreten. D. h., es genügt
nicht nur, das Richtige sagen zu können, sondern er muß auch
wissen, warum es richtig ist.

Auf dem 2. Bundeskongreß des MSB SPARTAKUS wurde be-
schlossen, daß erstmalig ab SS 73 ein MSB-Studienjahr im Ver-
band durchgeführt und da¡nit unsere Bildungsarbeit auf eine
neue Stufe gehoben wird. Dieses MSB-Studienjahr umfaßt
1. die Bildungsthemen
2. den Kurs ,,Einführung in die Politik des MSB"
3. den Kurs ,,Einführung in den Marxismus" mit den drei Zirkeln

,,Dialektischer und . historischer Materialismus",,,Politische
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Okonomie des Kapitalismus" und,,W¡ssenschaftlicher Sozia-
lismus".

Es kommt jetzt darauf an, die Arbeìt mit dem MSB_Studienjahr
in allen Gruppen aufzunehmen. Das heißt, daß in jeder Cruþpe
die drei B¡ldungsthemen pro Semester bearbeitet-werden, ãän
in jeder Gruppe mit den neuen Genossen die Einführung in die
Politik des MSB durchgenommen wird, daß nach den bereits
erreichten politischen und ideologischen Kräften der Gruppe
Zirkel aus dem Kurs ,,Einführung in den Marxismus,, eingerichtet
werden.
Schwerpunkt des MSB-Studienjahres bilden die Bitdungsthemen,
die als Fortsetzung der bisherigen Bildungsbausleine gedacht
sind. Sie gre¡fen wichtige ideologische Fragen im aktual¡sierten
Rahmen auf und sind das entscheidende Element zur ideologi-
schen Qualifizierung der Genossen und zur Vereinheiflichung
unseres Verbandes. Mit den Bildungsthemen müssen wir jeden
Genossen erreichen, außerdem versuchen, sympathisierende und
interessierte Studenten in die Diskussion mit einzubeziehen.
Soweit bereits Sektionen bestehen, ¡st es sinnvoll, die Bildungs-
themen auch auf Sektionsebene zu behandeln. Denn im kleine-
ren Kreis ergeben sich erheblich bessere Möglichkeiten zur Dis-
kussion. Die Bildungsthemen bieten außerdem eine Grundlage,
nach der Diskussion im Verband eine öffentliche Veranstaltung
durchzuführen.
Folgende Bildungsthemen sind vorgesehen:
für das SS 1973

1. Das politische Herrschaftssystem des BRD-lmperialismus
2. D¡e antiimperialistische Befreiungsbewegung
3. Marxistische Erkenntnistheorie kontra Neopositivismus

und kritischer Rationalismus
Wintersemester 1973/7 4

1. Arbeiterklasse und Demokratie
2. Zur Politik der ultralinken Gruppen
3. Der Hauptinhalt unserer Epoche

Die ,,Einführung in die Politik des MSB,, soll die Grundlagen
unserer Politik vermitteln. Die Einführung ist in erster Linie für
neu eingetretene Genossen, für Sympathiesanten und lnitiativ-
gruppen etc. gedacht. Grundlage dieses Kurses sind die wichtig-
sten Dokumente unseres Verbandes.
Es sollte zum Prinzip jeder Gruppe werden, daß die neu ein-
getretenen Genossen obligatorisch an diesem Kurs teilnehmen.
Der Grundkurs ,,Einführung in den Marxsimus,, macht systema-
tisch mit Problemen aus den drei Bestandteilen des Marxismus
vertraut. Das geschieht in den Zirkeln ,,Dialektischer und histori-
scher Materialismus",,,Politische Okonomie des Kapitalismus,,
sowie,,Wissenschaftlicher Sozialismus,,. Die Zirkel sollten jeweils
nach einem Semester spätestens abgeschlossen sein. Sie sind
so angelegt, daß sie in I Bildungsabenden durchgeführt werden
können. Deshalb ist auch eine inhaltliche Beschränkung auf einige
wesentliche Schwerpunkte unumgänglich. Die Zirkel können sich
so auch unter keinen Umständen dem Anspruch stellen, die
Problemkreise umfassend behandeln 2u wollen.
Das MSB-Studienjahr deckt nicht unsere gesamte ideologische
Arbeit ab. Es sollte aber als vorrangige Tagesaufgabe stehen,
daß im kommenden Semester in allen Gruppen mit der Durch-
führung des MSB-Studienjahres begonnen wird. Daneben werden
wir m¡t unserer maxistischen Fachqualifizierung vorankommen
müssen. Denn Qualität und Effektivität unserer Agitation und
Propaganda hängen davon ab, wie wir in der Auseinandersetzung
mit der bürgerlichen ldeologie differenziert in jedem Fachbereicñ
vorgehen können, wie es uns gelingt, allgemeine prinzipien des
Marxismus auf unsere Fachqualifjkation hin zu vermitteln.

ln zwe¡ Jahren
î00 Mark BAFöG wentger
Von Gerd Hautsch

,,Die Bundesbank hat zusätzlich zu den durch die vor-
ausgegangenen Währungsverluste bere¡ts eingebüß-
ten 13 Mrd. DM nochmals we¡t über 1l Mrd. DM ver-
loren, Wie lange könnte man m¡t den 24 Mrd. DM
doch Karneval fe¡ern ...oo jammerte Harald Manske in
der ,Rheinischen Post', und er sttitzte sich dabei auf

^ offizielle Angaben der Deutschen Bundesbank (DBB).

fOiese Verluõte entstanden dadurch, daß infolje der

Deshalb ist es sc*rlicht unwahr, wenn
Helmut Schmidt behauptet, diese Ver-
luste seien nur rechnerisch, nicht real
vorhanden. Richtig ist allerdinqs, daß man
von diesen nber 24 Mrd. DM nicht nur
Fasching feiern, sondern z. B. auch die
Bildungsinvestitionen oewaltiq hätte stei-
gern können. Der Etat für \Missen-
schaft und Forschung im neuen Bundes-
haushalt macht noch nicht einmal ein
Viertel dieser Verlustsumme aus. Und
wenn die jährlichen Bildunqsausgaben
bis 1975 soqar gesenkt werden sollen,
weil angeblich kein Geld da ist, so ist
wohl jeder weitere Kommentar ùbe¡-
flüssig.
Aber das ist nicht der einzioe Grund,
warum die imperialistische Währunqs-
krise uns Studenten interessiert. Am 16.
2. schrieb díe DBB im Monatsbericht, daß
während der ersten Dollarkrise von 1973

- 1.-9.2. - durch Devisenankäufe weit
mehr Zentralbankqeld neu geschaffen
worclen ist als in der ganzen vorausge-
ganqenen Periode seit 1972 durch kredit-
politische Maßnahmen und durch Devi-
senabfÌüsse den Bank entzogen oder zu-
mindest stilqeleqt worden sei. Die Geld-
politik sei vore¡st kaum in der Laqe, die
inflationär aufgeblähte gesamtwirtschaft-
liche Nachfrage in dem an sich notwen-
diqen Umfang zu dämpfen.z
Schon vor der zweiten Dollarschwemme
hatte die DBB etwa 19 Mrd. DM zusätz-
lich ausgeben müssen, um Dollars aufzu-
kaufen. Am 1.3.73 kamen weitere gMrd.
dazu. Innerhalb von vier lMochen flossen
28 Mrd. DM zusätzlich in den Geldkreis-
lauf. Das .bedeutet eine Steiqerung von
über 16 Prozent, ein seit 1922 nicht mehr
dagewesener Vorqang. Zusätzliche Getd-
menge bei nicht qenauso steioendenr
Güterangebot bedeutet aber Inflation.
Selbst wenn ein Teil dieser zusätzlichen
Gelder im Lauf der Zeit wieder abfließt:
zunächst heizt auch er die Inflationsrate
an.
Die Folaen zeichnen sich schon ab: ob-
wohl selbst in amtlichen procrnosen 6 pro-
zent Preissteigerung für 1g73,,geplant,,
sincl. errechnete das Statistische Amt von
NRW für Februar 1g73 schon 0,g prozent;
das wären g,6 Prozent jährlich (auch das
wô-r vor dem zweiten diesjähriqen Wäh_

DM-Aufwertungen und Dollar-Abwertungen ¡m Zuge
der jüngsten Währungskr¡sen die Dollar-Guthaben der
DBB jedesmal wen¡ger wert wurden. (tnsofern brachte
die neuerliche Aufwertung der DM von 3 prozent aber-
mals Verluste.) Es entstehen in der Bilanz der DBB
Verluste, die zu Lasten des Staatshaushalts ausge-
gl¡chen werden müssen.

o

rungskollaps), An 6 Prozent Preissteige-
rung glaubt heute kaum noch jemand
e¡nsthaft. Was aber bedeuten InÍlations-
raten von auch ,,nur" B Prozent für uns
Studenten?
Bis 1975 sollen die BAFöG-Sätze einge-
froren bleiben. Was 1972 als Höchstsarz
von 420,- sowieso schon ungenrùqencl
war, ist dann 1973 noch 386,-, 1974 355,-
und 1975 ganze 327,- Mark wert. De-
facto wird der BAFöG-Höchstsatz also
um fast 100,- Mark oder um 22 Prozen¡
gekürzt! Wahrscheinlich wird es sosar
noch schlimmer werden. Denn ktirzlich er-
klärten CDU/CSU, SPD und FDP im Bun-
destag einträchtig, es gäbe kein wirk-
sames Mittel gegen die Inflation mehr . . .

Angesichts 'dessen stellt sich die Frage,
ob die imperialistische Währungskrise
ein unvermeidliches Schicksal ist. Woher
kommt diese Krise, was sind ihre Ursa-
chen?
Zunächst gilt es festzuhalten, daß es sich
nicht um eine ,,Weltwährungskrise,, han-
delt, denn ein erheblicher Teil der WeIt

- die sozialistischen Länder 
- sind da-

von nicht betroffen, und ein anderer Teil

- die Entwicklungsländer 
- sincl nur

qn dgn Auswirkunsen beteiliqt, nicht an
den Ursachen. Es handelt sich also um
eine kapllalistische - bzw. imperialisti-
sche - Währunqsk¡ise. Sie kãnn cles-
halb auch nur im Rahmen der allgemei-
nen Entwicklungsgesetze des Imnerialis_
mus betrachtet werden, deren Ausfluß sie
ist.
Lenin erkannte, daß die Beziehungen der

einzelnen imperialistischen Staaten we-
sentlich durch das Gesetz von der ver-
stärkt ungleichmäßiqen Entwicklunq be-
stimmt werden. Vor allem wegen der An-
archie und Planlosigkeit der kapitalisti-
schen Produktionsweise entwickeln sich
unter monopolistischen Bedingungen die
kapitalistischen Länder ökonomisch ver-
schieden schnell. Da die imperíalistischen
Monopole qleichzeitiq bestrebt sincl, sich
möqlichst viele Bereiche der lMelt zur
Ausplünderung unterzuordnen, ist eine
Aufteilunq der Welt unter den imperia-
iistischen Staaten erforderlich. Diese kann
nur gemäß der jeweils mobilisierbaren
Macht erfolgen. Da sich aber im Laufe der
Zeit die ökonomischen Potentiale der
Staaten und damit auch die Þolitischen
K¡äfteverhältnisse verände¡n, muß diese
Auftejìung der Welt irqendwann infrage
gestellt, eine Neuaufteilung gefordert
werden, Das war die Ursache für die im-
perialistischen K¡iese 1914 und 1939.
Auch nach 1945 war eine Neuaufteiluno
fällig. Aufgrund objektiver Gegebenheii

Spekulutiver Gewinn
von 500 Millionen
Kaum hatte dle amerikanische Regie-
rung díe loprozentíge Dollarabwertung
bekanntgegeben, als die Westpressã
schon begann, die Devisengewinne der
Spekulanlen zu errechnen. Die Agentur
Reuter meldete am Tage der Abwer-
tung, die Spekulanten hätten 030 Millio-
nen Dollar eingestríchen. Diese Rech-
nung erwies sích jedoch als untertrie-
ben. Nacù einer Woche, am 20. Februar,
ueröflentlichte die ,,New York Times',
eínen umfangre¡chen Artikel, in dem síe
bewies, daß der Gewinn aus Spekula-
lionen eine halbe Millíarde, auf alle
Fälle nicht weniger als 400 Millionen er-
reichte. Als Spekulanten nennt die Zei-
tung die Firmen du Pont de Nemours,
lBM, Eastman Kodak und die Milliardäre
Getty, Onassis, Niarchos.
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Auch das noch
,,SPUTNIK", das sowfefische lntormationsmagazin, hat kürz-
Iich einen Btiet veröffentticht, den Kart Marx in seiner Lon_
doner Zeit von seinem Leipziger Verleger erhielt: ,,Sehr ge_
ehrtet Herr Marx! Ihr Manuskript, ,Das Kapital', das für mich
zu schreiben Sie sich verpttichtet haben, ist seit 1B Monaten
überÍällig. Falls wir das Manuskript n¡cht innerhatb der näch_
sten Woche ethalten werden, sehen wir uns genöt¡gt, e¡nen
anderen Autoren m¡t der Arbeit zu beauftragen.,'
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Zur Krise des imperialistischen Währungssystems

FAOIT 30
Beiträg e zur marxistischen
Theorie und Praxis

K.-H. Heinemann: Marxismus kontra Bürgerliche ldeo-
logie

P. Schäfer: Entwicklung des Massenkampfs an den
Hochschulen. Analyse der Ursachen
und Aufgaben

M. Wilmes: Das demokratische Erbe in den Gei-
stesw¡ssenschaften

L. Wagner: Bürgerliche und marx¡stische Erkennt.
n¡stheor¡e und ¡hr Einfluß auf d¡e Ent.
w¡cklung der Naturw¡ssenschaften

O. Neumann: Das Manifest und der ïVissenschafts-
und Gesch¡chtsþegriff bei Karl Marx.
Eine Auseinandersetzung m¡t Marx-
Pluralismus

außerdem Berichte und Rezenslonen

facit 31 :
Bildungspolit¡k ¡m staatsmonopolistischen Kapitalismus

facit 32:
Demokratie - Formen, lnhalte und Geschichte

Bestellungen an:
facit, 53 Bonn
Poppelsdorfer Allee 58 a

MSB Spartakus

lnhalt u. a.: ist

MåE 19?3

Das totale
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Okonomie des Kapitalismus" und,,W¡ssenschaftlicher Sozia-
lismus".

Es kommt jetzt darauf an, die Arbeìt mit dem MSB_Studienjahr
in allen Gruppen aufzunehmen. Das heißt, daß in jeder Cruþpe
die drei B¡ldungsthemen pro Semester bearbeitet-werden, ãän
in jeder Gruppe mit den neuen Genossen die Einführung in die
Politik des MSB durchgenommen wird, daß nach den bereits
erreichten politischen und ideologischen Kräften der Gruppe
Zirkel aus dem Kurs ,,Einführung in den Marxismus,, eingerichtet
werden.
Schwerpunkt des MSB-Studienjahres bilden die Bitdungsthemen,
die als Fortsetzung der bisherigen Bildungsbausleine gedacht
sind. Sie gre¡fen wichtige ideologische Fragen im aktual¡sierten
Rahmen auf und sind das entscheidende Element zur ideologi-
schen Qualifizierung der Genossen und zur Vereinheiflichung
unseres Verbandes. Mit den Bildungsthemen müssen wir jeden
Genossen erreichen, außerdem versuchen, sympathisierende und
interessierte Studenten in die Diskussion mit einzubeziehen.
Soweit bereits Sektionen bestehen, ¡st es sinnvoll, die Bildungs-
themen auch auf Sektionsebene zu behandeln. Denn im kleine-
ren Kreis ergeben sich erheblich bessere Möglichkeiten zur Dis-
kussion. Die Bildungsthemen bieten außerdem eine Grundlage,
nach der Diskussion im Verband eine öffentliche Veranstaltung
durchzuführen.
Folgende Bildungsthemen sind vorgesehen:
für das SS 1973

1. Das politische Herrschaftssystem des BRD-lmperialismus
2. D¡e antiimperialistische Befreiungsbewegung
3. Marxistische Erkenntnistheorie kontra Neopositivismus

und kritischer Rationalismus
Wintersemester 1973/7 4

1. Arbeiterklasse und Demokratie
2. Zur Politik der ultralinken Gruppen
3. Der Hauptinhalt unserer Epoche

Die ,,Einführung in die Politik des MSB,, soll die Grundlagen
unserer Politik vermitteln. Die Einführung ist in erster Linie für
neu eingetretene Genossen, für Sympathiesanten und lnitiativ-
gruppen etc. gedacht. Grundlage dieses Kurses sind die wichtig-
sten Dokumente unseres Verbandes.
Es sollte zum Prinzip jeder Gruppe werden, daß die neu ein-
getretenen Genossen obligatorisch an diesem Kurs teilnehmen.
Der Grundkurs ,,Einführung in den Marxsimus,, macht systema-
tisch mit Problemen aus den drei Bestandteilen des Marxismus
vertraut. Das geschieht in den Zirkeln ,,Dialektischer und histori-
scher Materialismus",,,Politische Okonomie des Kapitalismus,,
sowie,,Wissenschaftlicher Sozialismus,,. Die Zirkel sollten jeweils
nach einem Semester spätestens abgeschlossen sein. Sie sind
so angelegt, daß sie in I Bildungsabenden durchgeführt werden
können. Deshalb ist auch eine inhaltliche Beschränkung auf einige
wesentliche Schwerpunkte unumgänglich. Die Zirkel können sich
so auch unter keinen Umständen dem Anspruch stellen, die
Problemkreise umfassend behandeln 2u wollen.
Das MSB-Studienjahr deckt nicht unsere gesamte ideologische
Arbeit ab. Es sollte aber als vorrangige Tagesaufgabe stehen,
daß im kommenden Semester in allen Gruppen mit der Durch-
führung des MSB-Studienjahres begonnen wird. Daneben werden
wir m¡t unserer maxistischen Fachqualifizierung vorankommen
müssen. Denn Qualität und Effektivität unserer Agitation und
Propaganda hängen davon ab, wie wir in der Auseinandersetzung
mit der bürgerlichen ldeologie differenziert in jedem Fachbereicñ
vorgehen können, wie es uns gelingt, allgemeine prinzipien des
Marxismus auf unsere Fachqualifjkation hin zu vermitteln.

ln zwe¡ Jahren
î00 Mark BAFöG wentger
Von Gerd Hautsch

,,Die Bundesbank hat zusätzlich zu den durch die vor-
ausgegangenen Währungsverluste bere¡ts eingebüß-
ten 13 Mrd. DM nochmals we¡t über 1l Mrd. DM ver-
loren, Wie lange könnte man m¡t den 24 Mrd. DM
doch Karneval fe¡ern ...oo jammerte Harald Manske in
der ,Rheinischen Post', und er sttitzte sich dabei auf

^ offizielle Angaben der Deutschen Bundesbank (DBB).

fOiese Verluõte entstanden dadurch, daß infolje der

Deshalb ist es sc*rlicht unwahr, wenn
Helmut Schmidt behauptet, diese Ver-
luste seien nur rechnerisch, nicht real
vorhanden. Richtig ist allerdinqs, daß man
von diesen nber 24 Mrd. DM nicht nur
Fasching feiern, sondern z. B. auch die
Bildungsinvestitionen oewaltiq hätte stei-
gern können. Der Etat für \Missen-
schaft und Forschung im neuen Bundes-
haushalt macht noch nicht einmal ein
Viertel dieser Verlustsumme aus. Und
wenn die jährlichen Bildunqsausgaben
bis 1975 soqar gesenkt werden sollen,
weil angeblich kein Geld da ist, so ist
wohl jeder weitere Kommentar ùbe¡-
flüssig.
Aber das ist nicht der einzioe Grund,
warum die imperialistische Währunqs-
krise uns Studenten interessiert. Am 16.
2. schrieb díe DBB im Monatsbericht, daß
während der ersten Dollarkrise von 1973

- 1.-9.2. - durch Devisenankäufe weit
mehr Zentralbankqeld neu geschaffen
worclen ist als in der ganzen vorausge-
ganqenen Periode seit 1972 durch kredit-
politische Maßnahmen und durch Devi-
senabfÌüsse den Bank entzogen oder zu-
mindest stilqeleqt worden sei. Die Geld-
politik sei vore¡st kaum in der Laqe, die
inflationär aufgeblähte gesamtwirtschaft-
liche Nachfrage in dem an sich notwen-
diqen Umfang zu dämpfen.z
Schon vor der zweiten Dollarschwemme
hatte die DBB etwa 19 Mrd. DM zusätz-
lich ausgeben müssen, um Dollars aufzu-
kaufen. Am 1.3.73 kamen weitere gMrd.
dazu. Innerhalb von vier lMochen flossen
28 Mrd. DM zusätzlich in den Geldkreis-
lauf. Das .bedeutet eine Steiqerung von
über 16 Prozent, ein seit 1922 nicht mehr
dagewesener Vorqang. Zusätzliche Getd-
menge bei nicht qenauso steioendenr
Güterangebot bedeutet aber Inflation.
Selbst wenn ein Teil dieser zusätzlichen
Gelder im Lauf der Zeit wieder abfließt:
zunächst heizt auch er die Inflationsrate
an.
Die Folaen zeichnen sich schon ab: ob-
wohl selbst in amtlichen procrnosen 6 pro-
zent Preissteigerung für 1g73,,geplant,,
sincl. errechnete das Statistische Amt von
NRW für Februar 1g73 schon 0,g prozent;
das wären g,6 Prozent jährlich (auch das
wô-r vor dem zweiten diesjähriqen Wäh_

DM-Aufwertungen und Dollar-Abwertungen ¡m Zuge
der jüngsten Währungskr¡sen die Dollar-Guthaben der
DBB jedesmal wen¡ger wert wurden. (tnsofern brachte
die neuerliche Aufwertung der DM von 3 prozent aber-
mals Verluste.) Es entstehen in der Bilanz der DBB
Verluste, die zu Lasten des Staatshaushalts ausge-
gl¡chen werden müssen.

o

rungskollaps), An 6 Prozent Preissteige-
rung glaubt heute kaum noch jemand
e¡nsthaft. Was aber bedeuten InÍlations-
raten von auch ,,nur" B Prozent für uns
Studenten?
Bis 1975 sollen die BAFöG-Sätze einge-
froren bleiben. Was 1972 als Höchstsarz
von 420,- sowieso schon ungenrùqencl
war, ist dann 1973 noch 386,-, 1974 355,-
und 1975 ganze 327,- Mark wert. De-
facto wird der BAFöG-Höchstsatz also
um fast 100,- Mark oder um 22 Prozen¡
gekürzt! Wahrscheinlich wird es sosar
noch schlimmer werden. Denn ktirzlich er-
klärten CDU/CSU, SPD und FDP im Bun-
destag einträchtig, es gäbe kein wirk-
sames Mittel gegen die Inflation mehr . . .

Angesichts 'dessen stellt sich die Frage,
ob die imperialistische Währungskrise
ein unvermeidliches Schicksal ist. Woher
kommt diese Krise, was sind ihre Ursa-
chen?
Zunächst gilt es festzuhalten, daß es sich
nicht um eine ,,Weltwährungskrise,, han-
delt, denn ein erheblicher Teil der WeIt

- die sozialistischen Länder 
- sind da-

von nicht betroffen, und ein anderer Teil

- die Entwicklungsländer 
- sincl nur

qn dgn Auswirkunsen beteiliqt, nicht an
den Ursachen. Es handelt sich also um
eine kapllalistische - bzw. imperialisti-
sche - Währunqsk¡ise. Sie kãnn cles-
halb auch nur im Rahmen der allgemei-
nen Entwicklungsgesetze des Imnerialis_
mus betrachtet werden, deren Ausfluß sie
ist.
Lenin erkannte, daß die Beziehungen der

einzelnen imperialistischen Staaten we-
sentlich durch das Gesetz von der ver-
stärkt ungleichmäßiqen Entwicklunq be-
stimmt werden. Vor allem wegen der An-
archie und Planlosigkeit der kapitalisti-
schen Produktionsweise entwickeln sich
unter monopolistischen Bedingungen die
kapitalistischen Länder ökonomisch ver-
schieden schnell. Da die imperíalistischen
Monopole qleichzeitiq bestrebt sincl, sich
möqlichst viele Bereiche der lMelt zur
Ausplünderung unterzuordnen, ist eine
Aufteilunq der Welt unter den imperia-
iistischen Staaten erforderlich. Diese kann
nur gemäß der jeweils mobilisierbaren
Macht erfolgen. Da sich aber im Laufe der
Zeit die ökonomischen Potentiale der
Staaten und damit auch die Þolitischen
K¡äfteverhältnisse verände¡n, muß diese
Auftejìung der Welt irqendwann infrage
gestellt, eine Neuaufteilung gefordert
werden, Das war die Ursache für die im-
perialistischen K¡iese 1914 und 1939.
Auch nach 1945 war eine Neuaufteiluno
fällig. Aufgrund objektiver Gegebenheii

Spekulutiver Gewinn
von 500 Millionen
Kaum hatte dle amerikanische Regie-
rung díe loprozentíge Dollarabwertung
bekanntgegeben, als die Westpressã
schon begann, die Devisengewinne der
Spekulanlen zu errechnen. Die Agentur
Reuter meldete am Tage der Abwer-
tung, die Spekulanten hätten 030 Millio-
nen Dollar eingestríchen. Diese Rech-
nung erwies sích jedoch als untertrie-
ben. Nacù einer Woche, am 20. Februar,
ueröflentlichte die ,,New York Times',
eínen umfangre¡chen Artikel, in dem síe
bewies, daß der Gewinn aus Spekula-
lionen eine halbe Millíarde, auf alle
Fälle nicht weniger als 400 Millionen er-
reichte. Als Spekulanten nennt die Zei-
tung die Firmen du Pont de Nemours,
lBM, Eastman Kodak und die Milliardäre
Getty, Onassis, Niarchos.
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Auch das noch
,,SPUTNIK", das sowfefische lntormationsmagazin, hat kürz-
Iich einen Btiet veröffentticht, den Kart Marx in seiner Lon_
doner Zeit von seinem Leipziger Verleger erhielt: ,,Sehr ge_
ehrtet Herr Marx! Ihr Manuskript, ,Das Kapital', das für mich
zu schreiben Sie sich verpttichtet haben, ist seit 1B Monaten
überÍällig. Falls wir das Manuskript n¡cht innerhatb der näch_
sten Woche ethalten werden, sehen wir uns genöt¡gt, e¡nen
anderen Autoren m¡t der Arbeit zu beauftragen.,'
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Zur Krise des imperialistischen Währungssystems

FAOIT 30
Beiträg e zur marxistischen
Theorie und Praxis

K.-H. Heinemann: Marxismus kontra Bürgerliche ldeo-
logie

P. Schäfer: Entwicklung des Massenkampfs an den
Hochschulen. Analyse der Ursachen
und Aufgaben

M. Wilmes: Das demokratische Erbe in den Gei-
stesw¡ssenschaften

L. Wagner: Bürgerliche und marx¡stische Erkennt.
n¡stheor¡e und ¡hr Einfluß auf d¡e Ent.
w¡cklung der Naturw¡ssenschaften

O. Neumann: Das Manifest und der ïVissenschafts-
und Gesch¡chtsþegriff bei Karl Marx.
Eine Auseinandersetzung m¡t Marx-
Pluralismus

außerdem Berichte und Rezenslonen

facit 31 :
Bildungspolit¡k ¡m staatsmonopolistischen Kapitalismus

facit 32:
Demokratie - Formen, lnhalte und Geschichte

Bestellungen an:
facit, 53 Bonn
Poppelsdorfer Allee 58 a

MSB Spartakus

lnhalt u. a.: ist

MåE 19?3

Das totale



ten ging es dabei nicht mèhr nur um die
te¡ritoriale Verteilung von Kolonien, son-
dern zu¡rehmend um die Beherrschung
des Welthandels. Das Währungssystem
von Bretton Woods war im Grunde die
Fixierung einer solchen Neuaufteilung;
es bringt die damaliqen KråfteverhäIt-
Trisse klar zum Ausdruck. Die tiberragen-
de Stellunq der USA verschaffte deren
Währung die privileoierte Funktion als
Reservewährung, d, h. als jederzeit und
überall zu akzeptierendes internationales
Zahlungsmittel. Enqland und Frankreich
erhielten regional begrenzte Ersatz-Reser-
vewährungen (Sterling- und Franc-Zonel.
Deutschland, Japan und ltalien wurdef
währungspolitische Heloten,
Die USA hatten die einmalige Chance
erhalten, mit ihrer nationalen Währung
ausländische lMaren bezahlen zu können".
Und sie nutzten das aus: Importüber-
sch,üsse im'Warenverkehr, Devisenbilanz-
defizite aufgrund massenhafter Aufkäufe
ausländischer Firmen durch US-Mono-
pole 

- al1 das konnte aus der US-Noten-
presse bezahlt werden, d. h. mit bedruck-
tem Papier. Das wurde anfangs durch die
amerikanischen Goldbestände gedeckt,
doch seit Beginn der 60er Jahre nicht
mehr: im Mai 1971 standen 10,6 Mrd.
Dollar Goldreserven 70 Mrd. Dollar kurz-
fristige Auslandsschulden der USA ge-
genüber. Im Grunde lebten auf diese
Weise die USA teilweise auf Kosten
ihrer Handelspartner, vor allem der an-
deren imperialistischen Länder.
Aber die ökonomischen K¡äfteverhältnis-
se verschoben sich erneut:

Anteile an der kapitalistisdren
ïndustrieproduktion (in Prozent)g
Land 1950 1960 1970
usA 54,6 44,1 41,4
BRD 6,6 8,7 9,8
Japan 1,6 3,9 9,8
Gr. B¡it. 11,6 9,4 7,O
Frankreich 4,4 4,9 4,8
Italien 2,5 3,4 3,6

Die anderen imperialistischen Länder wa-
ren immer weniger bereit, sich die rück-
sichtslose Auspowerpolitik der USA qe-
fallen zu lassen und konnten ihre An-
sprüdre immer madrtvoller anmelden; die
USA wollten aber auf ihr Privileg nicht
verzichten.
Die Kämpfe um die Neuordnung des
Währungssystems sind eine wesentliche
Form, in der heute um eine ,,Neuauftei-
lung" gerungen wird. Zunächst ging es
darum, den unrealistisù hodr bewerteten
Dollar abzuwerten, um die Kapitaloffensive
der US-Monopole zu bremsen. Dann ging
es um die Absetzung des Dollar als Leit-
währung überhaupt. In beiden FäIlen ha-
ben die USA zurückstecken mùssen, aber
der Kampf ist noch lange nicht ausgestan-
den.
Es qeht hier also in erster Linie um
Machtfragen, weniger um währungstech-
nische Probleme. Das muß man auch be-
adrten, wenn man diverse Reformvor-
schläge für das imperialistische Wäh-
rungssystem beurteilen will, Was sich
hier abzeichnet, ist eine generelle Neu-
festsetzung der Paritäten der einzelnen
Währungen und deren Bezug eiuf eine
neúe Größe, wahrscheinlich die ,,Sonder-
ziehungsrechte" (SZR).4 Aber die imoe-
rialistische Währunqskrise hat ihre Ur-
sache nicht in einer Fehlkonstruktion des
Bretton-Woods-Systems, sondern in der
Nichtbeadrtung der Tatsadre, daß Welt-
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handel kein abstrakt-technischer Mecha-
nismus ist, sondern der Austausch von
rWerten über das Weltgeld als Vermitt-
lungsbasis,
Dadurch, daß die USA ständig mehr in-
ternationale Zahlungsmittel in Umlauf

aufteilung der Einflußmöglichkeiten auf
den Welthandel gemäß den derzeitigen
Kräfteverhältnissen bedeuten, solange
die Aufblähung der internationalen Geld:
menge nidrt auf das Maß reduziert wird,
in dem die ausgetauschten Werte steigen,

brachten, als sie an \Merten für den Ex-
port produzierten, konnten sie zwar den
imperialistischen Konkurrenzländern zu-
sätzliche Lasten aufbürden. Sie konnten
aber die zusätzlich geschaffenen über-
schüssigen Dollars nicht wegzaubern. Die
Kluft zwischen umlaufender Weltgeld-
menge und international getauschten
We¡ten vergrößerte sich mit jedem Zah-
lungsbilanzdefizit der USA: 20 Mrd. Dol-
lar 1971, 28 Mrd. Dollar 1972. Das hätte zu
einer internationalen Inflationierung der
verschiedenen Währungen führen müs-
senr wenn deren Kurs nicht künstlich
fixiert worden wäre, So blieben Dolla¡s
einfadr übrig, wurden ,,heimatlos", uvâ-
gabundierten" als Euro-Dollars von einer
Spekulation zur anderen.

Eine Orientierung der JMechselkurse z. B.
an SZR kann solange keine Lösung brin-
gen, sondern tatsâchlich nur eine Neu-

Das ist aber nicht.zu erwarten, denn die
internationale Inflation resultie¡t nicht
aus der Unfähigkeit der Wirtschaftsmini-
ster. Es ist zum einen die Preispolitik der
Monopole, die die Kaufkraft qefährdet.
Zum ande¡en sieht sich der Staat du¡ch
objektive Notwendigkeiten gezwungen,
wachsende Massen von Kaufkraft zu mo-
bilisieren und dazu immer riskantere Fi-
nanzmanöver durchzufùhren.

Das im staatsmonopolistischen Kapitalis-
mus notwendig gewordene . permanente
Eingreifen in den Reproduktionsprozeß,
die staatsmonopolistische Regulierunq,
insbesondere die Stimulierung des WachÀ-
tumstempos, die Militarisierung der Wirt-
schaft und damit ständige Aushöhlung
der Währung, die durch die Zuspitzung
der inneren Widersprüche geforderte Ver.
vollkommnung des Manipulations- und
Unterdrückungsapþarats sind ein Teil der

o
,,So, die hdtten wir erledigtl" Aus ,Nebelspolter"

t

t

Ursachen hierfür. Ein anderer resultiert
aus dem veränderten KräfteverhäItnis im
Weltmaßstab: der Aufschwung der revo-
lutionären Kräfte auf der ganzen Welt,
der zunehmende Einfluß der sozialisti-
schen Staatengemeinsdraft auf die Ent-

Die Kosten der US-Globalstrategie zeigen
sich aber nicüt.nur in den Ausgaben für
Rüstung und Vietnamkrieg, sondern auch
in den Milliardenbeträgen für Stationie-
rungskosten für US-Tiuppen auf etwa
3000 Stützpunkten in anderen westlichen

zwingt zum Kampf gegen diese Bestre-
bungen, gegen die Preispolitik der Mono-
pole, gegen die Rüstungs- und Aggres-
sionspolitik des imperialistischen Staats
usw. Von der Kraft dieses Klassenkamp-
fes wird es entsdleidend mit abhängen,
was sidr der Imperialismus an interna-
tionaler Reaktion in Zukunft nodr wird
leisten können. Hier wird sdrlagartig
deutlich, wie eng der Kampf der anti-
imperialistisdren Kräfte in den Metro-
polen mit der Politik der friedlichen Ko-
existenz seitens der sozialistisdten Län-
der u¡rd mit dem Kampf der nationalen
Befreiungsbewegungen zusammenhängt.
Zugleidr versdtiirfen sidr im Zuge der
Währungskrise die Widersprüdre zwi-
schen den imperialistischen Staaten unge-
meil, wie der Poker auf den Währungs-
konferenzen zeigt; dies stellt die Ge-
schlossenheit des imperialistischen Mactrt-
kartells zunehmend in Frage, behindert
Integrationstendenzen, Solchè Widersprù-
chen gilt es auszunutzen im Sinne 

-der
antiimpêrialistisdren Kräfte, Das heißt für
uns, daß wir uns gegen die Bemühungen
der Brandt/Sdreel-Regierung wenden, ãie
bereit ist, unter größten Zugeständnissen
an die US-Monopole (auf Kosten der
westdeutschen Arbeiterklasse) das impe-
rialistische Weltsystem zusammenzuliàl-
ten:
Deshalb fordert die DKP: ,,Die Bindung
unserer Währung an die bankrotte PoIi-
tik des US-Imperialismus und an den
kriegskranken Dollar ist zu lösen,"
Notwendig ist jetzt der Kampf aller Ar-
beiter, Angestellten, Bauêrn, Angehörige
des Mittelstandes, der nichtmonopolÍsti-
schen Wirtschaftskreise u. der Studenten
für wirksame gesetzlidre Maßnahmen ge-
gen Steuer- und Preisdiktate, gegen Wäh-
rungsspekulation und USA-Kapitalmacht.
Neben dem Kampf für Erhaltung und Er-
höhung der Realeinkommen¡ für Erkämp-
funf von Teuerungszulagen muß aber dêr
Kampf gegen die Ursachen der Währungs-
krise geführt werden. D. h. 1. ,,für Uber-
führung in- und ausländisdren Konzerne
und Banken in öffentliches Eigentum bei
wirksamer Kontrolle durch die Arbeiter-
klasse und ihrer Organisationen,,, um der
monopolistischen Preispolitik ein Ende
zu bereiten, und 2. fü¡ Veränderungen d.er
Staatsausgaben, vor allem Senkung der
Rùstungsausgaben. Das erfordert deñ Ein-
fluß der Arbeiterklasse und ihrer Orga.
nisationen auf die Wirtschaftspolitik.
Als kurzfristige Maßnahmen ergibt sich
notwendig: ,,Der durch die Dollarschwem-
me angeheizte inflationistischen Geldent-
wertung durdr staatlidren Preis- und
Mietstopp u.nter öffentlicher Kontrolle ist
entgegenåutreten. Strenge Kontrolle der
Finanztransaktionen und Spekulationen
der Banken und Konzerne aus dem In-
und Ausland - Beschlagnahme der Spe-
kulationsgewinne"6.

Anmerkungen :

1 zit. n. ,Deutsdre Volkszeitung', Nr. 10, 8.3.73,
s. 1.

2 zit.\.,,Nürnberger Nachridrten", 17/18,2.73.
3 Quelle : ,,Der Imperialismus der BRD,,, Frank-

furt/M. 1971, S.415,
4 SZR beim WeÌtwährungsfonds sind im G¡unde

eine fiktive Recheneinheit, die dadurdr zu ,Welt-geld'wird, daß sie von allen L¿itrdern als sol-
dres akzeptiert wird.

5 1950 steilte der Imperialismus ?2 Prozent der
Weltindustrieproduktion, der RGW 18 P¡ozent;
19?0 hatte der Imperialismus nod¡ 55 Prozent,
der RGW 35 Prozent.

6 Vorsdrläge des P¡äsidiums der DKP vom 13.2.73.
Litera turempfehlung :

K. H. Domdey, D. H. Kühne, Ðie ch¡onisdre Kris'e
des kapitalistisdren'Währungssystems, Verlag Mar-
xistische Bl¿itter, Ffm 1972 238 S. DM 9,80.
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Jeder gegen jeden

wicklungsländer, überhaupt die zuneh-
mende Komplexität des internationalen
Klassenkampfes erfo¡dern vom Imperia-
lismus, daß er immer mehr Mittel für
,,Hilfe" stellt, daß er ùberall gegenwärtig
ist, jede politische Regung im Auge be-
hält, sich als ,,Weltgendarm" gibt,
Aus alldem und aus dem Umstand, daß
sich das ökonomische Potential des Im-
perialismus im Verhältnis zum Sozialis-
mus ständig relativ verkleinert0, resultiert
erne permanente Tendenz, über die eige-
nen Verhåiltnisse zu leben, Durch die
Kosten der US-Globalstrategie insbeson-
dére durch den Krieg in Vietnam und die
gigantischen Rüstungsausgaben wurde die
US-Wirischaft schwér an'geschlagen. Das
drückt sich vor allem in éiner hõhen In-
flatiorisrate, also in überdurchschnittlichen
Preissteigerungen für die US-Güter
-aus. Darunter litt die Konkurrenzfähig-
keit mit anderen kapitalistischen Haup"t-
ländern, insbesonderä mit Japan und der
BRD, die billiger produzierèn konnten.
Die Folgen der langjährigen ,,Vietnam-rntl*jÍon'' waren naturgemäß am 1'age deswaltenstillstandes nicht aus der -Welt.
ure, Rtistungsausgaben wurden nicht ge_
senkt, sondern fùr 1gZ3 von 76 auf 8"0,4Milliarden Dollar sogar noch erhöht.

Ländern. Hinzu kommen Milliarden an
sog. Militär- und Entwicklungshilfe an
reaktionäre und korrupte Regimes in
Asien und Lateinamerika und für kriegs-
treiberische Stellvertreter des US-Impe-
rialismus wie z. B. Israel. Die hohen Sta-
tionierungskosten sind auch ein Grund,
weshalb die westdeutschen Steuerzahler
jedes Jahr höhe¡e Beträge an sog. Devi-
senausgleichszahlungen für die USA auf-
bringen müssen (zuletzt 3,4 Milliarden
DM pro Jahr). Die USA gaben S0-9'0
Mrd. Dollar.mehr aus, als sie wertmäßig
produziert hatten, und schufen so die
Eurodollars, die heute die imperialisti-
schen Finanzminister um den Schlaf brin-
gen.

Die Eurodollars sind die Spitze eines Eis-
bergs von Gebrechen und Widersp¡ùchen,
die die Währungskrise chronisch und ge-
setzmäßig sein lassen: einerseits sieht
sich der Imperialismus gezwungen, zur
Auf rechterhaltun$ seiner Herrschaft immer
mehr Potenzen zu mobilisieren, anderer-
seits ist er dazu immer weniger in der
Lage, U. a. auch durch die Währungskri-
sen, durch Inflation u, dgl. wird versucht,
zusätzliche Lasten der werktätigen Be-
völkerung aufzub'ürden.
Das verschärft die inneren Widersprùche,

o

O
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ten ging es dabei nicht mèhr nur um die
te¡ritoriale Verteilung von Kolonien, son-
dern zu¡rehmend um die Beherrschung
des Welthandels. Das Währungssystem
von Bretton Woods war im Grunde die
Fixierung einer solchen Neuaufteilung;
es bringt die damaliqen KråfteverhäIt-
Trisse klar zum Ausdruck. Die tiberragen-
de Stellunq der USA verschaffte deren
Währung die privileoierte Funktion als
Reservewährung, d, h. als jederzeit und
überall zu akzeptierendes internationales
Zahlungsmittel. Enqland und Frankreich
erhielten regional begrenzte Ersatz-Reser-
vewährungen (Sterling- und Franc-Zonel.
Deutschland, Japan und ltalien wurdef
währungspolitische Heloten,
Die USA hatten die einmalige Chance
erhalten, mit ihrer nationalen Währung
ausländische lMaren bezahlen zu können".
Und sie nutzten das aus: Importüber-
sch,üsse im'Warenverkehr, Devisenbilanz-
defizite aufgrund massenhafter Aufkäufe
ausländischer Firmen durch US-Mono-
pole 

- al1 das konnte aus der US-Noten-
presse bezahlt werden, d. h. mit bedruck-
tem Papier. Das wurde anfangs durch die
amerikanischen Goldbestände gedeckt,
doch seit Beginn der 60er Jahre nicht
mehr: im Mai 1971 standen 10,6 Mrd.
Dollar Goldreserven 70 Mrd. Dollar kurz-
fristige Auslandsschulden der USA ge-
genüber. Im Grunde lebten auf diese
Weise die USA teilweise auf Kosten
ihrer Handelspartner, vor allem der an-
deren imperialistischen Länder.
Aber die ökonomischen K¡äfteverhältnis-
se verschoben sich erneut:

Anteile an der kapitalistisdren
ïndustrieproduktion (in Prozent)g
Land 1950 1960 1970
usA 54,6 44,1 41,4
BRD 6,6 8,7 9,8
Japan 1,6 3,9 9,8
Gr. B¡it. 11,6 9,4 7,O
Frankreich 4,4 4,9 4,8
Italien 2,5 3,4 3,6

Die anderen imperialistischen Länder wa-
ren immer weniger bereit, sich die rück-
sichtslose Auspowerpolitik der USA qe-
fallen zu lassen und konnten ihre An-
sprüdre immer madrtvoller anmelden; die
USA wollten aber auf ihr Privileg nicht
verzichten.
Die Kämpfe um die Neuordnung des
Währungssystems sind eine wesentliche
Form, in der heute um eine ,,Neuauftei-
lung" gerungen wird. Zunächst ging es
darum, den unrealistisù hodr bewerteten
Dollar abzuwerten, um die Kapitaloffensive
der US-Monopole zu bremsen. Dann ging
es um die Absetzung des Dollar als Leit-
währung überhaupt. In beiden FäIlen ha-
ben die USA zurückstecken mùssen, aber
der Kampf ist noch lange nicht ausgestan-
den.
Es qeht hier also in erster Linie um
Machtfragen, weniger um währungstech-
nische Probleme. Das muß man auch be-
adrten, wenn man diverse Reformvor-
schläge für das imperialistische Wäh-
rungssystem beurteilen will, Was sich
hier abzeichnet, ist eine generelle Neu-
festsetzung der Paritäten der einzelnen
Währungen und deren Bezug eiuf eine
neúe Größe, wahrscheinlich die ,,Sonder-
ziehungsrechte" (SZR).4 Aber die imoe-
rialistische Währunqskrise hat ihre Ur-
sache nicht in einer Fehlkonstruktion des
Bretton-Woods-Systems, sondern in der
Nichtbeadrtung der Tatsadre, daß Welt-
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handel kein abstrakt-technischer Mecha-
nismus ist, sondern der Austausch von
rWerten über das Weltgeld als Vermitt-
lungsbasis,
Dadurch, daß die USA ständig mehr in-
ternationale Zahlungsmittel in Umlauf

aufteilung der Einflußmöglichkeiten auf
den Welthandel gemäß den derzeitigen
Kräfteverhältnissen bedeuten, solange
die Aufblähung der internationalen Geld:
menge nidrt auf das Maß reduziert wird,
in dem die ausgetauschten Werte steigen,

brachten, als sie an \Merten für den Ex-
port produzierten, konnten sie zwar den
imperialistischen Konkurrenzländern zu-
sätzliche Lasten aufbürden. Sie konnten
aber die zusätzlich geschaffenen über-
schüssigen Dollars nicht wegzaubern. Die
Kluft zwischen umlaufender Weltgeld-
menge und international getauschten
We¡ten vergrößerte sich mit jedem Zah-
lungsbilanzdefizit der USA: 20 Mrd. Dol-
lar 1971, 28 Mrd. Dollar 1972. Das hätte zu
einer internationalen Inflationierung der
verschiedenen Währungen führen müs-
senr wenn deren Kurs nicht künstlich
fixiert worden wäre, So blieben Dolla¡s
einfadr übrig, wurden ,,heimatlos", uvâ-
gabundierten" als Euro-Dollars von einer
Spekulation zur anderen.

Eine Orientierung der JMechselkurse z. B.
an SZR kann solange keine Lösung brin-
gen, sondern tatsâchlich nur eine Neu-

Das ist aber nicht.zu erwarten, denn die
internationale Inflation resultie¡t nicht
aus der Unfähigkeit der Wirtschaftsmini-
ster. Es ist zum einen die Preispolitik der
Monopole, die die Kaufkraft qefährdet.
Zum ande¡en sieht sich der Staat du¡ch
objektive Notwendigkeiten gezwungen,
wachsende Massen von Kaufkraft zu mo-
bilisieren und dazu immer riskantere Fi-
nanzmanöver durchzufùhren.

Das im staatsmonopolistischen Kapitalis-
mus notwendig gewordene . permanente
Eingreifen in den Reproduktionsprozeß,
die staatsmonopolistische Regulierunq,
insbesondere die Stimulierung des WachÀ-
tumstempos, die Militarisierung der Wirt-
schaft und damit ständige Aushöhlung
der Währung, die durch die Zuspitzung
der inneren Widersprüche geforderte Ver.
vollkommnung des Manipulations- und
Unterdrückungsapþarats sind ein Teil der

o
,,So, die hdtten wir erledigtl" Aus ,Nebelspolter"

t

t

Ursachen hierfür. Ein anderer resultiert
aus dem veränderten KräfteverhäItnis im
Weltmaßstab: der Aufschwung der revo-
lutionären Kräfte auf der ganzen Welt,
der zunehmende Einfluß der sozialisti-
schen Staatengemeinsdraft auf die Ent-

Die Kosten der US-Globalstrategie zeigen
sich aber nicüt.nur in den Ausgaben für
Rüstung und Vietnamkrieg, sondern auch
in den Milliardenbeträgen für Stationie-
rungskosten für US-Tiuppen auf etwa
3000 Stützpunkten in anderen westlichen

zwingt zum Kampf gegen diese Bestre-
bungen, gegen die Preispolitik der Mono-
pole, gegen die Rüstungs- und Aggres-
sionspolitik des imperialistischen Staats
usw. Von der Kraft dieses Klassenkamp-
fes wird es entsdleidend mit abhängen,
was sidr der Imperialismus an interna-
tionaler Reaktion in Zukunft nodr wird
leisten können. Hier wird sdrlagartig
deutlich, wie eng der Kampf der anti-
imperialistisdren Kräfte in den Metro-
polen mit der Politik der friedlichen Ko-
existenz seitens der sozialistisdten Län-
der u¡rd mit dem Kampf der nationalen
Befreiungsbewegungen zusammenhängt.
Zugleidr versdtiirfen sidr im Zuge der
Währungskrise die Widersprüdre zwi-
schen den imperialistischen Staaten unge-
meil, wie der Poker auf den Währungs-
konferenzen zeigt; dies stellt die Ge-
schlossenheit des imperialistischen Mactrt-
kartells zunehmend in Frage, behindert
Integrationstendenzen, Solchè Widersprù-
chen gilt es auszunutzen im Sinne 

-der
antiimpêrialistisdren Kräfte, Das heißt für
uns, daß wir uns gegen die Bemühungen
der Brandt/Sdreel-Regierung wenden, ãie
bereit ist, unter größten Zugeständnissen
an die US-Monopole (auf Kosten der
westdeutschen Arbeiterklasse) das impe-
rialistische Weltsystem zusammenzuliàl-
ten:
Deshalb fordert die DKP: ,,Die Bindung
unserer Währung an die bankrotte PoIi-
tik des US-Imperialismus und an den
kriegskranken Dollar ist zu lösen,"
Notwendig ist jetzt der Kampf aller Ar-
beiter, Angestellten, Bauêrn, Angehörige
des Mittelstandes, der nichtmonopolÍsti-
schen Wirtschaftskreise u. der Studenten
für wirksame gesetzlidre Maßnahmen ge-
gen Steuer- und Preisdiktate, gegen Wäh-
rungsspekulation und USA-Kapitalmacht.
Neben dem Kampf für Erhaltung und Er-
höhung der Realeinkommen¡ für Erkämp-
funf von Teuerungszulagen muß aber dêr
Kampf gegen die Ursachen der Währungs-
krise geführt werden. D. h. 1. ,,für Uber-
führung in- und ausländisdren Konzerne
und Banken in öffentliches Eigentum bei
wirksamer Kontrolle durch die Arbeiter-
klasse und ihrer Organisationen,,, um der
monopolistischen Preispolitik ein Ende
zu bereiten, und 2. fü¡ Veränderungen d.er
Staatsausgaben, vor allem Senkung der
Rùstungsausgaben. Das erfordert deñ Ein-
fluß der Arbeiterklasse und ihrer Orga.
nisationen auf die Wirtschaftspolitik.
Als kurzfristige Maßnahmen ergibt sich
notwendig: ,,Der durch die Dollarschwem-
me angeheizte inflationistischen Geldent-
wertung durdr staatlidren Preis- und
Mietstopp u.nter öffentlicher Kontrolle ist
entgegenåutreten. Strenge Kontrolle der
Finanztransaktionen und Spekulationen
der Banken und Konzerne aus dem In-
und Ausland - Beschlagnahme der Spe-
kulationsgewinne"6.

Anmerkungen :

1 zit. n. ,Deutsdre Volkszeitung', Nr. 10, 8.3.73,
s. 1.

2 zit.\.,,Nürnberger Nachridrten", 17/18,2.73.
3 Quelle : ,,Der Imperialismus der BRD,,, Frank-

furt/M. 1971, S.415,
4 SZR beim WeÌtwährungsfonds sind im G¡unde

eine fiktive Recheneinheit, die dadurdr zu ,Welt-geld'wird, daß sie von allen L¿itrdern als sol-
dres akzeptiert wird.

5 1950 steilte der Imperialismus ?2 Prozent der
Weltindustrieproduktion, der RGW 18 P¡ozent;
19?0 hatte der Imperialismus nod¡ 55 Prozent,
der RGW 35 Prozent.

6 Vorsdrläge des P¡äsidiums der DKP vom 13.2.73.
Litera turempfehlung :

K. H. Domdey, D. H. Kühne, Ðie ch¡onisdre Kris'e
des kapitalistisdren'Währungssystems, Verlag Mar-
xistische Bl¿itter, Ffm 1972 238 S. DM 9,80.
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Jeder gegen jeden

wicklungsländer, überhaupt die zuneh-
mende Komplexität des internationalen
Klassenkampfes erfo¡dern vom Imperia-
lismus, daß er immer mehr Mittel für
,,Hilfe" stellt, daß er ùberall gegenwärtig
ist, jede politische Regung im Auge be-
hält, sich als ,,Weltgendarm" gibt,
Aus alldem und aus dem Umstand, daß
sich das ökonomische Potential des Im-
perialismus im Verhältnis zum Sozialis-
mus ständig relativ verkleinert0, resultiert
erne permanente Tendenz, über die eige-
nen Verhåiltnisse zu leben, Durch die
Kosten der US-Globalstrategie insbeson-
dére durch den Krieg in Vietnam und die
gigantischen Rüstungsausgaben wurde die
US-Wirischaft schwér an'geschlagen. Das
drückt sich vor allem in éiner hõhen In-
flatiorisrate, also in überdurchschnittlichen
Preissteigerungen für die US-Güter
-aus. Darunter litt die Konkurrenzfähig-
keit mit anderen kapitalistischen Haup"t-
ländern, insbesonderä mit Japan und der
BRD, die billiger produzierèn konnten.
Die Folgen der langjährigen ,,Vietnam-rntl*jÍon'' waren naturgemäß am 1'age deswaltenstillstandes nicht aus der -Welt.
ure, Rtistungsausgaben wurden nicht ge_
senkt, sondern fùr 1gZ3 von 76 auf 8"0,4Milliarden Dollar sogar noch erhöht.

Ländern. Hinzu kommen Milliarden an
sog. Militär- und Entwicklungshilfe an
reaktionäre und korrupte Regimes in
Asien und Lateinamerika und für kriegs-
treiberische Stellvertreter des US-Impe-
rialismus wie z. B. Israel. Die hohen Sta-
tionierungskosten sind auch ein Grund,
weshalb die westdeutschen Steuerzahler
jedes Jahr höhe¡e Beträge an sog. Devi-
senausgleichszahlungen für die USA auf-
bringen müssen (zuletzt 3,4 Milliarden
DM pro Jahr). Die USA gaben S0-9'0
Mrd. Dollar.mehr aus, als sie wertmäßig
produziert hatten, und schufen so die
Eurodollars, die heute die imperialisti-
schen Finanzminister um den Schlaf brin-
gen.

Die Eurodollars sind die Spitze eines Eis-
bergs von Gebrechen und Widersp¡ùchen,
die die Währungskrise chronisch und ge-
setzmäßig sein lassen: einerseits sieht
sich der Imperialismus gezwungen, zur
Auf rechterhaltun$ seiner Herrschaft immer
mehr Potenzen zu mobilisieren, anderer-
seits ist er dazu immer weniger in der
Lage, U. a. auch durch die Währungskri-
sen, durch Inflation u, dgl. wird versucht,
zusätzliche Lasten der werktätigen Be-
völkerung aufzub'ürden.
Das verschärft die inneren Widersprùche,
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Murtin Wulser in

DKP-Betriebszeitungen :

Warum
wrr

,,Das Ungewöhnliche, Arbeiter treten
an die Schriftsteller, SchriÍtsteller an
die Arbeiter ihres Landes heran, sollte
Gewohnheit werden Wir sind das, was
man schreibende Arbeiter nennt. Wir
machen Betriebs-Zeitungen der DKP.
Kleine Zeitungen mit gro9em Ansehen
bei den Belegschaften. Se/bsf ge-
schrieben und hergestellt und vor den
Werktoren verteilt, erscheinen nahzu
500 unserer Zeitungen mit einer Ge-
samtautlage von monatlich einer Mil-
lion Exemplaren ...
Da wir wissen, daß lür Sie Demokra-
tie die Grundlage lhres Schaftens isf
und Sie sich tür die lnteressen der
arbeitenden Bevölkerung engagieren,
machenwir Ihnen einen Vorschlag:
Schreiben Sie in unseren Betriebs-
zeitungen. Schreiben Sie' über thre
Probleme, lhre Meinung zu den Kon-
flikten in der kapitalistischen Gesell-
schaÍt. Wir geben lhnen in unseren
Zeitungen daÍür eine Tribüne."

Das boten Redakteure von DKp-Be-
tiiebszeitungen den Delegierten des
Schriftstellerkongresses an, der Ende
Januar ln Hamburg getagt hatte und
den Beitritt zur lG Druck und Papier
beschloß. Einer von denen, die das
Angebot annahmen, war Martin llllal-
ser, der den Hamburger Betriebszei-
tungen folgenden Artikel schickte, den
wir hier mit freundlicher Genehmigung
nachdrucken.

man etwas dafür bekäme, sagte er, er
habe nicht gewußt, daß ich Geld .dafür
wolle.
Das heißt: die Arbeit eines Schriftstellers
wird in unserer Gesellschaft immer noch
nach Lust und Laune eingeschätzt. Jeder
könnte, wenn er ein wenig. nachdächte,
einsehen, daß wir diese Arbeit zwar nicht
wegen des Geldes tun, aber daß wir sie
ohne Bezahlung auch nicht tun können.
Wir sind abhängig von denen, die uns
Sendezeiten oder Zeilenzahlen oder Buch-
seiten zur Verf'ügung stellen.
Traditionell gehören wir zum Bürgertum.
Das Bürgertum ist durch die Intellektuel-
Ien zu sich selbst gekommen, Im Bùrger-

&d.eihna dè¡ D K P rúr S.l.ú. dèr HldôbndG d H@b.eñ.ch.È¡

die
Gewerk-
schaft
wollen
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DER ROTE

ANKER

für
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Im Herbst 1972 sendêten zwei Rundfunk-
anstalten ein Hörspiel von mir, das im
Jahre 1955 zum elstenmal gesendet wor-
den war. Damals bekam ich 1000 Mark
Honorar. Jetzt bezahlte eine Anstalt
etwas über 600 für die Wiederholung,
die andere etwas über 2100. Oder: ich
hielt eine Rede, eine sich als sozialdemo-
kratisch verstehende Zeitung druckte die
Rede ab, ohne etwas dafür zu bezahlen;
ich frage nach und erfahre: \Menn sie
Reden auch noch honorieren müßten,
dann könnten sie sie nicht mehr dructen.
Ode¡: der Feuilletonchef einer großen
Tageszeitung druckte 16 vierzeilige Stro-
phen ab, als ich Monate später fragte, ob
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betrlebgze¡tung l0r dle arbelt¬r uñd angostellten dqr ael

tum ist dann der Kapitalismus tonange-
bend geworden. Der Intellektuelle geriet
in die Opposition. Seit Anfang dieses
Jahrhunderts diskutieren Schriftsteller
darüber, ob sie zum Bürgertum oder ob
sie zur Arbeiterklasse gehören. Bei Marx
und Engels steht wenig dar'über.
Im Jahr 1970 hat der 1. Kongreß des
Verbandes deutscher Schriftsteller sich
dazu entschieden, mit den Gewerkschaften
Verhandlungen aufzunehmen. In den ein-
zelnen Landesverbänden wurde dann
zwei Jahre über einen möglidren Beitritt
zur Gewerkschaft diskutiert. Das waren
zwei lehrreiche Jahre. Zum erstenmal
sahen sich Kollegen, die sich als Didrter

¡¡Iilil¡tflM¡ '!lllltltl ltf Ilr
DEUTSCH EN KOMMUNISTISCHEN PARTEI

llv lìlllì'l'
DOHI)lll{P

verstehen, mit Kollegen konf¡ontiert, die
sich eher für Arbeiter oder Angestellte
halten. Das heißt, die einen leiten ihr
Selbstverständnis ab aus dem, wa$ sie
tun, und die anderen aus der ökono-
mischen Basis, auf de¡ ihre Arbeit sich
aufbaut. Der Staat hat sich um diese Ge-
burtswehen unseres Selbstbewußtseins

nicht gekümmert und uns einfach als
Unternehmer eingestuft, die Umsatz-
steuer zahlen müssen.
Es war nicht schwer, in allen Landesver-
bänden bald schon eine gewerkschafts-
freundliche Stimmung zu schaffen. Auch
die Dichter sahen, daß immer mehr klei'
ne Veriage verschwanden, daß die Ver-

lagskonzerne immer mächtiger und wir
ihnen gegenùber immer ohnmächtiger
wurden. Die Rundfunkanstalten arbeiten
immer enger mit den Konzernen zusam-
men. Unsere Abhängigkeit wurde unüber-
sehba¡. 91 Prozent der Kollegen, die im
Januar 1973 zum 2. Kongreß des Verban-
des nach Hamburg gekommen waren,
stimmten jetzt dafür, daß man der Ge-
werkschaft Druck und Papier beitrete;
aber mit der Auflage, daß diese Gewerk-
schaft sich entwickle zu einer ,,Gewerk-
schaft Medien".

Erst wenn ALLE in der Kulturindustrie
Tätigen in EINER Gewerkschaft sein
werden, können wir auf eine effektive
Vertretung unserer Interessen hoffen.
Das sind zwar in erster Linie ökonomi-
sche Interessen (Tarifverträge, Honorar-
rahmen, Urlaubsregelung, Altersvorsor-
ge), aber schon in der Frage der Mitbe-
stimmung etwa wi¡d die ökonomische
Frage zur ideologischen; und eine ist
ohne die andere nicht lösbar. Noch sind
alle Legitimierungsgewalten (Verkauf
und Kritik) in.der Hand, in der auch
das Kapital ist. Der beste Honorarvertrag
nutzt ja nichts, wenn das Kapital die
Möglichkeit hat, Schriftsteller, die ihm
nicht passen, erst gar nicht zu drucken
oder ihnen die kulturellen Weihen in
einem fast vernichtenden Ausmaß vor-
zuenthalten. Das ist das Feld der berufs-
politischen Aufgaben.

Beides, das ökonomische Intêresse und
die berufspolitische Entwicklung, ist durch
den jetzt beschlossenen Gewerkschafts-
beitritt nur als Aufgabe klarer geworden:

Die Lösungen sind noch längst nicht in
Sicht; wohl aber die Richtung, in der sie
erreicht werden können.

Während eines Empfangs Hamburger Betr¡ebsze¡tungsredakteure fi¡r fortschr¡tt-
liche Schriftsteller in den Räumen des DKP-Landesvorstands: Peter Schütt,
Martin Walser, der Hamburger DKP-Vorsitzende Jan Wienecke und Conrad
Schuler vom Kürbiskern.
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Friedliche Koexistenz
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Beteiligt euch am
Festiual-Wettbewerb
dgS UdS Oerband neurscher srudenrenschanen)

Ma.ht die Kamptziele
do. Fêstlval-Bewegung
¿um Gegonstand ¬urer
künstler¡schen Tät¡gkelt
¡n Sludium und Freizell.

Slollt êuor Kónnen ln
don O¡enst der antlhpsr¡a-
l¡stlscheñ Solidar¡tät
des Kâmpfes der Vólkgr
d¬r Wslt üm Fr¡edsn
und ge9éllsc+lafi llcñen Forlsdlrln.

Nulzt eure Fàhigkeiten,
damlt der Fêstivâl-Gedankê
in der BBD vorankomnt.

oÉß JUG¬fo
,+o

Der Verband Doutsc¡¬r Studentensahalten
r¡cfitôt zur Vorbère¡tung der 10. W¬ltfogt-
sÞ¡ele Wgttbewerbe zu den Thêmên
aus:

>Kåmpfe der Jugend und Studenten
in der BRD<
(aus do¡ Ze¡t von 1967 b¡s 19731
Folograllo
(E¡nzelfotos odea Fotoser¡eñ)
Fllm (8, 16 oder 35 mm)
Plakal (alte Formate)

sisch¬n Volk<
Blldendê Kun8l
(Grafik, Malerê¡, Plast¡k)

E¡nsendeschluß: 15. Mai 73
Nàhere Te¡lnâhmêbedlngunO¬n
bêim ASIA odêr vds-Fechkonlerênz
Kunst und Med¡gn, 48 B¡elgleld,
Lsrdronwog 2

o

â

für eine szenische Kantate für Schau-
spieler und ein lnstrumentalensemble
gewählt. Den Text wird Erika Runge
schreiben. Junge Komponisten der
BRD, die sich an dem vom vds aus-
geschriebenen Wettbewerb beteiligen,
werden gemeinsam mit Hans-Wernerâ
Henze kollektiv die Vertonung undV
musikallsche Gestaltung erarbeiten.

Orientiert

an den Bedürfnissen

der Bevölkerung

und nicht

an den lnteressen

, des Großkapitals

Derúsctre
Volkszeitung
Anforderungskorten für Probeexem-

plore liegen dieser Ausgobe bei.

Eo

|l4uplsf¡o{

Zur Vorbereitung der X. Weltfestspiele
hat der vds mehrere lMettbewerbe für
die Studenten der künstlerischen
Hochschulen und Fachbereiche aus-
geschrieben. Sie umfassen die Berei-
che ,,Bildende Kunst" (Graphik, Ma-
lerei, Plastik) unter dem Thema,,,Soli-
darltät m¡t dem vietnamesischen Volk",
,,Plakat, Film/Video" und,,Fotografie'o
unter dem Thema ,,Kämpfe der Jugend
und Studenten in der BRD für die Er-
haltung und den Ausbau demokrati:
scher Rechte" bzur. ein Thema des
antiimperialistischen Kampfes der Ju-
gend aus der Zeit von 1967 bis 1973.
Der Fotowettbewerb richtet sich über
den Kreis der Kunststudenten an je-
den Fotoamateur.

Das Ergebnis der \lllettbewerbe soll zu
Ausstellungen zusammengestellt und
als kultureller Beitrag des vds bzw.
der Delegation der BRD auf den X.
lMeltfestspielen gezeigt werden. Ein
Teil der eingereichten Arbeiten soll
noch in den Vorbereitungen zu dem
X. Festival e¡ngesetzt werden. Der vds
bereitet auch einen Kompositionswett:
bewerb vor, Zur künstlerischen Bera-
tung und Mitwirkung konnte Hans-
Werner Henze gewonnen werden.
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Projektbereich
Kunst und Medien
des uds
akt¡u bei Festival-
Uorbereitung

ln München trafen sich am 22. März
1973 Dirk Krüger (VDS und Sprecher
des Arbeitskreises Festival), llìlolfgang
Florey (Sekretär der Fachkonferenz
Kunst und Medien im VDS) und H. K.
Bast (Demokratischer Kulturbund
Deutschlands) mit Erika Runge und
Hans-Werner Henze, um ein Konzept
auszuarbeiten, das der ARBE¡TSKREIS
FEST¡VAL als Beitrag der Delegation
der Bundesrepublik während der
X. Weltfestspiele der Jugend und Stu-
denten, die in der Zeit vom 28. Juli
bis 5. August 1973 in Berlin/DDR statt-
finden werden, aufführen wird.
Der erfolgreiche Streik bei Mannes-
mann wurde als Sujet des Textbuches'

10. Weltfestspiele der Jugend und Studenten lg73 in Berlin (DDn)

Für antiimpetialistische Solidarität, Frieden und Freundschaft

,Und alle
Heinr¡ch

lieben
Heine r

,
II

Von Heinrich Ernst

o,Der ist ja weg nach Frankreich, der hat sich sicher schlecht benommen."
so wegwerfend urteilt der rheinisc{re volksmund über den Dichter, der
Düsseldorfs Stadtvätern seit mehr als einem Jahrhundert Kopf- und
andere Schmerzen verursacht.l
Ein derartig vernichtendes Urteil würden Vertreter der gebildeten Stände
natürlich niemals abgeben. Man versteht, bedenkt, berüd<sic{rtigt die
Zeitumstände usw. - und kommt zu dem Sctrluß: Heinrich Heine ist

_Düsseldorfs größter Sohn. Und so spendiert der zweitgrößte Sohn der
]tadt, Konrad Henkel, dessen Faibte flirs Poetische bekannt ist (,,DielWäsche im Persil-Weiß sehen, bringt Sie im Nu auf Reim-ldeen"), ein

Fasanenessen zum Gedenken an die Nr. l.
Nein, kein Zweifel: Alle lieben Heinridr
Heine, auch wenn sidr ihre Liebe zuwei-
len ungewöhnlidrer Ausdrucksformen be-
fleißigt. Nadrdem der Düsseldorfer R.
Visser bereits 1893 im kongolesisdren
Urwald ein Heine-Denkmal erridrtet hat-
te2, wollten die Düsseldorfer Stadtväter
an Heines 100. Todestag nicht zurück-
stehen: Eine nackte Schönheit des fran-
zösischen Hitle¡- und Speer-Verehrers
Maillol, die unbestätigten Gerüchte. zu-
folge dazu geschaffen worden war, ein
Schwimmbad zu dekorieren, gemahnt die
Düsseldorfer seit 1956 an den im Exil
gestorbenen Didrter. Offenbar als Aus-
gleich dafür, daß Heines Bücher 1933 von
Nazi-Horden verbrannt worden waren,
schuf ein weiterer Nazi-Bildhauer, Willi
Hoselmann aus Düsseldorf, die Gedenk-
tafel am Geburtshaus Bolkerstr. 53.

l.iein, und hierin muß ich dem Genossen
*..rrr"r*rrrp enrscnleoen wroersprecnen,

man hat Heinridr Heine fast alles ver-
ziehen. (,,8r hatte ja vielleiùt sogar ein
bißchen recht - damals.")
Da sich seine Geburt in Düsseldorf nun
einmal nicht vermeiden lassen hat, will
man ihn audr ehren - man ist ja kein
Kulturbanause.
Da erhebt sidr die große Frage: Wie?
Zu allem Uberfluß besdrließt der nord-
rhein-westfälische Kultusminister 1965,

' die medizinische Hodrschule Ðüsseldorf
zur Universität auszubaueni und ehe man
sich versieht, steht der Namensvorsdrlag
im Raum:,Heínrich-Heine-UniversÍtät
Düsseldorf'.
,,Das geht nidrtl" erklären die Ratsfrak-
tionen von CDU und FDP, die Universi-
tät sei nicht das redrte Objekt für eine
solche Namensgebung, aber vielleiút
könne man eine Rheinbrüdre. . . ,,Das
geht nichtl" erklärt Gründungsrektor Al-
win Diemer; es sei, so erfuhr die stau-
nende Fadrwelt, nidrt mehr zeitgemäß,
einer Universität den Namen eines Didr-
ters zu geben. Nein, gegen Heine als

soldren habe er nidrts - ,, . .. wie kom-
men Sie denn darauf?"
Mit dem Regierungswedrsel in der Düs-
seldorfer Staatskanzlei 1966 bekommt die
Heinrich-Heine-Universität einen neuen
Fürspredrer: Die sozialdemokratische
Landesregierung ,spridrt sich ebenso wie
die Stadtverwaltung für den Didrterna-
men aus. Wissenschaftsminister Rau er-
klärt sogar, er würde keine Satzung lie-
ber untersdrreiben, als eine, die Heinridr
Heine nadr Düsseldorf zunüdrholt, be-
kommt aber völlig unerwartet Respekt
vor der Autonomie der Hodrschulen und
mödrte den Professoren kei¡en Namen
oktroyieren. So bleibt dem Satzungskon-
vent die Entsdreidung rüberlassen,, der
alle Anträge, Heine ium Namenspatron
der Düsseldorfer Alma Mater zu machen,
ablehnt (nùetzt am B.1.73). Und so
bleibt es dabei, daß zu des Dichters 175,
Geburtstag am 13. 12.72 keine Messing-
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Die mathemat¡sch-natur-
w¡ssenschaftliche Fakultät
der Universität Dtisseldorf
hat beschlossen, dem Kon-
zernchef Dr. Konrad Hen-
kel am 14. Mai die Ehren-
doktorwürde zu verle¡hen.
Die Heinrich-Heine-Univer-
sität ist tot - es lebe d¡e
Konrad-Henkel-U n ivers¡tät!
Konrad Henkel 1945: ,,Von
den Dutzenden Parteien,
die vor 1933 im Reichstag
saßen, gab es nur e¡ne
hundertprozent¡ge ant¡-
kommunistische Partei,
und das war die Nazi-
Partei. Als uns Hitler 1932
erklärte, daß er mit den
Kommunisten aufräumen
würde, entschlossen w¡r
uns, ¡hn zu unterstützen."
Konrad Henkel 1973: onDie
Unternehmer s¡nd apo¡¡-
tisch, Aber ich glaube, das
wird sich jetzt ändern...
Nicht ohne Grund habe ich
mich bereit'erklärt, mich
zum Präsidenten des Ver-
bandes der chemischen
lndustrie wählen zu las-
sen.¡r
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spieler und ein lnstrumentalensemble
gewählt. Den Text wird Erika Runge
schreiben. Junge Komponisten der
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Zur Vorbereitung der X. Weltfestspiele
hat der vds mehrere lMettbewerbe für
die Studenten der künstlerischen
Hochschulen und Fachbereiche aus-
geschrieben. Sie umfassen die Berei-
che ,,Bildende Kunst" (Graphik, Ma-
lerei, Plastik) unter dem Thema,,,Soli-
darltät m¡t dem vietnamesischen Volk",
,,Plakat, Film/Video" und,,Fotografie'o
unter dem Thema ,,Kämpfe der Jugend
und Studenten in der BRD für die Er-
haltung und den Ausbau demokrati:
scher Rechte" bzur. ein Thema des
antiimperialistischen Kampfes der Ju-
gend aus der Zeit von 1967 bis 1973.
Der Fotowettbewerb richtet sich über
den Kreis der Kunststudenten an je-
den Fotoamateur.

Das Ergebnis der \lllettbewerbe soll zu
Ausstellungen zusammengestellt und
als kultureller Beitrag des vds bzw.
der Delegation der BRD auf den X.
lMeltfestspielen gezeigt werden. Ein
Teil der eingereichten Arbeiten soll
noch in den Vorbereitungen zu dem
X. Festival e¡ngesetzt werden. Der vds
bereitet auch einen Kompositionswett:
bewerb vor, Zur künstlerischen Bera-
tung und Mitwirkung konnte Hans-
Werner Henze gewonnen werden.
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Zu allem Uberfluß besdrließt der nord-
rhein-westfälische Kultusminister 1965,
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soldren habe er nidrts - ,, . .. wie kom-
men Sie denn darauf?"
Mit dem Regierungswedrsel in der Düs-
seldorfer Staatskanzlei 1966 bekommt die
Heinrich-Heine-Universität einen neuen
Fürspredrer: Die sozialdemokratische
Landesregierung ,spridrt sich ebenso wie
die Stadtverwaltung für den Didrterna-
men aus. Wissenschaftsminister Rau er-
klärt sogar, er würde keine Satzung lie-
ber untersdrreiben, als eine, die Heinridr
Heine nadr Düsseldorf zunüdrholt, be-
kommt aber völlig unerwartet Respekt
vor der Autonomie der Hodrschulen und
mödrte den Professoren kei¡en Namen
oktroyieren. So bleibt dem Satzungskon-
vent die Entsdreidung rüberlassen,, der
alle Anträge, Heine ium Namenspatron
der Düsseldorfer Alma Mater zu machen,
ablehnt (nùetzt am B.1.73). Und so
bleibt es dabei, daß zu des Dichters 175,
Geburtstag am 13. 12.72 keine Messing-

55

Die mathemat¡sch-natur-
w¡ssenschaftliche Fakultät
der Universität Dtisseldorf
hat beschlossen, dem Kon-
zernchef Dr. Konrad Hen-
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kommunistische Partei,
und das war die Nazi-
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erklärte, daß er mit den
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Gorlos Alvarez
Der fortschrittliche columbianische Filme-
macher Carlos Alvarez - seit über ei-
nem Jahr wegen seiner oppositionellen
Filme im Gefängnis - sollte vor einigen
Wochen aus der Haft entlassen werden.
Er hatte die für seine angeblidren Verge-
hen verhängtee Strafe abgesessen, Zwei
Stunden vor seiner Freilassung jedodt ent-
zog das militärische Oberkommando dem
Zivilgericht das Ve¡fahren. Am 14. Februar,

Oi"" J*J,:" iå"',ii:i;" l'",åïff :iå;
Manuel Vargas in das berüchtigte Kon-
zentrationslager für politische Häftlinge
in Bucamaranga verlegt. Seine Frau Julia,
die ein Kind erwartet, soll direkt nach
dessen Geburt wieder ins Gefängnis ein-
geliefert werden.

Volkstheqter Rostock
dorf nicht ins
Theater Bremerhoven
Der Magistrat von Breme¡haven hat es
abgelehnt, das städtisdre Theater für ein
Gastspiel des Volkstheaters Rostock zur
Verfügung zu stellen. Die weit über die
Grenzen der DDR bekannte Bühne wollte
auf Einladung der Bremerhavener DKP-
Kreisorganisation mit einer Aufführung
zttm 725. Jahrestag des Kommunistischen
Manifestes und des 90. Todestages von

ü"n 
Marx gastieren.

Umfongre¡cher
Kulturoustqusch
,,Die Entsdreidung der Sowjetregierung,
dem Welturheberrechtsabkommen beizu-
treten, entspricht völlig ihrem beständi-
gen, auf die Festigung des Friedens und
die Entwicktung der kulturellen Bezie-
hungen zwischen den Staaten gerichteten
außenpolitischen Kurs", erklärte Boris
StukaIin, Vorsitzender des Staatlichen
Komitees für Verlagswesen der UdSSR,
auf einer internationalen Pressekonferenz
in Moskau. Der Beitritt zur Urheberrechts-
konvention tritt am 27, }i4ai dieses Jah-
res in Kraft, Die Teilnahme der UdSSR
am System des Schutzes der Autorrechte
gestatten einen nodr umfangreidreren
Kulturaustausch zwis&en den Völkern,
unterstridr Stukalin. Ausländische Auto,
¡en haben jetzt dieselben Redrte wie so-
wjetis(he. Der Beitritt zur Konvention
sidrert gleidrzeitig sowjetisdren Autoren
eine bessere Redttsgrundlage bei Ver-
öffentlictrungen im Aìsland,

GSU gegen
Lehrlingstheqter
In Abstimmung mit der Regierung von
Oberbayern hat das bayerische Kultus-
ministerium dem Münchner Theater der
Jugend jegliche finanzielle Unterstützung
gestridren. Aktueller Antraß war die Auf-
führung des. Lehrlingsstückes ,,Stifte mit
Köpfen".
Schulklassen wurde der Besuch des Stùk-
kes von Werner Geifrig untersagt.

Nûrnberg : Progress¡ves
Kommunikations-
zentrum
Mit dem Klein-,,Theater am Kopernikus-
platz" in Nürnberg eröffnet der Schauspie-
ier und Regisseur Horst W. Blome, der
in den 60er Jahren in der fränkischen
Metropole durdr .sein Links-Kabarett,,Die
Hintertreppe" weithin Aufmerksamkeit
provozierte, ein Kulturzentrum progres-
siver Orientierung, In dem Mini-Theater
(hundert Plätze),sollen fortsdrrittlidre in-
und ausländische Stücke aufgeführt, Kin-
der- und Lehrlingstheater gemadìt sowie
Lesungen veranstaltet we¡den, Gleidrzei-
tig ist geplant, im Theater, dem das Lo-
kal ,,Destille" angeschlossen ist, pro-
gressive Kunstwerke auszustellen sowie
verschiedene Veranstaltungsreihen ("The-
ater im FiIm", ,,Theater auf der Schall-
platte") durchzuführen. Der Spielplan, der
zusamrnen mit interessierten Künsilern
erarbeitet wird, soll auch historische und
moderne Beiträge des Arbeitertheaters
aufnehmen. Das von Horst W. Blome ge_
ieitete Theater, an dem bisher die Schãu-
spieler Linny Claudius, He1ga Budowski,
Heinz Herki und Alfred prasier engagiert
sind, wird getragen vom ,,Verein zur
Förderung zeitgenössischen Theaters-
Nürnberger Volksbühne e. V.,,. Das ,,The_
ater am Kopernikusplatz,, öffnete seine
Pforten am 6. April mit einer Solo-Inter-

pretation der,,Dreigrosdrenoper" von
Gerhard Lenssen. 'Iheaterleiter Horst W.
Blome sudrt zur Fortentwiddung seines
progressiven Kulturzentrums Kontakt zu
interessierten Kulturschaffenden (Adres'
se: ,,Theater am Kopernikusplatz", 8500
Nürnberg, Brosamerstraße 12, Telefon:
0911/443770).

Spoß in Rot
Die populärsten linken Künsfler der Bun-
desrepublik machen e¡ne gemeinsame
Anti-Schnulzen-Tournee - organ¡s¡ert vom
,,pläne"-Verlag. Nic*rt ganz zufällig im
Mai! Von der Bremer Stadthalle bis zum
Münchener Zirkus Krone sind bereits jetzt
die größten Hallen angemietet. ,,Spaß in
Rot" wird d¡e Tournee des Jahres heißen,
die durch mindestens 15 Großstädte fäh-
ren wird.
Dafür, daß es die Tourneé des Jahres wird,
bürgen bereits die großen Namen aus der
,,linken Hitparade". Fest zugesagt für
,,Spaß in Rot" haben bisher
Dieter Süverkrüp, finger- und zugenfertig-
ster Slar unter den Iinken Lledermacfrern
(und übrigens audr Mitbegründer des Ver-
lag ,,pläne"),
Floh de Cologne, populärste, härteste und
meistzensierte Pollt-Rod<-Band der BRD,
D¡et¡¡cfi Kittner, kompromißloser Einzet-
kämpfer und Vollblutkabarett¡st, der immer
nodr kein Feigenblatt vor den Mund nimmt,
Hanns Ernst Jäger, der bundesdeutsdre
Brecùt- und Tucholsky-lnterpret,
Klaus Lachmann, (nocfi) Geheimtip für
Brec{rt-Fans
und Franz Xaver Kroetz, dem man nac|r-
sagt, er se¡ die Entded<ung unter den lun-
gen deutsc{ìen Dramatlkern.
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schilder, sondern nur handgemalte Trans-
parente verkünden:,Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf'.
Der Streit um die Benennung der Düssel-
dorfer Universität ist eine eminent politi-
sche Frage. Er ist nur die Spitze des Eis-
berges bundesdeutscher Heine-Diffamie-
rung. Denn was lernt man in der Schule
von Heine? Bestenfalls die ,Loreley' und
den ,Belsazar'.
Uber den seit vier Jahren andauernden
und mit der Entscheidung des Satzungs-
konvents keineswegs beendeten Kampf
der Bürgerinitiative Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf informiert deren
Gründer Otto Schönfeldt in dem soeben
im Pahl-Rugenstein Verlag Köln erschie-
nenen Buch ,Und alle lieben Heinrich
Heine. , .'
Ein lesenswertes Buch, weil es einmal
eine sonst weniger beachtete - die kul-
turelle - Seite des Klassenkampfes be-
leuchtet.
Wie bekommt man es?
Als Student, indem man 5 DM + 1,50 DM
Versandkosten auf das Postscheckkonto
Otto Schönfeldt, Dortmund, 43305-467 ein-
zahlt oder einen Scheck einschickt an die
Bürgerinitiative Heinrich-Heine-Universi-
tät, c/o Otto Schönfeldt, 4 Düsseldorf 1,

Grunerstr. 26. (Der reguläre Preis be-
trägt 10 DM zuz'üglich Versandkosten.)

Anmerkungen:
1In der Fernsehsendung ,Uber die Sdtwie'
rigkeiten eines deutschen Dichters, ge-
ehrt zu werden'.
2 Inschrift:
Heinridr Heinel
Hier hat in einer dunklen Nacht
Ein deutscher Sänger Dein gedacht.
Den Wohlklang Deiner schönen Lieder
Gab hier des Urwaldes Echo wider.
Hier hat der Stadtrat keine Macht,
Und da die Welt genug gelacht
Ob diesem kannibalischen Treiben,
SolI Heine hier ein Denkmal bleiben!
Hier, wo die göttliche Natur
Noch nicht nach Christ und Jude frug,
Da sei des Menschen nur gedacht,
Des Sängers, seiner Lieder Pracht,

56

Dos Uileil westlicher ldeologen Über
FDJ-singebewegung und Vll. Kunstdusstellung

Die ,einheitliche
Kulturnatioltn

ein Beltrag der FDJ-Zeitung ,Junge Welt'

Wir kennen alle die Wunschvorstellun-
gen der herrschenden Kreise in der BRD
von den,,innerdeutschen Beziehungen"
u¡d der ,,einheitlichen Kulturnation". Wir
übersehen deshalb nicht die übergroße
Neugier der bürgerlichen Presse für die
kulturellen Leistungen der DDR. Aber
sosehr sich die westlichen Schreiber auch
benr,ühen, riber die sozialistische Kunst
mitreden zu wollen, so sehr fällt auf,
daß ihnen diese sozialistische Kunst miß-
fällt, daß sie sie anders haben möchten.
Ihre Betrachtungsweisen verraten den
stillen Haß in den Redaktionsstuben auf
den Vormarsch des Sozialismus, verraten
den unversöhnlichen Gegensatz zwischen
sozialistischer und imperialistischer ldeo-
logie. Wenn audr freiwilliger DDR ge-
sagt wird, es schallt aus den westlichen
Rundfunkstationen und dem Blätterwald
wie eh und je der altbekannte zynisch-
besserwisserische Ton darüber, wie Kunst
zu sein hat.
,,Alle sagen drùben DDR, ach, wie fallen
neue lÂ/örter schwer" - diese Textzeile
aus einem Lied Hartmut Königs vom
1. Festival des politischen Liedes 1970
klang dem Klassengegner damals schlimm
in den Ohren, wie überhaupt die FDJ-
Singebewegung bei ihm von Anfang an
schlecht wegkam. Das liest sich beispiels-
weise so: ,,Freilich, im Hämmern sind
auch die Melodie-Werker der DDR ge-
ùbt - etwa wenn der ,Oktoberklub' sich
als ,Stück der Partei' und die ,Klasse
der Millionen Millionäre' besingt, für
die ,gute Arbeit Pflicht und Ehre' ist."
(Spiegel) Was hier mißfällt, ist das poli-
tische Bekenntnis der FDJ-Singegruppen.
Weil der Gegner die Erfolge der Singe-
bewegung und ihre Verbindung zu pro-
gressiven Gruppen in der kapitalistischen
Welt für den gemeinsamen antiimperiali-
stischen Kampf nicht leugnen kann, ver-
sucht er, die Sache zu entideologisieren.
Der ,,Spiegel" bestimmt deshalb, was die
,Zuhö¡er bei ,,Quilapayun" aus Chile oder
,,Agit-Prop" aus Finnland zu fesseln hat:
,,Weniger Klassenkampf-Funktion als die
modischen und folkloristischen Elemente
der Gesänge."
Dem gleichen Journal mißfiel selbstver-
ständlich auch der DEFA-Film ,,Trotz
alledem!" über den Kampf Karl Lieb-

knechts, und er rechnet mit den Künst-
Iern und Zuschauern der DDR ab, die sich

iî-dårå"ïääf,iïf i,inH:{
tions-Lichtspiel". Als der Leser Lothar
Sdrulz in der Jungen Welt - beeindruckt
vom Liebknecht-Film - schrieb, daß ,,mit
den Mitteln der Kunst Geschichte nach-
empfindbar gemadrt werden kann", ahnte
er sicher nicht,.daß diese jtußerung die
'Verärgerung der Spiegel-Redakteure nach
sich ziehen würde, denen vor allem die
überzeugende Entlarvung des Sozialde-
mokratismus in diesem Film überhaupt
nidrt sdrmeckte. Auch hier wieder der
stille Haß darüber, daß sich die DDR-
Jugend mit dem Kampf der großen Söh-
ne der deutschen Arbeiterklasse identifi-
ziert.
Nicht anders ist es mit der Bewertung
der VlL Kunstausstellung der DDR, wo
sich die Angriffe hinter den Komplimen-
ten verbergen, So schreibt die ,,Frank-
furter Allgemeine", der Besucherandrang
sei in der Tat das ,,überragende Phäno-
men", und sogar eine Erkenntnis wirdr
mitgeiiefert: "Oan dem Arbeiter di]
Kunst uninteressant sei, ist ganz offenbar
falsch." Dann wird aber doch die Katze
aus dem Sadc gelassen, wenn es heißt,
die Besucher bezeugten ,,Ehrfurdrt" vor
einer Kunst, die keine wäre. Denn ,,für
westlÍche Augen zerrinnt dieses gewal-
tige Stilgemisch zu einem Plagiathorror-
keller aller Akademien zwischen 1850

und 1925". Und der ,,Kölner Stadt-Anzei
ger" beleidigt unsere bildenden Künstler,
wenn er schreibt: ,,Lenin, Vietnam, An-
gela Davis, die Pariser Kommune, das
sind zur Zeit die immer wiederkehrenden
Motive, an denen sich jeder versucht, der
das richtige Bewußtsein beweisen will."
Was sidr hinter diesen Kritteleien ver-
birgt, ist der offene Angriff auf die Me-
thode des sozialistischen Realismus. Die
westlichen ldeologen hätten unsere Kunst
gern ohne sozialistischen Ideengehalt,
ohne Parteilichkeit und Volksverbunden-
heit. Mit ihren Fehlurteilen und An-
maßungen über die DDR-Kultur bewei-
sen die Vertreter der imperialistischen
Ideologie, daß es gar keine ,,einheitliche
Kulturnation" mehr gibt und geben kann.



Gorlos Alvarez
Der fortschrittliche columbianische Filme-
macher Carlos Alvarez - seit über ei-
nem Jahr wegen seiner oppositionellen
Filme im Gefängnis - sollte vor einigen
Wochen aus der Haft entlassen werden.
Er hatte die für seine angeblidren Verge-
hen verhängtee Strafe abgesessen, Zwei
Stunden vor seiner Freilassung jedodt ent-
zog das militärische Oberkommando dem
Zivilgericht das Ve¡fahren. Am 14. Februar,

Oi"" J*J,:" iå"',ii:i;" l'",åïff :iå;
Manuel Vargas in das berüchtigte Kon-
zentrationslager für politische Häftlinge
in Bucamaranga verlegt. Seine Frau Julia,
die ein Kind erwartet, soll direkt nach
dessen Geburt wieder ins Gefängnis ein-
geliefert werden.

Volkstheqter Rostock
dorf nicht ins
Theater Bremerhoven
Der Magistrat von Breme¡haven hat es
abgelehnt, das städtisdre Theater für ein
Gastspiel des Volkstheaters Rostock zur
Verfügung zu stellen. Die weit über die
Grenzen der DDR bekannte Bühne wollte
auf Einladung der Bremerhavener DKP-
Kreisorganisation mit einer Aufführung
zttm 725. Jahrestag des Kommunistischen
Manifestes und des 90. Todestages von

ü"n 
Marx gastieren.

Umfongre¡cher
Kulturoustqusch
,,Die Entsdreidung der Sowjetregierung,
dem Welturheberrechtsabkommen beizu-
treten, entspricht völlig ihrem beständi-
gen, auf die Festigung des Friedens und
die Entwicktung der kulturellen Bezie-
hungen zwischen den Staaten gerichteten
außenpolitischen Kurs", erklärte Boris
StukaIin, Vorsitzender des Staatlichen
Komitees für Verlagswesen der UdSSR,
auf einer internationalen Pressekonferenz
in Moskau. Der Beitritt zur Urheberrechts-
konvention tritt am 27, }i4ai dieses Jah-
res in Kraft, Die Teilnahme der UdSSR
am System des Schutzes der Autorrechte
gestatten einen nodr umfangreidreren
Kulturaustausch zwis&en den Völkern,
unterstridr Stukalin. Ausländische Auto,
¡en haben jetzt dieselben Redrte wie so-
wjetis(he. Der Beitritt zur Konvention
sidrert gleidrzeitig sowjetisdren Autoren
eine bessere Redttsgrundlage bei Ver-
öffentlictrungen im Aìsland,

GSU gegen
Lehrlingstheqter
In Abstimmung mit der Regierung von
Oberbayern hat das bayerische Kultus-
ministerium dem Münchner Theater der
Jugend jegliche finanzielle Unterstützung
gestridren. Aktueller Antraß war die Auf-
führung des. Lehrlingsstückes ,,Stifte mit
Köpfen".
Schulklassen wurde der Besuch des Stùk-
kes von Werner Geifrig untersagt.

Nûrnberg : Progress¡ves
Kommunikations-
zentrum
Mit dem Klein-,,Theater am Kopernikus-
platz" in Nürnberg eröffnet der Schauspie-
ier und Regisseur Horst W. Blome, der
in den 60er Jahren in der fränkischen
Metropole durdr .sein Links-Kabarett,,Die
Hintertreppe" weithin Aufmerksamkeit
provozierte, ein Kulturzentrum progres-
siver Orientierung, In dem Mini-Theater
(hundert Plätze),sollen fortsdrrittlidre in-
und ausländische Stücke aufgeführt, Kin-
der- und Lehrlingstheater gemadìt sowie
Lesungen veranstaltet we¡den, Gleidrzei-
tig ist geplant, im Theater, dem das Lo-
kal ,,Destille" angeschlossen ist, pro-
gressive Kunstwerke auszustellen sowie
verschiedene Veranstaltungsreihen ("The-
ater im FiIm", ,,Theater auf der Schall-
platte") durchzuführen. Der Spielplan, der
zusamrnen mit interessierten Künsilern
erarbeitet wird, soll auch historische und
moderne Beiträge des Arbeitertheaters
aufnehmen. Das von Horst W. Blome ge_
ieitete Theater, an dem bisher die Schãu-
spieler Linny Claudius, He1ga Budowski,
Heinz Herki und Alfred prasier engagiert
sind, wird getragen vom ,,Verein zur
Förderung zeitgenössischen Theaters-
Nürnberger Volksbühne e. V.,,. Das ,,The_
ater am Kopernikusplatz,, öffnete seine
Pforten am 6. April mit einer Solo-Inter-

pretation der,,Dreigrosdrenoper" von
Gerhard Lenssen. 'Iheaterleiter Horst W.
Blome sudrt zur Fortentwiddung seines
progressiven Kulturzentrums Kontakt zu
interessierten Kulturschaffenden (Adres'
se: ,,Theater am Kopernikusplatz", 8500
Nürnberg, Brosamerstraße 12, Telefon:
0911/443770).

Spoß in Rot
Die populärsten linken Künsfler der Bun-
desrepublik machen e¡ne gemeinsame
Anti-Schnulzen-Tournee - organ¡s¡ert vom
,,pläne"-Verlag. Nic*rt ganz zufällig im
Mai! Von der Bremer Stadthalle bis zum
Münchener Zirkus Krone sind bereits jetzt
die größten Hallen angemietet. ,,Spaß in
Rot" wird d¡e Tournee des Jahres heißen,
die durch mindestens 15 Großstädte fäh-
ren wird.
Dafür, daß es die Tourneé des Jahres wird,
bürgen bereits die großen Namen aus der
,,linken Hitparade". Fest zugesagt für
,,Spaß in Rot" haben bisher
Dieter Süverkrüp, finger- und zugenfertig-
ster Slar unter den Iinken Lledermacfrern
(und übrigens audr Mitbegründer des Ver-
lag ,,pläne"),
Floh de Cologne, populärste, härteste und
meistzensierte Pollt-Rod<-Band der BRD,
D¡et¡¡cfi Kittner, kompromißloser Einzet-
kämpfer und Vollblutkabarett¡st, der immer
nodr kein Feigenblatt vor den Mund nimmt,
Hanns Ernst Jäger, der bundesdeutsdre
Brecùt- und Tucholsky-lnterpret,
Klaus Lachmann, (nocfi) Geheimtip für
Brec{rt-Fans
und Franz Xaver Kroetz, dem man nac|r-
sagt, er se¡ die Entded<ung unter den lun-
gen deutsc{ìen Dramatlkern.
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schilder, sondern nur handgemalte Trans-
parente verkünden:,Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf'.
Der Streit um die Benennung der Düssel-
dorfer Universität ist eine eminent politi-
sche Frage. Er ist nur die Spitze des Eis-
berges bundesdeutscher Heine-Diffamie-
rung. Denn was lernt man in der Schule
von Heine? Bestenfalls die ,Loreley' und
den ,Belsazar'.
Uber den seit vier Jahren andauernden
und mit der Entscheidung des Satzungs-
konvents keineswegs beendeten Kampf
der Bürgerinitiative Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf informiert deren
Gründer Otto Schönfeldt in dem soeben
im Pahl-Rugenstein Verlag Köln erschie-
nenen Buch ,Und alle lieben Heinrich
Heine. , .'
Ein lesenswertes Buch, weil es einmal
eine sonst weniger beachtete - die kul-
turelle - Seite des Klassenkampfes be-
leuchtet.
Wie bekommt man es?
Als Student, indem man 5 DM + 1,50 DM
Versandkosten auf das Postscheckkonto
Otto Schönfeldt, Dortmund, 43305-467 ein-
zahlt oder einen Scheck einschickt an die
Bürgerinitiative Heinrich-Heine-Universi-
tät, c/o Otto Schönfeldt, 4 Düsseldorf 1,

Grunerstr. 26. (Der reguläre Preis be-
trägt 10 DM zuz'üglich Versandkosten.)

Anmerkungen:
1In der Fernsehsendung ,Uber die Sdtwie'
rigkeiten eines deutschen Dichters, ge-
ehrt zu werden'.
2 Inschrift:
Heinridr Heinel
Hier hat in einer dunklen Nacht
Ein deutscher Sänger Dein gedacht.
Den Wohlklang Deiner schönen Lieder
Gab hier des Urwaldes Echo wider.
Hier hat der Stadtrat keine Macht,
Und da die Welt genug gelacht
Ob diesem kannibalischen Treiben,
SolI Heine hier ein Denkmal bleiben!
Hier, wo die göttliche Natur
Noch nicht nach Christ und Jude frug,
Da sei des Menschen nur gedacht,
Des Sängers, seiner Lieder Pracht,
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Dos Uileil westlicher ldeologen Über
FDJ-singebewegung und Vll. Kunstdusstellung

Die ,einheitliche
Kulturnatioltn

ein Beltrag der FDJ-Zeitung ,Junge Welt'

Wir kennen alle die Wunschvorstellun-
gen der herrschenden Kreise in der BRD
von den,,innerdeutschen Beziehungen"
u¡d der ,,einheitlichen Kulturnation". Wir
übersehen deshalb nicht die übergroße
Neugier der bürgerlichen Presse für die
kulturellen Leistungen der DDR. Aber
sosehr sich die westlichen Schreiber auch
benr,ühen, riber die sozialistische Kunst
mitreden zu wollen, so sehr fällt auf,
daß ihnen diese sozialistische Kunst miß-
fällt, daß sie sie anders haben möchten.
Ihre Betrachtungsweisen verraten den
stillen Haß in den Redaktionsstuben auf
den Vormarsch des Sozialismus, verraten
den unversöhnlichen Gegensatz zwischen
sozialistischer und imperialistischer ldeo-
logie. Wenn audr freiwilliger DDR ge-
sagt wird, es schallt aus den westlichen
Rundfunkstationen und dem Blätterwald
wie eh und je der altbekannte zynisch-
besserwisserische Ton darüber, wie Kunst
zu sein hat.
,,Alle sagen drùben DDR, ach, wie fallen
neue lÂ/örter schwer" - diese Textzeile
aus einem Lied Hartmut Königs vom
1. Festival des politischen Liedes 1970
klang dem Klassengegner damals schlimm
in den Ohren, wie überhaupt die FDJ-
Singebewegung bei ihm von Anfang an
schlecht wegkam. Das liest sich beispiels-
weise so: ,,Freilich, im Hämmern sind
auch die Melodie-Werker der DDR ge-
ùbt - etwa wenn der ,Oktoberklub' sich
als ,Stück der Partei' und die ,Klasse
der Millionen Millionäre' besingt, für
die ,gute Arbeit Pflicht und Ehre' ist."
(Spiegel) Was hier mißfällt, ist das poli-
tische Bekenntnis der FDJ-Singegruppen.
Weil der Gegner die Erfolge der Singe-
bewegung und ihre Verbindung zu pro-
gressiven Gruppen in der kapitalistischen
Welt für den gemeinsamen antiimperiali-
stischen Kampf nicht leugnen kann, ver-
sucht er, die Sache zu entideologisieren.
Der ,,Spiegel" bestimmt deshalb, was die
,Zuhö¡er bei ,,Quilapayun" aus Chile oder
,,Agit-Prop" aus Finnland zu fesseln hat:
,,Weniger Klassenkampf-Funktion als die
modischen und folkloristischen Elemente
der Gesänge."
Dem gleichen Journal mißfiel selbstver-
ständlich auch der DEFA-Film ,,Trotz
alledem!" über den Kampf Karl Lieb-

knechts, und er rechnet mit den Künst-
Iern und Zuschauern der DDR ab, die sich

iî-dårå"ïääf,iïf i,inH:{
tions-Lichtspiel". Als der Leser Lothar
Sdrulz in der Jungen Welt - beeindruckt
vom Liebknecht-Film - schrieb, daß ,,mit
den Mitteln der Kunst Geschichte nach-
empfindbar gemadrt werden kann", ahnte
er sicher nicht,.daß diese jtußerung die
'Verärgerung der Spiegel-Redakteure nach
sich ziehen würde, denen vor allem die
überzeugende Entlarvung des Sozialde-
mokratismus in diesem Film überhaupt
nidrt sdrmeckte. Auch hier wieder der
stille Haß darüber, daß sich die DDR-
Jugend mit dem Kampf der großen Söh-
ne der deutschen Arbeiterklasse identifi-
ziert.
Nicht anders ist es mit der Bewertung
der VlL Kunstausstellung der DDR, wo
sich die Angriffe hinter den Komplimen-
ten verbergen, So schreibt die ,,Frank-
furter Allgemeine", der Besucherandrang
sei in der Tat das ,,überragende Phäno-
men", und sogar eine Erkenntnis wirdr
mitgeiiefert: "Oan dem Arbeiter di]
Kunst uninteressant sei, ist ganz offenbar
falsch." Dann wird aber doch die Katze
aus dem Sadc gelassen, wenn es heißt,
die Besucher bezeugten ,,Ehrfurdrt" vor
einer Kunst, die keine wäre. Denn ,,für
westlÍche Augen zerrinnt dieses gewal-
tige Stilgemisch zu einem Plagiathorror-
keller aller Akademien zwischen 1850

und 1925". Und der ,,Kölner Stadt-Anzei
ger" beleidigt unsere bildenden Künstler,
wenn er schreibt: ,,Lenin, Vietnam, An-
gela Davis, die Pariser Kommune, das
sind zur Zeit die immer wiederkehrenden
Motive, an denen sich jeder versucht, der
das richtige Bewußtsein beweisen will."
Was sidr hinter diesen Kritteleien ver-
birgt, ist der offene Angriff auf die Me-
thode des sozialistischen Realismus. Die
westlichen ldeologen hätten unsere Kunst
gern ohne sozialistischen Ideengehalt,
ohne Parteilichkeit und Volksverbunden-
heit. Mit ihren Fehlurteilen und An-
maßungen über die DDR-Kultur bewei-
sen die Vertreter der imperialistischen
Ideologie, daß es gar keine ,,einheitliche
Kulturnation" mehr gibt und geben kann.



muB das Zlel haben, dle gemeinsamen
lnteressen von Aüe¡tem und Studenten
hetvorzuheben. Verbale Kraltmeiereì, sek-
t¡ercr¡sche Parclen und A4tionsformen
br¡ngen uns kelnen Schrîtt weiter. Sie
tühren nur in die politìsche lsolierung. Wir
m¿issen vielmehr anknûpten an den Forde-
rungen der Sewerksdtatten und der Ar'
beiterjugendorganlsatlonen." Bríngen Sie
dies immer wieder zum Ausdruck, sagen
Sie es den Gewerkschatten se/ôst so off
wie möglich, daî Sie Mitglieder der Ge'
we¡kschatten sein wollen, wíe iedes an-
dere Mitglied dort auch, daß Sie von dem
geübten Umlunkt¡on¡eren der Ultras nicltts
halten, weil dies eben n¡cht tunkt¡on¡ert,
daB sie wie diese in den Gewerkschatten
keine Ersatzparteien señen a/s PlatttoÌn
zum selbstsücht¡gen Handeln. Begegnen
Sle so dem Mißtrauen, das ott genug e¡nem
solchen notwendigen Angebot aut Aktions-

ltitteilung der Redaktion

Unser Monn
in Moskou

Die sowjetische Nachrichten-Agen-
tur Nowosti hat der Redaktion der

, roten blätter angeboten, ihr einen
ständigen Korrespondenten in
Moskau zur Verfügung zu stellen.
Wir möchten hiermit unsere Leser
auffordern, uns ihre Themenwün-
sche für Berichte aus der UdSSR
mitzuteilen, die wir dann weiter-
leiten können. Die Redaktion be-
dankt sich an dieser Stelle noc{r
einmal recht herzlich bei den so-
wjetischen Genossen für das groß-
zügige Angebot.

)nheit gegenüber mit Recht geäußert wird.
aie Arbeitnehmerschaft, und insbesondere

die Arbeiter unter ihnen, s¡nd nicht bereit,
sich VorschriÍten, Belehrungen und einsei-
tige Beschlüsse aufdrängen zu /assen. S¡e
s¡nd gewillt, ihre Angelegenheiten setbst
in dìe Hand zu nehmen, selbst nach
besfem Ermessen zu regeln im gemeÍn-
samen Beschluß. Sie sind aber bereit,
bessere Argumente zu hören, sie inhatt-
lich zu verarbeiten, um so autgrund neuer
Erkenntnisse zu in dÍe ZukunÍt weisenden
Besch/djssen zu kommen, denn auch ihr
unverrückbares Ziel ist die Demokratisie-
rung von WirtschaÍt und Gesellschatt und
des gemelnsamen Handelns von Arbeitern
und Studenten auÍ vielen Ebenen autgrund
eines gemeÍnsamen Lernprozesses. Sie so
zu verwlrklichen, sollte unser gemeinsames
Ziel seln.
Wie ich glaube, ,sf dies nÌcht nur meine
persönlìche AuÍfassung, sondern auch dìe
Meinung vieler Kolleginnen und Kollegen
in den Betriebsgruppen unserer Gewerk-
schaffen.

Eduard Bäumer
Westberlin

Literatur im Klassenkampf
Beiträge zur sozialistischen Literatur aus der Weimarer Republik. 148 S., 6,- DM'
Arbeitsgespräch mit Prof. Alfred Klein
Alfred Klein / ,,Unsere Front". Zur Entwicklung der sozialistischen Literatur-
bewegung in der Weimarer Republik.
Friedrich Albrecht / Deutsche Schriftsteller in der Entscheidung. Aus der Zeit der
Weimarer Republik.
Friedrich Albrecht / ,,Ein Mensch unserer Zeit". Der Weg Johannes R. Bechers
zum Schriftsteller der Arbeiterklasse.
Alfred Klein / ,,Von unten aul". Zur literaturgeschichtlichen Stellung der revolutio-
nären Arbeitersch riftsteller.
Klaus Kändler / Drama und Klassenkampf. Zur Entwicklung der sozialistischen
Dramatik in der Weimarer Republik.
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Die neuen rb sind so lnte¡essant, daß ich
gesfern nachmittag erst wieder etwas an'
dercs tun konnte, als ich sle ge/esen
hatte. Was mich und einÍge Freunde störf.'
Bei vielen Attikeln muß noch ein Schluß'
satz h¡n, ¡ndem steht, wie gut der Sparta-
kus isf und daB man sich unbedingt orga'
nistercn so//. Das ist zwar richtig, aber für
Leute, die sich noch nicht organisiert
haben, wi¡kt das plump, die Artikel spre-
chen Íür sich, ein dauernder APPell
schreckt eher ab. Ansonsten, macht weiter
so. ..

Br¡g¡tte Kübler,
Freiburg

,,Manches
w¡rkt Plump"

Kommunistisc
Theologin?

1. Der wissenschaltliche Sozialismus hat
eine eindeutþe Aussage über Funkt¡on
und gesellschattliche Bedingungen der
Religion getrotÍen. Das Bekenntnis zum
w i ssensch attl i chen Sozi al i sm u s schl ¡eßt d i e

akt¡ve Auseinandersetzung mit,,theolog¡-
schen Schrullen" und idealistischer Philo'
sophie ein.
2. Sollte ,,Theologin" eine Art Berufsbe-
zeichnung darctellen, so so//fe in diesem
Zusammenhang zumindest auf die Proble-
matik eines Kommunisten in diesem Be-
rutsÍeld eingegangen werden.

Helmut Wienert
Göttingen

Sie Íordern nach meinen langiähtigen Er'
tahrungen a/s Gewerkschafter, Betriebs-
und Personalrat mit Recht das Bündnis
m¡t der Arbeiterklasse und ein gemein'
sames Handeln von Arbeitern und Sfuden-
ten, um die Demokratisierung von Hoch'
schulen und Gesellschaft voranzutre¡ben-
Nun besteht aber eine erhebliche Diskre'
panz zwisehen dem gesellschattlichen Be'
wußtsein vÍeler Gewerkschattsmitglieder
und dem Bewußtsein, das lhre Mitglieder
da¡über besitzen. Es ist nicht nur eine
Frage der Praxis, dles so zu sehen, wie-
e.s lsf, sondern auch eine Frage der So/!l
darität. So/idarisd¡e Hilte muß darin be'
stehen, wenn sìe diesen Namen verdiene¡'t
soll, daß man s¡ch uneingeschränkt an
dle Seite desienigen stellt, der dieser
Unterstützung im Kampf um seine demo-
k¡atíschen Rechte bedarl, ohne seinenVor-
zügen und Mängeln mit vorgefaßten Ur'
teilen zu begegnen. EÍn solches Verhalten
würde nìcht Solidarität bedeuten, sondern
Bevormundung beinhalten. Es würde da-
mÌt ausgedrückt, daß e¡ne sich ihrer selbst
gesetzten Bewertung bewußte Minderheit,
im Getühl eine fortschrittl¡che, dü ,,Wahr-
heÍt" näher stehende EIíte zu sern, slcfi
anschickt, der überwiegenden iìehrheit
ihre Auttassung von den Dingen unbedihgt
beÍbrÌngen zu wollen. EÍn Gefälle von
oben nach unten entsteht zwischen sich
tü¡ tortschrittlich Haltenden und vermeint-
Iichen Hinterwäldlern. Anstatt einem brü-
derlichen Handeln von gleích zu gleich,
wle es zur Solidarität gehört, wird so an-^
statt H¡tÍe Belehrung geboten. Wird dieQ
Belehrung, da sie eben Bevormundunf
ist, nicht angenommen, so ist es tür die
sogenannten Fottschr¡ttlichen aus m¡t der
,,Aktionsgemeinschalt", da sie mit Dum-
men, Ilnbelehrbaren nichts zu tun haben
wollen und sie ziehen sÍch in den Ellen-
beínturm ihrer Besse¡wisserei zurück.
Sie tun dies aber nicht, bevor sie dutch
Ausnutzen von lür sie zufällig günstÍgen
Mehrheiten hier und da ìhre eigenen Be'
sch/üsse und Resolutionen durchdrÍicken,
also durch ,,Umfunktionieren", Solche Be-
scl¡/üsse haben dann nur kurze Lebens'
dauer und dienen keineswegs dem ange'
sfrebfen Fortschritt, da sie meÍstens ¡edet
Entw¡cklung weít voraus eìlen, oft nur von
Wunschdehken best¡mmt sind, und vor
allem die breite MitglÍedschaft sie gar
nicht zu tragen bereit lsf. Sle tördern da-
mit nicht die Aktionseinheit, sonden sie
stören, behindern sie und lähmen die
Akt¡onen selbst.
Warum schreibe ich das nun? lch möchte
Sie b¡tten, diese Dinge immer so klar zu
sehen, wie Sle es se/bsf aut Seite 60 lhres
Prcgrammes beschreíben:,,Jede Aktion

Die großen

Möglichkeiten der

Aktionseinheit

,rïu leicht
gemacht"

Artikel: Für wen gilt das Grundgesetz?
(rb 10, S. 9)

tn der Meldung aus Frankturt lese Ích:

,,Angesichts der massiven Proteste
vermochte die . . . Kirchenleitung . . . in
dem Wahlengagement der kommunisti-
schen Theolog¡n .. ."
Dabei bereitet mit der Begrill der ,,kom-
munistischen Theologin" Schwierigkeit'
lnsbesondere weil hier ohne die geringste

Die Redaktion der roten blätter
freut sic{r über Leserzuscfir¡ften,
bittet aber, die Briefe möglic{tst
kurz zu halten. die Anschrift:
MSB Spartakus, rote blätter,
53 Bonn 1, Postfach.

Erläuterung scheinbar davon ausgegangen
wird, daB dlese Wo¡tkombination das
Se/bsf versfän d I i chste i st.
Vielleicht wäre es möglich, in einer der
nächsten Ausgaben der rb aul diese Frage
einmal näher einzugehen.
lnsbesondere scheinen sich mir folgende
Probleme in diesem Zusammenhang zu
stellen:
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lch tinde, daß lhr Euch den theoret¡schen
Teil der ,,rb 10" etwas zu leicht gemacht
habt, ìndem lhr eintach einige Auszüge
aus dem VotwoÍt des gemeinsamen Re'
g¡erungsprogramms der KPF und SP nach-
gedruckt habt,
Ich könnte mir vorstellen, daß gerade
wegen der Wichtigkeit und Lehren, die
dieses Programm auch in der BRD tür uns
b¡etet, d¡e ìnnerverband!iche Diskussion
darüber relat¡v stark ist. Darum wäre es
m. E. Autgabe des Artikels gewesen, diese
Dlskussion aulzunehmen und weiterzu-
treiben, denn der theorct¡sche fe¡T unseres
Organs sollte uns doch auch einen ge-
wissen theoretischen Vorlauf geben. Für
lnteressierte, die das Vorwort des Pro-
gramms sd¡on gelesen haben, bleibt der
Artikel jedoch hinter eigenen Oberlegun-
gen zurück. Mit solidarischen Grüßen

Werner Hennicke,
Hamburg

he

Das Sekretariat des Bundesvor-
slands des MSB Spartakus, mit ihm
die Redaktion der roten blätter und
facit e. V,, sind umgezogen. Die
neuen Büros befinden sich in Bonn,
Poppetsdorfer Allee 58 a. Die Brief-
anschrift (Spartakus Bundesvor-
stand, 53 Bonn 1, Postfach) und dle
lelefonnummern (0 22 21 163 12 02-g)
sind gleichgeblieben.



muB das Zlel haben, dle gemeinsamen
lnteressen von Aüe¡tem und Studenten
hetvorzuheben. Verbale Kraltmeiereì, sek-
t¡ercr¡sche Parclen und A4tionsformen
br¡ngen uns kelnen Schrîtt weiter. Sie
tühren nur in die politìsche lsolierung. Wir
m¿issen vielmehr anknûpten an den Forde-
rungen der Sewerksdtatten und der Ar'
beiterjugendorganlsatlonen." Bríngen Sie
dies immer wieder zum Ausdruck, sagen
Sie es den Gewerkschatten se/ôst so off
wie möglich, daî Sie Mitglieder der Ge'
we¡kschatten sein wollen, wíe iedes an-
dere Mitglied dort auch, daß Sie von dem
geübten Umlunkt¡on¡eren der Ultras nicltts
halten, weil dies eben n¡cht tunkt¡on¡ert,
daB sie wie diese in den Gewerkschatten
keine Ersatzparteien señen a/s PlatttoÌn
zum selbstsücht¡gen Handeln. Begegnen
Sle so dem Mißtrauen, das ott genug e¡nem
solchen notwendigen Angebot aut Aktions-

ltitteilung der Redaktion

Unser Monn
in Moskou

Die sowjetische Nachrichten-Agen-
tur Nowosti hat der Redaktion der

, roten blätter angeboten, ihr einen
ständigen Korrespondenten in
Moskau zur Verfügung zu stellen.
Wir möchten hiermit unsere Leser
auffordern, uns ihre Themenwün-
sche für Berichte aus der UdSSR
mitzuteilen, die wir dann weiter-
leiten können. Die Redaktion be-
dankt sich an dieser Stelle noc{r
einmal recht herzlich bei den so-
wjetischen Genossen für das groß-
zügige Angebot.

)nheit gegenüber mit Recht geäußert wird.
aie Arbeitnehmerschaft, und insbesondere

die Arbeiter unter ihnen, s¡nd nicht bereit,
sich VorschriÍten, Belehrungen und einsei-
tige Beschlüsse aufdrängen zu /assen. S¡e
s¡nd gewillt, ihre Angelegenheiten setbst
in dìe Hand zu nehmen, selbst nach
besfem Ermessen zu regeln im gemeÍn-
samen Beschluß. Sie sind aber bereit,
bessere Argumente zu hören, sie inhatt-
lich zu verarbeiten, um so autgrund neuer
Erkenntnisse zu in dÍe ZukunÍt weisenden
Besch/djssen zu kommen, denn auch ihr
unverrückbares Ziel ist die Demokratisie-
rung von WirtschaÍt und Gesellschatt und
des gemelnsamen Handelns von Arbeitern
und Studenten auÍ vielen Ebenen autgrund
eines gemeÍnsamen Lernprozesses. Sie so
zu verwlrklichen, sollte unser gemeinsames
Ziel seln.
Wie ich glaube, ,sf dies nÌcht nur meine
persönlìche AuÍfassung, sondern auch dìe
Meinung vieler Kolleginnen und Kollegen
in den Betriebsgruppen unserer Gewerk-
schaffen.

Eduard Bäumer
Westberlin

Literatur im Klassenkampf
Beiträge zur sozialistischen Literatur aus der Weimarer Republik. 148 S., 6,- DM'
Arbeitsgespräch mit Prof. Alfred Klein
Alfred Klein / ,,Unsere Front". Zur Entwicklung der sozialistischen Literatur-
bewegung in der Weimarer Republik.
Friedrich Albrecht / Deutsche Schriftsteller in der Entscheidung. Aus der Zeit der
Weimarer Republik.
Friedrich Albrecht / ,,Ein Mensch unserer Zeit". Der Weg Johannes R. Bechers
zum Schriftsteller der Arbeiterklasse.
Alfred Klein / ,,Von unten aul". Zur literaturgeschichtlichen Stellung der revolutio-
nären Arbeitersch riftsteller.
Klaus Kändler / Drama und Klassenkampf. Zur Entwicklung der sozialistischen
Dramatik in der Weimarer Republik.
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Die neuen rb sind so lnte¡essant, daß ich
gesfern nachmittag erst wieder etwas an'
dercs tun konnte, als ich sle ge/esen
hatte. Was mich und einÍge Freunde störf.'
Bei vielen Attikeln muß noch ein Schluß'
satz h¡n, ¡ndem steht, wie gut der Sparta-
kus isf und daB man sich unbedingt orga'
nistercn so//. Das ist zwar richtig, aber für
Leute, die sich noch nicht organisiert
haben, wi¡kt das plump, die Artikel spre-
chen Íür sich, ein dauernder APPell
schreckt eher ab. Ansonsten, macht weiter
so. ..

Br¡g¡tte Kübler,
Freiburg

,,Manches
w¡rkt Plump"

Kommunistisc
Theologin?

1. Der wissenschaltliche Sozialismus hat
eine eindeutþe Aussage über Funkt¡on
und gesellschattliche Bedingungen der
Religion getrotÍen. Das Bekenntnis zum
w i ssensch attl i chen Sozi al i sm u s schl ¡eßt d i e

akt¡ve Auseinandersetzung mit,,theolog¡-
schen Schrullen" und idealistischer Philo'
sophie ein.
2. Sollte ,,Theologin" eine Art Berufsbe-
zeichnung darctellen, so so//fe in diesem
Zusammenhang zumindest auf die Proble-
matik eines Kommunisten in diesem Be-
rutsÍeld eingegangen werden.

Helmut Wienert
Göttingen

Sie Íordern nach meinen langiähtigen Er'
tahrungen a/s Gewerkschafter, Betriebs-
und Personalrat mit Recht das Bündnis
m¡t der Arbeiterklasse und ein gemein'
sames Handeln von Arbeitern und Sfuden-
ten, um die Demokratisierung von Hoch'
schulen und Gesellschaft voranzutre¡ben-
Nun besteht aber eine erhebliche Diskre'
panz zwisehen dem gesellschattlichen Be'
wußtsein vÍeler Gewerkschattsmitglieder
und dem Bewußtsein, das lhre Mitglieder
da¡über besitzen. Es ist nicht nur eine
Frage der Praxis, dles so zu sehen, wie-
e.s lsf, sondern auch eine Frage der So/!l
darität. So/idarisd¡e Hilte muß darin be'
stehen, wenn sìe diesen Namen verdiene¡'t
soll, daß man s¡ch uneingeschränkt an
dle Seite desienigen stellt, der dieser
Unterstützung im Kampf um seine demo-
k¡atíschen Rechte bedarl, ohne seinenVor-
zügen und Mängeln mit vorgefaßten Ur'
teilen zu begegnen. EÍn solches Verhalten
würde nìcht Solidarität bedeuten, sondern
Bevormundung beinhalten. Es würde da-
mÌt ausgedrückt, daß e¡ne sich ihrer selbst
gesetzten Bewertung bewußte Minderheit,
im Getühl eine fortschrittl¡che, dü ,,Wahr-
heÍt" näher stehende EIíte zu sern, slcfi
anschickt, der überwiegenden iìehrheit
ihre Auttassung von den Dingen unbedihgt
beÍbrÌngen zu wollen. EÍn Gefälle von
oben nach unten entsteht zwischen sich
tü¡ tortschrittlich Haltenden und vermeint-
Iichen Hinterwäldlern. Anstatt einem brü-
derlichen Handeln von gleích zu gleich,
wle es zur Solidarität gehört, wird so an-^
statt H¡tÍe Belehrung geboten. Wird dieQ
Belehrung, da sie eben Bevormundunf
ist, nicht angenommen, so ist es tür die
sogenannten Fottschr¡ttlichen aus m¡t der
,,Aktionsgemeinschalt", da sie mit Dum-
men, Ilnbelehrbaren nichts zu tun haben
wollen und sie ziehen sÍch in den Ellen-
beínturm ihrer Besse¡wisserei zurück.
Sie tun dies aber nicht, bevor sie dutch
Ausnutzen von lür sie zufällig günstÍgen
Mehrheiten hier und da ìhre eigenen Be'
sch/üsse und Resolutionen durchdrÍicken,
also durch ,,Umfunktionieren", Solche Be-
scl¡/üsse haben dann nur kurze Lebens'
dauer und dienen keineswegs dem ange'
sfrebfen Fortschritt, da sie meÍstens ¡edet
Entw¡cklung weít voraus eìlen, oft nur von
Wunschdehken best¡mmt sind, und vor
allem die breite MitglÍedschaft sie gar
nicht zu tragen bereit lsf. Sle tördern da-
mit nicht die Aktionseinheit, sonden sie
stören, behindern sie und lähmen die
Akt¡onen selbst.
Warum schreibe ich das nun? lch möchte
Sie b¡tten, diese Dinge immer so klar zu
sehen, wie Sle es se/bsf aut Seite 60 lhres
Prcgrammes beschreíben:,,Jede Aktion

Die großen

Möglichkeiten der

Aktionseinheit

,rïu leicht
gemacht"

Artikel: Für wen gilt das Grundgesetz?
(rb 10, S. 9)

tn der Meldung aus Frankturt lese Ích:

,,Angesichts der massiven Proteste
vermochte die . . . Kirchenleitung . . . in
dem Wahlengagement der kommunisti-
schen Theolog¡n .. ."
Dabei bereitet mit der Begrill der ,,kom-
munistischen Theologin" Schwierigkeit'
lnsbesondere weil hier ohne die geringste

Die Redaktion der roten blätter
freut sic{r über Leserzuscfir¡ften,
bittet aber, die Briefe möglic{tst
kurz zu halten. die Anschrift:
MSB Spartakus, rote blätter,
53 Bonn 1, Postfach.

Erläuterung scheinbar davon ausgegangen
wird, daB dlese Wo¡tkombination das
Se/bsf versfän d I i chste i st.
Vielleicht wäre es möglich, in einer der
nächsten Ausgaben der rb aul diese Frage
einmal näher einzugehen.
lnsbesondere scheinen sich mir folgende
Probleme in diesem Zusammenhang zu
stellen:
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lch tinde, daß lhr Euch den theoret¡schen
Teil der ,,rb 10" etwas zu leicht gemacht
habt, ìndem lhr eintach einige Auszüge
aus dem VotwoÍt des gemeinsamen Re'
g¡erungsprogramms der KPF und SP nach-
gedruckt habt,
Ich könnte mir vorstellen, daß gerade
wegen der Wichtigkeit und Lehren, die
dieses Programm auch in der BRD tür uns
b¡etet, d¡e ìnnerverband!iche Diskussion
darüber relat¡v stark ist. Darum wäre es
m. E. Autgabe des Artikels gewesen, diese
Dlskussion aulzunehmen und weiterzu-
treiben, denn der theorct¡sche fe¡T unseres
Organs sollte uns doch auch einen ge-
wissen theoretischen Vorlauf geben. Für
lnteressierte, die das Vorwort des Pro-
gramms sd¡on gelesen haben, bleibt der
Artikel jedoch hinter eigenen Oberlegun-
gen zurück. Mit solidarischen Grüßen

Werner Hennicke,
Hamburg

he

Das Sekretariat des Bundesvor-
slands des MSB Spartakus, mit ihm
die Redaktion der roten blätter und
facit e. V,, sind umgezogen. Die
neuen Büros befinden sich in Bonn,
Poppetsdorfer Allee 58 a. Die Brief-
anschrift (Spartakus Bundesvor-
stand, 53 Bonn 1, Postfach) und dle
lelefonnummern (0 22 21 163 12 02-g)
sind gleichgeblieben.
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